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der taujendjährige, aber freilich im Laufe won mehr als einen 
Jahrhundert ſchon vielfach) untergrabene und geloderte Zu— 
ſammenhang Dejterreich® mit Deutſchland völlig zerriffen, wurde 
der deutſche Bund, dies ein halbes Jahrhundert alte Kind 
de3 Miener Congrefjes, gewaltjam aufgelöjt, der Norden 
Deutichlands zu einen neuen Bunde, und endlich, nad) einem 
zweiten ruhmreichen Kriege mit Frankreich, dag ganze außer— 
öſterreichiſche Deutſchland zu einem neuen deutfchen Reiche 
vereinigt. Die Geſchichte dieſer Periode zu jchreiben wird 
noch lange nicht möglid) fein. Die Jdeen, die mit einander 
im Kampfe lagen, die Intereſſen der einzelnen Staaten, Dir 
dabei betheiligt waren, die Beſtrebungen der Parteien, Die 
dabei mitwirften und jene Ideen zur Geltung bringen voll: 
ten, waren zu verjchtedenartig, ſtanden ſich einander zu jchroff 
gegenüber, waren zu jehr geeignet, Die Leidenfchaften auf: 
zuregen, als daß es denen, Die jene Zeit ſelbſt durchlebt, viel: 
leicht jelbjt an dem Kampfe Theil genommen haben, möglich) 
fein jollte, eine unbefangene, wicht jubjectivd gefärbte Dar- 
jtellung jener Zeiten zu geben. Und dennoch it cine voll 
ftändig richtige Auffaſſung, eine gerechte Beurtheilung der in 
jener Zeit gegeneinander fümpfenden Berfonen und ihrer Hand: 
lungen nur denen möglich, die jene Zeiten ſelbſt mit durch— 
lebt, die unmittelbaren Eindrüde der Schnell wechjelnden Ereig— 
niſſe jelbjt mit empfunden, an den Leidenfchaftlichen Erregumgen 
der Beit fjelbjt mit Theil genommen haben und daher im 
Stande jind, die mitwirfenden Perſonen nicht blos nad) ihren 
Reden und Handlungen, wie fie vereinzelt in die Deffent- 
lichteit kamen, jondern, weil fie diejelben ſelbſt an der Arbeit 
gefehn, auch mit Rückicht auf die momentanen Verhältniſſe 
und Eindrüce beurtheilen zu können, unter denen ſie handelten. 
Für einen künftigen Geſchichtsſchreiber wird aber eine gerechte 
und der Wahrheit getreue Darjtellung jener Zeiten eine über: 
aus Ichiwierige Aufgabe jein, nicht, wie in vielen andern Fällen, 
wegen des Mangels, jondern wegen de Ueberfluſſes an gleich- 
zeitigen Quellen. Schon das faſt unüberſehbare Chang, 
welches Die Tagespreffe jener Zeiten darbietet, zu bewältigen 
und zu ordnen wird für ihn eine fait unlösbare Aufgabe 
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ichuldigungen und Angriffe gegen anders Denfende frühere 
Streitigkeiten in gehäfftger Weiſe zu erneuern, jondern um 
in Bezug auf Thatſachen und Beitrebungen, die ſie genau 
fennen, weil fie jelbjt dabet mitgewirkt haben, die Wahrheit 
zu conftatiren und durd) die öffentliche Aussprache derfelben 
ungerechte Angriffe und falſche Bejchuldigungen zu entfräften. 

Kommen dergleichen ruhige, der Wahrheit getreue Dar— 
jtellungen der Ereignifje und der Motive, die dabei maßgebend 
waren, don verjchiedenem Standpunkte aus in die Veffent: 
fichfeit, Jo kann dies wejentlich dazu beitragen, dem fünftigen 
Gejchichtsfchreiber feine Arbeit zu erleichtern und ihm eine 
wahrheitgetreue Darjtellung jener Zeiten möglich zu machen. 

Erwägungen diejer Art waren es, die mic) bejtimmten, 
meine Erinnerungen niederzujchreiben. Hierzu Fam jedoc) noch 
eine jpecielle Rüdjicht auf mein engeres Vaterland Sachfen. 
Keine andere der deutfchen Regierungen it damals in folcher 
Weile und mit einer folchen beharrlichen Conjequenz ange: 
griffen und verleumdet worden, wie die Königlich Tächjische, 
und das wurde jo weit getrieben, daß fie jchließlich ſogar 
befchuldigt wurde, den eigentlichen Anlay zu dem Ausbruche 
des Kriege von 1866 herbeigeführt, ja jogar Preußen mit 
einem Angriffe bedroht zu haben. Sachſen bat jchon einmal, 
vor dem Ausbruche des jiebenjährigen Krieges, das gleiche 
Schidjal gehabt. Auch damals wurde die jächltjche Regie— 
rung bejchuldigt, durch ihre Politif den Krieg unvermeidlich 
gemacht zu haben, und da man damals unterlaſſen bat, Die 
Unwahrheit diefer Behauptung nachzuweiſen, ſo iſt dieſelbe 
ein Stück Geſchichte geworden und ſelbſt in hiſtoriſche Werke 
übergegangen, bis es in der neueſten Zeit durch archivaliſche 
Forſchungen möglich geworden iſt, ihre völlige Grundloſigkeit 
darzuthun. Wenn nun im Jahre 1866, hundertundzehn Jahre 
ſpäter, eine ganz gleiche Beſchuldigung gegen die ſächſiſche 
Regierung erhoben wurde, ſo hielt ich, als damaliges Mit- 
glied derſelben, es für meine Pflicht, die Unwahrheit dieſer 
Beſchuldigung darzulegen, ehe ſie durch eine Art von Ver— 
jährung einen Anſpruch auf Geltung in der deutſchen Ge— 
ſchichte erlangt. 
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als irgend möglich, jeder eigentlidden Polemik, jedes Angriffs 
auf Andere zu enthalten. Sc habe mic) insbeſondere be- 
müht, die damaligen Anfichten und Ziele der fächjiichen 
Regierung, jowie die Motive ihrer Entichlüffe und Hand- 
lungen fo darzujtellen, wie fie wirflid waren, um ungerechte 
Beichuldigungen und Angriffe abzınvehren. Soweit be- 
anspruche ich Glaubwürdigkeit und Vertrauen. Aber ich bin 
weit entfernt, in Bezug auf meine Beurtheilung Anderer und 
der Motive ihrer Handlungen und Entjchlüffe einen jeden 
Irrthum für unmöglich zu halten. Ich kann mich 3. B., 
wenn ic) zuweilen geglaubt habe, den glänzenden Schein 
nationaler Hingebung und Opferfreudigfeit für eine Maske 
halten zu müffen, hinter der ſich ein ganz gewöhnlicher Eigen- 
‚nuß verbarg, wohl hier oder da einmal geirrt haben. Wenn 
dies aber wirklich der Fall jein, wenn ich Anderen zuweilen 
Unrecht gethan haben ſollte, dam Liegt e& ja nur im Intereſſe 
der Sache, für die ich Ichreibe, der hiſtoriſchen Wahrheit, daß 
meine Schrift zu einer Zeit erjcheint, zu der cine Wider: 
legung, eine Rechtfertigung der irrthümlich Beſchuldigten noch 
möglich it. 

Ich Habe mich daher entjchloffen, meine Erinnerungen 
aus der Beit bis zum Friedensſchluß von 1866 ſchon jetzt 
der Deffentlichfeit zu übergeben. Mit dieſem Friedensſchluſſe 
wurde die Zeit des Kampfes, des Zuſammenbruchs alter Ber: 
hältniffe bejchloffen, eine neue Zeit begann, in der cs galt, 
Neues zu Schaffen, zu befeitigen. Bis dahin kann man jagen: 
das Vergangene iſt vergangen, es liegt vor uns nur noch 
als Gegenſtand ernſter, ruhiger Betrachtung. Was ſeitdem 
gefchehen, tt noch zu neu, zu ſehr mit dem unmittelbar Segen: 
wärtigen verbunden, als daB eine unbefangene Darttellung 
desselben gejchrieben und veröffentlicht werden könnte. 
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ergriffen. Noch in ſeinem jpäteren Alter ſprach er mit 
jugendlicher Begetfterung don den erjten Aufführungen der 
Sungfran von Orleans, der Maria Stuart, des Wallen: 
jtein u. ſ. w. So, ganz Dingegeben dem damals regen por: 
tijchen Leben dev Natton, wurde er wentger berührt von den 
Einflüſſen der franzöfifchen Revolution, die, wie cs Tcheint, 
ztemlich }purlos am dem beramvachjenden jungen Manne 
borübergegangen iſt., Wenigſtens erinnere ich mich in ſeinen 
vielfachen Erzählungen aus ſeiner Jugendzeit keiner Aeußerung, 
die auf eine ſchon zu jener Zeit vorhandene tiefere geiſtige 
Theilnahme an jenem welthiſtoriſchen Ereigniſſe hingedeutet 
hätte. Dagegen mochte ſeine auffallende Gleichgiltigkeit gegen 
alles, was mit Politik und öffentlichem Leben zuſammen— 
hing, ſeine Abneigung gegen alle politiſchen Geſpräche wohl 
eine Folge der Eindrücke geweſen ſein, die jene Zeit und die 
unmittelbar darauf folgende der tiefſten Erniedrigung Deutſch— 
lands auf ihn gemacht hatte. 

Im Jahre 1801 bezog mein Vater die Univerſität Leip— 
zig, wo er ſeine Zeit mit dem Studium der Jurisprudenz 
und, in noch größerem Maße wohl, im lebhaften Verkehre 
mit einigen gleichgeſtimmten Freunden — unter denen er beſon— 
Ders oft und gern Savigny, von Charpentier (ſpäter K. Preu— 
ßiſcher Berghauptmann), Weber (ſpäter Profeſſor in Breslau) 
und Goede (damals Privatdocent Der Rechte in Leipzig) 
erwähnte —, ſowie im Genuſſe der poetiſchen Werke der Dich— 
ter jener Zeit verbrachte. In erſter Linie beſtimmend für 
ſeine Lebensanſchauungen war ſchon Damals und blieb ſein 
ganzes Leben hindurch Goethe, aber auch von Schiller 
wurde er mächtig angezogen, an Scan Paul hing er lange 
Zeit mit innigſter Liebe und Verehrung. 

Nach drei in Leipzig verbrachten glücklichen Jahren nach 
Dresden zurückgekehrt, konnte er ſich in dem daſigen Hofleben, 

gt welches er, Dem Willen ſeines inzwiſchen verſtorbenen 
Vaters gemäß, nunmehr eintrat, wicht glücklich fühlen. — Eiue 
Stellung in der Tiplomatie — er war bereits zum Legations— 
jeeretär bet der ſächſiſchen Geſandtſchaft in Caſſel beitimmt —, 
ebenjo wie Die ihm ugedachte Anſtellung als Amtshauptmann, 
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nahm er nicht an, weil er ſich überhaupt nicht binden und 
in ſeiner perſönlichen Freiheit nicht wollte beſchränken laſſen. 
Als er ſich daher im Jahre 1806 mit Henriette Charlotte 
Vouiſe Gräfin don Seydewitz aus dem Hauſe Pülswerda 
verheirathet hatte, zog er ſich vom Hofe zurück und kaufte 
das kleine Gut in Thürmsdorf, welches ev ſiebenundzwanzig 
Sabre lang, bis zum Sabre 1833, beſeſſen und bewohnt hat. 

Es war eine durchaus glücliche Ehe, Die meiner Aeltern ; 
niemals durch größere Unglücdsfälle, niemals durch ernſtere 
Jerwürfniſſe in der Familie gejtört; ein Familienleben Tchün: 
jter und einfachjter Art, getragen durch) Die gegenſeitige 
immigite Liebe aller Familienglieder; mein Vater, ſich fort: 
während bejchäftigend und emſig fortbildend, meine Mutter 
unermüdlich und mit ſtets gleicher Liebe und Hingebung im 
Hauſe ſchaffend und wirkend, kaunten, in der Stille des Land— 
lebens, feine höhere Frende, kein ſchöneres Glück, als das 
eines Tiebevollen und heiteren Zuſammenlebens im Kreiſe ihrer 
Kinder. 

Schon in Leipzig war bei meinem Bater, zunächſt wohl 
durch jeine Bekanntſchaft mit dem Stupferitecher Geyſer, Die 
Liebe zur Kunſt angeregt worden und Der Plan entſtanden 
eine größere und möglichſt vollſtändige Sammlung von Kupfer— 
ſtichen und Radirungen anzulegen, was ev auch mit ſchönem 
Erfolge ausgeführt bat. Bald erwachte auch jene Neigung 
für Die alte Kunſt, für Archäologie und Mythologie, Die er, 
angeregt zunächſt Durch ein eifriges Studium der Werke Win 
ckelmann's, viele Jahre hindurch mit dem größten Eifer und 
unabläſſigen Studien wetter ausgebildet hat. In den fünfund 
wanzig Jahren, von 1806 bis 1831 etwa, iſt wohl kein 
größeres und kleineres Werk über die Kunſt der Griechen, 
Römer, Egypter u. ſ. w., über Archävlogie und Mythotogie 
dieſer Völker, keine Beſchreibung einer Reiſe nach Italien, 
Griechenland oder Egypten erſchienen, die er nicht angeſchafft 
und eifrig ſtudirt Hätte. Durch ſeine fortwährende Beſchäftigung 
mit Goethe's Schriften wurde auch ſein Intereſſe für die Na 
turwiſſenſchaften, insbeſondere für Geognoſie und Mineralogie, 
angeregt: insbeſondere die Wirkſamkeit Werner's in Freiberg 
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und feine bahnbrechenden Lehren interejjirten ihn in hohem 
Grade. Der leßtere Imftand wurde auch für mein Leben von 
großer Bedeutung, da mein Vater lebhaft wünſchte, daß ich, 
fein ältejter Sohn, mich dem Bergbau widmen, Geognoſie und 
Mineralogie ftudiren ſolle. 

Ich bin der ältejte von ſechs Geſchwiſtern; meine drei 
Brüder find: Julius, der als Kgl. Sächſ. Geheimer Rath 
und penjionirter Vice-Präſident des Ober-Appellationsgerichts 
in Dresden lebt; Edwin, welcher im Sabre 1876 als pen— 
fionirter K. ©. Generalmajor verjtorben, und Luitbert, 
welcher als K. ©. Obrijtlieutenant am 3. Juli 1866 in der 
Schlacht bei Königgrätz gefallen iſt. Meine ältejte Schwe- 
ſter war zuleßt an den Regiſſeur Meiſter verheirathet und 
(lebt als deſſen Wittwe in Dresden, während meine jüngite 
Schweſter an den Herzoglich Sachſen-Coburg'ſchen wirklichen 
Geheimen Rat) von Pawel-Rammingen in Coburg verbets 
rathet iſt. 

Meine früheſte Erinnerung geht bis in das Jahr 1811 
zurück; es ſteht mir noch lebhaft vor der Seele, wie mein 
Vater mich eines Abends auf den Arm nahm und mir durch 
das offene Fenſter den großen Kometen zeigte. Der Anblick 
und die damit verbundene Erklärung meines Vaters machten 
einen ſolchen Eindruck auf mich, den damals dreijährigen 
Knaben, daß ich heute noch genau das Fenſter angeben kann, 
an dem wir ſtanden, und die Richtung, in der ich den Kome— 
ten ſah. Aus dem Striegsjahre 1813 habe ich noch mehrfache 
genaue Erinnerungen. Ber den Wechſelfällen des Krieges 
wurde unfere Gegend abwechjelnd von Ruffen uud Franzoſen 
bejegt; erjtere gaben im Ganzen zu keinen großen Bejchwer: 
den Anlaß. Die ruffischen Soldaten waren gutmüthig, freund 
lich) und meiſt, insbeſondere die Kojafen, große Kinderfreunde; 
ich erinnere mich, day ic) wiederholt von durchziehenden Ko— 
jafen auf das Brerd gehoben und freundlich geküßt worden 
bin; aud) die Offiziere der Ruffen waren im Ganzen wohl: 
wollend und hielten auf jtrenge Disciplin und Ordnung. 
Ein weniger gutes Andenken binterliegen damals die Frans 
zojen In unſerer Gegend, insbejondere die Elſäſſer, die als 
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ber gutem und ſchlechtem Wetter, ein Nänzchen mit Büchern 
und Schreibmaterialien auf dem Rücken, eine ſtarke Stunde 
wert einen hoben und fteilen Berg hinauf und dann wieder 
hinunter geben, jo dab wir unſeren erſten Unterricht aud) 
mit ziemlich bedeutenden fürperlichen Anjtrengungen erfaufen 
mußten. 

Daß dieſer Unterricht im Vergleiche mit dem, was man jetzt 
von dem Unterrichte zehn- bis zwölfjähriger Knaben verlangt, 
ein ziemlich dürftiger und mangelhafter war, iſt leicht zu be— 
greifen. Seine Mängel wurden aber reichlich ausgeglichen 
durch das Leben in der Familie, welches eigentlich ein immer 
fortgehender, faſt ſpielender Unterricht der Kinder durch den 
Vater war. Dieſer, im Beſitze einer umfänglichen, reichhal— 
tigen Bibliothek, gab ſeine entſchiedene Neigung zu ernſter, 
wiſſenſchaftlicher Beſchäftigung auch in der Stille des Land— 
lebens nicht auf und fühlte oft das Bedürfniß, ſich die Er: 
gebniſſe ſeiner Studien dadurch ſelbſt klarer und verständlicher 
zu machen, daß er ſie Anderen mittheilte, wobei es ihm dann 
zuweilen wohl weniger darauf ankam, ob dieſe Anderen im 
Stande waren, ſeine Mittheilungen richtig und vollſtändig 
zu verſtehen oder nicht. So kam es denn, daß er zuweilen 
auch ſeinen Kindern gegenüber derartige Geſpräche führte; 
immer aber und abgeſehen von ſolchen Mittheilungen, die 
nunſeren geiſtigen Horizont überſchritten, waren ſeine Unter: 
haltungen mit uns belehrend und unterrichtend; namentlich 
in der erſten Hälfte ſeines Landaufenthaltes ließ er keine 
Gelegenheit vorübergehen, ohne uns zu unterrichten, ſei es 
mm über Gegenſtände und Vorkommniſſe in der Natur, oder 
über den Anhalt und die Bedeutung jener Kunſtſachen amd 
iiber alles, was ſonſt in unſerem Leben irgendwie vorkam. 
Aber nicht blos belehrend und unſere Kenntniſſe vermehrend 
wirkten dieſe täglichen, uns lebhaft interreſſirenden Unterhal— 
tungen auf uns ein, ſondern zugleich moraliſch, ſtreng ſittlich 
bildend und erziehend. Mein Vater hatte — und das war 
bei ihm ein tief in ſeinem Innern wurzelnder Charakterzug — 
een ganz entſchiedenen Day und Abſcheu gegen alles Uns 
wahre md Gemachte, nicht blos gegen Die directe Umwahrpeit 





Stunde und manche Temüthigung ein. Die Verteilung der 
Schiller in die einzelnen Klaſſen und deren Abtheilungen 
wurde lediglich nach der Kenntniß der alten Sprachen bewirkt, 
und da diele, als ich nach Meißen Fam, bei mir noch jehr 
gering war, jo wurde ich in die unterjte Abtheilung gelegt 
unter Knaben von gleichem Alter, denen ic) zwar in der all 
gemeinen geiftigen Ausbildung weit überlegen war, die aber 
in der jpeciellen Kenntniß der alten Sprachen viel mehr vor: 
gejchritten waren, als ich. Es wurde mir daher in der eriten 
Seit ſehr ſchwer, dem Unterrichte zu folgen und mit den 
Anderen fortzufommen; aber die mancherlet Kränfungen und 
das Lachen meiner Mitjchüler, wenn meine Unwiſſenheit jo 
recht zu Tage trat, ſpornten mich aufs Aeußerſte an, aus 
Diejer unangenehmen Lage herauszukommen; namentlich waren 
03 Die griechifchen unregelmäßigen verba, Die mich außer: 
ordentlich chicanirten, weil ich bis dahin noch gar nichts da— 
von erfahren hatte und jie nun auf einmal volljtändig feinen 
jollte. Es bejtand damals die Einrichtung, day die Schüler 
an zwei Nachmittagen der Woche Tpazieren geführt wurden; 
aber ich habe mich während des erſten Jahres meines Auf: 
enthaltes in der Schule an vielen diefer Tage wegen vorge: 
ſchützten Unwohlſeins von dem Ausgehen entichuldigt und wäh- 
vend der Stunden, in denen ich dann allem war, mich mit 
der griechifchen und lateinischen Grammatik beichäftigt und Die 
griechischen unregelmäßigen verba auswendig gelernt. Erſt als 
es mir auf dieſe Weiſe nach und nach gelungen war, meinen 
Mitſchülern gleich zu kommen, erſt dann fing ich an, mic) in 
der Schule überhaupt beſſer zu befinden und wohler zu fühlen. 
Der Unterricht in St. Afra bejchränfte Jich damals im Wejent: 
lichen auf die lateinische und griechische Sprache; die Klaſſiker 
wurden gelefen, aber nur benugt, um grammatifalische Be— 
merfungen daran zu knüpfen und die Sprache zu erläutern; 
der jachliche Inhalt blieb ung meist fremd und gleichgiltig. 
Für die Fünftigen Theologen wurde in den oberen Klaſſen 
das Hebräifche gelehrt. Was font noch getrieben wurde: 
Geſchichte, Mathematik, deutſche Sprache, war überaus unbe— 
deutend und oberflächlich, blieb auch bei der Locirung der 
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Mein Aufenthalt in Meißen war von Anfang an auf 
nur vier Jahre berechnet, da mich mein Bater fir das Berg: 
wejen beitimmt hatte und ich daher die Akademie zu Freiberg 
noch bejuchen ſollte. Obſchon dies erſt zu Michaelis 1825, 
wo das neue Studienjahr begann, möglich war, verlieh ich 
doc Meißen Schon zu Oſtern Diefes Jahres, um vorher ned) 
in Freiberg ein halbes Jahr lang mathematiſchen Unterricht zu 
nehmen. Hier ging ein neues Leben für mich auf. Mein Bater 
hatte mich in einer dortigen ſehr geachteten und angejehenen 
Familie, der des Bürgermeiters Köhler, untergebracht, wo ich 
eine freundliche Wohnung inne hatte, Mittags und Abends 
mit der Familie a md Übrigens den ganzen Tag, ſoweit er 
nicht durch den Beſuch der Borlefungen ausgefüllt wurde, 
mei eigener Herr war. Unter den Lehrern der Akademie 
war damals, außer Friedrich Mohs, der aber bald daranf 
Freiberg verließ, um nach Wien überzujiedeln, feine bejonders 
hervorragende Kraft; Breithaupt und Reich waren noch jehr 
jung und fingen Berde erſt an jich Geltung zu verichaffen; 
Karl Naumann kam erjt jpäter zum Erſatz von Mobs, hat 
aber von da an, unter allen meinen Freiberger Lehrern, den 
größten und nachhaltigften Einfluß auf mich gehabt. Die 
für mich ganz neue Welt, die ſich mir durd) das Studium 
der Naturwiſſenſchaften aufthat, erfüllte mich mit dem leb— 
haftelten Intereſſe. Insbeſondere war es die Phyſik und Die 
Geognoſie, zu denen ich mich Hingezogen fühlte, obgleid) letz— 
tere Durch Kühn in einer ziemlich geiſtloſen und langweiligen 
Weiſe, noch ganz nad) dem schon damals in jenen Haupt— 
grumdjägen veralteten Werner'ſchen — neptuniſtiſchen — 
Syſteme, vorgetragen wurde. Auch die Kryſtallographie, die 
ich erſt bei Mohs, dann bei Naumann nach einem anderen 
Syſteme hörte, intereſſirte mich ſehyr. Am ſchwächſten war da— 
mals die Chemie vertreten; der alte Lampadius konnte ſich in 
die neuen Anſchauungen, die damals von Berzelins, Thenard, 
Gay-Luſſac, in Deutſchland von Strometer, Mitſcherlich und 
Anderen ausgingen, gar nicht hineinfinden; mit den quanti— 
tativen Analyfen konnte er nie zurecht kommen; feine Er: 
perimente verunglüdten in der Kegel jümmerlich. Beſſer 
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zu folgen, mir Dies noch einmal zu überlegen. Damit war 
die Sache erledigt, denn als dieſer Zettpunft eintrat, waren 
inzwiſchen Ereignifje vorgekommen, in deren Folge ſich meine 
Anſchauungen total geändert hatten. Es war dies nicht das 
erjte Mal in meinen Leben, daß der Gegenſtand, der mid) 
gerade beichäftigte, mich To lebhaft intereffirte und in An— 
ſpruch nahm, daß ich alles Andere darüber vergag und mein 
höchſtes Glück darin juchte, mich dieſem Gegenftande allen 
widmen zu fünnen. Schon auf der Fürſtenſchule zu Meißen 
gab es eine Zeit, wo mic) die philologijchen Unterjuchungen 
und Gonjecturen zur Erflärung alter Schriftiteller jo inter: 
ejlirten, daß ich meinen Bater um die Erlaubniß bat, mic 
ganz der Philologie widmen zu Dürfen, was mir freilich mit 
großem Nechte abgejchlagen wurde. 

In die Zeit meines Aufenthaltes in Freiberg fallen and) 
Die erjten Anfänge meiner Beschäftigung mit politischen Fragen 
und zwar fpeciell mit den Verhandlimgen parlamentaricher 
Verſammlungen. Sch lernte Damals zuerit andere Zeitungen 
kennen, als die „Leipziger“, die mir früher allen zugänglid) 
war. Insbeſondere waren 08 Die „Augsburger Allgemeine 
Zeitung“ und der damals in Sachjen jehr verbreitete „Nürn- 
berger Eorrejpondent“, die ich eifrig ſtudirte. Die ausführ- 
lichen Berichte diefer Blätter über die Verhandlungen des 
englischen Barlamentes und des bayerischen Landtages erregten 
mein größtes Intereſſe; auch befchäftigte mich ſchon damals 
der Gedanke, ob jolche Inſtitutionen nicht auch Für Sachjen 
möglich und zweckmäßig fern möchten. Als ich mic) — es 
war wohl im Sabre 1826 — am Müttagstiich der Familie 
Köhler einmal in diefem Sinne ausſprach, eriwiderte mir der 
ehrivürdige, mehr als 70 Jahre alte Bürgermeiſter: „von einer 
jolchen Neuerung könne er fi) feinen Bortheil verjprechen; 
wo es Gonjtitutionen und Yandesvertretungen mit Oeffent: 
lichkeit der Verhandlungen gebe, da bildeten Jich auch ſofort 
verichiedene Barteien, Conſervative und Liberale, und daraus 
entſtehe Unzufriedenheit, Streit und Parteihaß, während bei 
uns in Sachſen alles rubig, einig und zufrieden fe”. Ic) 
antwortete darauf — für einen kaum adhtzchnjährigen jungen 
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an die jüchtitche Grenze, im Sabre 1828 einen Theil des 
bayerijchen Voigtlandes zwiſchen dem Fichtelgebirge und Hof 
und im Sabre 1829 ein Stück des öftlichen Harzes bis Ile— 
feld, Beneckenſtein, Haſſelfelde u. ſ. w. möglichjt genau und 
ſpeeiell dDurchforjcht und die Ergebniſſe dieſer Unterfuchungen 
in ausführlichen Berichten dem Oberbergamte vorgelegt. Da}; 
bei diefen Arbeiten noch ganz unerfahrener Anfänger für Die 
Wiſſenſchaft nicht viel herauskommen konnte, läßt ſich denken. 
Da wir jedoch für jede Angabe über das Vorkommen einer 
Geſteinart Belegſtücke mit genauer Angabe des Fundortes bei— 
fügen mußten, ſo hatte Derjenige, welcher ſchließlich die ein— 
zelnen Arbeiten zuſammenſtellte, wenigſtens ein Mittel in 
Händen, um unſere Angaben zu controliren. 

Aus dev Zeit meiner Freiberger Studien erinunere ic) 
mich noch einer Begegnung mit Alexander von Humboldt, der 
auf einer Reiſe don Berl nach Paris einen Tag in Frei— 
berg verweilte und dem ich in eier Abendgeſellſchaft bei dem 
Oberberghauptmann von Herder vorgeftellt wurde. Seine 
lebhaften und interefjanten Erzählungen machten damals einen 
tiefen Eindruck auf mich. 

In diejelbe Zeit (1827) fällt auch der Tod des Königs 
Friedrich Auguſt. Da aber ſein Nachfolger König Anton, 
ein durchaus edler und höchſt wohlwollender, aber bereits 
zweiundſiebzig Jahre alter Herr, der ſich bis dahin niemals auch 
nur im Geringſten mit öffentlichen Augelegenheiten beſchäftigt 
hatte, bei dem Antritte ſeiner Regierung erklärte, daß er „alles 
ſo laſſen wolle, wie es unter ſeinem Herrn Bruder geweſen 
ſei“, ſo war dieſer Regierungswechſel für die politiſchen Ver— 
hältniſſe Sachſens zunächſt ohne Folgen. Höchſtens kann man 
ſagen, daß der Einfluß des Cabinetsminiſters Grafen von 
Einſiedel aus dem eben angeführten Grunde dem guten, aber 
ſchwachen König Anton gegenüber noch viel bedeutender wurde, 
als er dem König Friedrich August gegenüber, der noch bis 
in jein hobes ter die Zügel der Negterung ſelbſt in der 
Hand behielt, jemals gewejen war 

Im October 1329 brachte mein Vater mich und meinten 
Bruder Julius nach Göttingen. Ich hatte mich für dieſe 
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er — ein unverheiratheter, alleinftchender Mann — gem 
in einen perſönlichen, unmittelbaren Verkehr mit Studenten 
trat, bei welchen er ein wirkliches wiſſenſchaftliches Intereſſe 
vorausjegen Forte. Er Jah es gern, wenn Studenten ihn 
Abends bejuchten, und wußte jene Beſucher ſtets durch eine 
lebhafte, immer belehrende Unterhaltung zu feffeln. Sch er- 
innere mich noch genau, wie ſehr es mich beſchämte und ver: 
drop, wenn er, um veraltete und gegen die übrige Welt zu: 
rücdgebliebene ſtaatliche Emrichtungen und Berhältniffe zu 
jchildern, oft das Königreich Sachſen als Beiſpiel anführte 
und daber mich und meinen Bruder mit einem fajt mitleidigen 
Lächeln anblickte. Aber men Verdruß beruhte nicht darauf, 
day er dies that, jondern darauf, day ich mir jagen mußte, 
day er Recht habe und ich Doch unter den damaligen Ber: 
hältniſſen gar feine Möglichkeit erblickte, wie 3 anders werden 
könne. 

So ging der Winter 1829/30 und noch ein Theil des 
Sommers ruhig und im Arbeit dur. Während der Oſter— 
ferien machte ich mit meinem Bruder einen Ausflug nad) 
Hannover, Braunſchweig und dem Harz. Im Juli 1830 
brach, fir uns Damals ganz unerwartet, die Pariſer Revo 
lution herein, der Sturz und die Flucht Karl's X., die Er: 
richtung der Julimonarchie. 

Dieſe Ereigniſſe, deren welthiſtoriſche Bedeutung ich da— 
mals ebenſowenig zu erkennen, wie ich die entſcheidenden 
Folgen auch nur zu ahnen vermochte, die daraus auch für 
Sachſen hervorgehen ſollten, machten auf mich für den 
erſten Moment einen faſt betäubenden, aber keineswegs nie— 
derſchlagenden oder meinen Anſichten und Gefühlen wider— 
ſtrebenden Eindruck. Mit der vollen Unbefangenheit eines 
durchaus idealiſtiſch geſtimmten, lernbegierigen, aber noch gänz— 
lich) namen und unerfahrenen Sünglings jtand ich damals 
den Ereignijjen gegenüber. Mein bisheriger Bildungsgang: 
hatte mir zwar noch Feine Zeit gelaffen, mich mit den Ver: 
anlaſſungen, den Ideen und dem Verlaufe der erſten franzö— 
ſiſchen Mevolution jpeciellev bekannt zu machen, aber durd) 
alles, was ich bis dahin darüber gehört und geleſen hatte, 





von einem in Dresden ausgebrochenen Aufjtande zu Ohren; 
in Weimar fanden wir im Gaftzunmer des Hotels cine Geſellſchaft 
von Herren vereinigt, die Jich von dem „Dresdner Aufitande“ 
unterhielten und auf die Ankunft der Post warteten, in der Hoff: 
nung, von den mit ihr anfommenden Reifenden Näheres darüber 
zu hören. Wir wurden natürlich durch die Erzählungen, die 
ſich hier durchkreuzten, lebhaft aufgeregt. Endlich kam die Bolt 
und brachte auch wirklich einen angeblid) von Dresden kommen: 
den Weinreiſenden mit, der, da cr nad) einer Viertelſtunde wei: 
ter veite, erzählen fonnte, was er wollte, ohne eine Wider: 
legung fürchten zu müſſen; er machte auch von diejer günſti— 
gen Situation den weitejten Gebrauch, um die Neugier der 
Anweſenden durd) die fürchterlichjten Schilderungen zu befrie: 
digen. Da follte die Zahl der vielen in Dresden vom Pöbel 
erschlagenen, meiſt vornehmen Leute noch gar nicht genau be= 
kannt, da follte das Königliche Schloß „der Erde gleich) ge: 
macht“, an der katholiſchen Stirche „fein Stein mehr auf dem 
andern“ ſein u. ſ. w. Trotz dieſer handgreiflichen Lügen und 
Uebertreibungen mußten wir doch annehmen, daß etwas Wah— 
res zu Grunde liege und wenigſtens ein ernſter Aufruhr ſtatt— 
gefunden habe, deſſen endlichen Ausgang auch unſer Reiſender 
nicht zu keunen behauptete. Wir blieben daher nur einen Tag 
in Weimar und reiſten ſchon am nächſtfolgenden Tage nach 
Leipzig weiter. Hier fanden wir bei unſerer Ankunft die 
ganze Stadt in der freudigſten und lebhafteſten Aufregung; 
joeben war von Dresden die Nachricht von der Berufung des 
Prinzen Friedrich zum Meitregenten, von der Entlaſſung des 
Grafen Einfiedel und von der Ernennung Lindenau's zum 
Cabinetsminiſter eingegangen, und damit ſchien und war aud) 
wirflid) eine vernunftgemäße Umgeſtaltung der Verfaſſung 
und Berwaltung Sachjens nad) den Forderungen der geit 
verbürgt und jicher geftellt. Schon in Yeipzig und noch mehr 
bei der Durchreife Durch Dresden wurden die Weimar'ſchen 
Erzählungen auf das richtige Maaß zurüdgeführt. Aber wenn 
auch Schloß und katholiſche Kirche nicht zerſtört, ja wicht 
einmal beichädigt und die Aufjtändischen gänzlich überwunden 
ware, Die Folgen des Aufftandes, d. h. jene indirecten Sol: 
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mit welcher der König Friedrich Auguſt während ſeiner neun— 
undfünfzigjährigen Regierung die Verfaſſung und die Rechte 
der Stände in allen Punkten achtete und aufrecht erhielt. 
Nun war zwar in allen Kreifen der Bevölferung, am ent: 
jchiedenften aber in den höheren und höchſten Berwaltungs- 
und Regierungskreiſen jelbit, die Ueberzeugung dDurchgedrungen, 
daß es jo nicht fortgehen fünne, daß die total veränderten 
Verhältniſſe auch eine den Anforderungen der Zeit ent: 
jprechende Veränderung der VBerfaffung und Verwaltung ver: 
langten; indeſſen Hatte während der Regierung des Königs 
Friedrich Auguſt ein jehr natürliches und ehrenwerthes Ge— 
fühl von Pietät jede derartige Idee zurücgehalten, und nad) 
deffen Tode Hatte es noch immer an einer geeigneten Gelegen— 
heit gefehlt, um den König Anton, der in dem felten Glau— 
ben jtand, daß er ganz im Sinne und nach den Wünjchen 
des Volkes Handle, wenn er alles jo laffe, wie es zur Zeit 
ſeines „Herrn Bruders“ gewejen war, vom Gegentheil zu 
überzeugen und zur Entlaffung des Grafen Einjiedel zu 
beivegen, der, perfönlid ein durch und durch) mafellofer 
Ehrenmann, doch den Ideen der neuen Zeit völlig fern Stand 
und für ihre Bedürfniffe, ihre Forderungen fein Verſtäud— 
niß hatte. 

Nun zeigten zwar die zahlreichen Aufſtände des Jahres 
1530 in Sachjen eigentlich nur einen durchaus localen Cha: 
rakter und bezogen ich meist auf die Wahrung gefährdeter 
materieller Sntereffen; eine höhere politische Jdre lag ihnen 
nicht zu Grunde. Die Bejchwerden, deren Abhilfe damals in 
zahllofen Petitionen und Schriften mit mehr oder weniger 
Entjchiedenheit verlangt wurde, bezogen ſich im Wejentlichen 
auf die Sommmmalverwaltung der Städte, die zu jener Zeit 
ohne jede Mitwirkung der Bürgerfchaft ausjchlieglih in den . 
Händen ſich ſelbſt ergänzender Magrijtratscollegien lag, auf 
die — ganz unleugbare — große Ungleichheit in der Berthei- 
fung der Steuern und ſonſtigen öffentlichen Zaften und end- 
lich auf die angeblich zu weitgehende Connivenz der Behörden 
gegen Beeinträchtigungen der Gerechtſame und Privilegien der 
gewerblichen Innungen. Es it für diefen Charakter der 





felten vorgefonmen tft, gebührt in erjter Linie dem damaligen 
Prinzen Mlitregenten, nachmaligem König Friedrid) Auguſt IL, 
der zwar Fein energiſcher, thatfräftiger Mann, Fein genialer, 
ihöpferifcher Getjt war, aber bei jenem klaren Verſtande und 
feinem wohhwollenden, durchaus wahren und edlen Charakter 
die Nothivendigfeit einer ſolchen vollftändigen Umgettaltung 
Ihon vor feiner Berufung zum Mitregenten begriffen batte 
und num den Männern, die das jchwierige Werk praktiſch 
durchzuführen unternahmen, jein volles Vertrauen, jeine ent: 
jchiedene Unterſtützung gevährte und dauernd erbielt. Unter 
diefen Männern find zunächſt die Miniſter von Lindenan, 
von Küönnerig und von Zeſchau und in zweiter Linie der da: 
malige PBräfident der Landesdircction, ſpäter Minifter von 
Wietersheim, zu nennen. Die von ihnen damals durchgeführte 
Reform wird den Umgeſtaltungen gegenüber, die Sachſen 
dreißig bis vierzig Jahre ſpäter erfuhr, oft als unbedeutend 
angejehen und iſt jeßt faſt vergeffen; aber der Fortſchritt zum 
Befjeren, der in diefer früheren Reform lag, war im Berhält- 
niß zu den Zuſtänden, die dadurch befeitigt wurden, und im 
Vergleich mit dem, was gleichzeitig in anderen Staaten Nord- 
deutſchlands, namentlich in Preußen, geſchah — bezichent: 
lieh nicht geſchah —, von der größten und umfaſſendſten 
Bedentung. Die Zeit geht freilich raſch, und die ſich auf: 
opfernde Arbeit edler Männer zur Herbeiführung eines wirk— 
lichen Fortichrittes zu beſſeren Zuſtänden iſt oft ein undank— 
bares Geſchäft! Galten doch Ddiejelben Männer, die 1830 
und während mehrerer Jahre daranf noch von den Einen als 
die Bürgen und Stüßen einer fortjchreitenden freibeitlichen 
Entwicelung erhoben und geprieten, von den Anderen als ge: 
führliche Neuerer und halbe Revolutionäre verdächtigt wurden, 
faum ſechszehn bis Jiebzehn Jahre Tpäter jenen als unver: 
befferliche Neacttonäre, dieſen als die feſte Stüße bejtchender 
Rechte gegen den Andrang der Revolution! | 

Ich Stand dem Allen damals noch ſehr fern, hatte aber 
doch ſchon ein volles Verſtändniß dafür, da; die jächjüche 
Regierung, frei von jedem Hajchen nach Bopularität und 
jeder liberalen Phrafenmacherei, mit vedlichem Eifer an der 
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genaner kennen, z. B. Herloßſohn, der ein durchaus gut— 
müthiger und rechtichaffener, geiſt- und gemüthvoller Mann 
war, der aber, indem er nur von dem Ertrage ſeiner lite— 
rariſchen Arbeiten lebte und daher zu großen Anſtrengungen 
genöthigt war und doch zugleich ein ziemlich ungeregeltes 
und ſeiner ſchwachen Körperconſtitution wenig entſprechendes 
Leben führte, ein frühzeitiges Ende fand. Sehr lebhaft 
beſchäftigte mich auch damals das Theater, welches mich von 
Jugend auf in hohem Grade intereſſirt hatte. Ich beſuchte 
es in Leipzig ſehr häufig. 

Insbeſondere waren es aber neben meinen eigentlichen 
Studien und wiſſenſchaftlichen Beſchäftigungen die politiſchen 
Fragen und Ereigniſſe der damaligen Zeit, die allmähliche 
Befeſtigung der franzöſiſchen Julimonarchie und vor Allem 
die blutige polniſche Revolution und ihr Ausgang, die mich 
in hohem Grade intereſſirten und erregten. 

Nach Verlauf von zwei Jahren, im September 1832, be— 
ſtand ich mein Examen bei der Juriſtenfacultät, wie es damals 
hieß „pro candidatura“, nach welchem ich die erſte Cenſur 
erhielt. Hierauf trat nun die Nothwendigkeit ein, über meine 
künftige Lebensbahn eine definitive Entſchließung zu faſſen, 
die ich, dem Wunſche meines Vaters entſprechend, bis dahin 
aufgeſchoben hatte. Es war dies ein wichtiger Wendepunkt 
in meinem Leben; Die Entſchließung, Die ich jetzt faßte, mußte 
für meine ganze Zukunft von entſcheidendem, beſtimmendem 
Einfluß werden. Ich hatte bei meiner Aufnahme auf der 
Bergafademie zu Freiberg, den damals beſtehenden Vorſchrif— 
ten gemäß, mich Durch einen von mir ausgejtellten und unter: 
jchriebenen Nevers verpflichtet, nach vollendeten Studien in 
den ſächſiſchen Bergwerksdienſt einzutreten. Sch war daher 
jet, wo jener Zeitpunkt gekommen war, verpflichtet, nad) 
Freiberg zurüczugeben und dort oder in einem obergebirgifchen 
Bergamte zunächſt den Acceß zu nehmen und abzumwarteır, 
vb md wann ich eine wirkliche Anſtellung im Bergwerksdienſte 
finden werde. Nach alle dem aber, was in den legten drei 
Jahren, fett meinem Abgange von Freiberg, in der Welt vor— 
gegangen war, nach alle den, was ich während dieſer Zeit 
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wo die Anfänger nur zu ganz untergeordneten, formalen Ar— 
beiten zugelaſſen wurden, nicht, viel zu lernen war, im Die 
Expedition eines viel beſchäftigten Advokaten als Hilfsarbeiter 
eintrat, ſpäter aber den Acceß bei der Amtshauptmannſchaft 
nahm. Im Jahre 1833 zogen meine Eltern, nachdem ſie das 
Gut in Thürmsdorf verkauft hatten, mit meinen beiden Schwe— 
ſtern nach Dresden, und da mein zweiter Bruder damals auch 
in Dresden beſchäftigt war, mein dritter Bruder als Lieute— 
nant des Garde-Reiter-Regiments daſelbſt m Garniſon Stand 
und endlich mein vierter Bruder ſich im Cadettenhauſe befand, 
ſo war nach mehr als zwölf Jahren zum erſten Male wieder 
einmal Die ganze Familie, freilich nur auf kurze Zeit, an einem 
Orte vereinigt. 

Mein Aufenthalt im älterlichen Haufe in Dresden dauerte 
zwei und dreiviertel Jahre lang, DIS zum Spätherbite des Jah— 
res 1835. Während dieſer Zeit fam ich in Folge der vielen 
Familienverbindungen und ausgebreiteten Befanntjchaften mei- 
ner Meltern bald in ein jehr angenehmes und viel bewegtes 
gejelljchaftliches Leben hinein, was jedoch nie eine ſolche Aus— 
Dehnung gewann, day dadurch Die heitere und glüdliche Exi— 
ſtenz im engen Kreiſe der Familie aufgehört hätte, den Mit— 
telpunft meines Lebens zu bilden und der verflachenden Ber: 
jtrenung durch die Vergnügungen der Gejellfchaft entgegen 
zu wirken. Auch von der weiteren, genen Ausbildung hielt 
mich das bewegte Leben der vergnügungsfüchtigen Dresdner 
Hefelljchaft nicht ab. Ta ich nicht Tabaf rauche und daher 
frei blieb von dev großen Zeitverſchwendung, zu welcher dieſe 
unheilvolle Sitte fo viele junge Leute zu verführen pflegt, 
jo Fand ic) neben den gejelligen Vergnügungen und neben 
meinen amtlichen Beſchäftigungen immer noc Zeit genug, um 
durch ernſte Privatftudien einige Lücken meiner Bildung aus— 
zufüllen, die der bisherige Gang derjelben gelaffen hatte. Ach 
hatte in Meißen mir alte Sprachen, in Freiberg ausſchließ— 
lich, in Göttingen vorwiegend Naturwiſſenſchaften ſtudirt und 
mußte daher die mir für Leipzig noch übrigen zwei Univer— 
jitätsjahre faft ausschließlich der Rechtsivitjenfchaft und nebenbei 
den Anfangsgründen der hiſtoriſchen und Staatswiſſenſchaften 





der Erblande unter dem Miniſterium des Innern bildete, 
und zwar in Die zweite Abtheilung derjelben, welche unter 
der ſpeciellen Leitung des Geheimen Regierungsraths Dr. 
Meißner jtand. Letzterer, ein ausgezeichneter Beamter im alt: 
ſächſiſchen Sinne, etwas ſteif und pedantiich, aber reid) 
an Kenntniſſen und erfüllt von jtrengem, gewiſſenhaftem 
Nflichteifer, jchten jehr bald ein gewiffes Vertrauen zu mir 
zu gewinnen. Als daher Furze Zeit nach) meinem Eintritt in 
die Yandesdirertion don den Regierungen von Sachſen und 
Sachſen-Altenburg beichloffen wurde, Die zahlreichen, meiſt 
jehr alten, jeit mehr als hundert Jahren aber volljtändig 
ruhenden Grenz: und Hoheitsdifferenzen zwilchen beiden Staa 
ten wieder aufzunehmen und zu Ende zu führen, bekam ich 
den Auftrag, aus den hierauf bezüglichen Acten des Haupt: 
ſtaats-Archivs eine vollſtändige und leicht überfichtliche Dar- 
ſtellung aller dieſer Streitigfeiten und Ihrer Objecte mit Ans 
gabe der Gründe der gegenjeitigen Anſprüche u. |. w. anzu—⸗ 
fertigen. Dieſe Arbeit, die jehr umfafjende und ſpeciell ein— 
gehende archtwalische Erörterungen nöthig machte, Hat mid) 
mehr als vier Monate lang ausſchließlich beichäftigt. 

Tie allgemeine Umwandlung der Ideen über Staat und 
jtaatliche Verhältniffe, die damals in Sachſen, wie in anderen 
deutſchen Ländern, vor ſich gung, hatte natürlich ganz beſon— 
Ders auch auf Die Anſchauungen und Beitrebungen der heran: 
reirenden Jugend den größten Einfluß. Der erſte conjtitu: 
tionelle RYandtag, der im Jahre 1833 in Dresden zujammene 
trat und öffentlich verhandelte, nahm daher aud) mein und 
meiner Freunde größtes Intereſſe in Anſpruch. Wir Dejuc)- 
ten Die Sitzungen jehr häufig und folgten mit lebhaften An- 
theil den Verhandlungen. Hierbei überzeugten wir uns vor 
Allen, wie unbedingt norhivendig die Befähigung zum freien, 
öffentlichen Eprechen und die Uebung darin für einen Jeden 
jet, der ſich mit Öffentlichen Angelegenheiten befchäftigen wollte. 
Es traten Daher ſchon im Jahre 1833 einige junge Leute aus 
verſchiedenen Lebenskreiſen, die aber alle gleichmäßig durch— 
drumgen waren don dem Berlangen, ſich in diefer Richtung 
hin weiter auszubilden, zu einem „juriltiichen Verein“ zuſam— 
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auf deſſen Veranlaſſung ich auch bald darauf den Acceß in 
der Abtheilung des Miniſteriums des Innern für Handel und 
Induſtrie erhielt, welcher er ebenfalls vorſtand. Wietersheim 
war unleugbar ein bedeutender Mann; ſein lebhaftes und 
aufgeklärtes Intereſſe für die Entwickelung des Volkswohl— 
ſtandes, für alles, was ſich auf Handel, Induſtrie und Ge— 
werbe bezog, war damals für Sachſen von der größten Be— 
deutung. Er war unter den höheren Beamten Sachſens der 
erſte, welcher die hohe Wichtigkeit der Induſtrie für das Land 
und den Staat klar erkannte und die Fürſorge für dieſelbe 
als eine Pflicht des Staates betrachtete; er war der erſte in 
Sachſen, der es begriff und auch entſchieden ausſprach, daß 
zur Regierung der Staaten in unſerer Zeit die Jurisprudenz 
allein nicht mehr ausreiche, und daß der alte ſächſiſche Grund— 
ſatz: „Der Juriſt iſt in alle Sättel gerecht“, aufgehört habe, 
richtig zu ſein. Er war der erſte, welcher die Nothwendigkeit 
eines geordneten gewerblichen Unterrichtes, und die Pflicht des 
Staates, dafür zu ſorgen, richtig erkannte; ihm verdankt man 
die erſten beſcheidenen, aber tüchtigen Anfänge unſeres jetzt 
ſo blühenden Gewerbeſchulweſens. Sein Beiſpiel wirkte an— 
regend und maßgebend auf alle die jüngeren Beamten, Die 
Gelegenheit hatten, ihm näher zu treten und befähigt waren, 
ihn zu verftehen. Zu jeinem Unglücde lieg er fich jpäter be— 
wegen, das Eultusminijterium zu übernehmen, für welches er 
in feiner Beziehung geeignet war. Doc hat er ſich auch in 
diefer Stellung um die Verbeſſerung der finanziellen Ber: 
hältniffe der Umverfität Leipzig und die Verwaltung ihres 
großen Vermögens wejentliche VBerdienfte enivorben. 

Kurze Zeit nach dem Eintritte der neuen Behörden hatte 
ich meine archwalischen Arbeiten über Die altenburger Grenz: 
Differenzen beendet und deren Ergebniffe, in einem umfaſſenden 
Berichte zujammengeftellt, dem Miniſterium des Innern über: 
geben. Etwa fünf Monate darauf, im November 1835, lic} 
mich Der damalige Minifter des Innern, Herr von Carlowitz, 
Vater des Ipäter ſehr bekannt gewordenen Sujtizminijters von 
Garlowig, zu Jich kommen, ſagte mir viel Anerkennendes Über 
meine Arbeit und eröffnete nur, day für Die nunmehr zu De: 
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ginnenden Verhandlungen mit der altenburgifchen Regierung 
eine Immediat-Commiſſion in den Berjonen des Kreisdirectors 
von Falkenſtein in Yeipzig und des Negierungsraths Kohl— 
Ichütter in Zwickau ernannt und ich zur Protofollführung 
und jonttigen Unterſtützung derſelben durch jchriftliche Arbeiten 
mit einer Nemuneration von jährlich dreigundert Thalern be— 
ſtimmt worden ſei. Demgemäß jollte ich nach Leipzig über: 
ſiedeln, wo td) zugleich als Hilfgarbeiter bei der Kreisdirection 
bejchärtigt werden würde. Die Arbeit, die mir dieje erſte 
Anſtellung im Staatsdienjte eintrug, hatte mic) in hohem 
Grade intereſſirt, da fie mir eine vortreffliche Gelegenheit bot, 
an Dem Berjpiele verschiedener, lange Zeit, über ein Sahr: 
hundert lang, fortgejegter jpeciellev Verhandlungen zwiſchen 
den Negierungen zweier deutſchen Länder deutlich zu jehen 
und fennen zu lernen, in welcher eigenthümlichen Weiſe und 
wie langjam der Begriff der Landeshohett der dDeutjchen Fürsten 
Jich, wicht nur dem Reiche und dem Kaiſer gegenüber, Tondern 
auch im Verhältniß zu den Eimvohnern ihrer Territorien 
und zu den Rechten und Pflichten derjelben, nad) und nach 
entiwidelt hat und wie erjt in neuerer Zeit aus diefer Landes- 
hoheit innerhalb des Zerritorialbefiges der einzelnen Fürjten 
ch Der, Ihr urſprünglich gan, ende, Begriff der Staats: 
hoheit entwickelt hat. 

In Leipzig wurde ich von den Mitgliedern der Kreis— 
direction und insbeſondere von dem Chef derſelben, Kreis— 
direetor von Falkenſtein, ſehr freundlich aufgenommen und 
tüchtig zur Arbeit herangezogen; auch zeigte ſich bald, daß; 
meine Hauptaufgabe in Leipzig nicht in den Verhandlungen 
mit Altenburg, ſondern in der Theilnahme an den Arbeiten 
der Kreisdirection beſtand. Die erſten ſechs Jahre meines 
dortigen Aufenthaltes gingen bei vieler und oft anſtrengender 
Arbeit ohne beſondere Zwiſchenfälle, ohne erhebliche Ereig— 
niſſe für mich vorüber; ich wurde nach und nach mit allen 
Theilen des Verwaltungsdienſtes bekannt; insbeſondere be— 
nutzte der Kreisdirector ſelbſt bei faſt allen beſonderen Auf— 
trägen, die er bekam, meine Mithilfe, indem er mich zu den 
etwa nothwendigen ſpeciellen Erörternugen, ſowie zur Proto— 


_ 323 — 


follführung und zur Fertigung der Tchriftlichen Arbeiten be: 
auftragte, Jo 3. B. bei der Entwerfung der Statuten für Die 
Leipziger Bank und die verjchiedenen damals entitehenden 
Eijenbahngefellfchaften und den ſonſtigen Verhandlungen mit 
denjelben, bei der neuen Emrichtung der Univerjität und ihrer 
Bermögensverwaltung und in vielen ähnlichen Angelegenheiten. 
Im Jahre 1837 wurde th auf längere Zeit nad) Rochlit 
geſchickt, um eine Maſſe von Reiten der dortigen Amtshaupt: 
mannſchaft aufzuarbeiten. 

Im Sabre 1841 trat eine wejentliche Veränderung in 
meiner Stellung ein; es bildete ſich das ſächſiſch-bayeriſche 
Eiſenbahnunternehmen, für welches der bedeutende Aufwand 
in damals noch ganz neuer, eigenthünmlicher Weiſe zum Theil 
durch Die Negierungen von Sachen und Sachjen=-Altenburg, 
zum Theil von emer VMettengejellfchaft aufgebracht werden 
jollte. Für das Directorium der legteren hatten ſich die beiden 
Regierungen die Ernennung je eines Mitgliedes vorbehalten, 
und mir wurde von Seiten der Königl. Sächſiſchen Regierung 
diefe Stellung übertragen. Dod kaun ich den großen Ein: 
fluß, den dieſer Umſtand auf mein ganzes Leben hatte, erit 
jpäterhin im Zuſammenhange darftellen. Zwei Jahre jpäter, 
1843, feierte die Fürſtenſchule zu Meißen ihr dreihundertjähri— 
ges Etiftungsfelt; ich befuchte dasſelbe und brachte zwei ſehr an— 
genehme Tage in dem Kreiſe meiner Schulfreunde und in der 
wohlthuenden Erinnerung an cine vergangene ſchöne Jugend: 
zeit hin. Im December des Sahres 1844 ftarb mein Vater, 
nachdem er längere Zeit Dindurch ſchon jehr leidend geweſen 
war. Als der ältejte jeiner Söhne übernahm ich die Negulirung 
der Hinterlaſſenſchaft, und es gelang mir aud) bald, da Feine 
Unmündigen vorhanden waren, zwiſchen meiner Mutter und 
meinen ſämmtlichen Geſchwiſtern ohne die geringjte Differenz 
eine Bereimgung zu Stande zu bringen. Sm Sommer 1845 
machte ich mit meinem Bruder Edwin eine Reiſe nad) Salz: 
burg, Gaſtein, Iſchl und Wien und über Prag zurüd, auf 
der ich zum erſten Male die ſpäter fo oft von mir bejuchte 
großartige Alpenwelt kennen lernte und bewnnderte. 

In meinem Privatleben befand ich mich während meines 
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Landes betroffen hatte, in jeinen traurigen Folgen noch lange 
nicht überwunden war. 

Dazu fam, dal der Verkehr zwilchen der Hauptſtadt umd 
dem übrigen Lande noch jehr unvollfonmen und langjam 
war; die Schnelligkeit der Eilpoft, die elf Stunden braudıte, 
um don Dresden nad) Leipzig zu kommen, wurde angeltaunt, 
ja anfänglid) jogar hin und wieder für gefundheitögefährlich ge- 
halten. Da es num auch bis zum Jahre 1835 in der Provinz 
feine Höheren Berwaltungsbehörden gab, dieſe vielmehr ſämmt— 
lich in Dresden vereinigt waren, jo fannte man auch in den 
höheren Regierungskreiſen die Verhältnifje des Landes aus 
eigener Anſchauung nur ehr wenig und war in dieſer Beziehung 
ganz auf die Berichte der untergeordneten Organe und Be: 
hörden angewieſen. Es tft daher erflärlich, day junge Männer, 
die ihre Beamten-Lanfbahn in Presden anfingen md, ohne 
jemals das Leben und die Verhältniſſe des Landes außerhalb 
der Reſidenz fernen gelernt zu baben, fortjegten, bis fie aß 
Mitglieder der oberſten Behörden einrüdten, ſich fajt unbe: 
wußter Weite einjeitige und kleinlich-burcaukratiſche Anſchau— 
ungen aneigneten, die ſie ſpäter nicht ſo leicht wieder los— 
werden konnten, durch welche ihnen aber eine richtige und 
unbefangene Auffaſſung der Verhältniſſe des Landes, jelbit 
beim beiten Willen, ſehr ſchwer gemacht wurde. 

Ganz anders lagen Die Dinge damals in Leipzig. Der 
Geiſt der dortigen Bürgerjchaft war freilich nicht weniger ein—⸗ 
ſeitig und engberzig, als der, welcher im der Dresdner Bürger: 
ſchaft herrſchte, denn er beruhte lediglich auf den Interefjen der 
Stadt als eines großen Meß- und Handelsplages, die vielfad) 
im Widerſpruch ſtanden mit den Interefjen des Übrigen Landes 
und bejonders denen der induſtriellen Bezirfe. Leipzig Hat 
fic) daher von jeher in einer gewiſſen Oppofition gegen Die 
Regierung befunden, deren Maßregeln dort in der Negel einer 
scharfen Stritif unterworfen wurden. Indeſſen waren Diefe 
immerhin einjeitigen Intereſſen Leipzigs Doc) viel weitgreifen- 
der und umfaſſender, als die localen Intereſſen Dresdens; 
jie jtanden mit den Interejfen und den Verhältniſſen anderer 
Städte und Yänder, ja gan, Europas, in vielfachen nahen 
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tifern der alten Schule noch als ein wejentliches Schugmittel 
der öffentlichen Ordnung und als ein feiter Damm gegen die 
auſchwellenden Wogen der Revolution betraddtet. Schon da- 
mals aber brach bei vielen Elareren und unbefangeneren Män— 
nern felbjt in den Megierungen die Ueberzeugung durch, daR 
bei der allgemeinen Gährung der Geijter, bei der jo ſehr Ich- 
haften Nufregung der öffentlichen Meinung und der ganz 
allgemein gewordenen Bejchäftigung mit der Politik die Een: 
fur nicht mehr geeignet jei, ihren Zweck zu erreichen, im 
Gegentheil zumeist nur dazu diene, die verflachenden und zer- 
jeßenden revolutionären Elemente in der Literatur, die alle, 
aud) die veniwerflichiten, Mittel und meiſt mit Erfolg verſuch— 
ten, um die Cenſur zu täuſchen und Haß und Verachtung 
gegen die Regierungen zu verbreiten, mit einem gewiſſen, ganz 
underdienten Nimbus zu umgeben und dadurch ihr vergiftendes 
Treiben erſt recht gepäbrlich zu machen. Ja cs brad) jich hier 
und da jchon die Anficht Bahn, day die Cenſur eine wirkliche 
Beſſerung der Berhältniffe geradezu verbindere, weil die 
ernſteren und edleren Geiſter der Nation, denen eine ver: 
nünftige Fortbildung der politischen Zujtände am Herzen lag 
und die daher geneigt waren, den dejtructiven Tendenzen der 
Umfturzparteien entgegen zu treten, ſich nicht entichliegen 
fonnten, ihre Arbeiten der Genehmigung don Genjoren zu 
unterwerfen, Die vielleicht an Geiſt und Bildung unter ihnen 
standen und ihnen zuweilen Die beiten Theile ihrer Arbeiten 
wegſtrichen, weil fie ihren, der Cenſoren, perjönlichen An— 
Jichten wicht entjprachen oder ſie dieſelben vielleicht gar nicht 
einmal richtig verftanden. 

Die jächjische Negterung war nicht ohne Verſtändniß 
dieſer Sachlage, und im engeren reifen der höheren und 
höchiten Beamten konnte man jchon damals vft die Anficht 
vernehmen, day die Cenſur nicht lange mehr haltbar ei, mit 
einem tüchtigen Breßgejege aber auch viel mehr, als mit der 
Cenſur werde zu erreichen ſein. Da aber den Bundesbe— 
jchlüffen und den Anfichten gegenüber, die über diefen Gegen— 
jtand Damals noch in Wien und Berlin berrjchten, an eine 
Aufhebung der Cenſur gar nicht zu denfen war, jo mußte 





— 38 — 


zahlreichen, in ſich ſo ganz ungleichartigen Elemente hatten 
nur das Eine miteinander gemein, daß ſie, wenn auch von 
verſchiedenen Standpunkten aus, nach verſchiedenen Zielen 
und in verſchiedener Weiſe ſtrebend und wirkend, doch alle 
eine offene und beharrliche Oppoſition gegen die damalige 
politische Trdnung Deutſchlands, den Ddeutjchen Bund, und 
gegen die politischen Grundſätze und Maßregeln der deutjchen 
Regierungen machten und ich in Folge deſſen in einem 
ununterbrochenen Kampfe mit der Cenſur und der politischen 
Polizei befanden. Dafür wurden fie aber auch umgefchrt 
von den Behörden und namentlich von der Bolizet in der 
Hauptjache und mit wenigen Ausnahmen alle in eimen Topf 
geworfen, einfach und ohne Unterſchied als „Literaten“ ans 
geſehen und ſchon als Jolche für ſtaatsgefährlich, wenigſtens 
fiir verdächtig gehalten. Nur die Rüdficht anf die Intereſſen 
der Leipziger Buchhändler, welche behaupteten, dieſe Leute 
nicht entbehren zu fünnen, hielt damals die ſächſiſche Regie— 
rung ab, den fortwährenden Belchwerden und Reclamattonen 
der Regierungen von Oeſterreich und Preußen nachzugeben 
und, um jich endlich Ruhe vor denfelben zu verfchaffen, Die 
in Sachſen nicht heimathsangehörigen „Literaten“, ſoweit 
jie wenigjtens mit der Polizei in Conflict gekommen oder 
politifch verdächtig waren, aus Leipzig auszuweiſen. Aber 
auch dieſe Verhältniſſe kennen gelernt und dieſes Treiben 
eine Zeit lang in der Nähe jelbjt mit angejehen zu haben, 
vechne ich mir als einen Gewinn an. Es Hat dazu beige: 
tragen, mir manches Spätere als einen Vorſchritt zum 
Beſſeren erjcheinen zu laſſen, was don Anderen, die Feine 
Gelegenheit hatten, die damaligen Zuſtände jo genan kennen 
zu lernen, in gerade entgegengefeßter Weiſe betrachtet wurde. 

In dem Übrigen Lande herrjchte dagegen in den dreißiger 
Jahren, wie dies nad) großen politischen Bewegungen in der 
Regel eine Zeit lang der Fall ist, tiefe Ruhe und ‚politische 
Apathie. Die mit dem befannten ſächſiſchen Fleiße emfig ar: 
beitende Bevölkerung des Landes war theils mit dem Streben 
nad) Erhöhung des materiellen Wohlſtandes, theil® mit der 
Durch die neue Geſetzgebung nothiwendig gewordenen Umgeſtal— 
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fonnte auch anderwärts wieder vorfommen; der Bundestag 
hatte ſich als ganz unzureichend und volljtändig abhängig von 
Oeſterreich und Preußen erwieſen, und die politiichen An— 
ſchauungen und Principien, die Damals in den leitenden Kreiſen 
in Wien und Berlin berrichten, ließen für das Beſtehen der 
Verfaſſungen in den deutſchen Mittelitaaten das Schlimmſte 
befürchten; jo gewann denn die Meinung immer mehr und 
mehr Boden, daß cine Sicherung der Rechtszuſtände Deutſch— 
lands nur durch eine Menderung der Bındesverfaffung in 
liberalem Sinne, insbejondere durch Herſtellung einer Volks— 
vertretung der Bundesverſammlung gegenüber, zu erreichen jet. 

Tiefe Richtung der öffentlichen Meinung, zunächſt ange: 
regt durch das Verfahren des Königs Ernſt Auguſt, wuchs 
in den nächſten Jahren, wie in Dentjchland überhaupt, jo aud) 
in Zachjen, zu immer größerer Bedentung heran. Die euros 
päiſche Verwickelung von 1840; die unter Thiers' Leitung 
damals wieder auflebenden Gelüſte Frankreichs nad) der Rhein: 
gränze; Die ſich nach und nach entwickelnde ſchleswig-holſteinſche 
Frage, bet welcher das Recht und die Ehre Deutſchlands jo 
wejentlich betheiligt waren — Dies alles erweckte das nationale 
Bewußtſein Des deutſchen Volkes in hohem Grade, in einer 
bis dahin nicht gefannten Weiſe; Überall hörte man und las 
man: „Sie Jollen ihn nicht haben 20.” und „Schleswig-Hol— 
ſtein meerumfchlungen 2c.*; alle Öffentlichen Kundgebungen in 
Schrift und Wort hallten wider von deutſch-patriotiſchen Ge: 
fühlen und Bejtrebungen. Es war jeit dem raſch vorüber: 
gegangenen Aufſchwunge des Jahres 1813 und 1814 zum 
ersten Male wieder, dal; die „deutſche Idee“ als eine reale 
Macht auftrat und zum Bewuptjein der Nation gelangte; 
freilich zunächjt nur, um bald auf einen unglücjeligen, revo— 
lutionären Abweg zu gerathen, der einen traurigen, blutigen 
Ausgang Schon in jener Zeit vorausjchen lich. 

Die damaligen Verhältniſſe Deutjchlands und die im 
Volke Herrichenden Stimmungen brachten es mit jich, daß die 
deutſche Idee zunächſt in dent liberalen Streifen der Nation 
und auch hier wieder vorzugsweiſe in denjenigen Anklang 
und Eingang fand, welche, mehr oder weniger von demo: 





Reden viel dazu beigetragen bat, die Leidenschaften aufzuregen, 
die Ideen zu denwirren nnd das Anjchen, den Nimbus der 
Monarchie zu untergraben. So kam es denn, daß die Deutiche 
Idee, die ja an fich gar nichts Nevolutionäres enthielt und 
unter anderen Umſtänden und thatjächlichen Verhältniſſen ganz 
dazu angethan gewejen wäre, ein feſtes gemeinfames Band 
unter den Fürſten und Völkern Deutjchlands herzuſtellen, 
nicht ohne große Schuld von beiden Seiten, ſehr bald einen 
revolutionären Charakter annahm. So lagen die deutſchen 
Verhältniſſe in den erſten Jahren des fünften Jahrzehnts 
unſeres Jahrhunderts. Von der eigenthümlichen Wendung, 
welche die deutſche Frage ſpäter nahm, als, nach dem Aus— 
bruche und der Unterdrückung der Revolution, Preußen mit 
dem Streben hervortrat, Die dadurch entſtandene allgemeine 
Verwirrung, Die Befürchtungen der Fürsten ebenſo wie die 
Unzufriedenheit Des Volkes für eine, feinen eigenen, befon: 
deren Intereſſen entjprechende Umgeftaltung der deutſchen Ver: 
faſſung zu benutzen, kann erjt Ipäter im Zuſammenhange die 
Rede ſein. 

In dieſer Zeit trat auch die bereits oben angedeutete 
Veränderung in meiner amtlichen Stellung ein; ich wurde im 
Jahre 1841 von der Königl. ſächſiſchen Regierung zum Mit— 
gliede des Directoriums der ſächſiſch-bayeriſchen Eiſenbahn— 
Geſellſchaft ernannt. Dieſe Stellung gab mir eine erwünſchte 
Gelegenheit, nicht nur das Eiſenbahnweſen ſelbſt, ſondern auch 
viele andere damit zuſammenhängende Verhältniſſe genauer 
kennen zu lernen und zugleich in den Kreiſen der Leipziger 
Handelswelt eine ziemlich ausgebreitete Bekanntſchaft zu erlan— 
gen. Da ich aber zur beſſeren Erfüllung der mir geſtellten 
Aufgabe das Bedürfniß fühlte, auch die Eiſenbahn-Verwal— 
tungen anderer Staaten kennen zu lernen und dies auch Sei— 
ten des Miniſterinms für zweckmäßig erachtet wurde, jo erhielt 
ich zu dieſem Behufe einen längeren Urlaub und trat zu Anfang 
Auguſt 1843 cine größere Reife an. Sie ging zunächlt nach 
Berlin, von da über Braunschweig nach Elberfeld — letztere 
lange Strede mußte damals noch mit der Schnellpoit zurüdgelegt 
werden —, dann über Köln nad) Belgien und Holland, von 
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ſchon damals Kar zu erkennen war, ſchließlich zur völligen 
Auflöſung der beitchenden Ordnung, zur Revolution Führen 
mußte. Weſentlich mitwirfend in dieſem Zerſtörungsproceſſe 
wurde die dentſch-katholiſche Bewegung. Die Ausſtellung des 
„heiligen Rockes“ im Trier — eine für das nennzehnte Jahr: 
hundert allerdings unbegreifliche und bei der damaligen Stim— 
mung Deutſchlands geradezu frivole Provocation — hatte 
den katholiſchen Prieſter Johannes Ronge veranlaßt, einen. 
„offenen Brief“ an den Biſchof Arnoldi von Trier zu ſchrei— 
ben. Dieſe an ſich ſehr gleichgiltige Handlung eines ſehr unbe— 
deutenden Mannes wurde von den Führern der politiſchen 
Revolntionspartei, an ihrer Spitze von Robert Blum, ſehr 
bald als ein wirfjames Agitationsmittel erfannt und aud) für 
ihre Zwecke beugt. Als dieſe Partei ſpäter ihre Zwecke mo— 
mentan erreicht hatte, bekümmerte ſie ſich wenig mehr um den 
Deuntſchkatholicismus, er blieb ſich ſelbſt überlaſſen und fiel 
ſehr bald in die Bedeutungsloſigkeit, die ihm bei ſeiner inneren 
Leere und Nichtigkeit zukam. Anfänglich war er aber als 
politiſches Agitationsmittel, wenn auch nur eine kurze Zeit 
hindurch, wirklich von Bedeutung. Im März 1845 wurde 
in Leipzig das erſte Concil der Deutſchkatholiken abgehalten 
und dabei das Glaubensbekenntniß Der neuen Religionsgeſell— 
ſchaft feſtgeſtellt. Charakteriſtiſch war es, daß die Stifter 
dieſer neuen Religionsgeſellſchaft dabei auch in ſehr menſchen— 
freundlicher Weile für das Vergnügen der Theilnehmer am 
Concile und dafür geſorgt hatten, day die Verſammlung aud) 
dem Bublieum in ihrer ganzen Pracht gehörig gezeigt werde. 
Unter den Vergnügungen, Die denjelben geboten wurden, De: 
fand fi) auch eine Opern-Vorſtellung; wenn ich nicht ſehr 
irre, war „Des Zenfels Antheil“ die Oper, die zur Erheiterung 
der Herren Neligtonsftifter gegeben wide Die Theilnahme 
und der Beifall des zahlreich im Theater verfammelten Publi— 
cums war getheilt zwilchen den Sängern und Sängerinnen 
auf der einen, und den Mitgliedern des Coneils, welche in 
einem großen Kreiſe Die ganze erjte Galerie des alten Leip— 
ziger Iheaters eingenommen hatten, auf der anderen Seite. 
Die vorübergehende Wichtigkeit, welche der Deutſchkatho— 
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gefommen, Die unter den damaligen Berhältniffen genügte, 
um in Leipzig eine jehr geveszte und erbitterte Stimmung 
gegen ihn Hervorzurufen. Deſſenungeachtet wollte der Brin;, 
vielleicht von diefer Stimmung und der wahren Sadylage über: 
haupt nicht einmal genau unterrichtet, ſeiner Pflicht gemäß 
Die vorgefchriebene alljährliche Nevue der Leipziger Communal— 
garde auch im Jahre 1845 abhalten und begab ſich Dee: 
halb am 12. Auguſt nach Yeipzig. Der frühere Kreisdirector 
von Falkenſtein Hatte ein Jahr vorher das Miniſterium des 
Innern übernommen, ſein Nachfolger, Kreisdirector von 
Broizem, befand ſich in einem Seebade, jo daß der erjte Rath 
der Streisdireetion, Ackermann, als Seeretär in den Kanzleien 
berangebildet, ängstlich und unentjchloffen, au einem perſön— 
lichen Hervortreten und Eingreifen in ſchwierigen Momenten 
ganz ungeeignet, zur Zeit der höchſte Negterungsbeante Leip— 
jigs war. Garniſoncommandant war Obriſt von Buttlar. 
Ta ich mich damals auf einer längeren Urlanbgreife in Cber: 
öjterreich befand, jo babe ich die für Sachſen jo widtig 
gewordenen Leipziger Anguſt-Ereigniſſe nicht ſelbſt mit an— 
geſehen. Das, was mir nach meiner einige Tage darauf er: 
folgten Rückkehr von meinen Freunden darüber erzählt und 
aus der ſpäter angeftellten Unterfuchung ſonſt noch befannt 
wurde, iſt in Kurzem Folgendes. 

Die allgemeine Stimmung war in Leipzig von der Art, 
daß der Ausbruch von Unruhen bei der Anweſeuheit des 
ringen befürchtet, Jogar vorausgejehen werden mußte; deſſen— 
ungeachtet waren Zeiten dev Behörden nicht die geringiten 
Vorſichtsmaßregeln, feine Vorbereitungen für einen ſolchen 
Fall getroffen worden.  Tie Revue am 12. Nachmittags ver- 
lief zwar ohne Störung, ober chen während derjelben und 
noc) mehr bei dem Rückmarſch der Communalgarde nad) der 
Stadt zeigte ſich eine bedenkliche Aufregung in den verſam— 
melten Bolfsmajjen und in einzelnen Abtheilungen der Com— 
munalgarde jelbjt. Abends hatte der Prinz die Spiken der 
Behörden und Die höheren Offiziere der Garniſon und der 
Commmmalgarde zu einem Souper in jener Wohnung im 
Hötel de Prusse am Ropplab vereinigt. Schon am vor: 
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dem, was vorging und nur von Zeit zu Zeit, wenn die Thüre 
aufging und das Geſchrei ſehr heftig wurde, einigen Lärmen. 
In einem ſolchen Momente fragte der Prinz: was das für 
ein Lärm jet? worauf ein ihm gegenüber ſitzender Herr freund: 
lich) lächelnd antwortete: „Man bringt Eurer Königlichen Ho: 
heit ein Bivat.“ Sp ſuchte man unbegretiflicher Weiſe den 
Prinzen in Unkenntniß über die wahre Sachlage zu erhalten. 

Als nun Obriſt von Buttlar, im Eimverjtändnig mit dem 
Regierungsrath Adermann, als dem interimiſtiſchen Chef der 
oberſten Givilbebörde in Leipzig, den Befehl (oder nur die 
Erlaubniß?) zum Schießen gegeben hatte und darauf wirklich 
gejchofien wurde, waren es ſieben Perſonen, die von den 
Kugeln getödtet wurden, nicht den unterjten Klaſſen ange: 
börige, als ganz ruhig bekannte, an den Angriffen auf das 
Militär gewiß nicht betheiligte Perſonen, die ohne allen 
Zweifel nur zufällig, oder aus Neugier und um die Muſik 
zu hören, in die Nähe gekommen waren. Um aber die unbe: 
jchreibliche Aufregung, welche dieſes unglüdjelige Ereigniß in 
der Stadt und in allen Klaſſen der Bevölferung Leipzigs 
ohne Ausnahme hervorrieh, vollſtändig begreifen zu können, 
muß man jich erinnern, daß dergleichen Ereigniſſe damals in 
Deutjchland noch ganz men und ungewohnt waren. Daß die 
bewaffnete Macht, wenn fie berufen wird, die gejtörte üffent- 
liche Ordnung, das Anſehen des Geſetzes wieder herzuſtellen 
und aufrecht zu erhalten, jchlieplich und wenn nichts Anderes 
mehr bilft, von den Waffen Gebrauch machen muß, und daR 
dadurch dann aud) bei dem Tumulte ſelbſt unbetheiligte Ber: 
jonen, die ſich nur aus Neugier unter die Tumultuanten 
mischen oder zufällig in deren Nähe kommen, leicht verlegt oder 
ſogar getödtet werden fünnen, das erfchten damals dem großen 
Publicum als etwas jo Außerordentliches und Ungeheuerliches, 
daß die ohnedies ſchon aufgeregte öffentliche Meinung es ſich 
mir aus groben Fehlern der Behörden oder einem verdammens— 
werthen Mißbrauch der Gewalt erklären zu fünnen glaubte. 
Dabei fehlte es auch damals, wenigjtens in Sachjen, nod) 
durchaus an gejeßlichen Borfchriften darüber, unter welchen 
Umjtänden und VBoransjegungen in ſolchen Fällen überhaupt 
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Anzeige zu erfordern, was fie zur Rechtfertigung ihres Ber- 
fahrens anführen zu fünnen glaubten. Sm großen Bublicum 
wurde freilih der Prinz für alles verantwortlich gemadıt, 
was in jeinem Beiſein gejchehen, aljo auch für den Befehl zum 
Schießen, obgleich er don demſelben gar nichts gewußt hatte. 

Alles Dies würde aber noch nicht ausreichen, um zu cr: 
Eläven, wie es fan, day jene Ereignijje eine, jo lange Zeit 
andauernde nachtheilige Wirfung auf das Verhältnig der 
Stadt Leipzig zur Negierung ausüben fonnten. Daß es jo 
gekommen, lag zum größten Theile in der eigenthümlichen 
Stellung, welche Die Regierung lange Zeit hindurch in Dieter 
Angelegenheit einnahm. Während nämlich anderwärts in 
ähnlichen Fällen die Regierungen — oft freilich im Wider: 
ſpruch mit den Thatſachen — ſich ſtets bemüht haben, der— 
gleichen Vorfälle als die Ausſchreitungen einzelner Parteien 
oder als Wirkungen von Umtrieben einzelner unruhiger Köpie 
darzuſtellen, dieſe allein dafür verantwortlich zu machen und 
ſich dadurch die Zuſtimmung und Unterſtützung der Mehrheit 
der Bevölkerung zu ſichern, ſchlug die ſächſiſche Regierung 
damals einen gerade entgegengeſetzten Weg ein und ſprach 
öffentlich ſowohl, wie privatim, in mündlichen und ſchrift— 
lichen Erklärungen der einzelnen Miniſter, die Ueberzeugung 
aus, daß dergleichen Dinge gar nicht vorkommen könnten, 
wenn nicht die Mehrheit der Bevölkerung der Stadt mit den 
Anſichten und Gefühlen, von welchen die Tumultuanten ge 
leitet wurden, im Stillen ſympathiſire, daß der Geijt der 
Revolution und Widerjeplichkett in Einzelnen gar nicht zum 
Ausbruch kommen könne, wenn ev wicht auch in der ganzen 
Stadt, in Der Bürgerschaft ſelbſt und den höheren Klaſſen 
der Bevölferung, vorhanden ſei und gehegt und gepflegt werde; 
Die Regierung könne daher auf alle Loyalitäts-Aeußerungen 
und Verſicherungen der jtädtifchen Vertreter feinen Werth 
legen und das frühere Verhältniß zur Stadt Leipzig nicht 
eher wieder aufleben laſſen, als bis Leipzig — Wie der Wis 
niter von Falkenſtein es ausdrüdte — „ſich wiedergefunden“ 
habe. Daß durch dieſe Auffaſſung und Durch ſolche und 
ähnliche Aeußeruugen die geſammte Bevölkerung Leipzigs, 
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Grade bedenklich und unpolitiſch, dieſe Klaſſen durch ſolche 
Anſichten und Auslaſſungen zu beleidigen und faſt mit Ge— 
walt in die Oppoſition zu drängen. 

Durch dieſes Verfahren der Regierung erhielten jene 
Leipziger Auguſt-Ereigniſſe erſt die politiſche Wichtigkeit, die 
ihnen an und für ſich gar nicht beiwohnte; von da an datirt 
ſich das langjährige gegenſeitige Mißtrauen zwiſchen der Re— 
gierung und der Stadt Leipzig, welches, im Laufe der Zeit 
durch verſchiedene andere Zwiſchenfälle neu belebt und ver— 
größert, die Quelle ſo vieler unangenehmen Reibungen und 
Differenzen geworden iſt und bis in die neuere Zeit nicht ganz 
überwunden werden konnte. 

JZunächſt traten die üblen Folgen davon für uns, Die 
in Leipzig lebenden jüngeren Beamten, hervor. Die gejelligen 
Beziehungen zu Leipziger Familien hörten faſt ganz auf, und 
der Beſuch öffentlicher Urte, der Reſtaurants und Kaffee— 
bäufer, wurde ums vielfach verleidet, weil wir überall die 
bitterjten Urtheile über und die beftigiten Ausfälle gegen die 
Megierung mit anbören mußten. 

Mir perjönlich wurde der Aufenthalt in Leipzig noch 
durd) die Noth verbittert, in welcher die ſächſiſch-bayeriſche 
Eiſenbahngeſellſchaft geriety. Wir in anderen Fällen, reichte 
anch hier die urjprünglic) veranjchlagte Sunme zur Vollen: 
dung Des Baues nicht aus, und der Fehlbetrag war jo groß, 
day er ohne Unteritübung dev Negierung nicht gedeckt werden 
konnte. Nun hatte aber der Finanzminiſter von Zeſchau durch 
die bis dahin gemachten ungünſtigen Erfahrungen über die 
Ergebniſſe ſeines bisherigen Verfahrens in den Eiſenbahn— 
Angelegenheiten ſchon zu jener Zeit die Ueberzeugung ge— 
wonnen, daß das für Sachſen nothwendige Eiſenbahnnetz nur 
dann hergeſtellt werden könne, wenn der Staat den Bahnbau 
und den Betrieb ſelbſt in die Hand nehme; er wollte daher 
jetzt, als Anfang der Durchführung eines neuen Syſtems, die 
günſtige Gelegenheit benutzen, um die ſächſiſch-bayeriſche Bahn 
um einen billigen Preis für den Staat zu erwerben, wogegen der 
Miniſter des Innern, von Falkenſtein, von der entgegengeſetzten 
Anſicht ausgehend, die Geſellſchaft in ihren Bemühungen, ſich 
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vielen und meiſt unangenehmen und aufreibenden Arbeiten 
im Directorium der ſächſiſch-bayeriſchen Eiſenbahn, in meinen 
Arbeiten in der Kreisdirection nicht erleichtert, ſondern ganz 
ſo wie jedes andere Mitglied beſchäftigt wurde, ſo war die 
mir aufliegende Laſt ſo groß, daß ich Tag und Nacht ar— 
beiten und auf jede körperliche Bewegung in freier Luft ver— 
zichten mußte. Die übeln Folgen davon konnten natürlich 
nicht ausbleiben. Mein Leipziger Arzt war ein höchſt braver, 
vehtjchaffener und liebenswürdiger Maun, gehörte aber als 
Mediciner noch ganz der alten Schule an; für ihn erijtirten 
die Damals noch neuen Fortjchritte der mediciniſchen Wiſſen— 
ichaften, insbejondere die neuen Hilfemittel der Diagnoſe, nod) 
gar nicht; er gab mir auf alle meine Klagen wiederholt den 
trojtlojen Beſcheid: „gegen cin jo unbeſtimmtes Lebelbefinden 
fünne der Arzt gar nichts thun, da müſſe er abwarten, Dis 
ic) eine beitimmte, namhafte Krankheit Darans entwidele, 
gegen welche ſpecifiſche Heilmittel bekannt jeren, Die der Arzt 
dann amvenden fünne“ Da ic) mich aber immer übler be- 
fand und mei Zuſtand, insbejondere die Schwäche und Er: 
higung meiner Augen, faſt unerträglich wurden, jo wendete ic) 
mich jofort nach meiner Weberfiedelung nad) Dresden an 
einen dafigen jungen Arzt, der nach einer grimdlichen Untere 
ſuchung meinen Zuſtand für Die natürlichen Folgen meiner 
ungejunden Lebensweiſe und Die Heilung, da ich ſonſt ganz 
gejund ſei, für jehr leicht erflärte, went ich jobald als 
möglich nad) Marienbad gehe und Dort eine längere Kur 
brauche; es ſei aber feine Zeit zu verlieren, da die Zeichen 
einer bevorftchenden Augenentzündung jchon vorhanden jeien. 
Ic begab mich daher im Mai 1847 nad) Marienbad und 
lernte damals, nach einer ſechswöchigen Kur, zum erjten Male 
Die außerordentlichen Wirkungen feinen, die der Kreuzbrunnen 
auch Später wiederholt auf meine Geſundheit ausgeübt Hat. 
Ich fehrte vollitändig hergejtellt und neu gefräftigt zurüd. 

Meine Beihäftigungen im Miniſterium bezogen id) zu: 
nächſt und bauptjächlid) auf die Fürjorge des Staates für 
Handel, Gewerbe und Fabrikweſen, jowie Die Landwirthichaft 
und alles, was damit zujammenhängt. Für diefe Gejchäfte, 
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oder ſtaatsgefährlich erſcheinende Druckſchriften proviſoriſch 
mit Beſchlag belegen; die Entſchließung über ihre definitive 
Confiskation hatte aber das Miniſterium des Innern in der 
für Adminiſtrativ-Juſtizſachen vorgeſchriebenen collegialen Zu: 
ſammenſetzung zu faſſen, d. h. es wurde unter Vorfig des 
Miniſters ans zwer Räthen des Miniſteriums und zwei Mit: 
gliedern des Oberappellations-Gerichtes cin Collegium gebildet, 
welches über Die Fragen der GConfiscation definitiv zu ent: 
jcheiden hatte. Ich war Mitglied diefes Collegiums. Dieſe 
Emrichtung war gewiß gut gemeint, ſie jollte dem Berleger 
und dem Schriftiteller einige Sicherheit gegen willfürliche Eon: 
fiscattonen gewähren, fie war aber doch vollitändig verfehlt. 
Ta die Gründe der proviforifchen Befchlagnahme in der Regel 
auf politischen Erwägungen, namentlich) auf Rückſichten be— 
ruhten, die Sachjen anderen, Ddeutjchen oder nicht deutjchen, 
Regierungen gegenüber zu nehmen hatte, dieſe Erwägungen 
und Nücjichtnabmen aber den Räthen des Sberappellations- 
Serichtes ganz fern lagen und ihrer amtlichen Stellung nad) 
auch fern Liegen mußten, jo kamen Diejelben fortwährend in die 
Lage, ſich entweder der Verſicherung des Minifters, day die 
Schrift politijch bedenklich und ihre Unterdrüdung aus Staats: 
rückſichten nothwendig ſei, unbedingt fügen zu müſſen, oder 
durch ihren Widerfpruch gegen eine ſolche Verficherung des 
Miniſters Entſcheidungen herbeizuführen, welche nach außen 
nachtheilig wirken und dem Intereſſe des Staates ſchaden 
konnten, was um ſo leichter möglich war, als die fremden 
Regierungen, ſo lange die Cenſur überhaupt noch beſtand, 
doch immer die ſächſiſche Regierung für alles verantwortlich 
machten, was im Lande gedruckt oder öffentlich vertrieben 
wurde, und dabei wenig oder gar nicht danach fragten, ob die 
letzte Entſcheidung tm dergleichen Fällen von dem Miniſter, 
als dem Vertreter der Negierung, allein oder von einem Golle: 
gium ertheilt wurde, in welchem der Miniſter möglicher Weiſe 
auch überjtimmt werden konnte. 

So ging das Jahr 1847 zwar äußerlich ruhig und für 
mich ohne erhebliche perfönliche Vorkommniſſe vorüber; aber 
iiberall, nicht nur in Sachjen, in ganz Deutſchland herrſchte 
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häufige und ſehr oft den Wünſchen und Hoffnungen der 
Nation Direct wideriprechende Anwendung das Anſehen des 
Bundestages und Des Bundes ſelbſt tief untergraben und 
das Vertrauen zu ihm im allen Klaſſen der Bevölferung er: 
jchüttert und allmählich vernichtet wurde. Denn ſelbſt die 
loyaliten und comjervativften Männer mußten ich fragen, 
welcher Werth auf eine Verfaffung zu legen jet, Deren Jon: 
veränes Organ ſich in einer jo falſchen Stellung befand, dat 
es ſich, um nur Die ärgſten und für fein eigenes verfafjungs- 
mäßiges Beſtehen gefährlichſten Confliecte zu vermeiden, in 
den wichtigſten Angelegenheiten der Nation, für welche es 
doc) ganz eigentlich beſtimmt und geſchaffen war, für incompe— 
tent erflären mußte. Hierzu fam die große Verſchiedenheit 
im den Verfaſſungen der einzelnen Bundesſtaaten; während 
die Mittel: und Kleinſtaaten Deutſchlands jich, mit einigen 
wenigen Ansnabmen, im Belige von Verfaſſungen befanden, 
welche den Ständeverſammlungen, den Vertretungen des Volkes 
beitimmte, mehr oder weniger weit gehende Nechte und, was 
Die Hauptſache war, eine nur wenig bejchränfte Freiheit der 
Meinungsäußerung gewährten, verhielt ſich Oeſterreich nod) 
unbedingt ablehnend und feindlich gegen alle comtitutionellen 
Ideen und Regungen; in Preußen aber hatte König Friedrich 
Wilhelm IV. war offen und beitimmt ausgeſprochen, er 
wiirde nie dirlden, day ein bejchriebenes Blatt Papier jid) 
zwilchen ihn und jein Volk eindränge, aber doc) in dem jo: 
genannten „Bereinigten Yandtage” eine Inſtitution geichaffen, 
Die mit Der Fortdauer der abjoluten Regierungsgewalt des 
Königs nicht recht vereinbar war, zugleich aber auch dem Ber: 
langen der Nation nach einer wirklichen Staatöverfaflung 
nicht im Geringſten entiprach. 

Tiefe widerjprichsvollen, in ſich unwahren Fuftände 
Tentjchlands, dieſe ſchroffen Gegenfäge in den Anſchaunngen 
der einzelnen Regierungen, in den Forderungen und Wünſchen 
der Nation und der vderjchtedenen, noch feineswegs klar 
und beſtimmt gejonderten und ihrer Zwecke ſich bewußten 
Parteien, waren die Hauptveranlaſſung der unbebaglichen, 
vertranenslofen, pejjimiftifchen Stimmung, die in den legten 
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ſtand überhaupt nur noch vergrößert und das Beſtreben nach 
einer totalen Aendernng des Beſtehenden nur noch lebhafter 
angeregt wurde. 

Da kam auf einmal, plötzlich und ganz unerwartet, die 
Pariſer Februarrevolution des Jahres 1848, und mit ihr trat 
für Deutſchland und ſpeciell auch für Sachſen überraſchend 
ſchnell die Kataſtrophe ein, die hier früher oder ſpäter, bei 
irgend einem Anlaſſe doch eintreten mußte. Um aber die 
Folgen jenes Ereigniſſes für Deutſchland vollſtändig zu er— 
klären, bedarf es noch einiger Bemerkungen über die Bedcı: 
tung desſelben unter den damaligen Berhältniffen an id). 

Die Julimonarchie war an dem Parlamentarismus zu 
Grunde gegangen; wer daran noch gezweifelt hat, dem hat 
Guizot in jeinen Memoiren, wohl wider feinen Willen, den 
Beweis dafür geliefert. Dieſer Barlamentariamus, wie er 
während der Negterung Lonis Philipp's die Grundlage der 
franzöſiſchen Verfaſſung bildete und thatſächlich gehandhabt 
wurde, iſt etwas ganz Anderes, als das Repräſentativ-Syſtem, 
auf welchem die Verfaſſungen des deutſchen Reiches und der 
einzelnen deutſchen Bundesſtaaten beruhen. Dieſem letzteren 
Syſteme liegt die Idee einer Vertretung des Volkes dem 
ſouveränen Monarchen gegenüber zu Grunde, jo daß 
die von dem Bolfe gewählten BVBertreter die Regierung des 
Monarchen nicht nur im Allgemeinen controliven, jondern 
auch ber der Geſetzgebung und ber der Ordnung des Finanz 
wejens inſoweit jelbjt mitwirken, d. h. gemeinjchaftlich mit 
dem Monarchen wirfen, day zur Erlaffung eines jeden Ge— 
ſetzes ihre Zuſtimmung, zur Ordnung des Staatshaushaltes, 
zur Erhebung von Steuern und zur Feſtſtellung der Staats— 
ausgaben ihre Bewilligung nothivendig tft. Nach dieſem 
Syſteme regiert der Monarch; er führt aber jeine Regierung 
durch Miniſter, welche in gewiſſen, in der Verfaſſung genau 
beſtimmten Punkten an die Zuſtimmung der Bertreter des 
Volkes gebunden und Denjelben deshalb, jowie wegen der 
Aufrechterhaltung der Verfaffung überhaupt, veranwortlich 
ind. Die Bildung ſcharf gefonderter Barteien tft für diejes 
Syſtem Feine charafterijtijche, Feine nothiwendige Bedingung, 
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mais ne gouverne pas“ richtig bezeichnet; der König iſt hier 
nicht viel Anderes, als — um ein bekanntes Wort des Für: 
ſten Bismarck zu brauchen — eine „decorative Figur“; ſeine 
Lage iſt ungünſtiger als die des Präſidenten einer Republik, 
denn letzterer kann, wenn ihm ein Miniſterium aufgezwungen 
werden ſoll, zu dem er kein Vertrauen hat, oder von ihm 
Maßregeln verlangt werden, die er für ſchädlich Hält, ſeine 
Stelle niederlegen, der Monarch unter ähnlichen Verhältniſſen 
in gleicher Yage kann dies aber nicht, ohne den Staat jelbit 
in Verwirrung und Gefahren zu bringen; er muß Daher eine 
jolche Demüthigung ruhig über Sich ergehen fajlen. Im Jahre 
1830 fonnte und durfte man nun in Frankreich noch annehmen, 
day ein offener und ehrlicher Parlamentarismus dahin führen 
werde, etwaigen abſolutiſtiſchen Beſtrebungen widerjtehen zu 
können, worauf cs ja damals hauptſächlich ankam, und über: 
hanpt feſte Zuſtände herzuſtellen und zu fichern. „La charte 
verite® war Damals das Princip, auf dem die Julimonarchie 
begründet wurde; bedenflicher Weiſe aber nannte fie ſchon der 
alte Yafayette „la meilleure des republiques“. 

Nun liegt es aber in der Natur der Dinge und in dem 
Weſen des Syſtemes jelbit, daß unter der Herrichaft des 
Barlamentarismus die Miniſter ein größeres Intereſſe daran 
haben, jich mit der Majorität des Parlamentes, von deren guter 
Meinung ja ihre Exiſtenz abhängig it, gut zu jtellen und die 
Intereſſen Der Mitglieder derjelben zu befördern, als daran, 
die wahren Interejien des Staates und des gefammten ol: 
kes, auch Die Des in den Nammern nicht vertretenen Theiles 
desjelben, zu ſtudiren, ſich nur nach diefen zu richten und fie 
allein im Auge zu behalten. Dasjelbe gilt auch und in nod) 
höherem Grade von den Monarchen jelbjt; wenn  derjelbe 
weis, daß er jein Miniſterium ſofort entlaſſen, day er viel 
leicht auf die Durchführung jeiner beiten und dem Lande vor- 
theilhafteiten Pläne verzichten mu, wenn dieje leßteren mit 
den Intereſſen der Partei nicht übereinſtimmen, welche gerade 
die Majorität im Parlamente hat und daher jein Miniſterium 
nt jeinen Vorſchlägen unterliegt, jo iſt cs ja nur menſchlich 
und natürlich, wenn auch er, um ſich ˖und jeine Stellung auf 
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wieder aufgeben mußten, obne daß für Diefen häufigen Wechſel 
ein anderer Grund als der aufzufinden war, daß es bald dem 
Einen, bald dem Anderen gelang, für jeine Berjon und eine 
Anfichten einige Deputirte mehr zu gewinnen, als der Andere. 
Tie großen Interejfen des Landes kamen bei dieſem Wechjel- 
jpiele der Parteien meiſt gar nicht in Frage, oft wurden ſie 
Dadurch erheblich gejchädigt. Diejenigen Abjtimmungen der 
Kammer, welche über den Fortbeitand eines Minijteriums 
entjchteden, knüpften ich daher auch in der Regel nicht au 
große, politiſch oder materiell wichtige Gegenftände, jondern 
meiſt an eine, an ſich ganz unbedentende frage, die aber als 
Vertrauensfrage angejehen und behandelt wurde, 5. B. au 
die Höhe — nicht die Bewilligung jelbjt — der vom Mi— 
niſterium geforderten geheimen Fonds. Wenn das Minijterium 
eine beſtimmte Zumme dafür verlangte, jo jchlug die Oppo— 
Jitton eine, meift ganz unbedeutende, Reduction derjelben vor, 
und wenn Diefer Gegenvorſchlag angenommen wurde, jo war 
Dies ein Beweis, day Die Mlajorität der Kammer fein Ver: 
trauen mehr zu den Miniſtern hatte; diejelben gingen ab und 
machten ihren Gegnern jo lange laß, bis die Majvrität 
durch Die Aenderung der Anfichten einiger Abgeordneten oder 
durch Neuwahlen wieder eine andere wurde Daß dieſes un: 
würdige Spiel auch zu einer ſehr ausgebreiteten, ſchmachvollen 
Korruption führte, war erflärlich. Der König, dem dies gewiß 
nicht unbekannt war, Jah demſelben ruhig zu und benugte die 
Zeit, während welcher Die Kammern und Die Preſſe mit diejen 
Kämpfen einzelner Perſonen viel mehr, als bejtinmter Bar: 
teten, bejcbäftige waren, um feine eigenen Familienintereſſen 
ungejtört zu verfolgen, that dies aber 3. B. in der Ange 
legenbett der ſpaniſchen Hetratben, in jeiner ttalienijchen Po— 
litik u. ſ. w. in eier jolchen Were, day er bald micht nur 
lei den fremden Negterungen, jondern auch im Lande jelbit 
alles Vertrauen, alle Achtung verlor. Tas franzöfiiche Volk da- 
gegen war jenes parlamentarifchen Treibens, bet welchem jeine 
eigenen wichtigsten Interefjen wenig oder gar nicht in Frage 
kamen, berzlich jatt und müde, daher and im Sabre 1830 
im Großen amd Ganzen durchaus nicht gemeint, für die Er: 
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In einem Bunfte aber jtimmten 1848 alle Parteien in 
Deutjchland überein, nämlid) darin, daß Frankreich nicht mehr, 
wie bei der Bewegung von 1830, als Bor: und Muſterbild 
für Deutjchland zu betrachten, jondern böchitens noch als 
eine Warnungstafel anzujchen jei, die den Deutjchen zeige, 
wie ſie es bei ihrer Revolution nicht machen durften. 

In Sachſen beitand im Jahre 1848 im Wejentlicjen 
noch das Miniſterium von 1831. Nachdem Lindenau ich in 
das Privatleben zurüdgezogen hatte, waren die Minijter von 
Könnerig und von Zeſchau die bedeutendjten und einflup- 
reichjten Deitglieder desjelben, zwei durch Charakter, Kenutmniſſe 
und eine umermüdliche, pflichtgetreue Thätigkeit gleid) ausge: 
zeichnete Männer, welche nicht nur die Verfaffung von 1831 
mit entworfen und Durchgejeßt, Jondern auch die in Folge 
derjelben nothwendig gewordene vollftändige Umgejtaltung 
der gefammten Staatsverwaltung nach allen Seiten Hin mit 
großer Energie und Gejchieflicjkeit durchgeführt hatten. Seit 
jener Zeit waren aber mehrere Jahre vergangen ; beide Männer 
hatten viele unangenehme Erfahrungen gemacht, die von ihnen 
eingeführten, ihren innerſten Ueberzeugungen ent}prechenden 
Geſetze und Einrichtungen waren von der rajd) fortichreitenden 
Öffentlichen Meinung überholt und wurden als nicht mehr 
genügend angejehen; ſie waren daher ängjtlid) und mißtrauijd) 
geworden, Die immer wieder auftauchenden neuen Forderungen 
der liberalen Pateien erjchienen ihnen nur als Beweije einer 
täglich wachſenden, nie zu befriedigenden Begehrlichkeit, die, 
wenn ihr nicht entjchieden entgegen getreten werde, nothwen— 
diger Weiſe zu einem völligen Umſturz aller BVBerhältnifie 
führen müſſe. So hatte z. B. der Minifter von Könmerig 
wegen jeiner feſten und unerjchütterlichen Oppofition gegen 
Die vielfady gewünjchte Einführung eines mündlichen und 
Öffentlichen Verfahrens im Criminalproceß und gegen Die Ge: 
ſchwornen-Gerichte harte Kämpfe mit der Meajorität -der 
Zweiten Kammer zu bejtehen. Deſſenungeachtet genoffen von 
Könneritz und von Zeſchau in hohem Grade allgemeine Ach- 
tung und das Vertrauen jelbjt ihrer politiichen Gegner. 
Nicht in gleicher Lage befanden ſich Die Miniſter von Wieters— 
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der Patrimonialgerichte entgegen getreten war und die Ableh— 
nung dieſer Mafregel in der Erjten Kammer durchgejeht 
hatte. Seine Ernennung zum Juſtizminiſter im Jahre 1846, 
als von Könneritz dieſes Minijterium aufgab und ſich auf 
den Vorſitz im Geſammtminiſterium bejchränfte, überrajchte 
daher allgemein. Sie wurde damals Seiten der Regierung 
mehrfach damit motivirt, daß das Minijterium ſelbſt empfinde, 
day es Den lebendigen Zuſammenhang, die Fühlung mit den 
Kammiern und der Bevölferung verloren habe und nun glaube, 
in Carlowitz, der zu jener Zeit in feinem amtlichen Ber: 
hältniffe, jondern als Privatmann in perfönlichen Berfehre 
mit vielen Mitgliedern beider Kammern ganz unabhängig de: 
tand, den rechten Mann gefunden zu Haben, der, wenn aud) 
von jtreng ariftofratischen und confervativen Anfichten geleitet, 
doch geeignet jein werde, durch das Gewicht jeiner Perſönlich— 
keit und feiner unmittelbaren Einwirkung jene verlorene Füh— 
lung, jenen dem Miniſterium nöthigen Zuſammenhang wieder 
herzuſtellen. Dies wäre auch in ruhigen Zeiten und wenn 
Die politischen Kämpfe auf die Debatten der Kammern be 
jchränft geblieben wären, wohl möglich geweſen; für die Zeiten 
aber, die bald darauf fommen ſollten, war Carlowitz nicht 
Der geeignete Mann. Er war ein jchroffer, in ſich gefehrter, 
verjchloffener Charafter, wohl befähigt und geſchickt, Berjonen, 
welche Sich im Wejentlichen ſchon auf Demfelben politijchen 
Standpunfte befanden, wie er, in den gemefjenen Formen einer 
parlamentarischen Debatte zu imponiren und fie durch cine 
klare, beſtimmte und offene Auseinanderſetzung für jeine An— 
fichten im einer vorliegenden jpeciellen Frage zu gewinnen; 
aber er war gänzlich unfähig, prineipiellen Gegnern, politifchen 
Feinden in eigener Berfon gegenüber zu treten und, unbeirrt 
durch die wüſten Ausbrüche vevolutionärer Leidenſchaften, mit 
Ruhe und Beſonnenheit feine Pflicht zu erfüllen Seine 
durch und Durch exeluſiven Lebeusgewohnheiten, fein ver: 
Ichlojjener Charakter, der jelbjt einem unbefangenen und offenen 
Berfehre mit feinen jpertellen Standesgenofjen vielfach) Hindernd 
entgegen trat, machten ihn dazu ganz ungeeignet. In jeiner 
Verwaltung des Juſtizminiſterinms zeigte er ſich zunächſt viel 
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einer allgemeinen deutſchen Volksvertretung erhoben; in Frank—⸗ 
furt trat eine Berfammlung von Männern, größtentheils den 
liberalen Parteien angehörige Abgeordnete der Kammern der 
verschiedenen einzelnen Staaten, freiwillig und eigenmächtig 
zu einem ſogenannten Borparlamente zujammen, auf welchem 
die Jofortige Wahl von Vertretern des gefammten deutjchen 
Volkes zu einem allgemeinen, verfaffunggebenden Parlamente 
bejehloffen wurde. Ter Bundestag verlor ſehr bald Faltung 
und Haltung, verlangte von den einzelnen Regierungen eine 
Verſtärkung durch befondere Vertrauensmänner und faßte 
jchon am 3. März einen Beſchluß, durch welchen jedem cin: 
zelnen dentſchen Staate „freigeitellt“ wurde, die Cenſur auf: 
zubeben und Preßfreiheit einzuführen, wobei er jedoch, ausdrück⸗ 
lich beitimmte, daß dies nur unter Garantien gejchehen dürte, 
durch welche die anderen dentjchen Staaten und der Bund gegen 
den Mißbrauch der Preßfreiheit möglichit Tichergeftellt würden. 
Dies war freilich ein ſehr eigenthümlicher Beſchluß, durch 
welchen die ganze Verantwortlichkeit den einzelnen Regierungen 
zugejchoben wurde, Die ſich ſelbſt kaum aufrecht erhalten 
konnten. Er bewies nur, dat; der Bımdestag jelbit das Ver: 
trauen in jeine eigene Autorität vollitändig verloren hatte. 

Tie Jächlische Negierung war ebenſo durch die Pariſer 
Ereigniſſe, wie Durch Die Nachrichten von dem Eindrude, den 
diejelben überall in Teutjchland gemacht Hatten, überrafcht und 
vathlos geworden. Der Miniſter von Falkenſtein, in dem 
Gefühle, daß ein großer Theil der im Lande berrfchenden 
Unzufriedenheit gegen ſeine Perſon gerichtet fei, Dat, um nicht 
einen Vorwand für fernere Demonftrationen zu geben, um 
jene Entlaffung und erhielt fie. Am 6. März cerlich der 
König eine von den Miniitern von Könnerig, von Zeſchau, 
von Wietersheim, von Carlowitz und von Oppell contrafignirte 
Anjprache „An meine Sachen“, in welcher er, fobald die 
angeordneten Neuwahlen vollendet ſeien, ſpäteſtens für Ans 
fang des Monats Mai die Zuſammenberufung der Stände 
verſprach, mit welchen Er ſich über „Alles, was al® wahres 
Bedürfniß für das Staatswohl erfcheint“, verjtändigen, denen 
er auch mit Nüdjiht auf den Bundesbeſchluß vom 3. März 
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Robert Blum war, auch nur geſprochen hatte, fand in Leipzig 
Zuſtände vor, hörte dort Anſichten ausſprechen und For— 
derungen ſtellen, die weit über Alles hinausgingen, was er 
bis dahin für möglich gehalten hatte. Da verlor er Muth 
und Beſonnenheit, da verließ ihn die Macht der Ueberzeugung 
und die Kraft des Widerſtandes. Er that gar nichts, reiſte 
vielmehr nach Dresden zurück, ohne von dem Militär Ge— 
brauch gemacht, ohne auch nur irgend eine kräftige Maßregel 
zur Wiederherſtellung des geſetzlichen Zuſtandes angeordnet 
und getroffen zu baben. Der Eindrud, den er von Leipzig 
zurückbrachte, läßt Tich mit jeinen eigenen Worten kurz aus 
drüden: „Ich Habe in einen Abgrund gejehen, es tt Alles 
verloren!“ 

Tiefer jämmerliche Ausgang des erſten Vorgehens der 
Regierung gegen Die Revolution war von entjcheidendem Ein: 
fluß auf Das ganze Yand; von da an war der Sieg der 
Revolution entſchieden, war die Autorität der Staatsgewalt 
untergraben, ſie jelbit machtlos geworden. Es ift wahr, aud) 
Die Zuſtände Zachjens waren alt geworden, fie bedurften 
einer Erfriſchung und Erneuerung, aber fie waren nicht 
ſchlimmer als irgend wo anders in Dentjchland, fie waren 
nicht jo ſchlimm, daß Tie nicht in geordneter und vernünftig 
überlegter Weiſe gebeffert werden fonnten, nicht jo ſchlimm, 
dal; Die Regierung ſich ſofort jelbit aufgeben und bei dem 
eriten offenen Hervortreten des Feindes ſich thatlos zurück— 
jieben mußte. Hätte Barlowig damals, was er zu thun be 
rechtigt war und thun mußte, wenn ev jeine Blicht erfüllen 
wollte, Die Stadt, als er ſich überzeugte, daß gütliche Ver: 
handlungen nichts halfen, militärisch beſetzen und einen etwai— 
gen gewaltjamen Widerſtand kräftig unterdrücken laffen, jo 
wären Damit natürlich Die berechtigten Erwartungen und For: 
derungen des Volkes nicht bLejeitigt, nicht überwunden, aber 
es Wäre der gejegliche Boden erhalten worden, auf weldjem 
fie in friedlicher und vernünftiger Weiſe befriedigt und erfüllt 
werden fonnten, es wäre die Revolution unterdrüdt worden, 
die in maßloſer Weife alles Bertehende untergrub, und es 
hätte vielleicht das ganze tolle Jahr 1848, der Mataufitand 
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an Muth und Entjchloffenbeit in einem gefährlichen Mo— 
mente und Mangel an perfönlicher Aufopferungsfähigfeit vor: 
geworfen, mie aber an der Ehrenhaftigkeit jeines Charakters 
gezweifelt, md mit dieſer würde eine Handlungsweife, wie 
ie ihm Flathe unterlegt, nicht vereinbar jein. 

Im Übrigen Lande hatte das Beifpiel von Leipzig bis 
dahin noch wenig Nachahmung gefunden; das Land war ruhig: 
ja in Dresden war anfänglich die Erbitterung gegen das 
Treiben der Leipziger jo groß, daß die Communal-Garde auf 
Die Nachricht hin, dal von Leipzig eine Maffendeputation kom: 
men werde, um von dem Könige die Entlaffung der Minüter 
zu verlangen, ſich freiwillig erbot, diejelbe mit Gewalt zurüd 
zu treiben. 

Tas Alles änderte Jid) mit einem Schlage, al& die neneften 
Leipziger Vorgänge im Lande befannt wurden. Die plögliche 
Abreiſe des Commiſſars der Negierung, deſſen Miſſion ohne 
jedes Reſultat geblieben war, die Zurücziehung der Truppen 
aus dev Umgebung von Leipzig, Alles dies galt als ein voll 
ſtändiger Sieg der Revolution, als cin Beweis, daß ſich 
Die Regierung den Forderungen derjelben unterworfen Habe, 
und wurde als jolcher nach allen Richtungen bin verkündet. 
Ueberall erhoben Die äußersten Demokraten ihr Haupt und 
riſſen, obſchon fie met eine nur jehr Fleine Minorität bil: 
deten, die Gewalt an ich, Inden fie Die junge Preßfreiheit zu 
den hertigiten, ſchrankenloſeſten Angriffen gegen die Regierung, 
gegen die Verfaffung und gegen Alles benutzten, was ihnen 
im Wege Stand. Die Behörden verloren überall Kraft und 
Muth und ſchloſſen Jich, da fie nirgends einen Nüdenhalt und 
nirgends cine Unterftügung fanden, der Bewegung entiweder 
jelbft an oder liegen ſich willenlos von ihr mit forttreiben. 

Auch das Miniſterium wurde in ſeinem Beltande erjchüt- 
tert: Carlowitz konnte natürlich nicht mehr Mintiter bleiben, 
und da das, was in Leipzig gefcheben, nicht wieder gut zu 
machen war, ſo bat das geſammte Miniſterium am 13. Mär; 
um jeine Entlafjung, und der König übertrug, auf den Rath 
ſeiner abgehenden Miniſter, dem bisherigen Präfidenten der 
Zweiten Sammer und Führer der Oppofition in derfelben, dem 





Finanzminiſter Georgi, Chef eines augeſehenen Banquier— 
hünſes in Mylau, alſo auch, wie Braun, cin Woigtländer. 
Er ſtand entſchieden auf einer höheren Stufe der allgemeinen 
und inoheſondere auch der politiſchen Bildung, als jener, war 
aber jener ganzen Natur nach mehr zu viner friedlichen, 
verſtändigen md vermittelnden Thätigkeit geeignet und geneigt, 
als zu einen kräftigen Auftreten und Niederhalten gerährlicher 
Tendenzen. Sein unbeſtrittenes Verdienſt It es, daß er aud 
m jener ſo gefährlichen Zeit den Credit Sachſens ſtandhaft 
aufrecht erhalten und die ſächſiſchen Finanzen dem Anſtürmen 
der Parteien gegenüber vor jeder Benachtheiligung ſorgfältig 
geſchunt bat. 

Der Miniſter des Inuern, Martin Oberländer, bis dahin 
Ztadtratb in Zwickau, ein äußerst gutmütbiger, wohlwollender 
und durchaus rechtſchaffener Mann, aber weicher und ſchwa— 
der Charakter, Stand in allgemeiner und politifcher Bildung, 
je an Kenntniſſen noch ſehr weit binter Braun zurück: 
vr geborte Der entiebiedenen, aber wicht vepublifanijchen Lin 
tun an, war aber ganz unſelbſtändig und eigentlich nichts als 
ein willenloſes Werkzeng in den Bänden Blum's, Todt’s und 
Anderer energiſcher Demagogen, von denen er unbedingt ge 
leilet wurde. ohne den aeringiten Einfluß auf ſie zu befigen. 
Er war ganz erfüllt von den liberalen Ideen der Zeit, wollte 
eine vollige Umgeſtaltung aller Verhältniſſe, unbedingte Gleich: 
heit Aller, aber er glaubte, das ließe ſich Alles in Güte und 
Viebe durchſuhren, und war vit ſehr erbittert über Jeine eigenen 
demotratiſchen Freunde. Die ihn zu einem energiſchen und 
thatigeren Vorgehen auzufeuern verſuchten. Charakteriſtiſch 
fur ſeine naive Auifaſſung Dev Verhältniſſe war es z. B., 
Dal er nicht lange nach ſeinem Eintritt in das Miniſterium, 
als er in einem offentlichen Blatte eine Rede las, welche Robert 
Rum in einer Volkoverſammkung bei Zwickau gehalten und 
im welcher er dem Miniſterium wegen ſeiner Unthätigkeit und 
Jaghaitigkeit heitige Vorwurie gemacht und entichiedenere revo⸗ 
lutionäre Maßregeln von ibm verlangt batte, In meinem zu— 
tülligen Beiſein ganz empört ausrier: „Was wollen denn dic 
wu..... Kerle noch? wir ſind ja num Miniſter!“ 





_1 — 


der chemalige Kriegsminiſter von Oppell eine Zeit lang das 
Miniſterium geleitet hatte, jpäter der General von Buttlar, 
der ſchon während der Leipziger Auguſt-Ereigniſſe des Jahres 
1845 bedenkliche Zeichen von Schwäche und einem gewiſſen 
Streben nach Popularität gegeben hatte. Er ging ganz in 
Die Forderungen der damaligen Zeit ein, adoptirte, wenigſtens 
ſtillſchweigend, den Grundjag, day der unbedingte militärijche 
Gehorſam jich nur auf den Dienſt beſchränke, außerhalb des 
Dienstes aber nicht gefordert werden könne, duldete cs, daß 
die Soldaten öffentliche politische — ſogar republifaniiche — 
Verſammlungen beſuchten und Jolchen Vereinen beitraten, und 
jab überhaupt der immer weiter greifenden Desorganijation 
der Armee anſcheinend ruhig und gleichgiltig zu. 

Der in jeder Beziehung bedeutendjte und herdorragendite 
unter den damaligen Miniſtern war Herr von der Prordten, 
vorher Profeſſor der Rechtswiſſenſchaften an der Univerſität 
Leipzig. Der fünftige Geſchichtsſchreiber jener Zeit wird bei 
der Beurtheilung dieſes Mannes zwei Berfonen unterjcheiden 
müſſen: Herrn von dev Pfordten in Dresden und Herrn von 
der Pfordten in München. Hier habe ich es nur mit dem 
Erjteren zu thin. Bon jener Wirkſamkeit als Minijter des 
Cultus und öffentlichen Unterrichtes iſt wenig bekannt ge 
worden, als Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten hielt 
er jet an der Idee eines deutſchen Staatenbundes für gan; 
Deutſchland mit Oeſterreich und befünpfte die Idee eines 
Bundesſtaates ohne Oeſterreich und mit Preußen an der Spike, 
jo lange er konnte, mit der größten Entjchiedenheit. Bon 
einem mäßigenden politischen Einfluffe auf jeine Eollegen, von 
einem entjchiedenen Entgegentreten gegen die alles Map über: 
Jchreitenden yorderungen der vadicalen vevolutiwnären Bar: 
teten in Bezug auf Die Inneren Verhältniſſe Sachjeng, welches 
man allgemein von ihm evivartete, iſt wenigjtens nad) außen 
hin nie das Geringſte bemerkbar geworden. Er machte in Dies 
jer Beziehung Alles mit; als im December 1848 die radicale 
Partei eine großartige Todtenfeier für Blum arrangirte, waren 
er und Oberländer die einzigen Miniſter, welche ſich daran 
betheiligten; legterer ſchloß Jich dem großen Zuge an und ging 
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hatte, wurde durch Verordnung vom 10. April 1848 dieſe 
Wahl und das dabei zu beobachtende Verfahren „für dDiegmal 
und zu dem vorliegenden Zwecke“ für Sachjen angeordnet. 

AS nächſte Folgen der allgemeinen Aufregung und der 
wühlerischen Ibätigfeit der Temagogen kamen an mehreren 
Orten des Landes grobe Ereeffe und verbrecheriiche Hand- 
lungen vor. Im oberen Gebirge wurden Fabriken von auf 
geregten Arbeitern zerftört. In Waldenburg, der Refiden; 
des Fürſten von Schönburg-Waldenburg, fand cine große, 
maſſenhaft bejuchte Volksverſammlung ſtatt, um den Fürſten 
zur Aufgebung gewiſſer Abgaben und ſonſtiger Rechte zu 
zwingen; als dies nicht gelang und die anweſenden beiden 
Regierungscommiſſare in ganz unbegreiflicher Weiſe gar nichts 
thaten, um auf die Volksmaſſe zu wirfen, and) von dem in 
vollfommen genügender Stärke anweſenden Militär zum 
Schuge des Fürſten und jeines Eigenthumes feinen Gebrauch 
machten, wurde das Schloß angegriffen, gänzlich verwüſtet 
und zulegt niedergebrannt. Der Fürſt ſelbſt entfam nur durch 
die Hilfe einer Abtheilung der anweſenden Gavallerie den 
Händen der wüthenden Maſſen und der größten Lebens— 
gefahr. 

Dieſe rohen Ausbrüche barbariſcher Volkswuth hörten 
jedoch bald auf, nicht etwa in Folge eines energiſchen Ent— 
gegentretens und Einſchreitens der Regierung und ihrer Or— 
gane, Die ſich vielmehr gänzlich paſſiv verhielten, ſondern des: 
halb, weil ſie von der öffentlichen Meinung allgemein verur— 
theilt wurden und daher die Führer der Parteien es ihrem 
eigenen Intereſſe entſprechend fanden, die beſitzenden Klaſſen 
nicht weiter durch ſolche Exceſſe ängſtlich zu machen. Dagegen 
bemühten ſie ſich eifrig, unter ihren Anhängern eine gewiſſe 
Disciplin herzuſtellen, dadurch einen Einfluſßz anf die unterſten 
Volksklaſſen zu gewinnen, um die Kräfte derſelben nicht in 
einzelnen zweckloſen Verwüſtungen zu zerſplittern, ſondern für 
einen endlichen Hauptſchlag zuſammen und disponibel zu 
halten. Das nächſte Mittel hierzu war die Bildung politiſcher 
Vereine, Die ſich über das ganze Xand verbreiteten. Unter 
Diejen waren Die „WBaterlandsvereine” die zahlreichiten und 
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Robert Blum war, auch mm geſprochen hatte, fand in Leipzig 
Zuſtände vor, hörte dort Anſichten ausſprechen und For— 
derungen ſtellen, die weit über Alles hinausgingen, was er 
bis dahin für möglich gehalten hatte. Da verlor er Muth 
und Beſonnenheit, da verließ ihn die Macht der Ueberzeugung 
und die Kraft des Widerſtandes. Er that gar nichts, reiſte 
vielmehr nach Dresden zurück, ohne von dem Militär Ge: 
branch gemacht, ohne auch nur irgend cine Fräftige Maßregel 
zur Wiederherjtelling des gefeßlichen Zuftandes angeordnet 
und getroffen zu haben. Dev Eimdrud, den er von Leipzig 
zurückbrachte, läßt Tich mit feinen eigenen Worten kurz aus: 
drüden: „Ic Habe in einen Abgrund gejehen, es iſt Alles 
verloren!“ 

Dieſer jämmerliche Ausgang des erften Vorgehens der 
Regierung gegen die Revolution war von entjcheidenden Ei: 
fluß auf das ganze Yand; von da an war der Sieg der 
Revolution entjchteden, war die Autorität der Staatsgewalt 
untergraben, Sie jelbit machtlos geworden. Es tt wahr, auch 
Die Zuſtände Zachjens waren alt geworden, fie bedurften 
einer Erfriſchung und Erneuerung, aber ſie waren nid)t 
ſchlimmer als irgend wo anders in Deutfchland, fie waren 
nicht jo ſchlimm, day ſie nicht in geordneter und vernünftig 
überlegter Weiſe gebeffert werden konnten, nicht jo ſchlimm, 
daß Die Regierung ſich ſofort jelbjt aufgeben und bet dem 
eriten offenen Hervortreten Des Feindes ſich thatlos zurück— 
ziehen mußte. Hätte Carlowitz damals, was er zu thun be— 
rechtigt war und thun mußte, wenn er ſeine Pflicht erfüllen 
wollte, die Stadt, als er ſich überzengte, daß gütliche Ver— 
handlungen nichts halfen, militäriſch beſetzen und einen etwai— 
gen gewaltſamen Widerſtand kräftig unterdrücken laſſen, To 
wären damit natürlich die berechtigten Erwartungen und For— 
derungen des Volkes nicht beſeitigt, nicht überwunden, aber 
es wäre der geſetzliche Boden erhalten worden, auf welchem 
ſie in friedlicher und vernünftiger Weiſe befriedigt und erfüllt 
werden konnten, es wäre die Revolution unterdrückt worden, 
die in maßloſer Weiſe alles Beſtehende untergrub, und es 
hätte vielleicht das ganze tolle Jahr 1848, der Maiaufſtand 





an Muth und Entjchloffenheit in einem gefährlichen Mo— 
mente und Mangel an perjönlicher Aufopferungsfähigfeit vor: 
geworfen, me aber an der Ehrenhaftigfeit jeines Charakters 
gezweifelt, und mit diefer würde eine Handlungöweije, wic 
Vie ihm Flathe unterlegt, nicht vereinbar fein. 

Im übrigen Lande Hatte das Beilpiel von Leipzig bis 
dahin noch wenig Nachahmung gefunden; das Land war ruhig; 
ja in Dresden war anfänglic) die Erbitterung gegen das 
Treiben der Leipziger jo groß, daß die Communal-Garde auf 
Die Nachricht bin, day von Leipzig eine Meaffendeputation kom— 
men werde, um don dem Könige die Entlaffung der Miniſter 
zu verlangen, ſich freiwillig erbot, dieſelbe mit Gewalt zurüd 
zu treiben. 

Das Alles änderte ſich mit einem Schlage, als die neueſten 
Leipziger Vorgänge im Lande befannt wurden. Die plößliche 
Abreije des Commiſſars der Regierung, deſſen Miſſion ohne 
jedes Reſultat geblieben war, die Zurüdzichung der Truppen 
aus der Umgebung von Leipzig, Alles dies galt als ein voll 
ſtändiger Sieg der Revolution, als ein Beweis, daß ſich 
Die Megierung den Forderungen derjelben unteriworfen habe, 
und wurde als folcher nach allen Richtungen Hin verkündet. 
Ueberall erhoben die äußersten Temofraten ihr Haupt und 
riſſen, obſchon fie ment eine nur ſehr Kleine Minorität bil 
deten, Die Gewalt an ich, inden fie die junge Preßfreiheit zu 
den heftigiten, ſchrankenloſeſten Angriffen gegen die Regierung, 
gegen die Berfaffung und gegen Alles benugten, was ihnen 
tim Wege Stand. Die Behörden verloren überall Kraft und 
Muth und Schloffen fich, da Sie nirgends einen Rückenhalt und 
nirgends eine Unterjtügung fanden, der Bewegung entweder 
jelbit an oder lichen jich willenlos von ihr mit forttreiben. 

Auch das Miniſterium wurde in ſeinem Beltande erjchüt- 
tert; Carlowitz konnte natürlich nicht mehr Miniſter bleiben, 
und da das, was in Leipzig geſchehen, nicht wieder gut zu 
machen war, jo bat das geſammte Minifterium am 13. März 
um jeine Entlaffung, und der König übertrug, auf den Rath 
jeiner abgehenden Minijter, dem bisherigen Präfidenten der 
Zweiten Kammer und Führer der Oppofition in derjelben, dem 
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Finanzminiſter Georgi, Chef eines angeſehenen Banquier— 
hauſes in Mylau, alſo auch, wie Braun, ein Voigtländer. 
Er ſtand entſchieden auf einer höheren Stufe der allgemeinen 
und insbeſondere auch der politiſchen Bildung, als jener, war 
aber ſeiner ganzen Natur nach mehr zu einer friedlichen, 
verſtändigen und vermittelnden Thätigkeit geeignet und geneigt, 
als zu einem kräftigen Auftreten und Niederhalten gefährlicher 
Tendenzen. Sein unbeſtrittenes Verdienſt iſt es, daß er auch 
in jener jo gefährlichen Zeit den Credit Sachſens ſtandhaft 
aufrecht erhalten und die Jächfischen Finanzen dem Auſtürmen 
der Parteien gegenüber vor jeder Benachtheiligung Torgfältig 
geſchützt hat. 

Der Miniſter des Innern, Martin Tberländer, bis dahin 
Stadtrath in Zwickan, ein äußert gutmäthiger, wohlwollender 
und durchaus vechtjchaffener Mann, aber weicher und ſchwa— 
her Charakter, ſtand in allgemeiner und politischer Bildung, 
jowie an Kenntniſſen noch jehr weit binter Braun zurüd; 
er gehörte der entjchiedenen, aber nicht vepublifanijchen Lin— 
fon an, war aber ganz unſelbſtändig und eigentlich nichts als 
ein willenloſes Werkzeug in den Händen Blum's, Todt’s und 
anderer energijcher Demagogen, von denen er unbedingt ge: 
leitet wurde, ohne den geringiten Emfluß auf fie zu befigen. 
Er war ganz erfüllt von den liberalen Ideen der Zeit, wollte 
eine völlige Umgeſtaltung aller Verhältniſſe, unbedingte Gleich: 
heit Aller, aber ev glaubte, das Liege ſich Alles in Güte und 
Liebe Durchführen, und war oft jehr erbittert über feine eigenen 
demokratiſchen Freunde, die ihn zu einem energiichen und 
thätigeren Vorgehen anzufeuern verfuchten. Charakteriſtiſch 
für feine naive Auffaſſung der Berhältniffe war es 3. B., 
day er nicht fange nach feinem Eintritt in das Minijtertum, 
als er in einem öffentlichen Blatte eine Rede las, welche Robert 
Blum in echter Volksverſammlung bei Zwickau gehalten und 
in welcher er dem Miniſterium wegen feiner Unthätigkeit und 
Zaghaftigkeit heftige Vorwürfe gemacht und entſchiedenere revo— 
lutionäre Maßregeln von ihm verlangt hatte, in meinem zus 
fülligen Beifein ganz empört ausrief: „Was wollen denn dic 
verfl..... Kerle no? wir jind ja nun Minijter!“ 
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der ehemalige Kriegsminiſter von Oppell eine Zeit lang das 
Miniſterium geleitet hatte, ſpäter der General von Buttlar, 
der ſchon während der Leipziger Auguſt-Ereigniſſe des Jahres 
1845 bedenkliche Zeichen von Schwäche und einem gewiſſen 
Streben nach Popularität gegeben hatte. Er ging ganz in 
die Forderungen der damaligen Zeit ein, adoptirte, wenigſtens 
ſtillſchweigend, den Grundſatz, daß der unbedingte militäriſche 
Gehorſam ſich nur auf den Dienſt beſchränke, außerhalb des 
Dienſtes aber nicht gefordert werden könne, duldete es, daß 
die Soldaten öffentliche politiſche — ſogar republikaniſche — 
Verſammlungen beſuchten und ſolchen Vereinen beitraten, und 
ſah überhaupt der immer weiter greifenden Desorganiſation 
der Armee anſcheinend ruhig und gleichgiltig zu. 

Der in jeder Beziehung bedeutendſte und hervorragendſte 
unter den damaligen Miniſtern war Herr von der Pfordten, 
vorher Profeſſor der Rechtswiſſenſchaften an der Univerſität 
Leipzig. Der künftige Geſchichtsſchreiber jener Zeit wird bei 
der Beurtheilung dieſes Mannes zwei Perſonen unterſcheiden 
müſſen: Herrn von der Pfordten in Dresden und Herrn von 
der Pfordten in Müuchen. Hier habe ich es nur mit dem 
Erſteren zu thun. Von ſeiner Wirkſamkeit als Miniſter des 
Cultus und öffentlichen Unterrichtes iſt wenig bekannt ge— 
worden, als Miniſter der auswärtigen Angelegenheiten hielt 
er feſt an der Idee eines deutſchen Staatenbundes für ganz 
Deutſchland mit Oeſterreich und bekämpfte die Idee eines 
Bundesſtaates ohne Oeſterreich und mit Preußen an der Spitze, 
ſo lange er konnte, mit der größten Entſchiedenheit. Von 
einem mäßigenden politiſchen Einfluſſe auf ſeine Collegen, von 
einem entſchiedenen Entgegentreten gegen die alles Map über: 
jchreitenden yorderiumgen der radicalen revolutionären Bar: 
teien in Bezug auf die inneren Verhältniſſe Sachſens, welches 
man allgeme von ihm erwartete, iſt wenigſtens nad) außen 
hin nie das Geringſte bemerkbar geworden. Er machte in dies 
jer Beziehung Alles mit; als im December 1848 die radicale 
Partei eine großartige Todtenfeier für Blum arrangirte, waren 
er und Oberländer die einzigen Miniſter, welche jich daran 
bethetligten; legterer ſchloß Jich dem großen Zuge an und gung - 
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hatte, wurde durch Verordnung vom 10. April 1848 dieſe 
Mahl und das dabei zu bepbachtende Verfahren „für diesmal 
und zu dem vorliegenden Zwecke“ für Sachſen angeordnet. 

Als mächite Folgen der allgemeinen Aufregung umd der 
wüblerifchen Thätigkeit der Demagogen famen an mehreren 
Orten des Landes grobe Exceſſe und verbrecherifche Hand: 
lungen vor. Im oberen Gebirge wurden Fabriken von auf 
geregten Arbeitern zerjtört. In Waldenburg, der Refiden; 
des Fürſten von Schönburg-Waldenburg, fand eine große, 
maſſenhaft beſuchte Volksverſammlung jtatt, um den Fürſten 
zur Aufgebung gewiſſer Abgaben und ſonſtiger Rechte zu 
zwingen; als dies nicht gelang und die anweſenden beiden 
Regierungscommiſſare in ganz unbegreiflicher Weiſe gar nichts 
thaten, um auf die Volksmaſſe zu wirken, auch von dem in 
vollkommen genügender Stärke anweſenden Militär zum 
Schutze des Fürſten und ſeines Eigenthumes keinen Gebrauch 
machten, wurde das Schloß angegriffen, gänzlich verwüſtet 
und zuletzt niedergebrannt. Der Fürſt ſelbſt entkam nur durch 
die Hilfe einer Abtheilung der anweſenden Cavallerie den 
Händen der wüthenden Maſſen und der größten Lebens— 
gefahr. 

Dieſe rohen Ausbrüche barbariſcher Volkswuth hörten 
jedoch bald auf, nicht etwa in Folge eines energiſchen Ent— 
gegentretens und Einſchreitens der Regierung und ihrer Or— 
gane, Die ſich vielmehr gänzlich paſſiv verhielten, ſondern des— 
halb, weil ſie von der öffentlichen Meinung allgemein verur— 
theilt wurden und daher die Führer der Parteien es ihrem 
eigenen Intereſſe entjprechend fanden, die befigenden Klaſſen 
nicht weiter durch Jolche Exceſſe ängftlich zu machen. Dagegen 
bemübten ſie ſich eifrig, unter Ihren Anhängern eine gewiſſe 
Disciplin berzujtellen, dadurch einen Einfluß auf die unterjten 
Volksklaſſen zu gewinnen, um die Kräfte derjelben nicht in 
einzelnen zweckloſen Verwüſtungen zu zeriplittern, jondern für 
einen endlichen Hauptſchlag zuſammen und Ddisponibel zu 
halten. Tas nächjte Mittel hierzu war die Bildung politijcher 
Vereine, Die ſich Über das ganze Land verbreiteten. Unter 
dieſen waren Die „Vaterlandsvereine“ Die zahlreichſten und 





unabhängigen und unbeicholtenen Eimvohnern des Orte 
„Communal-Garden“ gebildet worden, deren Aufgabe es war, 
die Behörden bei der Handhabung der öffentlichen Ordnung 
und Sicherheit innerhalb des Ortes zu unterftügen. Dieſes 
Juſtitut hatte zwar außerhalb Xeipzigd nic eine größere Beden- 
tung erhalten, aber doch in denjenigen Orten, wo ſich feine 
Garniſonen befanden, immerhin vielfach nüglich gewirkt; jeden- 
fall3 Hatte es im Ganzen einen loyalen und conſervativen 
Charakter, jtand unter dem Oberbefehle des Brinzen Sohann 
und war als bewaffnete Bereinigung der befigenden Klaſſen 
der Bevölferung wenig geneigt, revolutionäre Erperimente 
ruhig mit anzuſehen. Ein folches Inſtitut war daher den 
radicalen Agitatoren ein Stein des Anſtoßes und mußte 
bejeitigt oder, noch beffer, jo umgewandelt werden, daß «s 
aus einem Hinderniffe der Revolution, was es urſprünglich 
jein jollte, zu einer Waffe derjelben würde. Das Minifterium 
ging bereitwillig auf diefes Verlangen ein, und am 11. April 
1848, aljo faum vier Wochen nach der Ernennung des Mini: 
jteriums, erjchien eine von ſämmtlichen Miniſtern, eimjchlich- 
lic) Herrn von der Pfordten's und des Kriegsminiſters, contra- 
fignirte Königliche Verordnung, durch weldye „als Vorbe— 
reitung zu einer zum Scuße des PVBaterlandes im 
Innern und nöthigen Falles aud) nad) außen die— 
nenden allgemeinen Bolfsbewaffnung“ für jede Ge 
meinde des Landes die Bildung einer Communalgarde durd) 
Bewaffnung aller wehrhaften unbeſcholtenen Einwoh: 
ner angeordnet wurde. Demgemäß wurden auc) die in den 
größeren Städten ſchon beitehenden Communalgarden voll: 
jtündig umgewandelt. Dies war nun aber offenbar eine, aud) 
die unterſten, völlig bejiglojen Stlaffen, junge Leute, ſobald ſie 
nur eine Flinte tragen konnten, Dienftboten, Handwerksgeſellen 
u. }. w. umfaſſende Volksbewaffnung ſelbſt, nicht erſt eine 
Borbereitung dazu, wie die Verordnung es ausdrüdte. Da 
dieſe Letztere Bejchränfungen der perjünlichen Freiheit ent: 
hielt und daher, als in das Gebiet der Gefeßgebung über: 
greifend, auf Grund von 8 88 der Verfaſſungsurkunde er: 
lafjen worden war, ſo mußte fie der Ständeverfanmfung zur 
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auch, dem allgemeinen Zuge der Zeit folgend, die Politik zum 
Felde ihrer Thätigkeit machten und dabei ganz den Einflüſſen 
und der Leitung der Vaterlandsvereine anheim fielen, die ſich 
ihrer als der paſſendſten Werkzeuge zur Aufwiegelung der 
unterſten Klaſſen des Volkes bedienten. 

Dies waren die natürlichen Folgen der plötzlichen, unter 
den ungünſtigſten Umſtänden und ohne irgend eine Sicher— 
ſtellung gegen Mißbrauch eingeführten, vollkommenen Freiheit 
des Vereins- und Verſammlungsweſens! Den Behörden fehlte 
jeder gejegliche Anhalt, um auch nur den ärgjten und ge 
fährlichjten Nusjchreitungen entgegen zu treten. Nicht beffer 
waren die Wirkungen der ebenſo unvorbereitet und undermittelt 
eingeführten, völlig ſchrankenloſen Prepfreiheit, die zunächſt 
nur als ein Mittel zur Aufregung des Volfes, zur Verbreis 
tung von Berleumdungen, Aufhetzereien und Bejchuldigungen 
aller Art angejfehen und gemißbraucht wurde. ud) hier 
hatten Die Behörden fen Mittel in der Hand, dagegen cin: 
zuſchreiten, ſelbſt wenn fie den Muth und den Willen gehabt 
hätten, cs zu thun. Die Bemühungen aber der gemäßigten 
Parteien, der deutſchen Vereine und mancher Einzeluer, in 
dieſem tollen „Treiben Bernunft und ruhige Üeberlegung zu 
predigen, verhallten ohne Erfolg und zogen ihren UÜrbebern 
meijt nur Spott und Verleumdungen zu, da das große Wubli- 
cum den Geſchmack an ernſter Lectüre, an ruhigen Dar: 
ttellumgen, überhaupt an vernünftigen Denken und UÜcberlegen 
fült ganz verloren hatte und den phrajenhaften Declamationen 
und Aufhetzereien der Nadicalen, je toller und gröber jie 
waren, um ſo Leber jene Aufmerkſamkeit und cin geneigtes 
Gehör ſchenkte und ihnen Folge leitete. 

Ber dieſem Zuſtande des Landes Jollte nun und mußte 
wohl auch jur Erltaffung eines neuen Wahlgefeges und zu 
den Dadurch bedingten Abänderungen der Berfajjung ge: 
jchritten werden. Gewiß! eine ſchwierige Aufgabe jelbjt für 
ein fräftiges, entjchloffenes und jener Ziele jich Klar bewußtes 
Miniſterium, kaum zu erfüllen aber für das Minifterium 
Braun, deſſen Signatur nac) allen Seiten hin Schwäche und 
Unfelbftändigfeit war! Daß eine Abänderung der Ver: 
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geſtellt werden ſollten. Das Miniſterium wollte ebenfalls 
auf die Wahl einer conſtituireuden Verſammlung nicht ein— 
gehen, vielmehr an dem verfaſſungsmäßigen Wege feſthalten, 
wagte aber doch nicht der Forderung der radicalen Parteien 
entſchieden entgegen zu treten und kam daher auf einen cigen- 
thümlichen, höchſt unglücklichen Ausweg, indem es wiederholt 
officiell erklärte, es könne die Zweite Kammer, obgleich die— 
ſelbe formell noch unzweifelhaft zu Recht beſtehe, doch 
materiell nicht mehr als den richtigen und wahren Aus— 
druck des „Volkswillens“ anſehen. Dadurch brachte es ſich 
ſelbſt in eine ſehr ungünſtige und widerſpruchsvolle Lage und 
beraubte ſich, indem es das Anſehen der Kammern untergrub 
und herabſetzte, der Unterſtützung derſelben, mit welcher es 
den weitgehenden Forderungen der radicalen Partei hätte 
kräftig entgegen treten können. 

Nachdem die ſchon von dem Miniſterium Könneritz aus— 
gegangene Einberufung der Stände zu einem außerordent—⸗ 
lichen Landtage auf den 20. März von dem Miniſterium 
Braun am 16. März wieder aufgehoben worden war, wurde 
am 19. April wiederum ein jolcher, d.h. ein außerordentlicher 
Landtag für den 18. Mat einberufen. Daß es recht gut 
möglich geweſen wäre, eine, den wahren Intereffen des Landes 
entjprechende, vernünftige — freilich den maßloſen Forde— 
rungen der Umſturzpartei noch nicht genügende — Neu: 
geftaltung der Berfaflung und des Wahlgefeßes mit den 
Kammern dieſes Landtages zu Stande zu bringen, Eonnte 
Niemand bezweifeln, der mit den Berfonen befannt war, aus 
welchen jie beſtanden; auch bewies es die Thatjache, daß jchon 
am 22. Mat, alſo unmittelbar nad) dem Zujammentritte der 
Kammern, ein von jünmtlichen Vertretern der Rittergut: 
befiger unterzeichneter Antrag auf Öleichjtellung des ritter- 
jchaftlichen und bäuerlichen Grundbefiges, auf Aufhebung des 
Patronatsrechtes, des Sagdrechtes auf fremdem Grund -und 
Boden und anderer Bevorzugungen der Rittergüter in beiden 
Kammern eingebracht und, theils einſtimmig theil® gegen einc 
ganz Feine Minorität, angenommen wurde Hätte dad Mi— 
niſterium diefe günjtige Stimmung beider Kammern damals 
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werden könne. Merkwürdiger Weiſe und im offenbaren Wider— 
ſpruche mit dieſer Motivirung erklärte jedoch der Miniſter 
Braun, daß, wenn die Kammer, von der er doch annahm, 
daß ſie die wahre Meinung des Volkes nicht ausdrücke, die 
Frage über das Zweikammerſyſtem für präjudiciell halte und 
daher ſchon jetzt entſchieden wiſſen wolle, das Miniſterium 
deshalb in anderweite Berathung treten und dieſe Frage wo— 
möglich noch auf dieſem Landtage zur Entſcheidung bringen 
werde. Dieſes Verfahren fand auf feiner Seite, bei keiner 
Partei die erwartete Billigung. Die linke Seite der Kammer 
und die geſammte vadicale und vorgeichrittene liberale Partei 
forderten entſchieden Die jofortige völlige Befeitigung der 
Erſten Nanımer. In der Zweiten Kammer ſelbſt wurde jedoch 
ein auf Beſeitigung der Erſten Kammer gerichteter Antrag 
durch die Mehrheit verworfen. Die gemäßigten monarchiſchen 
Parteien lehnten aber den Entwurf der Regierung ebenfalls 
ab, weil Die Erjte Kammer in ihrer beitchenden Zujammen- 
ſeßzung mit einer jolchen durchaus demokratischen Zweiten 
Kammer gar nicht zuſammenwirken konnte und' daher durch 
das Verfahren der Regierung die Beſeitigung der Erſten 
Kammer nur erleichtert und die definitive Entſcheidung über 
die künftige Verfaſſung thatſächlich ganz allein in die Hände 
der Zweiten Kammer gelegt werden würde. Am 7. Juli zog 
daher das Miniſterium ſeinen unglüclichen Entwurf wieder 
zurück und verſprach, unter Benugung der in den Debatten 
der Zweiten Kammer ausgejprochenen Anfichten, nod) auf 
dieſem Yandtage einen neuen Entwurf vorzulegen. 
Inzwiſchen ging Die Revolution ihren Gang ungehindert 
fort; Durch Die zahllojen, über das Land verbreiteten Bereine, 
durch eine ungezügelte ſchamloſe Preſſe, durch aufregende 
Reden in Volksverſammlungen u. ſ. w. wurde das Volk immer 
mehr und mehr erhitzt und für den beabſichtigten Hauptſchlag 
vorbereitet. Insbeſondere beunruhigend wurde die fortſchrei— 
tende Unbotmäßigkeit der bewaffneten Volkswehren (Communal-⸗ 
garden), ſowie die immer auffallender hervortretende Lockerung 
der Disciplin in der Armee, welche durch die fortwährende 
Aufhetzung der Soldaten in den Schenken, in den Vereinen 
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Entwürfe noch viel weiter, als die früheren, Denn ſie ent 
bielten auch Beſtimmungen über eine vollftändige Umgejtaltung 
der Erjten Kammer, durch welche dieſelbe eigentlich in eine 
zweite Abtheilung der Zweiten Kammer mit einer ganz ähn— 
lichen, diejelben Interejjen vertretenden Zujammenjegung ver: 
wandelt wurde, jo daß das Beſtehen einer folchen Erjten 
Nammer nicht einmal dadurd) gerechtfertigt werden konnte, 
daß für viele wichtigere Angelegenheiten eine wiederholte, von 
verſchiedenen Geſichtspunkten ausgehende Verhandlung zed: 
mäßig jet. 

Um aber die linke Seite der Kammer und anperhalb 
Derjelben die tonangebenden Wereine, die von einer Eriten 
Kammer in feiner Form etwas wiſſen wollten, übrigeng aber 
auch für die Volksvertretung eine viel größere Machtbefugniß 
verlangten, für die Annahme der Geſetze geneigter zu machen, 
bezeichnete das Miniſterium ſeine beiden Entwürfe als „pro— 
viſoriſche“' und wies in den Motiven wiederholt und be 
ſtimmt darauf bin, daß durch Die Gejege, deren Entwürfe 
vorgelegt wurden, die Verfaſſungsverhältniſſe Sachjens nicht 
Definttid geordnet, durch diefelben vielmehr nur die Organe 
hergejtellt werden jollten, welche künftig jene definitive Ord— 
nung zu treffen hätten, daß daher die jeßt vorgefchlagenen 
Geſetze nur für den einen vorliegenden Kal, d. h. für die 
nächſten Wahlen, gelten jollten und eben deshalb als „Pros 
viſoriſche“ bezeichnet worden ſeien. In den Motiven hieß es 
u. A. wörtlich, dieſe Geſetz-Entwürfe beabſichtigen „ein Bro: 
viſorium geſetzlicher Vorſchriften für die Zuſammen— 
ſetzung des nächſten ordentlichen Landtages“. Auf 
dieſe Weiſe hoffte das Miniſterium auch dem Verlangen der 
Radicalen nach einer conſtituirenden Verſammlung, wenn auch 
nicht in der Form, ſo doch der Sache nach zu genügen, denn 
die hiernach zu wählenden Kammern entſprachen ihrer Zu— 
ſammenſetzung und ihrem Zwecke nach ganz dem Begriffe 
einer conſtituirenden Verſammlung und konnten daher voll—⸗ 
ſtändig das gewähren, was die Partei von einer ſolchen ver— 
langte. Indeſſen in dieſer Hoffnung hatte ſich das Miniſterium 
getäuſcht. Die radicale Partei, einſchließlich der erklärten 
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noch einmal ausführlicher zurückkommen, hier will ich nur 
noch bemerken, daß auch in dem Berichte der Deputation der 
Erjten Kammer, welcher der Berathung zu Grunde lag, Das 
Bedenfen, welches einer ſolchen proviſoriſchen, nur für einen 
beſtimmten Fall berechneten Geſetzgebung entgegen jtehe, ber: 
dorgeboben und daber insbejondere darauf hingewieſen wurde, 
day Die Erlaſſung blos provijorischer Geſetze eigentlich nicht 
nothwendig ſei, weil ja auch definitive, für die Dauer ge 
gebene Geſetze künftig wieder abgeändert werden könnten. 
Deſſenungeachtet empfahl der Bericht die Annahme der Ge: 
jebe als „proviſoriſcher“ und nur für einen Fall be: 
rechneter Geſetze, um deswillen, weil die Gejtchenden 
Kammern thatſächlich nicht mehr der Ausdruck des wahren 
Volkswillens und daher zu einer definitiven Abänderung und 
zum Erlaſſe eines definitiven Wahlgeſetzes nicht geeignet feien. 

Ev kamen Die proviſoriſchen Geſetze vom 15. November 
1848 zu Stande. Die Zweite Kammer wurde am 17. No: 
vember nicht aufgelöft, jondern der Landtag einfach geſchloſſen. 
Ter Landtagsabſchied von demfelben Tage it ganz genau in 
der gewöhnlichen Form abgefaßt; ev enthält nicht die Teijeite 
Anderting, Day eine wejentliche Abänderung der Berfafjung 
und des Wahlgeſetzes ſtattgefunden habe, erwähnt vielmehr die 
proviſoriſchen Geſetze nur ganz kurz md betläufig; er Tpricht 
dagegen vom „Schluſſe des Landtages“ und verſichert ganz in 
der bet allen Yandtagsabjchteden hergebrachten Weiſe, daß 
Er. Königliche Majeftät den „getrenen Ständen jeder Zeit 
m Huld und Gnaden wohl beigethan bleibe”, was gar feinen 
Sinn gehabt hätte, wenn der König und die Regierung an: 
genommen hätten, day Die Stände Jen durch die, einige 
Tage vorher publicirten Gefege dom 15. November vollftändig 
abgefchafft und die Berfaffung und das Wahlgeſetz bereits 
definitiv abgeändert worden ſeien. Daß aber König umd 
Jegterung dies damals nicht annahmen und nicht annchmen 
konnten, jcheint auch aus der ganzen Sachlage conjequent 
hervorzugehen. Denn da alle Theile darüber einig waren, 
daß dieſe Gejege nur proviſoriſch und für den vorliegenden 
einzelnen Fall gelten jollten und nur die Schaffung zweier 
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die Geſetze ja keinen dauernden Zuſtand ſchaffen ſollten, für 
dieſelben zu ſtimmen. 

Wenn man aber annehmen will, daß das ganze Ver— 
fahren Seiten des Miniſteriums in dem chen angegebenen 
Sinne ernftlich und chrlid) gemeint war — und das nehme 
ich für alle, mir perſönlich befannte damalige Miniſter, ſelbſt 
für Oberländer an, obwohl derjelbe in engjten Beziehungen 
zu den Baterlandsvereinen ftand und von ihnen vielfad) ge- 
leitet wurde —, jo muß man als zweifellos annchmen, 
daß das Minijterium auch die Abficht hatte, nunmehr alle 
Mittel zu ergreifen, um den durch jein eigened Verfahren 
entjtandenen unficheren Zuftand jo bald als möglich) zu be 
enden, und daß es daher nicht nur ſofort die neuen Wahlen 
ausfchreiben, jondern auc) den ad hoc zujfammentretenden 
Kammern bald nad) ihrer Eröffnung die Entwürfe definitiver 
Geſetze über die Landtagswahlen und die Abänderungen der 
Berfaffung vorlegen werde. Aber auch dann mußte immer 
noch Voransgejegt werden, daß die neuen, auf Grund der pro- 
vijorischen Gefege zu wählenden Kammern jo zufammengejegt 
würden, daß dem Könige die Vereinbarung über eine definitive 
Aenderung der Berfaffung und des Wahlgeſetzes mit ihnen 
möglich war. Wenn dies nicht der Fall war, oder es ſonſt 
aus irgend einem Grunde unmöglich wurde, eine ſolche Vereints 
gung zu Stande zu bringen, dann wußte fein Menſch zu jagen, 
was nunmehr werden ſolle, dann jtanden König und Land 
vor einer ganz ungewiſſen Zukunft. Zweifellos gewiß war, 
nach den Vorgängen, dann nur, daß diefe Gejege für einen 
einzigen Fall, d. h. für die nädhjten Wahlen zweier Kammern, 
gegeben waren, mit welchen ſodann eine neue Verfafjung und 
ein neues Wahlgejeg vereinbart werden follte; daß dies aber 
aus irgend einem Grunde möglicher Weiſe mißlingen könne, 
daran hatte das Miniſterium entiveder gar nicht gedacht, oder 
c3 hatte dieſen Fall wenigjtens für jo umvahricheinlid) ge 
halten, daß es eine Beſtimmung über das, was dann ge: 
ſchehen jolle, für unnöthig hielt. Zunächſt jchien dag Mi— 
nijterium deshalb auch feine Beſorgniſſe zu hegen und nicht 
an dem Erfolge zu zweifeln. In der Thronrede, mit welcher 
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ſehr batd schon mit Reitimmtbeit überjeben lieh, daß die Be. 
rathung über die Veriaſſungs-Aenderungen und Das neue 
Wahlgeöet nicht ſo ſchnell beendet werden würde, daß die 
dann neo ya wählenden Kammern noch ſo zeitig im Jahre 
IS4S ziammentreten Eonnten, um ihnen ent vollitändiges 
Budget vorzubegen und eine Steuerbewilligung don ihnen 

‚langen.  ISabrtcheintich war der Entwurf des Budgets 
noch gar niücht vorbereitet und feitgeitellt; Dies aber war 
unter den damaligen Verhältniſſen leicht erflärlich und ſehr 
zu entichuldigen. Die Regierung bätte daher unter allen Um: 
ſtanden den aukerordentliden Yandtag ſchließen und jorort 
darauf einen ordentlichen eröffnen ſollen — eine rein formelle 
Handlung, Me in wenigen Tagen vollendet jein fonnte —, um 
dann dieſem ordentlichen Yandtage entiweder den Entivurf eines 
Budgeis vorzulegen oder, wem Dies nicht möglich war, von 
ihm De Ausdehnung des biöberigen Budgets auf ein weiteres 
Jahr. ſowie eine proviſoriſche Stenerbewilligung auf das Jabr 
140, welche ſie gewiß auch ſehr Leicht erhalten hätte, zu ver: 
langen. Ja ſogar von dem außerordentlichen Landtage hätte 
Das Miniſterium eine proviſoriſche Stenerbewilligung bis zur 
Feinſtellung Des Budgets erlangen können. 

Tas Miniſterium ſcheint aber an dies Alles gar nicdt 
dacht und ſich Dieter Verhältniſſe und der unangenehmen 
Lage, in welche es Dadurch) Fommen mußte, erit nad) dem 
Schluſſe des Yandtags erinnert zu haben. Dem erſt nad 
Diejem letzteren, am 18. December 1848, erjchten eine Ber: 
ordnung, durch welche auf Grund von $ 83 der Berfafjungs: 
urkunde die Forterhebung Dev noch nicht bavilligten Steuern 

„bis auf Weiteres” angeordnet wurde Dieſe Verord— 
mung erregte allgemem die größte Verwunderung und de 
rechtes Erſtaunen bei allen Parteien, denn 8 88 der Ver— 
faſſung bezieht ſich lediglich auf Gegenſtände der Geſetzgebung 
und nicht auf Die Anusſchreibung don Steuern, über welchen 
Punkt an einer anderen Stelle der Verfaſſung ($ 103) ga; 
ſpecielle Vorſchriften gegeben ſind. Hiernach hat die Re— 
gierung nur dann, wenn den Kammern der Entwurf eines 
Budgets vorgelegt worden, eine Vereinbarung darüber aber 


— 97 — 


nicht möglich geweſen iſt, das Recht, ohne ſtändiſche Be— 
willigung die bisherigen Steuern — aber immer nicht bis 
auf Weiteres, ſondern höchſtens auf ein Jahr — auszu— 
ſchreiben, muß aber, wie dort ausdrücklich beſtimmt iſt, in 
der Verordnung, durch welche ſie die von den Ständen nicht 
bewilligten Steuern ausſchreibt, der beſonderen Natur derſelben 
gedenken und auf dieſen Paragraphen (103) der Verfaſſung 
Bezug nehmen. Dieſe wichtige, auch durch die proviſoriſchen 
Geſetze vom 15. November 1848 nicht abgeänderte Beſtimmung 
ſcheint dem Miniſterium völlig unbekannt geblieben zu ſein, 
denn außerdem iſt es Doc) ganz undenkbar, daß es nicht dafür 
gejorgt haben jollte, ſchon um Jahre 1848 entweder die Zu: 
ſtimmung der Stände zu einer verlängerten Stenererhebung 
zu erlangen oder wenigjtens die Vorbedingung zu erfüllen, 
winter welcher allein es berechtigt werden konnte, Die noth— 
wendigen Steuern aud) ohne Bervilligung Seiten der Kam— 
mern auszujchreiben. Bei den Ipäteren anımerverhandlungen 
über dieſen Punkt bemerkte Miniſter Georgi, daß das in 
$ 103 vorgejchriebene Berfahren nicht Habe eingefchlagen wer: 
den fünnen, weil die Borbedingungen dazu gefehlt hätten, und 
dat; Daher Der Megterung nichts Wetter übrig geblieben Jet, 
ale von der Beſtimmung in S 38 Gebrauch zu machen, welche 
nad) der Anjicht des Miniſteriums eine ganz allgememe Er: 
mächtigung der Megierung zur Erlaffung notwendiger und 
unaufſchiebbarer Anordunngen enthalte, ohne Die Steuerer— 
bebung ausdrüdlih davon auszujchliegen. Aber ſelbſt wenn 
man dieſe leßztere, ſehr weitgehende und mehr als zweifelhafte 
Interpretation von $ 38, Die meines Wiſſens in feinen anderen 
Falle jemals von der Regierung angenommen worden tt, für 
tihtig anerkennen wollte, immer wirde Te doch gewiß Dann 
ausgejchlojjen jein, wenn das Miniſterium, wie in Dem Das 
maligen Falle, ſelbſt und allein die Schuld daran trägt, dal; 
die Vorbedingung Des verfaſſungsmäßigen Berfabrens nicht 
vorhanden tit. 

Eine jehr eigenthümliche Maßregel des Miniſteriums 
war ferner das Gejeß, durch welches Geſchwornengerichte und 
das Verfahren vor denjelben nicht im Allgemeinen, ſondern 
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lediglich für Vergehen und Verbrechen, welche durch die Preſſe 
und durch Reden in Vereinen und Verſammlungen begangen 
worden waren, eingeführt wurden. Durch dasſelbe unter dem 
23. November erlaſſene Geſetz wurde beſtimmt, daß Die Wah— 
len der Geſchwornen auf Grund des allgemeinen Wahlrechtes 
erfolgen ſollten, ſo daß jeder Wähler zum Landtage auch an 
den Wahlen dev Geſchwornen Theil zu nehmen habe; für die 
Hejchiwornen jelbit wurde neben der Wählbarfeit für den 
Yandtag nur noch das dreigigjährige Alter bejtimmt. Unter 
den damaligen Verhältniſſen und bei der allgemein herrſchen— 
den Aufregung fonnte es feinem Zweifel unterliegen, daß die 
Nevolutionsparter Durch dieſe Beſtimmungen in den Stand 
gejept wırde, die Wahlen der Gejchwornen allein und aus 
ſchließlich zu beherrſchen, und day jie dadurd) das wirklich 
erreichte, was ſie erreichen wollte, nämlich die vollſtändige 
Freiheit, in den Vereinen und Verſammlungen und in der 
Preſſe zu wirken, wie, und zu ſagen, was ſie wollte, ohne 
deshalb jemals eine Verurtheilung durch die Geſchwornen be— 
fürchten zu müſſen. 

Die Bewegung der Geiſter und das unruhige, faſt krank— 
hafte Streben nach Veränderungen beſchränkte ſich aber 
nicht blos auf das eigentlich politiſche Gebiet im engeren 
Sinne, ſondern erſtreckte ſich auch auf die ſocialen und wirth— 
ſchaftlichen Verhältniſſe; auch dieſe ſollten vollſtändig umge— 
ſtaltet werden. Denn viele, ihrer eigenen Meinung nach ernſter 
und tiefer blickende Perſonen waren der Anſicht, daß in der 
thatſächlich beſtehenden Geſtaltung unſerer ſocialen und wirth: 
ſchaftlichen Verhältniſſe der eigentliche Grund der vorhandenen 
Uebelſtände liege, und daß daher mit dem Umſturze der poli— 
tiſchen Zuſtände allein, alſo etwa mit der Einführung der 
Republik, nicht viel gewonnen ſei, wenn nicht zugleich eine 
völlige Umgeſtaltung aller ſocialen und wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe damit verbunden würde. Dieſe Ideen waren 
nicht etwa blos unter den Anhängern der verſchiedenen ſocial— 
demokratiſchen Parteien und Richtungen, oder in den Arbei— 
terkreiſen verbreitet, wo ſie beſonders auch zu dem Streben 
nach Arbeitergenoſſenſchaften — Aſſociationen — führten, 
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tie hatten vielmehr namentlich auch in manchen ziemlich zahl- 
reichen Kreiſen der höheren, Jogenannten gebildeteren Klaffen 
Wingang gefunden. In mehreren öffentlichen, zahlreich beſuch— 
ten Berjammlungen wurden deshalb Vorleſungen gehalten, und 
in Dresden bejchäftigte Tich ein eigener Verein mit großem 
Ernite und lebhaften Eifer damit, cine neue Baſis für Die 
wirtbichaftlichen Zujtände der Nation aufzufinden, welche für 
ganz faul und unhaltbar und daher einer volljtändigen Um— 
geitaltung für dringend bedürftig angejchen wurden. Ein den 
höheren Gejellichaftefreifen der Stadt angehöriges Mitglied 
dieſes Vereins, ein gebildeter und ermiter junger Mann, theilte 
einem jeiner nahen Verwandten, einem höheren, mit mir genau 
bekannten Staatsbeamten, der mir dies jelbjt erzählt hat, ein— 
mal im engiten Vertrauen mit: Der Berein habe tm Principe 
einſtimmig anerfannt, day das Kapital „abgeſchafft“ wer: 
den müſſe, wolle aber mit diefem Sage nicht cher öffentlich 
bervortreten, als bis er zugleich angeben könne, ob es bei 
Dieter einfachen Abſchaffung bewenden fünne oder ob etwas 
und dann was „an die Stelle des Kapitals zu jegen jet“, 
— Darüber jeien aber die Mitglieder des Vereins jelbit unter 
ſich noch nicht ganz einig! — Sie jcheinen es aud nie ge 
worden zu jein. Ein anderer Verein bejchloß, eine Actien— 
gejelljchaft zur Ürbarmachung der „ausgedehnten Wüſteneien“ 
su gründen, die ſeiner Anſicht nad) in Sachen noch vorhanden 
jein tollten. Tiefe Idee fand gropen Anklang in Dresden; 
in öffentlichen Berfammlumgen wırde auf die Unwiſſenheit 
und Die Unthätigkeit der ſächſiſchen Regierung geſchimpft, Die 
bisher noch gar nichts gethan babe, um Diele wüſten Land— 
itreden zu caltiviren, auf denen „Hunderttauſende noch einen 
jicheren Enwerb finden könnten“. Alles war auf das Schönſte 
vorbereitet, es fehlte zur Bildung der projectirten Actiengeſell— 
ſchaft nur noch etwas — Das „würte Yand“, welches man 
cultiviren wollte, weldyes aber, als man es endlich aufſuchte, 
nirgends zu finden war. Die Herren, Die Deshalb in das 
Gebirge und das VBoigtland reitten, dort aber fein wüſtes 
Fleckchen, vielmehr jede Scholle culturfühigen Yandes bis ın 
div höchſten Gebirgslagen hinauf bereits beitens cultivirt fan— 
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den, wurden dort ausgelacht und kamen beſchämt zurück. 
Damit hatte die Sache ein Ende. Aber nicht immer zeigten 
ſich die Folgen der damaligen Verwirrung der Ideen in einer 
ſo leichtſinnigen, faſt lächerlichen Weiſe; auch wirklich ernſter 
denkende, gelehrte Männer wurden davon ergriffen. Einen 
merkwürdigen Beweis dafür erhielt ich in einem Geſpräche 
nit einem ziemlich bejahrten, hochſtehenden Beamten, Mitgliede 
eines Miniſteriums, dem jede Hinneigung zu liberalen oder 
gar radicalen Ideen vollſtändig fern lag, der mir aber in die— 
ſem Geſpäche im Tone tiefen Ernſtes erklärte, daß er durch 
die Bewegungen der neueſten Zeit vollſtändig davon überzeugt 
worden ſei, daß den Erforderniſſen der Zeit gegenüber der 
römiſch-rechtliche ſtrenge Begriff des Privateigenthums nicht 
aufrecht erhalten werden könne, ſondern ganz weſentlicher 
Modifikationen nnd Beſchränknugen bedürftig ſei. 
An 10. Januar traten Die neuen Kammern zuſammen; 
Die feierliche Eröffnung derjelben konnte jedoch), da die vorher 
nötbige Conſtituirung der Nammern, die Wahlen der Prä— 
ſidenten, Vice Präſidenten, Secretäre u. ſ. w. ziemlich viel 
Jeit in Anſpruch nahmen, erſt am 17. Januar ſtattfinden. 
ie Zuſammenſetzung der Kammern war, wie ſie unter den 
damaligen Verhältniſſen, bei der allgemeinen Aufregung der 
Gemuüther, bei der vollſtändiger Nullität der Regierung, der 
unberchräntten Herrſchaft der äußerſten NRevolutionspartei im 
ganzen Yande umd dem allgemeinen Stimmrechte jedes einund— 
zwanzigſjährigen Mannes gar nicht anders fein konnte. Die 
radicale und republikaniſche Partei hatte zu jener Zeit den 
Nampr in Frankfurt gegen Die gemäßigte Barteı der National: 
verſammlung als austichtstos zeitweilig aufgegeben und ſuchte 
ihren Zweck, Die Vereitelung der Frankfurter Berfaffung mit 
dent Ntaifer an Spitze, Durch die Revolutionirung der einzelnen 
deutſchen Länder zu erreichen. Deshalb kamen die ſächſiſchen 
Mitglieder der Partei, die zugleich Mitglieder der ſächſiſchen 
Kammern waren, Tzſchirner, von Trützſchler, Joſeph, von 
Dieskau und mehrere andere, nach Dresden und traten bier 
in Die Kammern ein. Neben ihnen und einigen anderen Häup— 
tern der ‘Partei, die nicht Mitglieder der granffurter National: 
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verfammlung waren, beitand Die große Mehrheit beider Kant: 
mem aus ganz unbedentenden, bis dahin völlig unbefannten, 
zum großen Theil aber auch gänzlich ungebildeten Berjön: 
lichkeiten, ohne Charakter und ohne Kenntniſſe, deren parla— 
mentariiche Thätigkeit nur in hohlen und prahlerifchen, oft 
geradezu Jinnlojen Phraſen und in ganz gemeinen Grobheiten 
gegen die Miniſter und alle Andersdentenden zum Ausdruck 
fam. Ihre Wahl und Erijtenz in den Kammern überhaupt 
verdanften dieſe Leute lediglich der Gefügigfeit, mit welcher 
ie den Führern der Partei ohne irgend welches Widerjtreben 
achorchten. Diejer Mehrheit gegenüber waren die wenigen 
Rertreter der gemäßigten liberalen Barteien, der deutſchen 
Vereine, machtlos und jo eingejchüchtert, day fie nur ſehr ſel— 
ten mit ihren eigenen Anfichten Hervortraten.  Eigentliche 
Conſervative gab es in den Kammern gar nit. 

Tie Erite Kammer, in welcher Joſeph zum Präfidenten ge: 
wählt wurde, war ein treues Spiegelbild der Zweiten, nur daß in 
ihr eine Anzahl jehr wenig gebildeter Bauern, welche der Leitung 
Joſeph's unbedingt folgten, die Mehrheit bildete, während in der 
‚weiten Kammer neben den eigentlichen Führern der Partei einige 
nicht genügend bejchäftigte Advocaten, Journaliſten amd nur 
mäßig acbildete, aber jehr vadicale Schullchrer das große Wort 
führten. War es daher bei dieſer Zuſammenſetzung der Kammern 
ſchon von Anfang an klar, day dem Miniſterium eine Verein— 
barung mit ihnen über irgend wichtige Gegenſtände micht möglich 
ſein werde, jo trifft Doch auch dieſes legtere ſelbſt ein großer Theil 
der Schuld an dem überaus ungünſtigen, geradezu Fläglichen 
Nerlaufe, den dDiefer Landtag nahm. Es war viel zu wenig für 
die Neratbung der Kammern vorbereitet, das Miniſterium hatte 
viel zu wenig oder vielmehr gar nicht dafür gejorgt, daß Gegen: 
ſtände vorhanden jeten, mit welchen die Kammern ſich hätten 
bejchäftigen fünnen, wenn ſie dies überhaupt gewollt hätte. 
In der Thronrede, welche der König bei der Eröffnung Des 
Yandtags am 17. Januar vorlag, war nur tm Allgemeinen 
und ohne genaue Specialifirung anf die zahlreichen wichtigen 
Gegenſtände hingewieſen, mit welchen Tich Die Kammern wür— 
den zu bejchäftigen haben. In der miniſteriellen Mittheilung 
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an die Kammern, welche, da der vorſitzende Miniſter Braun 
beurlaubt war, von dem Miniſter von der Pfordten vor— 
geleſen wurde, war eine lange Reihe von Gegenſtänden 
ſpeeiell aufgezählt, über welche Vorlagen an die Kammern 
gelangen ſollten; wirklich vorgelegt wurden aber nur ſehr 
wenige und meiſt verhältnißmäßig unbedeutende Dinge, z. B. 
ein Geſetzentwurf, verſchiedene Abänderungen des Gewerbe— 
und Perſonalſteuergeſetzes betreffend, ein ſolcher wegen einiger 
Abänderungen des Brandverſicherungsgeſetzes und dergleichen 
mehr, von denen Niemand erwarten konnte, daß ſich die 
Kammern in jener, politiſch ſo aufgeregten Zeit eingehend 
damit beſchäftigen würden. In Bezug auf die Finanzfrage 
wurde den Kammern das Stenerausſchreiben vom 18. De 
cember 1848 zur nachträglichen Genehmigung vorgelegt und 
zugleich Die Borlegung eines Voranfchlages der Einnahmen 
und Ausgaben für das Jahr 1849, ſowie eines proviſoriſchen 
Finanzgeſetzes auf dasſelbe Jahr mit der Bemerkung in Aus: 
jicht gejtellt, dal Die Ausarbeitintg eines verfaſſungsmäßigen 
Bırdgets auf Die ganze Finanzperiode 1849—1851 unter den 
obwaltenden Berbältniffen und bei der Ungewißhett über Die 
fünftige Geſtaltung Deutjchlands unmöglich geweſen ſei. Leber 
Die Hanptaufgabe des Yandtags, Die definitive Ordnung der 
inneren Verfaſſungsverhältniſſe und die Erlaffung eines defint: 
tiven Wahlgeſetzes, enthält die Thronrede jelbit nichts und die 
miniterielle Mittheilung unr Die wenigen Worte: „Mit der 
Neugeſtaltung der deutſchen Geſammtverfaſſung wird die Forts 
bildung der ſächſiſchen Berfaffung Hand in Hand gehen mil): 
jen. Auch hierüber wird eine Vorlage erfolgen.” 

Ohne eine jolche Borlage, Die aber nicht erfolgte, Konnte 
Niemand erwarten, daß ſich die Kammern mit diefer Frage 
befaffen würden, da Tich die in den Nammern unbedingt herr: 
jchenden radicalen Parteien bei den beitebenden proviſoriſchen 
Geſetzen ſehr wohl befanden und damit bis auf Weiteres zu: 
frieden waren. Offenbar hatte Tich das Minifterium zur Zeit 
der Einberufung der Kammern, d. h. am 27. December 1848, 
über die Grundſätze, nach welchen die Verfaffung definitiv nen 
zu geftalten und das Wahlgejeb zu entwerfen fer, insbeſondere 
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über die Beibehaltung des Zweikammer-SEyſtems, ſelbſt noch 
nicht geeinigt; auch konnte es wohl darüber nicht im Zweifel 
jein, dar cine ſolche Einigung in der furzen Zeit bis zum 
10. Januar 1849 nicht werde zu erreichen fein. Offenbar 
war daher das Miniſterium nicht im Stande, den Kammern 
in Dieter, der damals wichtigiten und dringenditen Ange— 
legenheit, cine Vorlage zu machen; die nachträgliche Ge— 
nchmigung des Stenerausjchreiben® Seiten der leßteren war 
aber durchaus nicht dringlich, und da nun auch, wie der Er: 
tolg Ichrte, irgend em anderer erheblicher und dringlicher 
Berathungsgegenttand nicht vorbereitet war, ſo entiteht aller- 
dings die Frage, aus welchen Grunde ſich das Miniſterium 
ſo ſehr beeilte, die Kammern zujammentreten zu laffen, deren 
Zuſammenſetzung ihm doch genugſam befannt war, um ſich 
über fein Verhältniß zu denjelben feinen Illuſionen bingeben 
zu können. In der Thronrede wird, anfcheinend um dieſe 
zeitige Einberufung zu motiviren, auf 8 115 der Berfaffungs- 
Urkunde mit der Bemerkung Bezug genommen, daR es durd) 
die Beſchleunigung des Wahlverfahrens möglich geweſen jet, 
die „Einberufung“ der Klammern noch im Laufe der lebten 
‚sinanzperiode zu bewirken und Dadurch jener Berfafjungs- 
beitimmung zu genügen. Nun iſt aber dieſe letztere, welche 
im eriten Sage don 8 115 wörtlich jo lautet: „Der König 
wird alle drei Jahre einen ordentlichen Landtag einberufen“, 
bis dahin nie anders verftanden worden und fanıı auch Dei 
unbefangener Prüfung der ihr zu Grunde liegenden Abficht, 
msbejondere in Berbindung mit $ 112, wonach diejfer vrdent- 
liche Yandtag Die Verpflichtung bat, das Staatsbudget für 
die nächitfolgenden drei (jet zwei) Sabre feitzuftellen, nicht 
anders als }o veritanden werden, daß es zur Befolgung der: 
jelben nicht genügt, wenn nur die Verordnung, welche die 
Einberufung enthält, noch im Laufe der legten Finanzperiode 
publicirt wird, ſondern dal; auch der wirkliche Zuſammentritt 
der Kammern nnd die Vorlage des Budgetentwurfs an 
diejelben noch innerhalb der letten Finanzperiode und zwar 
ſo zeitig ſtattfinden muß, das entiveder die Verabſchiedung des 
nenen Budgets oder wenigſtens die Ttändiiche Genehmigung 
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eines proviſoriſchen Finanzgeſetzes und eine proviſoriſche Ge: 
nehmigung der Steuererhebung noch vor Beginn der neuen 
Finanzperiode erfolgen kann. " Denn der Zweck der ganzen 
Beſtimmung it offenbar der, zu verhindern, dar eine Zeit 
eintrete, während welcher es an der ſtändiſchen Genehmigung 
der Forterhebung der nothwendigen Steuern fehlt; diefer Zwed 
wird aber nicht dadurch erreicht, day die Einberufungsverord- 
nung noch vor Ablauf der beitehenden Bewilligungspertode 
publicirt wird, ſondern mir dadurd), Daß Die Steuerbewil: 
ligung, went auch nur in provijorischer Weiſe, noch dor die 
jem Zeitpunkte erfolgt. Hatte nun aber das Miniſterium 
Braun, wie aus der Faſſung der Thronvede hervorzugehen 
jcheint, eine andere Auffaſſung jener Beſtimmung, oder glaubte 
es — was freilich aus den Worten der Thronrede nicht her: 
vorgeht — eine Jolche unter den Damaligen außerordentlichen 
Umftänden unde mit Rückſicht auf das Steuerausfchreiben 
vom 18. December wenigſtens ausnahmeweiſe rechtfertigen zu 
fünnen, jo lag auch fein Grund weiter dor, um den Zuſam— 
mentritt der neugewählten Kammern Yo jehr zu beſchlennigen. 
Es wäre in Ermangelung einer jeden erheblichen Borlage 
für dieſelben, jelbjt unter Berüchjichtigung der befonderen 
Zeitverhältniſſe, ja gerade mit Rückſicht auf diejelben, recht 
wohl möglich geweſen, Ihren Zujammentritt nicht chen auf 
den 10. Januar feſtzuſtellen, ſondern noch auf mindeltens 
drei big vier Wochen hinauszuſchieben. Dieſer Aufſchub Hätte 
dann dazu bemugt werden können, um noch einige wichtige 
Berathungsgegenſtände für die Kammern, insbeſondere aber 
den Entwurf eines definitiven Wahlgejeges und der Damit 
zuſammenhängenden definitiven Verfaſſungsänderungen, vor— 
zubereiten und feſtzuſtellen. Denn wenn man auch zugeben 
muß, daß es dem Miniſterium unmöglich geweſen wäre, mit 
den damaligen Kammern zu einer Vereinbarung über dieſe 
Geſetze zu gelangen, ſo mußte ihm dies doch nur ein Motiv 
mehr dafür ſein, dieſe Augelegenheit jedenfalls ſelbſt noch und 
ſo bald als möglich wenigſtens ſo weit zu ordnen, daß ein 
künftiges Miniſterium daran anknüpfen und darauf fortbauen 
konnte. Denn nur das Miniſterium Braun, welches die pro— 
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Oberländer dies abfichtlich unterlaffen babe, um die definitive 
Negelung der Verfaſſung und das neue Wahlgeſetz, dem Ber: 
langen der Partei entiprechend, bis zum völligen Siege der: 
jelben aufzufchteben, bis dahin aber die ihr jo günſtigen pro: 
viſoriſchen Geſetze aufrecht zu erhalten. 

In diefer Lage, don jenem Vorſitzenden verlaffen, ohne 
Uebereinſtimmung der Anfichten jener einzelnen Mitglieder, aljo 
ohne ein feites und klares Princip, mußte das Miniſterium 
jolchen Kammern gegenüber treten! Da darf ſich Niemand 
wundern, day es jo fan, wie es wirklich gekommen tft. 

Die Kammern warfen ſich jofort und mit der größten 
Entſchiedenheit im Sinne der vadtcaliten Parteien auf die vor: 
liegenden großen politiichen ragen; deutjche Verfaſſung, erb: 
liches Kaiſerthum, Bublicatton der Grundrechte, Hinrichtung 
Robert Blum's — das Alles wurde don dem extremſten Stand- 
punkte aus in endloſen Debatten verhandelt und meiſt zu den 
heitigiten Angrifren gegen Herrn don der Pfordten benugt, der 
mit bewundernswerther Geduld und Ausdauer Standbielt und, 
freilich ohne allen Erfolg, eine ruhigere und verjtändigere Auf 
faſſung zu vertbeidigen Juchte. Neben diefen allgemeinen poli— 
tischen Discuſſionen bejehärttgten Tich Die Kammern namentlich 
mit zabllofen Petitionen, Die aus dem Lande, meiſt von Vater: 
landsvercinen, eingingen, ſowie mit unendlichen Interpella— 
tionen und Anfragen, die oft wegen der kleinlichſten und unbe— 
deutendſten Dinge an das Miniſterium gerichtet wurden. Auch 
die Berathung der Geſchäftsordnung nahm viel Zeit in Ans 
ſpruch. Ganz bejonders waren es aber die militärischen Vers 
hältniffe, welchen Die Nanımern ihre Aufmerkſamkeit zuwen— 
deten. Wenn irgendwo ein Offizier ſeinen Goldaten den Bes 
ſuch eines vepublifanijchen Vereins verboten hatte, in weldjem 
ganz offen und in jchärfiter Werje gegen den König und die 
Verfaſſung declamirt und agitirt wurde, ſofort fand ſich ein 
Abgeordneter, um die Miniſter deshalb zu interpelliren und 
über dieſe Beſchränkung dev Soldaten in ihren verfaſſungs— 
mäßigen Nechten ſich zu bejehtveren. Stets wurde dabei der 
Grundſatz aufgeftellt und möglichit ſcharf betont, daß der Sol: 
dat jeinen Oberen nur im Dienste, nicht aber außer demjelben 
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auch eine heftige Erbitterung gegen das Miniſterium, welches 
das Regieren anſcheinend ganz aufgegeben hatte und mit einer 
nach außen hin geradezu unbegreiflichen Schwäche ruhig wit 
anjab, wie alle Grundlagen des Staates und der Gefellſchaft 
täglich mehr und mehr untergraben und erfchüttert wurden. 
Tiefe Erbitterung war ganz beſonders gegen Oberländer ge 
richtet, von welchem man annahm, dar er, in fortwährender 
Verbindung mit den Baterlandsvereinen und unter dem Einflufie 
der Führer derjelben ſtehend, ferne Collegen an jedem ernſten 
und entjchiedenen Auftreten bindere und durch jene, nur den 
Intereffen der äußerſten Demofratie dienende Oppoſition 
gegen diejelben hanptjächlich daran Schuld ſei, daß es nie zu 
einer Einigung unter den Miniſtern komme. Von der da: 
maligen Ztimmung des Dresdener Publicums in Bezug auf 
das Miniſterium umd insbejondere auf Oberländer giebt cin 
Vorfall im Köntgl. Hoftheater Zeugniß, den tch ſelbſt mit erlebt 
babe. In einem Eleinen Luſtſpiele jagte der ſehr beliebte 
Komiker Räder, als er eben einige Bilder an der Wand be: 
fejtigt hatte, zu jenem Begleiter: „Nun! die Niederländer: 
(Bilder) haben wir nun alle aufgehängt; wo aber hängen 
wir dem die Oberländer auf, wenn wir Die einmal be 
kommen?“ und dieſer grobe, ungezogene Ausfall auf einen 
tm Amte befindlichen Staatsminiter wurde don dem gejamm: 
ten Publicum tebbaft beflatycht und hatte für den Schaufpicler 
ſelbſt — ſoviel ich wenigſtens weit --- nicht Die geringiten 
nachtdeiligen Folgen. Es waren einmal alle Bande der 
Autorität und Ordnung aufgelöft. 

Ta) die Minijter unter ſolchen Umſtänden, auch injoweit 
jie noch wirklich an ihren lägen thätig und nicht, wie der Vor: 
figende, beurlaubt waren, alle Luft und allen Muth zu weiterem 
Vorgehen gründlich verloren hatten und nur daran dachten, ſich 
jelbit Jobald als möglich aus ihrer unerträglichen Lage zu zie— 
hen, ijt leicht erflärlich. Dieſer Wunſch wurde durch zwei ſehr 
Icharfe Differenzen, in welche das Miniſterium mit den Kam— 
mern geriet), noch wejentlich verstärkt. Die erſte bezog ſich 
auf den damaligen ſächſiſchen Geſandten in Wien, Herrn von 
Könneritz, deſſen Abberufung und Beltrafung von den Kam: 
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ſämmtlichen Rednern mit den beftigjten Vorwürfen überjchüttet 
und der Antrag auf Jofortige NAbberufung des Geſandten von 
der Kammer einſtimmig bejchloffen. 

Die zweite, an und für Jid) noch viel wichtigere Differenz 
bezog ſich auf die Publication der dentjchen Grundrechte. 
Dieſe bildeten einen Theil der deutſchen Verfaffung und hätten 
daher eigentlich nur als joldje und im Zuſammenhange mit 
der leßteren in dag Leben treten fünnen. Deſſenungeachtet 
hatte der Neichstag bejchloffen, fie, unerwartet des Zuſtande— 
kommens der Berfaffung, als befonderes Gefe zu publiciren, 
und es hatte der Reichsverweſer demgemäß Die „Grundrechte 
des deutſchen Volkes“ unter dem 21. December 1848 und das 
Einführungsgeſetz zu denſelben unter dem 27. desſelben Mo— 
nats als beſondere Reichsgeſetze publicirt. Nun hatte zwar ſchon 
die Ständeverſammlung des Jahres 1848 ſich damit einver— 
ſtanden erklärt, daß Reichsgeſetze von der Regierung ohne 
weitere Vernehmung mit den Kammern in Sachſen publicirt 
werden könnten; das Miniſterium trug jedoch Bedenken, dieſe 
Ermächtigung auch auf die Grundrechte auszudehnen, weil 
dieſelben ſehr viele Beſtimmungen enthielten, welche theils, ſo 
lange ſie nicht in allen deutſchen Staaten gleichzeitig galten, 
unausführbar oder wenigſtens für Sachſen nachtheilig, theils 
jo unklar und vieldeutig waren, daß ſie einer ſpeciellen geſetz— 
lichen Erläuterung bedurften, während andere wieder ſo tief 
in wohlbegründete Privatrechte eingriffen, daß ſie ohne gleich— 
zeitige Feſtſtellung einer dafür zu gewährenden Entſchädigung 
nicht publicirt werden, noch weniger in das Leben treten 
konnten. Demgemäß gelangte ein Königliches Deeret an die 
Kammern, nach welchem die Negierung die Publication der 
für das ganze dentjche Reich berechneten deutſchen Grundrechte 
erſt dann fir zuläſſig erklärte, wenn dieſelben wenigſtens von 
den zum Reiche gehörigen größeren Nachbarländern Sachſens 
ebenfalls angenommen worden ſeien. Dabei hatte die Regie— 
rung mehrfache Erläuterungen und Bemerkungen zu den ein— 
zelnen Paragraphen der Grundrechte beigefügt, nach welchen 
dieſelben zum Theil auch dann noch, d. h. nach ihrer Pu— 
blication, erſt nach Emanirung beſonderer Geſetze in Kraft 





überlaffen wolle, day dasſelbe vielmehr unbedingt verpflichtet 
jet, wenigſtens Die, durch Die proviſoriſchen Geſetze völlig ver- 
wirrte Verfaſſungsangelegenheit jelbjt nod) wieder in Ord— 
nung zu bringen. Indeſſen war die Stellung des Miniſteriums 
doch zu ſehr umtergraben, um noc lange haltbar zu jein. 
Während Die Kammern ihren heftigen Kampf gegen dasjelbe 
mit der größten Rückſichtsloſigkeit fortjegten, janf es auch in 
Der Achtung des Landes immer mehr und mehr, da es nad) 
und nach allgemein bekannt wurde, daß die einzelnen Mi: 
ter faſt über alle wichtigen und dringenden Fragen verjchie: 
dener Meinung waren. Endlich mußte fid) auch der König, 
der den Miniſtern in Anerkennung ihres guten Willens 
und ihrer Mechtichaffenbett bisher jtets eine loyale Unter: 
ſtützung gewährt hatte, von der Nothivendigfeit Ihres Abganges 
überzeugen und gewährte ihnen daher auf ihre wiederholte, 
dringende Bitte am 24 Februar 1849 Ihre Entlaffung. 
An demſelben Tage veröffentlichten die abgehenden Miniſter 
noch eine gemeinjchaftliche Erklärung, un welcher fie als Grund 
ihres Niücktrittes den Umftand angaben, day die Kammern 
von Anfang an dem Miniſterium gegenüber eine entjchieden 
feindliche Stellung gezeigt und Sich faſt in allen — wichtigen 
und unwichtigen — Tingen einſtimmig oder mit großer Ma— 
joritüt gegen dasſelbe ausgejprochen hätten. Dem gegenüber 
erklärten am 25. Februar 92 Mitglieder beider Kammern 
Öffentlich, De Mintjter bätten den wahren Grund ihres Rück— 
trittes verſchwiegen, ſie zogen ſich nicht deshalb zurück, weil 
ſie überhaupt nicht Die Majorität in den Kammern, ſondern 
deshalb, weit ſie Diefelbe in einer Hauptfrage, der über die 
Publication Dev Grundrechte, nicht hätten. 

Koch am 24. Februar wurden den Kammern die Namen 
der neuen Miniſter mitgeteilt. An der Spige derfelben jtand 
der Juſtizminiſter — bis dahin DOberappellations » Gerichte: 
Nat — Dr. Held, ein allgeme geachteter, tüchtiger Rechts: 
gelehrter, der auch Durch mehrere gejeßgeberische Arbeiten vor: 
theilhaft bekannt geworden und deſſen loyale, pflichtgetreuc 
Geſinnung außer Zweifel war, der ſich wohl aber noch nie 
mals mit dev Politik ernſtlich und eingehend bejchäftigt und 
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war von Haus aus Mediciner, hatte ſich jedod) vorzugsweiſe 
mit der technischen Chemie und dem Gewerbewejen bejchäftigt, 
war dann eine Zeit lang PBrofeffor in Erlangen gewejen und 
von Dort in das Miniſterium des Innern nach Dresden für 
die gewerblichen Angelegenheiten berufen worden. Feſte und 
flare politische Grundſätze hatte er eben}o wenig, als gründ— 
liche und geordnete Kenntnifje des Staats: und Privatrechtes: 
jeine mehr anf Gefühlen und einem milden, verjöhnlichen 
Charakter beruhende politische Richtung war eine gemäßigt 
liberale; er vermochte aber die Bewegung, welche damals halb 
Europa ergiffen hatte und umzuſtürzen drohte, weder in 
ihren tieferen Grundurfachen noch nad) ihren möglichen Folgen 
zu verſtehen und zu liberbliden, glaubte vielmehr die wilden 
Nämpfe der Zeit, die Für ihn nichts waren, als etwas jchroff 
und heftig ausgejprochene Meinungsverjchiedenheiten über ge 
wiſſe einzelne Fragen, durch ein freundliches und wohhvollendes 
Entgegenkommen, durch ein theihveijeg Eingehen auf die For: 
derungen der Gegner, durch Vermittelungen und Eleine Con— 
cejfionen nach allen Richtungen Hin beruhigen und beſchwich— 
tigen zu können. Die Idee, dieſem Manue cin Minijterium, 
und zwar gerade das des Innern, zu übertragen, welchem dic 
Polizei unterjtand und welches zu jener Zeit ganz befonders 
em Miniſterium des Kampfes gegen die Revolution fein mußte, 
beruhte wohl darauf, daß er unter den Gewerbetreibenden 
und aud) größtentbeils in dem eigentlichen Arbeiterjtande eine 
jehr verbreitete und begründete Popularität genoß und man 
daher hoffte, Durch jeine Ernenmung zum Minister jene beiden 
zahlreichen Stlafjen der Bevölferung für die Regierung ge 
winnen zu können. 

Der Finanzminiſter von Ehrenſtein, bisher Director 
einer Abtheilung des Finanzminiſteriums, war ein in jeder 
Beziehung ausgezeichneter Geſchäftsmann, von gründlicher 
und umfaſſender Bildung und großer, nie ermüdender Arbeits 
kraft; ein milder, zur Verſöhnlichkeit geneigter Charakter. 
Seine politiſche Richtung war, grundſätzlich und auf Ueber— 
zeugung beruhend, eine gemäßigt conſervative. Er wäre in 
ruhigen, gewöhnlichen Zeiten ein vorzüglicher Miniſter ge— 
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niſterium, hervorgegangen aus dem Streben und eingejegt in 
der beſtimmten Abficht, dem wüſten Treiben der Revolution 
einen feiten Damm entgegenzufegen, begann jeine Thätigfeit 
damit, in einem der wichtigjten und am tiefjten eingreifenden 
Streitpunfte dem Verlangen der Kammern nachzugeben umd eine 
Entſchließung zu faljen, deren große Gefahren offer am Tage 
lagen, Deren weitere Folgen ſich noch) gar nicht überjchen 
ließen. Es war cine völlige, bedingungsloſe Unterwerfung 
unter den Willen der Revolutionsparte. Daß die Miniſter 
Held, Weinlig und von Ehrenftein zu dieſem Schritte ge: 
neigt waren, ihn Für unbedenklich, vielleicht ſogar für zwed- 
mäßig hielten, iſt erflärlich; bei ihrer Neigung zum Vermitteln, 
zum friedlichen Entgegenfommen und zu Conceflionen gaben 
jie Sich) der Hoffnung hin, day die Kammern dieſe Nachgiebig— 
feit dankbar anerfennen und durch gleiche Nachgiebigfeit in 
anderen Fragen erwidern würden: ja vielleicht Hatten ſie aud) 
bei ihrer Durch Ihren bisherigen Bildungsgang erflärlichen 
Unfenntni des praftiichen Volkslebens ſich nicht einmal ein 
Hares Bild von den tiefen Eingriffen in das Brivateigenthum 
und den argen Verwirrungen gemacht, die durch einige Be: 
ſtimmungen dev Grundrechte hervorgebracht werden mußten. 
Taf aber Beuſt ſich damit enwerftand, dag iſt mur aus feiner 
Schon oben enwähnten, zu jener Zeit noch vollſtändigen Un— 
befanntjchaft mit den Berjonen und Verhältniffen des Landes 
erflärtich. Zu ſeiner Entjchuldigung ‚desgalb hat er Tpäter 
mehrfach angeführt, er ſei zu diefer Mapregel genöthigt worden, 
weil Held, Ehrenſtein und Weinlig die Publication der Grund: 
rechte zur Bedingung Ihres Eintritte® in das Miniſterium 
gemacht hätten und das legtere daher gar nicht zu Stande 
gekommen wäre, wen ev wicht nachgegeben hätte. Aber bei 
dem Charakter der genammten drei Herren war es kaum glaub: 
lich, daß fie, obgleich ſie dieſe Maßregel vielleicht für unbe: 
denflich Hielten und wünschten, nicht dennoch eingetreten wären, 
wenn Beust entjchteden widerftanden hätte. Im Schlimmiten 
‚zalle aber wäre felbtt der Emtritt anderer Berfönlichkeiten 
in das Miniſterium ein geringeres Uebel geweſen, als die 
Publication der Grundrechte. Der Erfolg diefer Mapregel 
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Bundes-Militär-Commiſſion bejchäftigt war, hatte er eben— 
falls die genauere Befauntjchaft mit den Berjonen und Ber: 
hältniſſen Suchjens etwas verloren, dagegen während der 
Taner der Nationalverfammlung in Frankfurt vielfache Ge: 
legenheit gehabt, ſich eine Tpertelle Kenntniß von allen den 
verschiedenen Mitteln und Wegen zu verichaffen, welche zu 
jener Zeit dort angewendet und betreten wurden, um die 
Majorität der Nationalverfanmmlung von Oeſterreich zu ent: 
fernen und für Die Erreichung preußiſcher Sonderzivede zu ge 
winnen. Bon jener Zeit Tchrieb ich and) feine — um nidt 
einen Stärferen Ausdruck zu gebrauchen — entjchiedene Ab: 
Neigung gegen Preußen und alles Preußiſche, ſowie das jonder: 
bare Mißtrauen ber, mit welchem er eigentlid) bei Sedem, 
der — jet es nun nad links oder nad) rechts Hin — tin 
irgend einem wichtigen Punkte anderer Anſicht war, als er, 
eine geheime Hinneigung zu Preußen und eine nicht gut ſäch— 
ſiſche Geſinnung vermutbete. 

Er veröffentlichte ſchon am 10. März einen Tagesbefehl, 
welcher ſeit ſehr langer Zeit wieder das erſte Zeichen einer ſelbſt— 
bewußten Kraft und Entſchiedenheit Seiten der Regierung war 
und daher von Allen, die im Taumel der Revolution noch 
nicht jede ruhige und beſonnene Ueberlegung verloren hatten, 
mit dem größten Beifall und der frendigſten Genugthnung 
aufgenommen wurde. Im ſchärfſten Gegenſatze gegen das 
Treiben der Vaterlandsvereine und gegen die Beſchlüſſe der 
Kammern ſowohl, wie gegen das Verhalten ſeines Vorgängers 
ſprach er darin aus: er werde unter keiner — 
daß die Bande der Disciplin gelockert würden, „denn ohne 
Ordnung und ſtrengen Gehorſam in und außer dem Dienſte 
iſt ein Heer nicht denkhar, ſinkt auch Die beſte Armee herab 
zu einer regelloſen Maſſe“. Man kann ſich den Eindruck 
denken, den dieſer Tagesbefehl in den Kammern machte, nach— 
dem die Zweite Kammer erſt wenige Tage vorher beſchloſſen 
hatte, den Gehorſam außer dem Dienſte ganz abzuſchaffen. 

Ein ſolcher Charakter konnte ſich mit Perſönlichkeiten, 
wie die Miniſter Held, Ehrenſtein und Weinlig waren, nicht 
lange vertragen; ev brachte ihnen ſchon Deshalb allein, weil 
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über dasſelbe erklärte einer der Antragiteller, dar das Mi- 
nifterium der polttifhen Bildung des ſächſiſchen. 
Nolfes nicht entjpreche Ein Redner rief dabei aus: in 
dem Miniſterium möge viel Weisheit repräjentirt ſein, „aber 
das Volk will feine Weisheit, 08 will Volkswillen und Volks— 
kraft”. Ein anderer Nedner fagte: das vorige Mintitertum 
jet „ein corruptes volksthümliches“ Miniſterium geweſen, das 
jetzige ſei ein „eorruptes bureaukratiſches“; ein dritter Redner 
erklärte ſogar: der Tzſchirner'ſche Antrag auf ein Mißtrauens— 
votum „ſchmecke ihm zu ſehr nach Conſtitutionalismus“, das 
Grundübel liege darin, daß die Miniſter nur von dem unver— 
antwortlichen Staatsoberhaupte allein und nicht von den Ver— 
tretern Des Volkes mit gewählt würden; er beantragte daher, 
den Antrag auf ein Mißtrauensvotum abzulehnen und jtatt 
deſſen einfach zu erklären: „Die Mintjter Hätten ſich dem 
Volkswillen, d. b. den Kammernbeſchlüſſen, zu fügen, und 
Die Kammern würden, wenn Dies nicht gejchehe, „das Staats— 
vberhaupt angehen, Jich mit anderen Näthen unter 
Einfluß der Bolfsvertretung zu umgeben“. Indeſſen 
wollten Die gemäßigteren Demofraten damals doch noch nicht 
ſoweit mit den äußerten Nadtcaleı gehen, und es wurde daher 
der Antrag auf ein Mißtrauensvotum mit einer geringen 
Majorität noch vertagt. 

Wie Übrigens zu jener Zelt die Stimmung der Revo— 
lutionspartei gegen die Meichsregterung war, ergiebt ſich unter 
Anderem auch darans, dal Die Zweite Kammer an das Mi: 
niſterium das Verlangen Ttellte, Die unter den Befehlen der 
Meichsregierung in Holſtein fämpfenden ſächſiſchen Truppen 
zurückzurufen, indem fie dabei zugletd) gegen die Verwendung 
jächjifcher Truppen Seiten der Neichsregterung ohne ihre, der 
jächftschen Kammern, Einwilligung überhaupt proteftirte, weil 
diefelbe eine Verlegung der Sonveränetät Sachſens enthalte. 
Und das waren dietelben Leute, welche bald darauf die unbe: 
dingte Unterwerfung Sachſens inter die Frankfurter Reichs: 
verfaſſung verlangten! 

Am 28. März hatte die Nationalverfammlung in Frank 
furt die Neichsverfaffung definitiv angenommen. Am 3. April 
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da dieſe damals nicht die Abſicht hatte, das Miniſterium 
Braun zum Abgang zu drangen, am 7. Februar auf die Zeit 
bis zum 30. Juni 1849 bewilligt, ohne daß dabei über die 
einjchlagenden Principfragen und die von allen Rednern be: 
tonte Berfaffungsividrigfeit der Verordnung vom 18. December 
ein Beſchluß gefaßt wurde Ta das Minifterium Braun 
doch bald darauf ſeine Entlaffung nahm, jo benutzte die 
Erite Hammer dieſe Gelegenheit, um dem nenen Miniſterium, 
welches Doch an der durch die Verordnung vom 18. December 
begangenen Berfafiungsverlegung gänzlich unjchuldig war, 
deshalb Schwierigkeiten zu bereiten, änderte Daher Die don der 
weiten Mammer bis Ende Juni ausgeſprochene Bervilligung 
ab und bejchränfte fie am 8. März auf die Zeit bie End 
April, indem ſie zugleich jede weitere Steuererhebung über 
Diefen Termin hinaus für einen Verfaſſungsbruch erflärte. 
Tie weite Kammer trat am 15. März diefem Bejchluffe bei, 
bob ſomit ihre eigene, frühere und weitergehende Bewilligung 
WIeder auf. 

Tas Miniſterium kam dadurd in die größte erlegen: 
beit; Die von dem Miniſterium Braun tm diefer Angelegenheit 
gemachten Fehler waren nicht wieder gut zu machen; es hatte 
unterlaſſen, einen zur Budgetberathung berechtigten ordentlichen 
Yandtag einzuberufen: es fehlte dDaber vom 1. Januar an 
nicht nur an einem Budget, jondern auch an einer Steuer: 
bewilligung; Die Verordnung dom 18. December war ver: 
faſſungswidrig. Es war Daher eine neue Steuerbewilligung 
Seiten der Kammern ımbedingt nöthig, und dag Miniſte— 
rium verlangte wiederholt Me Bewilligung der Steuern auf 
einen längeren Zeitraum, beantragte aber zugleich auch eine 
mäßige Erhöhung derjelben, da die Stantsausgaben ſich in 
Folge der ganz außerordentlichen Berhältniffe jo vermehrt 
hatten, day ohne eine jolche Erhöhung nicht auszufommen 
war. Die Zweite Nammer beavilligte nun auch wirklich 
am 21. April Die Erhebung und zwar der erhöhten Steuern, 
aber wieder nur auf Die Zeit bis Ende Juni, alfo auf etwa 
zwei Monate. Ta zeigte ſich aber deutlid), Daß auch die 
Kammern nicht mehr am der Spige der Bewegung jtanden 
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Die Uebereinſtimmung der Meinifter nicht von Dauer und blieb 
fatt nur auf Diefen einen Punkt beichräntt. Die Verjchieden- 
heit der Anſichten zwiſchen den einzelnen Miniftern, welche in 
vielen wichtigen Beziehungen beitand, Fam ſofort zum Aus: 
bruche bei der Hauptfrage, auf welche damals alles ankam, 
welche zunächſt gelöft werden mußte, bei der Frage über die Aner— 
kennung und Publication der Reichsverfaſſung. Hierbei jtanden 
ſich Die beiden diametral entgegengefegten Anſichten jchroff 
gegenüber. Während Beujt und Rabenhorft, an dem Grund: 
Jage feitbaltend, day die Nativnalvderfammlung zu einer ein 
jeitigen Feſtſtellung der Neichsverfaffung überhaupt gar nicht 
berechtigt jel, Dieje vielmehr nur auf dem Wege der Verein: 
barung der deutjchen Fürſten unter Jich und mit der National - 
verjammlung errichtet werden könne, die Anerkennung de 
Frankfurter Verfaſſungsentwurfes als em für-Sad)jen gültiges 
Reichsgeſetz und die Publication derſelben in Sachjen ent: 
ſchieden ablchnten, gingen die beiden Miniſter Weinlig umd 
von Ehrenftein auch in dieſer Beziehung viel weiter in ihrer 
Nachgiebigkeit gegen die Belchlüffe der Nationalverjanunlung 
und der Kammern und verlangten die Anerkennung und cin 
jache, unbedingte Publication der Neichöverfaffung als cine 
bereits gültigen Reichsgeſetzes. Der vorfigende Meinifter, 
Dr. Held, jchwanfte ohne eine beſtimmte eigene Meinung 
längere Zeit hin und ber und konnte zu feinem fejten Ent: 
jchlufje foınmen. Es erſcheint jegt faſt unbegreiflich, wie bei 
der damaligen Sachlage, wo der Frankfurter Entwurf durd) 
Die Ablehnung der Kaiſerkrone Eriten des Königs von Preupen 
in einem jeiner wichtigiten Punkte bereit? Hinfällig geworden 
und Die unbedingte Annahme Desjelben, als Reichsgeſetz, nicht 
nur don Deiterreich, Jondern auch von den Regierungen von 
Treuen und Bayern bereits abgelehnt worden war, jo daß 
er in jedem Falle doch nur als Unterlage für weitere Ber: 
handlungen dienen konnte, die bedingungsloje Annahme und - 
Publication Dderjelben in Sachſen von jo chrenhaften, ver 
ändigen und loyalen Männern verlangt werden konnte, Die 
noch dazu in ihrer Eigenichaft als Miniſter von der wahren 
Sachlage genan unterrichtet waren. Wenn es Dennod) ge 
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deren Fahne das Volk die Waffen ergreifen ſollte. In Wahr: 
heit handelte es jich aber dabei um nichts Weniger als um 
die Frankfurter Neichöverfaffung; es war Die allgemeine 
europäiſche Revolutionspartei unter einem ihrer hervorragend: 
Iten Führer, dem Rufen Bakunin, die m Dresden einen 
Hanptjchlag ausführen wollte  Diefer Ort war in der 
That auch zu einem jolchen Unternehmen vorzugsweiſe ge 
eignet, und zwar nicht bios Wegen jeiner gcographijchen 
Yage, die einen unmittelbaren Druck, eine aufregende revo— 
Iutionäre Wirkung auf das Damals durch und Durch unter: 
wühlte und zum Aufitande vorbereitete Böhmen, ſowie nad 
Berlin und nad) Schlejien hin möglid) machte, jondern ink 
bejondere auch deshalb, weil jeit mehr als einem Jahre hier 
eigentlich gar feine Polizei mehr beitand und daher die Au— 
hänfung von Waffen und Munition aller Art, die Anjamm: 
lung einer Maſſe unrubigen und verrvegenen Volkes aus den 
derjchtiedentten Gegenden und überhaupt Alles, was jonit zur 
Vorbereitung eines großen Aufftandes gehörte, ohne Schwie— 
rigkeiten möglich war und Leichter als an irgend einem al 
deren Orte ausgeführt werden konnte. Viele der Agitatoren, 
Die im jenen Tagen das Land durchreiiten und überall Volk 
verſammlungen veramtalteten, deuteten aud) dabei an oder 
jprachen es ganz offen aus, daß fie, wenn ſie zum Auf: 
jtande und zum Kampfe für Die deutſche Verfaſſung aufforder 
ten, Dabei nicht Die ‚srankfurter, von ihnen mit Ausdrücken 
der tiefiten Geringſchäßung bezeichnete, ſondern eine andere, 
den „Willen des ſouveränen Volkes“ entjprechende und von 
dieſem jpäter ſich ſelbſt zu gebende Verfaſſung im Auge hätten. 
Deſſenungeachtet war die Verwirrung der Begriffe und die 
Unklarheit über das, was vorging, ſo groß, daß auch in 
zahlreichen Kreiſen der gebildeteren Klaſſen, ſelbſt bei Staats— 
beamten und Behörden, Die Ueberzeugung herrſchte, daß dir 
ganze zum offenen Aufſtande treibende Agitation nur die Folge 
der Hartnäckigkeit ſei, mit welcher der König und das Mini— 
ſterium die Annahme der Reichsverfaſſung verweigerten. Sehr 
unheilvoll wirkte in dieſer Beziehung der Abgang der drei 
Minister gerade in jenem Nugenblide. Wenn Die Drei, Die 
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und das Minifterium Die ſofortige volle Anerkennung 
der „bereits auch für Sachjen redtsfräftig publicir— 
ten Reichsverfajjung? zu verlangen. Einige Mitglieder 
der aufgelöften Sammern erlegen don Dresden aus cine hef— 
tige Erklärung gegen die Anſprache der Miniſter und einen 
Proteſt gegen die Erhebung unbewilligter Steuern. Jutereſ— 
ſant und bezeichnend für den wahren Charakter der dantaligen 
Bewegung it insbeſondere eine Volksverſammlung, welche am 
30. April in Leipzig abgehalten wurde In derjelben Elagte 
Tzſchirner die Regierung und die damalige Reichögewalt dar: 
über an, das Sachſen Held Für den jchledwig = holjteinjchen 
Krieg hergeben müſſe, der nur geführt werde, „um die Frei: 
beit Des Yandes zu unterdrüden und unfere Demo: 
fratifchen Negimenter zu decimiren“. Die Auflöjung 
der Kammern erflärte Tzſchirner für eine despotiſche Handlung 
der Bamarilla, eine ſolche Habe 180 in Franfreid) eine Re 
volution herbeigeführt und im Jahre 1649 in England Tie 
jenigen, Die fie gewagt, „unter das Henferbeil gebradt“. 
Mach unferer jetzigen Auffaffung ſei das Miniſterium dazı 
berechtigt; Dies jet aber underembar mit dem Geijte eine 
dempfratijchen Staates und müſſe in der neuen Verfaſſung 
geändert werden. Der Wille des Bolfes jet das höchſte Gejet, 
und darum müſſe im die neue Verfaffung die Beſtimmung 
aufgenommen werden, day nicht das Miniſterium die Kam⸗ 
mern, ſondern leßtere das Miniſterium auflöſen könnten. Als 
ev endlich die Anweſenden zum Feſthalten an der Weide 
verfaſſung und zum Handeln für diejelbe aufforderte, ſetzte 
er ausdrüdlich Hinzu: day er darunter „weniger die jept 
bereits gegebene, als eine neue, zu erwartende umd 
der Dempofratiichen Staatsidee vollkommen entſpre— 
chende“ Reichsverfaſſung verstehe. In demjelben Sinne hatte 
jich vorher ſchon Helbig ausgeſprochen (vergl. den Bericht 
über dieſe Verſammlung in Nr. 122 der Leipziger Zeitung 
vom 2. Mai 1849). 

An demjelben Tage wurde in einer Verſammlung de 
Dresdner VBaterlandevereins die Erflärung an das Geſammt— 
miniſterium beſchloſſen md am folgenden Tage auch über- 
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geben, day "der Berein „die Reichsverfaſſung als 
rechts- und endgiltig beftebend betrachte, jeden 
Widerſtand gegen Diefelbe als Revolution von 
oben anjche und das Miniſterium dafür verantwort- 
lid mache“. 

Am 1. Mai herrſchte in der ganzen Stadt die größte 
Aufregung; eine Maſſe von mehreren Hundert Berfonen begab 
ſich zu dem Vorfigenden des Geſammtminiſteriums, Dr. Held, 
um don ihm die Anerkennung der Reichsverfaſſung zu verlans 
gen, erhielt aber von demjelben die Eröffnung, daß der König 
ich beſtimmt entjchlojjen Habe, dieſelbe nicht anzuerkennen, und 
daß in Folge deffen er, Dr. Held, ſowie die Herren Weinlig 
und von Ehrenjtein gejtern ihre Entlaffung als Miniſter er: 
beten umd erhalten hätten, alſo auch im Sinne der Bittjteller 
nicht wetter wirken fünnten. Dieſe Nachricht wurde ſofort in 
der Stadt verbreitet und trug wejentlich dazu bei, die Auf: 
regung noch zu vermehren. 

Am 2. Mat wurde der Präſident des Dresdner Appel: 
lationsgerichts, Dr. Zſchinsky, welcher Schon im vorigen Jahre, 
nach von Falkenſtein's Abgang, einige Tage das Miniſterinm des 
Innern verwaltet hatte, zum Juſtizminiſter und Vorſitzenden 
Des Geſammtminiſteriums ernanıt, Jo daß das Miniſterium doch 
wenigſtens wieder aus drei Berjonen bejtand. Während der näch— 
jten Tage wuchs die Aufregung von Stunde zu Stunde; von 
allen Seiten, aus fait allen Städten des Landes kamen Depu— 
tationen der Stadträthe, der Stadtverordneten, der Communal— 
garden, einzelner Vereine u. ſ. w, um den König um Aner— 
kennung der Reichsverfaſſung zu bitten; mit bewunderns— 
werther Geduld empfing der König ſie alle und entließ ſie 
alle mit demſelben ablehnenden Beſcheide. 

Am 2. Mai Vormittags arbeitete ich, wie gewöhnlich, in 
meinem Zimmer im Miniſterium des Junern, welches ſich zu 
jener Zeit im Landhauſe, auf der damaligen Pirnaiſchen 
Gaſſe, jetzt Landhausſtraße, befand. Da kam der Referent 
tur Polizeiſachen im Miniſterium des Innern, Geheimer Ne: 
gierungsrath Lucius, zu mir und theilte mir mit, daß nach 
allen, ihm durch die Organe der Polizei zugekommenen Nach— 
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richten eine offene, bewaffnete Revolution ſtündlich ausbrechen 
könne; für heute Nachmittag ſeien UÜrverfammlungen aller 
Bataillone der Communalgarde, und zwar ohne Genchmi: 
gung des Commandanten, anberaumt worden, in welchen nicht 
nur im Allgemeinen für die Reichsverfaſſung demonjtrirt, ſon— 
dern insbejondere für morgen, den 3. Mai, Mittags, eine all: 
gemeine Parade der geſammten Gommunalgarde bejchlofjen 
werden Jolle Ber diefer Barade wolle man dann von der, 
unter den Waffen ſtehenden Gommunalgarde die Reichsver— 
jaffung als beſtehend anerkennen und förmlich ausrufen laſſen; 
nachdem dies erfolgt ſei, ſolle eine Deputation die Nachricht da: 
von dem Könige überbringen und von ihm das Gleiche verlan: 
gen; Die Antwort des Königs aber jolle von der Communalgarde 
unter den Waffen erwartet werden. Dies ſei nun doch, 
fuhr Lucius fort, die offenbare Nevolution, und es entjtehe 
Die Frage, ob dem gegenüber nicht von der Polizei etwas 
geſchehen könne und müſſe? Dazu ſei aber die Entjchliegung 
eines Miniſters nöthig, und er habe gehört, daß Weinlig, ob— 
gleich er ſich zur Beſorgung der laufenden Geſchäfte bis zur 
Ernennung ſeines Nachfolgers verpflichtet habe, doch gar nicht 
mehr auf das Miniſterium kommen und ſich um nichts mehr 
bekümmern wolle. Unter dieſen Umſtänden forderte er mich 
auf, zu Weinlig zu gehen und ihm vorzuſtellen, daß er, wenn 
nicht großes, ganz unberechenbares Unglück geſchehen ſolle, 
ſich nicht ganz zurückziehen dürfe, ſondern auf das Miniſterium 
kommen und die nach Lage der Sache nöthigen Anordnungen 
treffen müſſe, da er die Geſchäfte noch fortführe. Ich erwi— 
derte ihm auf dieſe Mittheilung, daß auch ich vollſtändig da— 
von überzeugt ſei, daß wir am Vorabende einer offenen Revo— 
lution ſtänden und mich ſchon ſehr lange darüber gewundert 
habe, daß die Polizei allen Vorbereitungen dazu ſo theil— 
nahmlos zuſehe; daß ich aber auch jetzt nicht verſtehen könne, 
warum er, Lucius, mit ſeinen Mittheilungen zu mir komme, 
dem jüngſten Hilfsarbeiter im Miniſterium, der mit den 
polizeilichen und politiſchen Geſchäften desſelben nie etwas 
zu than gehabt und damit auch jetzt nichts zu thun habe; 
05 ſei doch vielmehr ſeine Sache, in feiner Eigenjchaft als 
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ten nun and) allein verfuchen, wie fie damit durchfommen 
fönnten. Es half auch nichts, als ic) ihm vorftellte, dar cs 
ji) ja zumächtt gar nicht um die Reichsverfaffung, ſondern 
um einen bewaffneten Aufſtand Handle, der unter allen Um: 
ſtänden verbrecherisch, und day es daher jeine Pflicht ſei, ſich 
den, zur Verhinderung desjelben nöthigen Arbeiten nicht zu 
entziehen; ev blieb dabei ftehen, daß er fich um nichts weiter 
befümmere und zu Hauſe bleibe. Ich ging daher unverrich— 
teter Sache fort, aber voll ernjter Belorgniffe um das, was 
Alles noch kommen könne. 

Die Urverſammlungen der einzelnen Bataillone der Com— 
munalgarde verliefen in ſtürmiſcher Weiſe; die Agitationen in 
den Vereinen und in allen öffentlichen Localen wurden in der 
heftigſten Weiſe betrieben, ohne daß es jedoch an dieſem Tage 
zu größeren Störungen der Öffentlichen Ordnung kam. Am >. 
wurde, nachdem bekannt geworden war, day der König wiederum 
mehrere jtädtische Deputationen, die um die Anerkennung der 
Reichsverfaſſung gebeten hatten, abfällig bejchtieden habe, von 
dem Communalgarden-Ausſchuſſe, gegen den Widerſpruch des 
Kommandanten, Kaufmann Lenz, die Abhaltung einer allge: 
meinen Parade bejchloffen. Der Ausſchuß hielt feinen Be 
ſchluß auch feſt, nachdem der Generalcommandant aller 
Communalgarden Sachſens, Generalmajor von Mandelsloh, 
die Parade ausdrücklich verboten hatte. Der Commandant 
Lenz, welcher dieſe offenbare Widerfeglichfeit nicht verhindern 
konnte, bat hierauf um ſeine Entlaffung; inzwischen war aber 
ſchon, gegen ſein ausdrüdliches Verbot, Generalmarſch ge: 
ſchlagen worden, die Communalgarde kam zuſammen, wurde 
aber, nachdem ihr das Verbot der Parade publicirt worden 
war, von dem Commandanten, der nur zwei Bataillone 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung zurückbehielt, wieder ent— 
laſſen, ohne daß die eigentlich beabſichtigte Demonſtration 
erfolgte. 

Ich war am 3. Vormittags in gewöhnlicher Weiſe in das 
Miniſterium gegangen, wo ich bis nach ein Uhr blieb; von 
da ging ich zu meinem Bruder, welcher damals Anftructions- 
offizier im Cadettenhauſe und Adjutant des Gommandanten 
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Mann verwendbar. Es ſchien aber ſehr fraglid), ob die Sol: 
Daten zuverläſſig und bereit fein würden, gegen die Anfrührer 
vorzugehen. Nachdem fie fait ein Jahr lang unter ſtillſchwei— 
gender Duldung ihrer Vorgefegten durch die Preſſe und in 
den Bereinen und Verſammlungen der ertremften Barteien im 
Demokratischen und republikaniſchen Sinne bearbeitet worden 
waren und zwar mit jolchem Erfolge, daß ſich ſchon mehr: 
fache Widerſetzlichkeiten gezeigt hatten und z. B. die völlige 
Auflöſung der votben Garde nothwendig geworden war, cr: 
ſchien dieſer Zweifel auch nicht als ganz unbegründet. Durch 
raſche Herbeiziehung der im übrigen Lande irgend entbehr— 
lichen Truppen, welche aber ebenfalls nur aus drei ſchwachen 
Wataillonen bejtanden und auch nicht vollitändig disponibel 
waren, boffte man die Zahl der Kämpfenden etwas zu ver: 
mehren und vechnete namentlich auf die von Leipzig berbei- 
gerufenen Zchügen, welche ſchon für diefen oder den Folgenden 
Tag erwartet wurden. 

Bei meiner Rückkehr in den ſpäteren Nachmittagjtunden 
fand ich die Altſtadt in vollem, hellem Aufruhre. Die Re— 
bellen hatten inzwiſchen einen Angriff auf das Zeughans ge 
macht; aus demſelben war geſchoſſen worden. Auf den Straßen 
wurde Die Zahl der Todten und Verwundeten in höchſt über: 
triebener Were ausgeſchrieen. Endlich hatte der Commandant 
des Zeughauſes mut den Stürmenden ſich verftändigt und eine 
Abtheilung der Volkswehr „zum Schuße des Zeughauſes“ 
mit aufgenommen. Ein großer Haufen britllenden und to: 
enden Pöbels brachte mit unendlichen Jubelgeſchrei einen 
Offizier getebleppt, welcher Jodamı mitt einer weißen Binde ver: 
jehen von dem Balcone des Nathhanfes aus als Beweis da: 
für, day das Militär mit dem Volke ſympathiſire und fra: 
terniſire, gezeigt und mit lärmendem Jubel begrüßt wurde. 
Ein Verſuch, in mein Zimmer im Miniſterium zu gelangen, 
wo ich beim Weggehen am Vormittage Verſchiedenes hatte 
liegen laſſen, blieb ohne Erfolg, da ich das ganze Landhaus 
von Turnern beſetzt fand, deren Flinten ich auch in den 
Fenſtern meines Zimmers erblickte. Auf dem Wege nach 
meiner Wohnung kam ich zufällig dazu, als aus einem Hauſe 





treten zu fenmen. Die Boliyet- und anderen Behörden waren 
ohne jede Inſtruction, ja ohne Kenntniß don der Abreiſe der 
Miniſter, von welcher ſie nicht benachrichtigt worden, und hörten 
nur durch übertriebene und entitellte Gerüchte, welche auf den 
Straßen ausgerufen wurden, daß der König und die Mintiter 
„entilohen“ ſeien und die Stadt ihrem Schickſale überlaffen 
hätten. Mann man es Da noch tadeln, daß ſie unter dieſen 
Ummanden ihre Thätigkeit ebenfalls eimitellten? Durch die 
übereilte Abreiſe der Miniſter ohne Hinterlaſſung irgend 
welcher Weiſungen und Inſtruüctionen war dem Wirken aller 
Nebörden Der geſetzliche Boden entzogen, war Dresden der 
Anarchie preisgegeben: aber nicht blos Dresden, jondern das 
ganze Land. Die Nachricht von der „Flucht Des Königs und 
der Regierung“ wurde mit der größten Schnelligfeit und in 
der ſchroffſten Form nach alten Zeiten bin verbreitet. Ron 
alten Orten ımd Behörden Des Landes famen Anfragen und 
Witten um Inſtruction, aber die Ichriftlichen Anfragen blieben 
anf dem Blockthauſe uneröffttet liegen, und die Beamten, welche 
pertöntich gekommen waren, um ſich Inſtructionen und Wet: 
ungen zu boden, gingen mit Der trottlojen Nachricht yurüd, 
die Miniſter teren Fort, man wiſſe nicht genan wohin, eine 
Regierung ante in Tresden nicht mehr. Dieſe Lage wurde 
don Den Aufrührern vortrefflich benutzt. Da gar Feine öffent: 
liche Kundgebung darüber vorlag, ob die Minijter überhaupt 
nach Tresden zurückkommen würden, oder ob der Sig der 
Regierung anderswohin verlegt werden Tolle, jo verbreiteten 
ſich Die tollſten md Litgenbaftelten Gerüchte, und es gewann 
in Den Augen der im höchſten Grade aufgeregten Maſſe aller— 
dings einen Schein von Berechtigung, als mehrere frühere 
Mitglieder der aufgelöſten Kammern im Laufe des Vormittags 
zuſammentraten und mit Rückſicht darauf, daß König und 
Miniſter „entflohen“ ſeien und das Land daher feine Re— 
gierung mehr habe, die Einſetzung einer proviſoriſchen Re— 
gierung beſchloſſen und auch ſofort Tzſchirner, Heubner und 
Todt zu Mitgliedern derſelben wählten. Dieſe proviſoriſche 
Regierung conſtitnirte ſich auch ſofort auf dem Rathhauſe. 
Ein ehemaliger griechiſcher Offizier, Heinze, welcher ſchon 
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ſonſt dorging, mit falten Verſtande und ruhigem Blute zu 
erwägen md zu beurtheilen, ziemlich verloren Hatte. Auch 
in jeinem ſpäteren chrenbaften und dem Gemeinwohl gewid- 
meten Leben hat er Sich ftets als cin Mann bewiejen, weldem 
man eine auch nur entfernte Mitſchuld, 3. B. bei der Brand: 
legung vom alten Opernhauſe und dem Zwinger, nidjt beis 
meſſen fan. 

Nach der Ankunft Bakunin's in Dresden wurde aud der 
Schein abgeworfen, als ob der Aufitand der Anerfennung 
der Reichsverfaſſung gelte; feine republikaniſchen Zwecke wurden 
nicht mehr verborgen. Zahlreiche Flugblätter, öffentliche An: 
ſchläge, ſowie die anerfannten Blätter der Bartei Tprachen ji 
gan, offen Darüber aus Bekannt iſt z. B. die Aeußerung 
der damaligen „Dresdner Zeitung“: „Endlic) verläßt man den 
abgerchmadten Boden des Geſetzes, die Scheu vor 
der Antaſtung des Brivateigentbums, und erkennt 
den revolutionären als den einzigen gejeßlichen an!“ 

Tie Entfernung der Minifter aus Dresden äußerte aber 
ihre ſchlimmen Folgen insbejondere auch auf die militäriſchen 
Verhältniſſe. Der Kriegsminiſter hatte dem Garniſoncom— 
mandanten Generalmajor von Schulz den Befehl hinter— 
laſſen, während ſeiner Abweſenheit die Stellungen zu be— 
haupten, aber feinen Angriff auf Die Inſurgenten zu unter 
nehmen. Der General von Schulz ließ ſich aber durch eine 
Deputation der Inſurgenten zu einer fürmlichen Convention 
über einen Waffenſtillſtand bewegen, durch welchen feſtgeſehzt 
wurde, daß beide Theile einſtweilen in ihren Stellungen ver: 
leiben, der Schloßplag aber und die Verbindung mit dem 
Hauptzeughauſe über die Brühl'ſche Terraffe als neutral be 
trachtet und weder don den Truppen noch von den Aufitän 
diſchen betreten werden follten. Dieſe Convention, welche mit 
Recht allgemein getadelt und verurtbeilt wurde und Dem 
General von Schulz die Entlaffung von jeiner Stellung als 
Garniſoncommandant eintrug, war in milttärifcher Hin— 
jicht ebenſo unglücklich, wie in politischer. Erſteres, weil das 
Militär dadurch gehindert wurde, den Schloßplatz und die 
Brühl'ſche Terraſſe zu beſetzen, welche noch nicht in den Händen 
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der Inſurgenten, für Die Regierung aber deshalb von beſon— 
derer Wichtigkeit waren, weil fie die einzigen Angriffspunfte 
für die Wiedereroberung der Altſtadt und zugleich die einzige 
Verbindung mit dem Schloſſe und mit dem Zeughaufe bildeten, 
welche beide nod) von den Truppen Dejeßt waren, während 
die Injurgenten einen ganzen Tag gewannen, um ſich durd) 
zahlreiche Zuzüge aus den benachbarten Städten und Dörfern 
zu verstärken. In politiſcher Hinſicht war aber die Convention 
höchſt nachtbeilig, weil das Anſehen der Inſurgenten, mit 
welchen der Milttärcommandant, wie gleich mit gleich, verhandelt 
hatte, dadurch bedeutend erhöht und das Vertrauen der nicht 
bei dem Aufſtande betheiligten Bevölkerung zur Regierung 
weſentlich geſchwächt wurde. Freilich wäre auch diefer Miß— 
griff vermieden worden, wenn der Kriegsminijter Dresden gar 
nicht verlafjen hätte Er ließ den Bertrag nach feiner am 
jpüten Abend erfolgten Rückkehr Fündigen und ertheilte einer 
am andern Morgen erjcheinenden anderweiten Teputation der 
proviſoriſchen Regierung, welche über Berjchtedenes mit ihm 
verhandelt wollte, die wirdige und dem Verhältniſſe allein 
entiprechende Antwort, „mit Rebellen fünne er nicht ver— 
handeln“. 

As ich am 4. Mar nach neun Uhr früh mente Woh— 
mung derlich, um mich nach Neuſtadt zu begeben und die Re— 
gierung aufzufuchen, wußte ich von alledem, was am vorher: 
gehenden Abend vorgegangen war, fein Wort, da meine Woh— 
mung ziemlich entfernt von dem Mittelpunkte der Bewegung 
in Der bis dahin noch ruhigen Scevorttadt lag. Ich war 
daher ſehr überrajcht, als ich die ganze innere Stadt und 
Die nächſten Straßen der Vorjtädte mit einer großen Menge 
von Barricaden bedeckt fand, die alle jehr feſt nnd geichteft 
conſtruirt md, wie ich mic) bald überzeugen mußte, nach 
einem beitimmten, vorher genau überdachten Plane in den 
tragen vertheilt und angelegt waren, jo day kein Zweifel 
darüber beitehen Fonnte, daß ſie nicht das improviſirte Werf 
einer raſch auflodernden Erregung, jondern von jachvers 
ttindigen, im Straßenfampfe und Barricadenbau bereits ge— 
übten Männern angegeben und im Baute geleitet worden waren. 
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Durch de an allen Eden angeſchlagenen Bekanntmachungen 
erfuhr ich auch nach und nach, daß der König und die Mi- 
niſter die Stadt verlaffen hatten und in deſſen Folge ſich 
eine proviſoriſche Regierung gebildet und dieſe die Vertheidi: 
gung der Stadt organifirt und einen Waffenjtillitand mit 
dent Garniſoncommando abgeichloffen hatte. Der letztere 
wurde allgemein als Beweis dafür angeſehen und dargeſtellt, 
daß die ſächſiſchen Truppen nicht gegen das Volk gehen würden 
und daher preußiſche Truppen requirirt worden ſeien. Hierauf 
bezogen ſich auch die mit großen Buchſtaben an allen Eden 
angeschlagenen Worte: „Seid Ihr mit uns gegen fremde 
Truppen?“ 

Auf dem Pirnaiſchen Platze kam mir cine nach Tauſenden 
zählende tobende und brüllende Volksmaſſe entgegen, die das 
Pflaſter aufriß, um ſich Steine zu verſchaffen. Auf meine 
Frage, was das bedeute, erhielt ich die Antwort: der König 
ſei auf ſeiner Flucht bei Pirna gefangen worden und werde 
nun zuſammen mit den Miniſtern gewaltſam herbeigeſchafft, 
um als Gefangener an die proviſoriſche Regierung abgeliefert 
zu werden; er müſſe in den nächſten Augenblicken kommen. 
Glücklicher Weiſe war es nicht ſo; es war ein falſches Ge— 
rücht; nach kurzer Zeit verlief ſich die Menge. Bald da— 
rauf begegnete mir em in meiner Nähe wohnender, gut con: 
ſervativer Bekannter, theilte mir mit, daß eine größere Anzahl 
von Bewohnern der Sceevorjtadt fich vereinigt Hätte, um 
ein bewaffnetes Corps zum Schuße dieſes Stadttheils, der 
noch ganz ruhig war, zu bilden; es ſei die Abjicht, denjelben 
für neutral zu erflären und Dies der prodijorifchen Regierung 
anzuzeigen. Zur näheren Beſprechung dieſes Planes ſolle 
»„11 Uhr cine Verſammlung im Trompeterſchlößchen jtatt: 
finden, zu welcher er auch mich einlud. Obgleich ich die 
ganze Idee für unausführbar hielt, wollte ich mich doch von 
der Beſprechung nicht ausſchließen und begab mich daher 
einige Zeit nach IL Uhr an den bezeichneten Ort, wo ich 
aber einen einzigen, mir unbefannten Herrn fand, der auch 
bald nach meiner Ankunft den Saal verlieh. Hier wartete 
ich) etwa eine Viertelftunde; da ich aber allein blieb, jo jtieg 
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Gedanke in mir auf, daß ich beſſer thun würde, mich auch 
entternen und meinen Weg nach Neuftadt fortzujegen. 
war auch die höchſte Zeit dazu, denn kaum hatte ic) mic 
ige Schritte von der Hausthür entfernt, als ich einen 
ıufen von etwa dreißig mit Flinten und Bifen bewaffneten 
ännern erblidte, die unter der Führung einer etwas beſſer ge: 
ideten Perſon auf dad Trompeterichlößchen zugingen, in 
Selbe eindrangen und nach einiger Zeit wieder heransfamen. 
päter erfuhr ich den Zuſammenhaug; die Herren, welche 
e Verſammlung veranjtalten wollten, hatten dies und Die 
abiichtigte Neutralität der Scevorjtadt bei der provifo- 
schen Regierung angezeigt, von dieſer aber die Antwort er: 
ilten: von einer Neutralität könne gar nicht die Rede fein, 
er nicht mit ihr gebe, jet ihr Feind und werde als jolcher 
Handelt werden. Zugleich war der Befehl gegeben worden, 
13 Trompeterichlößchen zu unterjuchen und, wenn wirklich 
ne Verſammlung dort jtattfände, die Mitglieder derſelben 
ı verhaften. Mem Freund, der nicht Zeit gehabt hatte, 
e von ihm Eingeladenen deshalb zu warnen, war über das 
chickſal derjelben ſehr bejorgt und jpäter froh, von mir 
ı erfahren, wie Alles abgelaufen ſei. Ich aber war durch 
nen reinen Zufall einer Verhaftung entgangen, die nicht 
ur an lich höchſt unangenehm, jondern auf alle meine ſpäteren 
ebensjchicjale vom größten Einfluſſe geweſen wäre. 

Ta der directe Weg nach Neuftadt über die Auguſtus— 
rüde nicht gangbar war, jo mußte ich, um dorthin zu 
mmen, einen großen Umweg machen und mic) oberhalb des 
fbbergs in einer Gondel über die Elbe fahren laſſen. Auf 
eſem langen Wege mußte ich eine große Anzahl von Yarrt: 
den überſteigen, ohne jedoch dabei irgend welchen Aufenthalt 
ı erfahren, da die Barricaden an dieſem Tage wegen Dis 
zaffenſtillſtandes nicht bejegt waren. In Neuſtadt herrſchte 
ußerlich noch tiefe Ruhe; meinen Bruder aber und die übrigen 
ir befaunten Militärs fand ich in großer Aufregung; Die 
nerwartete Abreife ſämmtlicher Miniſter und namentlich des 
riegemintters hatte, obgleid) Die Rückkehr des legteren für 
bends beitimmt erwartet wurde, eine allgemeine Bertüryung 
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hervorgerufen, Die durch den Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
natürlich noch vermehrt worden war. Kur, vor meiner An: 
kunit Datte Der Kommandant des Cadettenhauſes von Gar: 
niſoncommandanten Die Aufforderung erhalten, die Kaſſen dis 
Cadettencorps zu paden und Alles jo vorzubereiten, day leh— 
teres, wenn es nothig würde, jofort die Stadt verlafjen fünne. 
Dan glaubte nun bierin ein Anzeichen für die Abjicht zu 
erbliten, Die Stadt vor der Hand zu verlaffen und jie ent 
dann, wenn ausreichende Streitkräfte berbeigezogen wären, 
durch einen vegelrechten Angriff von außen Wieder zu crobern. 
Durch alle dieſe, wie ſich ſpäter ergab, unbegründeten Be 
fürchtungen wurde ich in meinem Entjchluffe, mich der Re 
gierung zur Verfügung zu Stellen, nur noch mehr bejtärt. 
Wo dieſe eigentlich anfzufinden je, konnte mir freilid, Nie 
mand jagen: ich entſchloß mich daher, deshalb zunächſt im 
Blockhauſe, wo ſich das Nriegsminijterium befand, Erkundi— 
gung einzuziehen, amd erfuhr dort auch, day zivar heut 
gar nichts zu machen ſei, weil die Miniſter ſich entfernt umd 
Niemanden mit ihrer Stellvertretung beauftragt hätten, dar 
Diefelben aber in der Nacht zurückkommen und morgen früh 
tm Blockhauſe Jicher anzutreffen jein würden. Sc) begab mid 
Daher vorerſt unverrichteter Sache in meine Wohnung zurüd 
und fand dort nach meiner, auf demſelben Unmvege erfolgten 
und mit Ueberſteigung vieler Barricaden verbundenen Rüd- 
fchr einen Brief von Weinlig, mit welchem er mir die aus 
Verſehen bei ibm zurücdgebliebenen Siegel des Miniſteriums 
des Innern mit der Bitte zufchiefte, fie an das Geſammt— 
miniſterium abzugeben, da er von dem gegenwärtigen Sitze 
desjelben durch Barricaden abgejchnitten und daher auper 
Stande ſei, Dies ſelbſt zu thun. Nun kam mir zwar dieſes 
Verlangen etwas eigenthümlich vor, da Weinlig auf derſelben 
Straße mr wenige Häuſer entfernt von wir wohnte und 
daher nicht Die allergeringfte Schwierigkeit mehr zu über 
winden, nicht eine Barricade mehr zu überjteigen hatte, als 
ich, um nach Neuftadt zu kommen; indeſſen übernahm ich di 
Siegel, um ſie am folgenden Tage abzugeben. 

Denſelben Abend beſuchte mich noch ſpät ein mir näher br: 
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Regierung in der Zeit von dem Austritte der drei Minijter an 
bis zur Beſiegung Des Aufftandes faſt gänzlich iſolirt umd 
nicht blos don Der großen Mehrheit der Bevöfferung, Tondern 
namentlich aud) von fat ſämmtlichen, jelbjt den höheren Behör- 
den und Staatsbeamten, verlaffen war, während von dem Mo: 
mente an, wo das Miniſterium die nothwendige und jo lange 
vermißte Energie zeigte, das Vertrauen ſtieg und dadurch die 
Seene ſich ſofort total änderte, alle Behörden und Beamten 
mit dem größten Eifer ihre Pflicht thaten und die Regierung 
ach in weiteren und zahlreichen Kreiſen der Bevölkerung 
eine entſchiedene Unterſtützung fand. 

Am 5. Mai, Sonnabends, machte ich mid) frühzeitig auf 
den Weg, nahm das Nothwendigſte an Geld und Bapieren, 
ſowie Die geftern erhaltenen Minijterialfiegel mit uud in 
jtruirte meinen Diener, der noch Manches im Quartier zu 
thun hatte, mir, Jobald er fertig ſei, mit den nöthigſten Klei⸗ 
dungsſtücken nachzukommen, weil ich mid) doc) aud) für den 
Fall vorbereiten mußte, day die Regierung die Stadt verlafjen 
und ich erſt mach längerer Zeit wieder zurückkehren könnte. 
Meine Wohnung war bis dahin unbehelligt geblieben, wurde 
aber wenige Stunden, nachdem ich fortgegangen, einmal 
und am Tage darauf zum zweiten Male von Aufſtändiſchen 
nach Waffen und zu dem Zwecke durchſucht, um zu cr 
mitteln, ob zum Barricadendienjte geeignete männliche Br 
wohner darin vorhanden ſeien. Da der gejtern don mir einge 
Ichlagene Weg heute nicht mehr zu paffiren war, jo fuhr ich von 
dem Altitädter Packhofe aus über die Elbe nad) dem Palais 
garten über. Die bis dabin zu paſſirenden Barricaden waren 
heute nach erfolgter Kündigung des Waffenſtillſtandes jänmt: 
lich) beſetzt; da aber der Kampf jelbjt noch wicht begonnen 
hatte, jo wurde Ich nach einem furyen Examen überall ned) 
durchgelaſſen. Während der Ueberfahrt über die Elbe erblidte 
ich einen ſtarken Zug dev geſtern von Leipzig gekommenen 
Schützen, welche über die Auguſtusbrücke nach der Altjtadt 
marjchtrten. Einem mit mir zugleich überfahrenden, mir un— 
bekannten, ſeinem Aeußeren nach den gebildeteren Ständen 
angehörigen Herrn gab dies zu der Bemerkung Anlaß, daß 
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er mich freundlich empfangen und erfreut jein würde, in mir 
eine Unterſtützung in ſeinen Bemühungen zu finden. Aber wic 
ſehr hatte ich mich getäuscht! Er empfing mid) äußerſt froitig 
und mit unverkennbaren Zeichen, daß er von meinem Ericet: 
nen unangenehm berührt ſei; ev jet, Jagte er, von meinem 
Entſchluſſe ſehr überraſcht, er könne nicht begreifen, was id) 
damit „beabjichtige“, dar ich mich gerade jegt freiwillig mel: 
den wolle, we doch der völlige Zuſammenbruch der Regierung 
mehr als wahrscheinlich jet; es würde mir ja fein Menſch 
verdenken, wen tch jest, Wie die anderen Beamten des Mini— 
ſteriums, ruhig zu Hauſe bleibe. Als ich ihm hierauf ant: 
wortete, Ich „beabſichtige“ weiter gar nichts, als meine Pflicht 
zu thin, und babe mich zu dieſem Behufe zunächit an ihn 
gewendet, wel ich allerdings als ſelbſtverſtändlich voraus 
gejegt habe, daß er als Abtheilungsdireetor im Miniſterium 
des Junern und Stellvertreter des Miniſters ſich den beiden 
noch im Amte befindlichen Miniſtern Bereits angeſchloſſen 
und die Geſchäfte in die Hand genommen habe, die unter 
ſo außerordentlichen Umſtänden von dem Miniſterium des 
Innern beſorgt werden mußten, erwiderte er mir ſehr be— 
ſtimmt: „Nein! das zu thun, ſei gar nicht ſeine Abſicht; 
wenn die beiden Herren Miniſter ſeine Mitwirkung wünſchten 
und ſeinen Rath brauchten, ſo könnten ſie zu ihm kommen 
oder ihn rufen laſſen, ohnedies miſche er ſich nicht in dieſe 
Geſchichte!“ Erſt ſpäter erfuhr ich den Grund der Ueber⸗ 
raſchung Behrs und dieſes ſonderbaren Empfanges. Nachdem 
ich hierauf von meinem Bruder, zu Dem ich mich nun begab, 
erfahren hatte, daß die Miniſter gejtern Abend zurückgefehrt 
waren, der Waffenſtillſtand gekündigt und für heute ein ſtarker 
Angriff bejchloifen worden, an ein Verlaſſen und Aufgeben 
der Stadt aber nicht mehr zu denken je, auch, daß geitern 
anderthalb Bataillone Schügen aus Leipzig angekommen jeien 
und heute noch zwei Bataillone Infanterie — alle freilic) fehr 
wenig zahlreich — von Chemnitz erwartet würden, ging ich in 
das Blockhaus. 

Hier ließ ich mich bei dem Miniſter Beuſt, welchen allein 
ich von früher her perſönlich faunte, melden. Im Vorzimmer 
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und darüber Beſchluß au faſſen. Anßerdem traf ich dort den 
Seheimen Kriegsratb von Abendroth, und andere Beamte und 
Offiziere des Kriegsminiſteriums; es war diejes überhaupt das 
einzige Miniſterium, welches in jenem ganzen Bejtande nod) 
vorbanden war; dom auswärtigen Miniiterium war nur der 
Eher telbit da, von allen anderen Minijterien Feine Spur; ſie 
erijtirten eben nicht mehr. Rabenhorſt empfing mid) jehr freund: 
lic) und jagte mir, es fer eine große Menge von Briefen und 
Badeten angefommen, welche an andere Minifterien adrejlirt 
jeien, aber noch unerbrochen dalägen, weil bis jegt Niemand 
vorhanden geweſen jei, der ein Necht habe, fie zu erbrechen; er 
freue ſich nun jehr darüber, day id) gekommen jei, und über: 
laffe mir nun ganz, Die eingegangenen Briefe und Berichte zu 
eröffnen und zu ſehen, ob etwas und was darauf zu thun je. 
Sch machte mich auch jofort an die Arbeit und fand auf 
einem großen Tijche weit über hundert wunerbrochene, zum 
bei weitem größten Theile an das Minijterium des Innern 
adrejlirte Berichte, Die Ih nach und nad) erbrach und durdy 
las. Es waren ſämmtlich Anzeigen aus fait allen Theilen 
des Landes Über Die Vorgänge der legten Tage und Anfragen 
der Behörden, wie ſie ſich Dabei zu verhalten hätten. Ueber— 
all dieſelbe Erſcheinung; die durch die verjchiedenen deme: 
Fratijchen Vereine aufgeregten Volksmaſſen forderten die An: 
erfenmung der Neichsverfaffung und verlangten von den Be 
hörden, daß Nie dieſelbe ſofort beſchwören jollten. Die Com: 
mumalgarden und ſonſtige bewaffnete Haufen bildeten Zuzüge 
nach Dresden, um ſich an dem Kampfe zu betheiligen; die 
Behörden ohne alle militärische Unterjtügung waren in ihrer 
Thätigkeit vollftändig gelähmt, erhielten Anordnungen von 
der proviſoriſchen Regierung und wußten nicht, ob cine König 
liche Regierung überhaupt noch eriftire und wo fie ſei. Auch 
fanden jich vielfache Yujchriften von angejehenen Privatper— 
onen, Die von dem Miniſterium dringend verlangten, daß 
es nun endlich auch nad) Außen bin entjchieden auftreten 
möge, Da es im Lande viele Taufende loyaler und treuer 
Einwohner gebe, welche, über das Treiben der Revolutionäre 
empört, michts ſehnlicher wünjchten, als denſelben entgegen: 
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formellen Bedenken hinweg und erließ nun drei volle Tage 
hinter einander zahlreiche Anordnungen und Injtructionen an 
Die Behörden des Landes im Namen und unter dem Siegel 
Des Miniſteriums des Simmern, weldye ic) mit dem Beilage „Für 
den Minitter” oder „Im Auftrage des Miniſters“ unterfchrieh, 
obgleich ich nur der jüngite Nat im Miniſterium, und cm 
Miniſter, für welchen oder in deſſen Auftrage ich hätte unter: 
jchreiben künnen, gar nicht vorhanden war. Es giebt eben 
Jeiten und Verbältniffe, wo die Sache mehr gelten muß, als 
Die Form; ich war der einzige, wenn auch ſehr untergeord 
nete Beamte Des Mintitertums des Inuern, welcher auf jenem 
Mage war, und in dieſer Thatſache glaubte ich nicht blos de 
Berechtigung, ſondern auch Die Verpflichtung zu finden, alle 
Das zu thun, was unter den obwaltenden auperordentlichen 
Umſtänden nothwendig war, went 08 auch eigentlich nur von 
einem dereideten und verantwortlichen Miniſter hätte gerchehen 
können. Aehnliche Auffaſſungen jJcheinen auch die Behörden 
des Landes gehabt zu haben, denn meine Anordnungen und 
Aufrufe wurden überall willig befolgt, machten ſogar, als 
erſtes Lebenszeichen der Regierung, einen guten Eindruch, 
dbgleich Niemand wußte, wie ich dazu komme, ſolche Dinge 
zu unterſchreiben, und ich wohl den meiſten Behörden nicht 
einmal den Namen nach bekannt war. An demſelben Tage 
noch entwarf und unterſchrieb ich auch die nachſtehende Be— 
kanntmachung, welche beim Abdruck das Datum vom 7. Mai 
erhalten bat, weil die darin angezogene Bekanntmachung Des Ge: 
ſammtminiſteriums, welche bereits am 4. gedruckt und verbreitet 
worden, aus Verſehen im Drucke vom 6. datirt worden war: 

„Es bat ſich während der ununterbrochenen Anweſenheit 
St. Majeität Des Königs und der verantwortlichen Staats 
minijter im Lande eine ſogenannte proviſoriſche Regierung 
für Sachſen in Dresden gebildet, welche Befehle an die Be: 
börden erläßt und Jogar zu bewaffneten Zuzügen nac Dres 
den auffordert. Es werden daher alle Boltzeibehörden de 
Yandes unter Bezugnahme auf Die Bekanntmachung des Ge 
ſammtminiſteriums vom 6. Diefes Monats und unter Himvel- 
jung auf die fie treffende ſchwere Verantwortlichkeit hierdurch 
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Eine Teputation aus der Altitadt, welche mit der Regierung 
verhandeln wollte, wies der Kriegsminiſter zurück, jtellte aber 
zugleich Die Bedingungen auf, unter welchen er cine Unter: 
werfung annehmen fünne, wenn der Stadtrath im Stande 
jet, eine joldye zu vermitteln. Auch geitand er, um dem Stadt: 
ratbe zu dieſer Vermittelung die nöthige Zeit zu laffen, cine 
Waffenruhe bis zum nächiten Mittag zu. 

Tie Nacht brachte ic) in der Wohnung meiner Tante, 
einer Ecdyweiter meines Vaters, Frau von NRaysfa in der 
Neuſtadt zu. Am 6. Mai, Sonntage, wurde ich früb "4 
Uhr durch den Tonmer der Kanonen erweckt; das Erite, was 
ich erblidte, war Die rothe Gluth einer Feuersbrunſt; das alte 
Opernhaus fand in Flammen, welche auch einen Theil des Ziwin- 
gers ergriffen und Die in demſelben befindlichen naturhiſtori— 
jchen Sammlungen vernichteten. Die provijortiche Regierung 
hatte dieſe Brandlegung, dieſe nichtswürdige, völlig zweckloſe 
Schandthat, befohlen; ſie war die Antwort auf die ihr geſtern 
vom Stadtrathe mitgetheilten Unterwerfungsbedingungen. Ich 
ging von meiner Wohnung zunächſt nach dem Palaisgarten, um 
mir don dort aus den Brand näher anzuſehen, und begab 
mich ſodann, da ich mich geitern überzengt hatte, daß die 
proviſoriſche Uebernahme des Mintjtertums des Innern Ser: 
ten eines der beiden Miniſter unbedingt nothwendig fer, wenn 
nicht Die übelften Folgen für das ganze Land entitchen Joll 
ten, gegen "35 Uhr früb wieder auf das Blodhaus, um 
in Diefem Sinne zu wirfen. Bent fonnte ich nicht pre 
chen, da er noch ſchlief; Rabenhorſt war aber ſchon in voller 
Arbeit und nahm mich ſofort in ein Kleines, anſtoßendes Ca: 
binet mit. Hier theilte ich ihm meine Anfichten mit, die im 
Weſentlichen dahin gingen, day ein Miniſter des Innern unbe 
dingt nothwendig ſei, daß aber einen ſolchen anzuſtellen 
unter den obwaltenden Umſtänden nicht nur ſehr ſchwierig, 
ſondern vielleicht nicht einmal unbedenklich ſein möchte, und 
zwar erſteres, weil ſich ſchwerlich Jemand entſchließen würde, 
dieſe Stelle jetzt, mitten in der Bekämpfung des Aufſtandes, 
anzunehmen und dadurch die ganze Verantwortlichkeit für alles 
Geſchehene mit zu übernehmen; nicht unbedenklich aber um 
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jelbjtändig handle, aber and) die volle Verantwortung dafür 
übernehme, dringend nothwendig jet, eine bloße Interimsver— 
waltung Diefes Miniſteriums durch Ihn oder Beujt aber nicht 
genügen fünne; Herr von Beuſt, mit welchen er deshalb geſpro— 
chen, ſei derjelben Anficht; da jie aber beide wegen ihres län— 
geren Aufenthaltes im Auslande ohne genügende perjönliche 
Bekanntſchaften im Lande jeien und ſich alſo wicht getraut 
hätten, ſelbſt einen geeigneten Mann zu finden, jo babe er 
Herrn von Abendroth, zu welchem er das größte Vertrauen hege, 
Deshalb gefragt und dieſer Habe daranf beſtimmt envidert: er 
feine in Dem großen reife jeiner Bekannten nur einen, den 
er für geeignet dazu halte und der auch gewiß, wie cv glaube, 
bereit ſein werde, in den jebigen gefährlichen Seiten einzu: 
treten, und Das ſei „riefen“. Er babe ihm auch deſſen 
jegige Wohnung bezeichnet, und Heute, ſehr zeitig ſchon, ja 
ein Bote nach Diefem „riefen“ gejchieft worden, um ihn in 
das Blockhaus einzuladen. Nun gebe es aber mehrere Ber: 
jonen dieſes Namens in Dresden; er, Rabenhorſt, habe zwar 
angenommen, day der don Abendroth genannte „Frieſen“ 
derjelbe jet, welcher ſich geftern bei ihm gemeldet und hier ge 
arbertet habe, gewiß aber jet er darüber doch nicht geweſen, 
und Da ich nun zu einer Zeit gefommen ſei, wo jein Bote 
jeiner Berechnung ach längſt hätte müſſen bet mir geweſen 
ſein (er war, während ich tim Palaisgarten war, in meiner 
Wohnung geweſen), tch aber gar nicht® davon erwähnt 
hätte, jo jet er doch yweifelhaft geworden, ob ich der richtige 
jet, und babe ſich Daher mir gegenüber jehr vorfichtig und 
zurückhaltend geändert. Sept nach meinen Weggang babe 
er nun don Herrn don Abendrotb erfahren, daß ich es ſei, 
und nunmehr ſtelle ev Direct die Anforderung an mich, das 
Miniſterium des Innern als Miniſter zu übernebnten. 

sch war im höchſten Grade überrajcht und bejtürzt. Ic 
war entjchloffen, meine Dienſte dent Könige zu widmen bie 
anf den legten Moment und mein Aeußerſtes daran zn ſetzen; 
aber in der höchſten Inſtanz die Verantwortung für ein jo 
wichtiges Departenient zu übernehmen, jelbjt in eine leitende 
Stellung einzutreten, dazu fühlte ich mich nicht befähigt, nicht 
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tigen, To batte ich Doch Bedenken dagegen, durch einen ganz 
unbedingten Eintritt in das Mintitertum auch die Berant- 
wortlichkeit für alle Die bisherigen Handlungen und Unter: 
lafiungen desfelben mit zu übernehmen, mit welchen ich nicht 
einderftanden war, und bielt daher für nöthig, mich, bevor 
ich eine Erklärung über meinen Eintritt abgab, genau davon 
zu amterrichten, was von dem, was bisher gejchehen und ver: 
ſäumt worden war, Den drei abgegangenen Mintjtern allein, 
und was dadon auch Beuſt und Rabenhorſt zur Latt falle, 
mich auch Den beiden legteren gegenüber für die Zukunft 
ſicher zu Stellen. Indem ich num im Begriff war, Rabenhorſt 
meinen Zweifel über meine Befähigung und meine jonftigen 
Bedenken mitzutheilen und ihn Dat, mir eine furze Zeit zur 
rubigen Ueberlegung zu gewähren, jahen wir, am Fenſter 
Vtebend, vor ums Die im Feuerſchein glühenden Nauchwolfen 
ich über die Elbe berüberwälzen, börten ununterbrochen 
den Tonner des Gejchüges und das Feuern der Gewehre; 
in demſelben Augenblicke trat aus dem Nebenzimmer cin 
Offizier herein, um anzuzeigen, daß ſoeben zwei don den ns 
jurgenten am linken Elbufer abgejchoffene Kugeln in dieſes 
Zimmer eingejchlagen ſeien — Dei riet Rabenhorft mir leb— 
baft zu: „Jetzt iſt feine Zeit, Bedenken zu erheben und viel 
zu überlegen, jeder Augenblick kann Entjcheidendes bringen; 
jetzt iſt es freilich Fein Vergnügen, fen Glück, Minijter zu 
werden, jondern ein Tpfer, welches ich von Ihnen verlange; 
aber unter jelchen Umſtänden darf ein Ehrenmann feinen 
Augenblick zandern, ein jolches Opfer zu bringen.“ 

Der Moment war ergreifend; ich ließ jedes Bedenken, 
jeden Gedanken an meine eigene Sicherftellung, der mich einen 
Augenblick bejchäftigt hatte, fallen ud nahm, vorausgefegt, 
dus Se. Majeſtät der König das Miniſterium des Innern 
mir übertragen wolle, dasſelbe bedingungzlos an. Nachdem 
Beuſt hiervon im Kenntniß gejeßt worden war und ſich gan; 
damit einverftanden erklärt hatte, wurde jofort ein Bericht au 
Se. Majeſtät den König entworfen. Herr Kammerherr von 
Nauendorf auf Geilsdorf, welcher bald darauf erjchien, erbot 
jich, den Bericht perjönlich auf den Königſtein zu Schaffen, und 
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Unbefammtjchaft mit der jpeciellen politischen Lage nicht zu 
beurtheilen; ſollte fie benugt werden, um uns fünftig zu unter: 
drücken und zu jchaden, jo müßten wir ung dann, ſoweit 
möglich, Dagegen wehren, jept aber hätten wir an nichts zu 
denfen, als an die Unterdrüdung des Aufitandes. Hierbei 
ſeßte ich ihm auch meine oben angedeuteten Bedenfen aus: 
einander und ſagte ihm, day id) diejelben zwar überwunden 
babe, mir aber vorbehalten müſſe, ſie ſpäter nod) einmal 
öffentlich zu betonen, — was ich Übrigens nicht gethan habe. 
Beuſt erklärte ſich hierauf mit meiner Auffaſſung vollttändig 
einverſtanden und bemerkte ausdrüdlid), ev jet ganz meiner 
Anſicht, habe aber bei der großen Wichtigkeit der Frage und 
der ungebeuren Berantivortlichfeit, die wir mit unſerem jegigen 
Vorgehen übernähmen, doch auch meine Anficht noch kennen 
lernten wollen, zumal ich bei dem bisherigen Verfahren der 
Regierung ganz unbetheiligt jet und daher auch der jegigen 
Yage völlig unbefangen gegenüber Ttebe. 

Obgleich ich nun nach außen hin nicht cher als Miniſter 
auftreten und handeln konnte, als bis die Entichliegung des 
Königs über meine Ernennung dom Königſtein herabgelangt 
war, ſo dereimigten wir uns doc) dahin, day ich jchon von 
jetzt an die Wejchäfte des Meinijters des Innern jelbitändig 
beſorgen Tolle. Much zeigte ſich ſehr bald die Nothwendigkeit, 
eine derantiwortliche, wenn auch nur interimiſtiſche, Leitung 
des Finanzminiſterinms einzuſetzen. Die bedeutenden Kaſſenbe— 
Hände der Finanzhauptkaſſe, Des Yandeszablamtes, der Haupt: 
depoſitenkaſſe u. ſ. w. waren, ebenſo wie Die geſammten 
Rechnungen und Belege des Finanzminiſteriums, beim Aus— 
bruch der Revolution in größter Eile zum Theil bei Nacht 
und ohne ſpecielle Beaufſichtigung aus dem Finauzhauſe 
über die Brücke nach dem Blockhauſe geſchafft worden. Die 
Kaſſenbeamten waren an Ort und Stelle, aber Niemand 
war da, der Die obere Aufſicht führen konnte; ſtündlich kamen 
Zeiten dev Militärbehörden und ſonſt Verlangen nach Geld, 
aber Niemand war da, der cine Zahlungsanweiſung geben 
konnte. Anch bier mußte ich mich ins Mittel ſchlagen und 
die Interimsverwaltung des Finanzminiſteriums bis zur defini— 
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von der Regierung und einer Actiengeſellſchaft gemeinſchaftlich 
ausgeführt worden war und jeßt cben}o verwaltet wurde und 
daher ein Meitglied jener Direction von der Regierung ernannt 
war, ſo bat ich Nabenhortt, mit diefer Maßregel noch Anjtand 
zu nehmen, ich wolle mich erſt perſönlich davon überzeugen, 
vb die Beſchuldigung begründet, und dann jchen, was etwa 
zu thun ſei. Der Borjigende der Direction, Herr von Gab: 
benz, von der Sejellichaft erwählt, war im Auftrage der Re 
gierung nach Berlin gejendet worden, wo er ſich noch befand; 
jein Stellvertreter, der von der Regierung ernannte Director, 
Megierungsratb von Burgsdorff, hatte daher momentan die‘ 
Verwaltung zu keiten, war aber, wie id) hörte, cben 
falls abgereift und befand ſich mit ſeiner Familie in Löbau; 
nur der dritte Director, ein Dresdner Kaufmann, war an 
weſend, in dieſem Angenblide aber im Palaisgarten, um den 
Brand des Opernhauſes anzuſehen. Ich begab mich daher 
dorthin; ehe ich aber mit ihm allein ſprechen konnte, kam in 
großer Eile ein höherer Betriebbbeamter der Bahn und zeigte 
dem Director an, daß nach einem ſoeben eingegangenen Tele 
gramm in Löbau für heute früh ein Extrazug bejtellt worden 
jet, um dreibundert bewaffnete Zuzügler nad) Dresden zu 
bringen. Der Director verfügte hierauf ſofort mündlich, daR 
Alles To einzurichten und zu ordnen ſei, daß der Exrtrazug 
zur rechten Zeit abgehe und die Zuzügler eine größere Strede 
vor Dresden ausſteigen fünnten, um auf einem Umwege über 
Yojchtvig nach der Altjtadt zu gelangen. Die beiden Herren, 
von welchen der eine mich gar nicht, der andere nur jehr ober: 
tlächlich vom Anjehen kannte, hatten feine Ahnung, in wels 
chem Verhältniſſe ich zum Miniſterium jtand, genirten jic 
alfo auch gar nicht vor mir und jprachen dicht neben mir, 
jo daß ich jedes Wort verftand Sch gab es aber auf, 
mich weiter mit dieſen Herren einzulaffen, teilte Rabenhorit 
jofort mit, was ich gehört hatte, und bat ihn nunmehr 
jelbit, den Bahnhof bejegen zu laſſen und womöglid) den 
Zuzüglern zum Empfange enge Truppen entgegen zu Jchiden. 
Ties geſchah auch; Die Zuzügler aber, jedenfalls zuvor ge 
warnt, waren ſchon früher ausgeftiegen und hatten ſich, da 
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te in der Ferne Soldaten erblicten, zum größten Theile zu 
Fuß wieder nach Hauje Degeben, jo day nur ein kleiner THeil 
derſelben auf Umwegen über Zojchwig nach der Altjtadt ge— 
langen konnte. Ju Bezug auf das gefammte Verhalten der 
Beamten der ſächſiſch-ſchleſiſchen Eiſenbahn bei dieſer Gelegen— 
beit iſt übrigens ſpäter von dem Miniſterium des Innern eine 
ſpecielle Disciplinarunterſuchung eingeleitet worden, die aber 
zu keinem erheblichen Reſultate führte. 

Da ich am vorhergehenden Tage bei dem Geheimen Rath 
Behr geweſen war und ihm angezeigt hatte, daß ich mid) bei 
dm Miniſterium melden wolle, jo hielt ich es nunmehr für 
meine Pflicht, wieder zu ihm zu gehen und ihm mitzutbeilen, 
dat; ich das Miniſterium des Innern übernommen babe Er 
war über meine Mittheilung im höchſten Grade überrafcht, 
ja jo unangenehm davon berührt, daß er völlig die Faſſung 
verlor und mir jagte: day er den an mic) gerichteten Antrag, 
das Miniſterium zu übernehmen, nur als eine Seiten der 
beiden Miniſter Bent und Rabenhorſt ihm angethane ſchwere 
Beleidigung auffaſſen könne Die beiden Herren hätten ihm 
ſchon vor einigen Tagen dieſes Miniſterium angeboten, ev 
habe es auch nicht abgelehnt, ſondern ſich mir einige Tage 
Bedenkzeit ausgebeten; wenn nun dieſe Herren, ohne jene 
definitive Antwort abzuwarten, dasſelbe Miniſterium einem 
Anderen anböten, jo fühle er ſich dadurd) tief verlegt und 
beleidigt. Sch konnte darauf nur envidern, daß mir Diejer 
Borgang ganz unbefannt geweſen, jebt aber auch zu meinem 
Bedauern nichts mehr zu ändern ſei. Wie mir Bert ſpäter 
mittheilte, batte er allerdings unmittelbar nach dem Abgang 
von Weinlig bei Behr angefragt, ob er das Miniſterium des 
Innern übernehmen wolle? Legterer hatte aber erwidert, daß 
er par nicht abgeneigt jer, nach völliger Beendigung 
des Anfitandes und nach Wiederherjtellinng der Ordnung das 
Minitertum zu übernehmen, ſich aber ſeine definitive Erklä— 
rung bis zu dieſem Zeitpunkte vorbehalten müſſe. Da es ſich 
nun aber gerade darum handelte, ſofort und eben zum Behufe 
der Unterdrückung des Aufſtandes und der Wiederherſtellung 
der Ordnung im Lande einen Miniſter des Innern zu ge— 
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winnen umd daher ein Dann, der erjt eintreten wollte, wenn 
Alles wieder in Ordnung wärg, gar nichtS helfen konnte, ſo 
hatten die beiden Herren die Erflärung Behr’s, wie mir 
Scheint mit vollem Rechte, als eine Ablehnung angeſehen, aber 
freilich unterlaffen, ıhn davon in Kenntniß zu jegen. 

Ta der Raum im Blockhauſe zu bejchränft war, als dar 
ich dort mit einigen Gehilfen hätte arbeiten können, ſo be 
nutzte ich gern Das Anerbieten Des Referendar — jetzigen 
Yandesälteiten der Oberlauſitz — Hempel, der mir die erjte 
Etage jenes, auf der Hauptſtraße gelegenen Hauſes als 
interimiſtiſches Geſchäftslocal fir das Mintjterium anbot. Er, 
Hempel, war auch der einzige Beamte, der mich von Anfang 
an bei meinen Arbeiten unterjtüßte; die Beamten des Mint 
ſteriums des Innern, Die meist in der Altitadt wohnten und 
dort eingejchloffen waren, famen erſt nad) Unterdrücdung des 
Aufſtandes nach und nach wieder zum Borjchein. Nur Herr 
Geheimer Rath Bebr, der ganz in der Nähe wohnte, bielt es 
für richtiger, ſich der Theilnahme an unferen Arbeiten fort 
während zu enthalten. Da es vor allem dringlid) war, wie: 
der eine Polizei zu Jchaffen, wenigitens für die Neuftadt, den 
einzigen Tbeil Dresdens, der in den Händen des Minifteriums 
war, der damalige Polizeidirector von Oppell aber in jener 
Wohnung in der Altitadt ein- und von dem Miniſterium ab: 
geſchloſſen war, jo beauftragte ic) den Regierungsrath von 
Wasbdorf mit der interimiſtiſchen Organtjation einer Polizei— 
behörde, indem ich das in der Neuftadt befindliche Berjonal 
von Polizeidienern und Gensdarmen an jeine Befehle wies. 


Zweiter Abschnitt. 


Mein erjtes Ministerium. 


Am 7. Mai, Montag, früh traf Herr Kammerherr von 
Nauendorf, vom Nönigitein zurüdfehrend, wieder ein und brachte 
meine, vom Miniſter Zſchinsky geichriebene und vom Könige 
unterzeichnete Ernennung zum Miniſter des Innern, ſowie 
eine Verordnung mit, durch welche mir interimiftijc aud) Die 
Yeitung Des Finanzminiſteriums übertragen wurde. Herr von 
Nauendorf batte, da der Directe Weg von den Inſurgenten 
verjperrt war, einen großen Umweg machen müſſen, um vom 
Nönigitein auf dem rechten Elbufer über Schandan nach Dres- 
den zurückzukehren und war bei Echandau von der dortigen 
Communalgarde, Die ſich dent Aufſtande angeſchloſſen hatte, 
arretirt und unterſucht, aber auch ſchon am folgenden Mor— 
gen wieder entlaſſen worden, da man die in ſeinen Stiefeln 
verborgenen Schriftſtücke nicht bei ihm gefunden hatte. Ich 
über habe mir jenes formloſe und durch Die Art Des Trans: 
portes vielfach verlegte und unſcheinbar gewordene Schriftitüct 
als cine werthvolle Erinnerung an Die unglückliche und ſchwere 
Seit, in welcher ich das Miniſterium übernahm, ſorgfältig 
aurbewahrt und nie gegen ein Anderes austauſchen wollen. 

So fonute ich) mich denn nunmehr als wirklichen, voll: 
berechtigten Miniſter anjehen und contraſignirte daher noc) 
an demſelben Zage eine auf Grund von 8 88 der Verfaſſungs— 
urfunde zu erlaffende Königliche Berordmmg vom 7. eat, 
dus Verfahren bei Störungen der öffentlicien Ruhe und 
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Sicherheit betreffend, durch welche eine weſentliche Lücke un: 
jerer Geſetzgebung ausgefüllt wurde Am 8. mitunterzeichnete 
ich eine Werordiuung des Geſammtminiſteriums, durch melde 
die Stadt Tresden und Deren Umgebung in einem Umkreiſe 
von drei Metlen in Kriegsſtand verjegt wurde. Um aber das 
Land felbit von meiner Ernennung und meiner Auffajjung 
der Verhältniſſe in Kenntniß zu jeßen, erließ ich Folgende in 
Jr. 130 der Yarpziger Zeitung dom 10. Mat abgedrudte, vom 
8. datirte Bekanntmachung: 

„Sachſen! Der Kampf, der noch immer in den Strafen 
der Hauptitadt wüthet, iſt ein Kampf der Monardjie mit der 
Republik, der gejeglichen Freiheit mit der Anardjie! 

Zafjet Eich nicht täufchen, Mitbürger, dadurch, daß die 
Empörer unter der Fahne der Reichsverfaflung kämpfen. Die 
jelben Männer, Die bis vor Kurzem Alles thaten, um das 
Zuſtandekommen der Verfaſſung zu verhindern, diefelben Män: 
ner, Die bis dor Kurzem einen integrirenden Theil diefer Ber: 
faſſung, Das erbliche Kaiſerthum, nicht nur befämpften, nein! 
mit allen Waffen des Spottes und des Hohnes herabzogen, 
dieſelben Männer können nicht heute das Panier der blutig 
jten Empörung für dieſe Verfaffung, für diefes Kaiſerthum 
erheben. 

Ihr ſeid begeijtert für die Jdee der Einheit unferes großen 
Baterlandes, Eure Herzen jchlagen warm für Deutjchlands 
Ehre, Freiheit und Größe! 

Aber Shr wollt diefe Güter m Wahrheit und Ihr wißt, 
daß ſie nicht erobert werden im Stampfe der wildeiten Leiden: 
jchaft, Ihr wißt, day fie nur von Beltand fein können, wenn 
fie erlangt werden durch das freie Einverjtändnig der Deuts 
ſchen Fürſten und Bölfer. 

Sc Majeltät der König theilt Eure Liebe für unjer 
großes Vaterland, Eure Hingebung für deutſche Ehre, Größe 
und Freiheit. Wenn der König in Seinem Gewiſſen fid) 
verpflichtet erachtet hat, der Reichsverfaſſung, wie fie nun 
als Ganzes vorliegt, Für jegt noch Seine Genehmigung zu 
verweigern, jo hat Er einen Schritt gethan, zu welchem Er 
nach der beſtehenden Sächſiſchen Verfaffung unzweifelhaft bes 





— 16 — 


babe und gewiß nach Außen bin nicht das Geringſte davon 
werde bemerken latten, daß in Bezug auf frühere Vorgänge 
une Berichiedenbett der Anſichten zwiſchen uns bejtehe. 
Ron Montag den 7. an, an weldyem Tage der Commane- 
dant der Artillerie, Generalmajor Homilius, indem er über 
Die Brücke ging. von eier Kugel der Aufitändiichen getroffen 
und getodter wurde, gina Der Kampf mit großer Erbitterung 
ort. Tie Truppen, Sachſen und Breupen, fümpften mit der 
großten Ausdauer, mit bewunderungswürdigem Muthe, jo 
daß Die baldige Niederwerfung des Auftandes feinem Zweifel 
mehr unterliegen konnte. Am Vormittag Des 9. Mai, Mitt: 
wor, kam endluh die Nachricht, day die Inſurgenten den 
Widerſtand angegeben und Die Flucht ergriffen hätten. Ti 
Mirglieder Der proviſoriſchen Regierung waren in der Kid: 
tung nach Freiberg enttloben. Ich brachte Dies in einer öffent: 
lichen Bekanntmachung vom 10. Mat zur Kenntniß des Landes. 
Tie Männer der proviſoriſchen Regierung gaben aber ihre 
Sache noch nicht ganz verloren. Immer noch in der Hoff 
nung, daß Die längit vorbereitete Empörung in Prag md 
dem nördlichen Böhmen bald ausbrechen und den jächjijchen 
Inſurgenten entweder eine directe Hilfe gewähren oder die 
Möglichkeit eines Rückzuges Nach Böhmen eröffnen werde, 
versuchte Heubner noch am d. ſich mit Den ihn begleitenden 
Inſurgenten in Freiberg feſtzuſetzen. Als er dort von einer 
Deputation Des Rathes und der Bürgerſchaft dringend ges 
beten wurde, ſich wieder zu entfernen und nicht ein unermeß— 
liches Unglück über die Stadt zu bringen, lehnte er Dies in 
Sorten, Die einen merhvirdigen Beleg der Selbſttäuſchung 
gaben, in welcher ſich dieſe Männer damals noch befunden, 
entjchieden ab. Da indeſſen Freiberg doch zu nahe bei Dres: 
den war, Die Inſurgenten ordnungslos durd) die Stadt flohen 
und die dverfolgende Kavallerie ſich Freiberg näherte, jo ver 
liegen Bakunin und Heubner noch in der Nacht vom 9. zum 10. 
die Stadt Freiberg und begaben ji) nad) Chemnitz. Hier 
ereilte ſie ihr Schickſal; die Stadt hatte jeit mehreren Tagen 
unter der Tyrannei der wildelten Böbelmafjen ‚und ihrer 
demokratischen Anführer gejtanden; jept waren dieſe mit 
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ihrem ganzen Anhauge nach Dresden gegangen, die Stadt 
aljo frei von ihrem Drude und wieder in den Händen der 
Rürgerichaft und der gebildeten Claſſen überhaupt. Sofort 
auf Die Nachricht von der Anweſenheit Bakunins und Heub— 
ners traten daher einige Bürger und jüngere Beamte in der 
Abſicht zujanımen, Ddiejelben zu verhaften und an die nächſte 
Mititärbehörde in Altenburg abzugeben, liegen ſich auch durch) 
Die ängitlichen Abmahnungen des Bürgermeitters, der davon 
Gefahren für die Stadt befürchtete und dringend empfahl, 
von Der Verhaftung der beiden Infurgentenführer abzuſtehen 
und ſtatt deſſen Die Beſchleunigung ihrer weiteren Flucht zu 
unteritügen, don ihrem Vorhaben nicht abbringen. Sp wur 
den denn Deubner und Bakunin am 10. Mar früh von emer 
Anzahl unbewaffneter Perjonen verbaftet, trog Ihres Wider: 
ſtandes in einen Wagen gebracht, ohne Aufenthalt nad) Alten: 
burg transportirt und an den Kommandanten eines Dort befind- 
lichen, preußischen Bataillonz abgegeben, von welchent ſie noch 
an demſelben Tage nach Dresden abgeliefert wurden. 
Während der legten Lage des Aufſtandes trat noch ein 
intereflanter Jwijchenfall ein. Der Weimar'ſche Mintiter von 
Runder war unmittelbar nach dem Ausbruch der Unrnuhen 
al» Commiſſar der Netchsregterung nach Dresden gekommen, 
um bier, wie er jagte, zwiſchen den Parteien zu „vermitteln“. 
Schien num, nad) dieſem Auftreten des Commiſſars, Die Neichs: 
regierung Die im offenen, bewaffneten Aufruhr begriffenen Ins 
jurgenten als eine Der Königlichen Staatsregierung gleich: 
berechtigt gegenüberſtehende Macht anzuſehen, jo daß es dar: 
anf ankäme, zwiſchen beiden zu vermitteln, jo mußte es In 
Tresden um jo mehr verlegen, daß ſich zu dieſer Aufgabe 
gerade Herr von Waðßdorff bergegeben hatte, der erſt dor 
Nurzem den ſächſiſchen Staatsdientt, in welchem ev zulegt als 
Reierent im Geſammtminiſterinm angeltellt war, vderlafien 
batte und in Weimar'ſchen Dienſt übergetveten war. Nach: 
dem ſich Derjelbe in Tresden von dem Stande der Dinge 
überzeugt batte, reiſte er auch bald wieder ab; als ch 
das Miniſterium übernahm, war Dies bereits geſchehen. 
Einige Tage darauf erjchten nun ein anderer Reichscommiſſar, 
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der Reichſtagsabgeordnete Briegleb aus Coburg, und wurd 
von Beuſt, der ſich offenbar dieſer unangenehmen Verhand— 
lung entziehen wollte, an mich, als den Miniſter des Innern, 
verwieſen, Der ihm, wie er ſagte, am Beſten über Die Verbält: 
niſſe des Landes Auskunft geben könne. Briegleb trat nun 
von Aniang an viel correcter und tactvoller auf, als Tem 
Vorgänger, ſchickte zunächit die beſtimmte Erflärung voraus, 
dal; Die Netcberegierung ſelbſtverſtändlich nicht an eine „Ber: 
mittelung“ Denke, vielmehr unbedingt anerfenne, daß die 
Sächſiſche Regierung Das Necht und die Prlicht babe, einen 
bewaffneten Aufſtand mit der Gewalt der Waffe zu unter 
drücken und daß ſeine Miſſion nur den Zweck habe, darüber 
Erkundigungen einzuziehen, vb Die Behauptung der Inſur— 
genten, daß Te nur für die Einführung dev Neichsverfajlung 
kämpiten, begründet ſei, weil Die Reichsregierung wünſchen 
müſſe, bierüber Gewißheit zu erlangen. Unter dieſen Um: 
ſtänden hielt uch es für gany unbedenklich, ihm alle Die — ihm 
jedenfalls privatim ſchon längſt bekannten — Thatſachen auch 
officiell mitzutheilen, aus welchen hervorging, daß der Aui— 
ſtand mit Dev Reichsverfaſſung gar nichts zu thun babe. 
Ta erſit wenige Stunden vor unſerem Geſpräche Bakunin und 
Heubner geiangen in Dresden eingebracht worden waren, De 
Nie ich Den Umſtand, daß Die Verhaftung beider in Chemnitz. 
alte in cinem Orte, in deſſen Umgebungen vier bis fünf 
Meilen weit in der Runde ſich kein Soldat befand, von un— 
bewaffneten Bürgern unter Beifall der ganzen Bevölkerung 
errolgt war, um ihm zu zeigen, wie wenig das ſächſiſche Volt 
überhaupt mit Den Auftändiſchen übereinſtimme, und wie 
es handle, wen es don Dem Drucke des Durch die Demo— 
haten und Republikauer aurgeregten Pöbels befreit ſei. Einige 
Stunden darauf erhielt ich auch ein Villet von Herrn Brieg: 
eb, worin er mir für meine Mittheilungen nochmals dankte 
und anzeigte, Dal; ev Jene Miſſion für beendet anſehe und 
deshalb wieder abgereiſt ſei. 

In jenen Tagen hatte ich auch zuerſt Gelegenheit, eine 
überaus widerwärtige Erfahrung zu machen, die ich leider 
ſpäter noch wiederholt habe machen müſſen. Kaum war 
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neine Ernennung zum Miniſter in weiteren Kreiſen bekaunt 
zeworden, ſo wurde ich ſchon von zahlreichen, mir bis dahin 
ganz unbekannten Menſchen überlaufen, die alle es ſich zur 
Aufgabe machten, bei mir gegen andere, mir zum Theil auch 
ganz fremde, zum Theil aber auch ſehr wohlbefannte und 
von mir hochgeachtete Perſonen zu denunciren; bald wollten 
ſie jelbit geichen haben, wie der oder jener auf den Barri— 
caden gefümpft oder an dem Bau derjelben mit geholfen habe, 
bald hatten ſie ſelbſt hochverrätheriſche Aeußerungen Einzelner 
gehört, bald, und zwar bei Weitem in den meiſten Fällen, 
hatten ſie ſelbſt zwar gar nichts geſehen und gehört, aber 
von anderen angeblich ganz zuverläſſigen Perſonen, die aber 
um des Himmels Willen nicht genannt ſein wollten, erfahren, 
daß ſie hochverrätheriſche oder ſonſt verbrecheriſche Handlungen 
oder Aeußerungen Anderer geſehen oder gehört hätten. Jetzt 
aber kamen ſie nur aus reiner Liebe zum König und treuer 
Anhänglichkeit an die Regierung zu mir, um die exemplariſche 
Beſtrafung aller dieſer mir ſpeeiell namhaft gemachten Ber: 
ſonen zu verlangen. Ich ſelbſt hatte während der, dem Auf— 
ſtande unmittelbar vorhergehenden Zeit und in den erſten 
Tagen des Aufſtandes ſelbſt, wo ich noch in der Altſtadt war, 
bei der allgemeinen und ganz außerordentlichen Aufregung, 
die ſich aller Gemüther bemächtigt batte, nicht nur don ganz 
unſchuldigen, ſondern auch von höchſt loyalen und dem Könige 
treu ergebenen Perſonen, ſogar von höheren Beamten, ſo 
unüberlegte und nur durch eine vorübergehende krankhafte 
Aufregung erklärliche Aeußerungen gehört, daß dieſe allein, 
wenn ich davon hätte Gebrauch machen wollen, vollkommen 
genügt hätten, um die Betreffenden in Unterſuchungen und 
große Unannehmlichkeiten zu verwickeln. Da ich dies aber 
entichieden nicht thun wollte, theils weil ich es Für moraliſch 
perwertlich erachtete, von Neuerungen, Die mir gegenüber im 
Vertrauen oder ganz, unbedachtſamer Weiſe zu einer Zeit ges 
than worden waren, wo Niemand wiſſen konnte, welche Stel— 
lung zur Regierung ich bald darauf annehmen werde, jetzt 
einen amtlichen Gebrauch zu machen, theils weil ich den Staat 
nicht der Dienſte von Männern beranben wollte, von denen 
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ich überzeugt war, daß fie ihm noch viele und vorzüglice 
Tienite leiten fünnten, went ſie auch im Momente der We 
fahr eine gewiſſe Schwäche gezeigt oder in großer, entſchuld— 
barer Aufregung unüberlegt geiprochen hatten, jo beſchloß 
ich, mt dem Zeitpunkte, wo meine Ernennung zum Miniiter 
befanmt wurde, einen Strich in meinem Gedächtniß zu machen 
und alles das zu vergeffen, was Ich vorher an derartigen 
Aeußerungen gebört hatte.  Selbitverftändlich bezog ſich dieſes 
Vergeſſen nicht auch auf Die Beweiſe von Treue und pflicht- 
gemäßer Feſtigkeit, Die ich vorher ebenfalls vielfach erhalten 
hatte und Die ich nie vergeſſen, vielmehr |päter, ſoweit es mir 
immer möglich war, berückſichtigt habe. Auch hatte jenes Ver— 
geſſen nur die Folge, daß ich von ſolchen tadelnswerthen und 
nur durch die momentane Aufregung zu entſchuldigenden 
Aeußerungen niemals einen amtlichen Gebrauch gemacht, 
ja dieſelben weder einem Anderen mitgetheilt noch die be— 
treffenden Perſonen jemals daran erinnert habe. Ein volles 
und feſtes Vertrauen aber habe ich zu jenen Perſonen nie 
wieder erlaugen können, welche die Feuerprobe der Gefahr ſo 
wenig beſtanden batten. 

Bei Diefer meiner Auffaſſung konnte ich umſoweniger 
geneigt ſein, der Parteileidenſchaft und dem Rachegefühle 
Anderer zum Werkzeunge zu dienen. Ich antwortete daher 
den eifrigen Deuuncianten anfänglich ſtets: ehe ich der Militär— 
behörde — die natürlich Dei dem beſtehenden Kriegsſtande in 
jenen, der Unterdrückung des Aufſtandes unmittelbar folgenden 
Tagen, Jeden ohne Weiteres verbaftete, der ihr von mir als 
verdächtig bezeichnet wurde — don ihrer Anzeige Kenntniß 
geben könne, bäte ich Te, mir Die Beweiſe anzugeben, die fie 
für Die Wahrheit Derjelben hätten. Das fanden dieje Herren 
aber ganz unbegreiflich, da ſie ſchon allein in ihrer, Durch die 
Denunciation bewieſenen Eigenſchaft als Freunde der Regierung 
und Feinde der Rebellen unbedingten Glauben für ſich be— 
auſpruchten. Später aber und nachdem das Criminalver— 
fahren gegen die Empörer an die ordentliche Gerichtsbehörde 
überwieſen worden war, wies ich auch die Denuncianten mit 
ihren Angaben einfach an dieſe letztere, als die allein compe— 





— 172 


anf jene Zeit und meine damalige Daltung zurüdblide, jo 
fann ich dies mit voller Gewiſſensruhe thun und mich nur 
darüber freuen, jo md nicht anders gehandelt zu Haben. 
Mag man c8 bei Privaten, ſogar bei ganzen politischen Par: 
teien nicht nur erflärlich, jondern auch entjchuldbar finden, 
wenn ſie nach einem erlangten großen Siege über ihre Gegner 
an nichts Anderes denfen, als daran, diefen Sieg ſoviel als 
nur immer möglich zu ihrem eigenen Vortheile augzubeuten, 
dem unterlegenen Gegner zu ſchaden und an ihm Rache zu 
nehmen und Wiedervergeltung zu üben, — eine Regierung, 
wenn fie in jolcher Lage Jo Handeln wollte, würde unrecht, 
aber auch unklug handeln. Eine Negierung darf gerade in 
jolchen Momenten, wo jie thatſächlich Alles thun kann, was 
fie will, nie vergeffen, daß die einzige, feſte und dauernde 
Grundlage eines jeden Staates Die Gerechtigkeit iſt und fie 
daher don den Grundſätzen dDerjelben nie und felbit dann 
nicht abweichen darf, wenn es ohne irgend welche Gefahr 
geſchehen kann und von einem Theile des Volkes fogar ver: 
langt wird. Wenn eine Regierung dies dennoch thut, wenn 
ſie ihre Macht dazu hergiebt, um einſeitigen Intereſſen und 
Rachegelüſten einer Partei zu dienen, dann wird auch die 
Strafe dafür, und wenn ſie auch nur eine moraliſche iſt, nicht 
ausbleiben, dann wird cine ſolche Regierung dem wahren, 
dauernden Jutereſſe des Staates, ganz beſonders aber auch 
gerade der Partei ſchaden, der ſie durch einen einſeitigen und 
ungerechten Gebrauch ihrer Macht zu nützen glaubte. 

Meine damalige Haltung Jtand übrigens im vollkommenen 
Einklang mit den Anſichten meiner beiden in Dresden befind- 
lichen Gollegen, ımd auch der Juſtizminiſter Dr. Zſchinsky 
erklärte ſich, als er Ipüter vom Königſtein zurückkam, damit 
vollfonmen einverſtanden. Insbeſondere muß ich es aber 
dem General Rabenhorſt zur Ehre nachrühmen, daß er aud) 
als Militär und im Momente der höchiten Aufregung jeden 
Gedanken an eine ftandrechtliche Behandlung der Gefangenen 
entjchteden zurückwies und daran feithielt, daß Die Aufgabe 
des Militärs nur die Ueberwindung und Beliegung der Re— 
beilen, Die Beſtrafung derjelben aber Sache der Juftizbehörde 





— 14 — 


an den Tag gelegt, das vortreffliche Zeugniß, welches Ihnen 
von Ihren verſchiedenen Vorgefeßten zu allen Zeiten gegen 
mid) abgegeben worden iſt und die Gelinnungen, weldye Sie 
in Ihrem Schreiben gegen mich ausjprechen, befeitigen dieſe 
Ueberzeugung zu einem vollen Vertrauen. Noch Ferne id) 
Sie perfönlich wenig, aber ſtets flößte mir Shre Perjönlid- 
keit Vertrauen ein und Sie fünnen daher aud) jet dieſes 
Bertranens ımd meines Wohlwollens im Voraus verjichert 
fein. Wohl ift es natürlich, daß gerade Ihr Geſchäftskreis 
jetzt jelbjt eine kürzere Entfernung von Dresden unmöglid 
macht; ich werde mich aber ſehr freuen, wenn mir bald Ge 
legenheit wird, Ihnen perjönlich für Shre Aufopferung zu 
danken. 
Ihr wohlgeneigter 
Friedrich Auguſt.“ 

Meine Verpflichtung ſelbſt fand einige Tage ſpäter ſtatt. 
Der König blieb mit dem ganzen Hofe noch einige Wochen 
anf dem Königſtein. Das Dresdner Schloß war vorerſt un: 
bewohnbar; ein ganzes Bataillon Soldaten hatte ſechs bis 
ſieben Tage und Nächte lang darin zugebracht, durch alle 
Fenſter fait war herein: und herausgeſchoſſen worden; wenige 
Scheiben waren noch unverletzt, alle Möbel, Spiegel u. }. w. 
mehr oder weniger befchädigt; insbeſondere die nach dem Schloß: 
Plage und der Schloßſtraße herausgehenden Wohnzimmer des 
Königs und der Königin waren, weil den Kugeln der Auf 
ſtändiſchen am meiſten ausgeſetzt, vollftändig ruinirt. Es 
konnte Daher, wenn der König die Feſtung zu verlaſſen 
wünſchte, als Aufenthaltsort nur Pillnitz in Frage kommen, 
wohin der Hof ohnedies in dieſer Jahreszeit überznſiedeln 
pflegte. Indeſſen, das Pillnitzer Schloß iſt nach allen Seiten 
hin zugänglich und offen und dazu ſo ausgebreitet, daß eine 
vollſtändige Sicherſtellung des Königs nur durch ein größeres 
Militärcommando möglich geweſen wäre; ein ſolches war aber 
auch nothwendig, weil ſich in dieſer Gegend noch einzelne zer: 
ſtreute Aufrührer herumtrieben, von denen ein Angriff auf 
Den König wohl befürchtet werden konute. Nun hielt aber 
der Kriegsminiſter, Der ſelbſt nicht im Stande war, alle die 
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sahlreichen Verlangen der Behörden nach milttäriichem Schuß 
zu befriedigen, für unmöglich, ein ſolches größeres Militär: 
commando für Pillnig abzugeben und darım bat er den Kö— 
nig, noch einige Zeit auf dem Königſtein zu verweilen. 

Nach der Niederichlagung des Aufſtandes begann Für 
das Miniſterium eine neue und ſehr ſchwierige Aufgabe. 
Zunächſt wurde es Durch die Ernennung des Geheimen Rath 
Behr zum Finanzminiſter vollzählig gemacht, da derſelbe nun— 
mehr fein weiteres Bedenken hatte, einzutreten. Das Mini— 
ſterium des Eultus und öffentlichen Unterrichtes übernahm 
Beuſt neben dem der auswärtigen Angelegenheiten, Da wir 
ubrigen alle zu ſehr bejchäftigt waren, um zwei Miniſterien 
venvalten zu fünnen, von dem des Auswärtigen aber zu er= 
warten war, dan es nad) Beendigung der momentanen Kriſis 
nur noch geringe Arbeit verurjachen werde. Die Lage, in der 
ih Das Miniſterium überhaupt damals befand, war eine 
ſolche, daß auch dem Entichlojjeniten und Kräftigſten hätte 
der Muth ſinken können; eine Aufgabe ſtand vor ihm, deren 
Erfüllung auch bei der größten Anſtrengung kaum möglich 
ſchien. 

In der deutſchen Frage: eine allgemeine tiefgehende Ver— 
wirrung; Die Frankfurter Verfaſſung, ſchon allein durch Die 
beſtimmte Ablehnung der beiden Großſtaaten, Oeſterreich und 
Preußen, unausführbar, war auch von den größeren Mittel— 
ſtaaten Deutſchlands, insbeſondere von Bayern und Sachſen, 
abgelehnt worden; dagegen hatten, im ſchroffen Gegenſatz 
hierzu, viele, wenn ich nicht irre, nicht weniger als achtund— 
zwanzig deutſche Regierungen dieſelbe „definitiv“ anerkannt. 
Oeſterreich hatte ſich durch die Verfaſſung von Kremſier in 
einen Einheitsitant umgewandelt und verlangte nunmehr die 
Aufnahme dieſes ganzen einheitlichen Kaiſerſtaates in Das 
deutſche Reich, ein Verlangen, welches augenſcheinlich ganz 
unausführbar und daher wohl aud) nicht ernſthaft gemeint 
war, Tondern nur dazu dienen jollte, das Zuſtandekommen 
eines deutſchen Bundesſtaates mit Preußen an der Spige zu 
verhindern. Dem widerjprach natürlich legteres entſchieden; 
der unüberwindliche Gegenjag der Intereſſen beider Staaten 
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trat immer jtärfer hervor und lieh eine Vereinbarung zwiſchen 
ihnen kaum als möglich erjcheinen. Die Nationalverſamm— 
lung war von Frankfurt nach Stuttgart gerlohen und im 
Begriffe, zu zerfallen: Die Neichöregierung völlig machtlos, ein 
trauriges Zchattenbild; in Baden und in der Pfalz nod 
offener Auiſtand, Der in Sachjen ſoeben erit gewaltfam unter: 
drückte in ſeinen Folgen noch überall empfindbar. Diejen 
hoffnungsloſen Zuſtänden, dieſer allgemeinen Verwirrung 
gegenüber war aber die Ueberzeugung von der völligen Unhalt— 
barkeit und Unbrauchbarkeit des alten Bundes und von der 
Nothwendigkeit einer ferteren und bejjeren Emigung in gan, 
Deutſchland verbreitet. 
Nicht beſſer lagen die Verhältniſſe im Innern Sachſens. 
Turcb die gewaltſame Niederſchlagung des Aufſtandes waren 
Die Demokratischen und revolutionären Elemente zwar für den 
Augenblick zurückgedrängt, aber noch lange nicht überwunden, 
nicht einmal muthlos gemacht. Die durch und Durch demo— 
raten Geſetze über die Preſſe, Über Das Vereinsweſen, über 
die Volkswehr, über die Geſchwornengerichte für Die durch die 
Re und Die in Vereinen begangenen Verbrechen und Bers 
geben, beſtanden noch in voller Giltigkeit, jo, wie ſie unter 
dem Miniſterium Braun-Oberländer erlafjen worden ware 
Durch die übereilte und ohne jede nähere Beſtimmung umd 
Sursführungsmahtenel erfolgte Publikation der „Grundrechte“. 
war eine heilloſe Verwirrung in die wichtigſten Rechtsverhält— 
niſſe hineingebracht worden. In Folge der nun über an 
Jahr andanernden, ſyſtematiſchen Untergrabung aller Autos 
rität und der grenzenloſen Schwäche der Regierung, in Ver 
bindung mut den troſtloſen Zuſtänden Deutjchlands überhaupt, 
hatten Die böheren und gebildeteren Glaffen des Volfes allen 
Muth, alles Vertrauen verloren; jeder Dachte nur an ſich und 
an Die Wahrumg ſeiner eigenen Intereſſen, Niemand an das 
Allgemeine, Niemand war geneigt, zum Belten des Staat 
ein Tpfer zu bringen. Anſtatt daher das neue Minijterium, 
dejjen klar vorgezeichnete und klar erfamtte Aufgabe es war, 
Die bis ins Innerſte geltörte Ttaatliche Trdnung und das 
geſunkene Anſehen der Monarchie, Der gejeglichen Staates 
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der König von jeinem Eide auf die Verfafjung entbunden 
worden jet und verlangten demgemäß, day der König die 
ganze Berfaffung von 1831 für aufgehoben erklären und ent: 
weder eine neue Berfaffung vetroiren oder auf die Zuſtände 
vor 1831 einfad) zurückgehen jolle Einige der damals cr: 
icheinenden conjervativen Blätter hielten die Zuſtände Sad) 
ſens für jo gänzlich zerrüttet und im Innerſten verderbt, dan 
jie eine Rettung nur darin erblidten, daß der König auf min 
dejtens zehn Jahre ganz allein und ohne Verfaſſung regiere, 
oder, wie fie es nannten, eine „Dietatur” übernehme. Aber 
auch die gemäßigten, confervativen und liberalen Parteien, 
welche die Zuſtände Sachſens nicht für jo ſchlimm und zer 
rüttet anfaben, daß es nicht möglich jein jollte, aud) ohne 
jolchye extreme Maßregeln geordnete und gejunde Verhält: 
niſſe wieder herzuſtellen, wenn Sachjen für jich allen Hütte 
bandeln umd dabei auf eigenen Füßen jtehen können, Diel: 
ten Died bei der umdermeidlichen Rückwirkung, welche die 
vollftändig aufgelöjten deutſchen Verhältniſſe und die ji 
dirert widerjprechenden Beftrebungen nad) Ordnung und Be 
feitigung derjelben auf Sachſen äußern mußten, wenn mit 
für unmöglich, Doch für äußerſt jchwierig. Ein großer 
Theil der gemäßigten Parteten mehr liberaler Richtung, in 
bejondere die jpäter jogenannte Partei der „Gothaer“, welde 
im Bezug auf die innere Politik und die Nothwendigkeit der 
Befeſtigung der inneren Zuſtände des Landes den Anjchau: 
ungen des Miniſteriums gar nicht fern ftand und fehr viel 
Gutes hätte bewirken und jehr viel Uebles hätte verhindern 
können, wenn fie das Miniſterium kräftig unterjtügt und de 
durch nicht nur in ſeinem Kampfe gegen Die Revolution, Jondern 
auch in ſeinem Widerftande gegen zu weitgehende reactionäre 
Bertrebungen geſtärkt hätte, that Dies nicht nur nicht, Yon: 
dern trat im Gegentheil demjelben fajt überall ſchroff ent- 
gegen, ſuchte ihm das öffentliche Vertrauen zu entzichen umd 
es an jeder noch Jo zweckmäßigen und nothwendigen Maßregel 
zu hindern — und dies Alles lediglich zu dem Zwecke, um 
thatjächlich die Anſicht zu begründen, daß Sachſen außer 
Stande jei, Tich mit eigenen Kräften aus der damaligen Auf 
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Jihten geäußert, war aber doch |päter ohne Vorbehalt und 
ohne eine ſpecielle VBerjtändigung über irgend cine bejondere 
Frage beigetreten. Unmittelbar nach) der Niederjchlagung des 
Aufſtandes fand aber jeder Miniſter innerhalb ſeines jpecicl- 
len Refjorts eine jo große umd jo zeitraubende Aufgabe vor, 
daß er zu deren Bewältigung feine ganze Zeit und Kraft 
aufivenden mußte und nur in jehr geringem Umfange im 
Stunde war, aud) die Thätigfeit feiner Gollegen im Auge zu 
behalten und in fortwährender Fühlung mit Ddenjelben zu 
bleiben. Die nothwendige Folge dieſes Zuſtandes war es, 
daß gemeinschaftliche Beratdungen und Beſchlußfaſſungen nur 
jelten und nur über die wicdtigjten, mehrere Miniftertals 
Reſſorts berührenden Fragen von allgemeiner Bedeutung jtatt- 
fanden. Wenn man daher unferem damaligen Deinijterium 
vorgeworfen hat, daß wir fein einheitliches, politisches Ganzes 
gebildet hätten, vielmehr jeder einzelne Minijter für ſich allen 
nad) jeinem Ermeſſen und ohne Zujammenhang mit jeinen 
Gollegen gehandelt Habe, jo kann diefer Vorwurf bis zu einem 
gewiſſen Punkte nicht als unbegründet bezeichnet, die That: 
ſache jelbft aber wohl durch die Art und Weije der Entjtehung 
des Miniſteriums und die damaligen Beitverhältniffe überhaupt 
erklärt und entjchuldigt werden. 

Aller diefer Schwierigkeiten und der Unſicherheit unjerer 
Lage umgeachtet verloren wir aber weder Muth noch Hoff 
nung; wir hatten alle den entjchiedenen Willen, unſere Auf 
gabe mit Maß und Verſtand zu erfüllen und aud) die be 
ſtimmte Hoffnung, daß uns dies gelingen werde. Dieje legs 
tere beruhte nicht zum geringjten Theile auf dem Charakter 
des Königs, der allen extremen Maßregeln abgeneigt und jtreng 
am Rechte feithaltend, volles Bertrauen zu feinen Deinijtern 
hatte und für alle auf Nebenwegen etwa zu ihm gelangen: 
den Einflüjterungen und Intrigen völlig unzugänglid war. 

Die unbedingt notwendige, durchgreifende Reorganiſa— 
tion der Armee fiel jelbjtverjtändlich dem Kriegsminiſter aus: 
ſchließlich anheim und berührte die übrigen Miniſter nur 
wenig. Es war eine jchwierige Aufgabe, fie mußte mit den 
eriten Grundlagen einer jeden Armee-Organiſation, mit der 
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lajfen“ verantwortlich jern würden. Sch halte es daher für 
nötbig, über die Haltung Sachſens in diejer Frage hier eine 
etwas ausführlichere Darftellung zu geben. 

Der hauptjächliche Vorwurf, welcher der ſächſiſchen Re— 
gierung in diefer Beziehung gemacht wird, läßt fid) in der 
Behauptung zufammenfaffen, daß fie dem Dreikönigs-Bündniſſe 
und der Berliner Verfaffung vom 26. Mai 1849 überhaupt 
und vom Anfang an nur zum Scheine und um ſich aus einer 
momentanen Verlegenheit zu helfen, ſowie mit der beitimmten 
Abjicht beigetreten je, ſich bei der erſten geeigneten Gelegen: 
beit von demjelben wieder loszumachen. Dieſe Behanptung 
iſt vollitändig unbegründet. Es ijt daher auch unnöthig, hier 
die Frage zu erörtern, ob denn das Verhalten Sachſens, wenn 
8 wirklich jo geweſen wäre, einen jo heftigen und bitteren 
Tadel verdient hätte, ob-nicht in der Gefchichte faſt aller 
Staaten, deutſcher wie anderer, ſehr viele Fälle vorgekommen 
jeten, in welchen im Drange äußerer Umjtände und Verhält: 
nie Verträge eingegangen und Zuſicherungen gegeben werden 
mußten, Die ſich nur Durch die Hoffnung erflären und recht— 
fertigen Liegen, Daß bald cine Zeit fommen werde, wo man 
jich von den Nachtheilen derjelben wieder befreien könne? 
Niemand wird es der damaligen preußifchen Regierung ver 
denfen, dab ſie bei dem Zuſammenbruch aller deutjchen Ver: 
hältniſſe jo viel als möglich an Macht und Größe für Breupen 
zu vetten md zu gewinnen ſuchte; ja es war dies ſogar dem 
eigenen Lande gegenüber ihre Pflicht. Jeder iſt fich jelbit 
der Nächſte; diefer Sag bat wenigjtens in der Politik und in 
den gegenfeitigen Verbältniffen der Staaten zu einander um 
bedingte Geltung und auch Berechtigung; es iſt daher gewiß 
zu derjtehen und zu rechtfertigen, das Preußen damals mehr 
geneigt war, die Opfer an Sonveränetät und Unabhängig: 
feit, welche alle dentſchen Fürſten entjchloffen waren einer 
deutjchen Gentralgewalt zu bringen, für ſich und zu jeinem 
Bortheile einzuſammeln, als Jelbit jolche Opfer einer einzu— 
feßenden wirklichen Gentralgewalt gegenüber zu bringen. Man 
kann jogar noch weiter gehen, man kann es für erflärlich und 
natürlich anjeben, daß Preußen dies nicht ohne Weitere: auf 
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gewalt enthalten. Damit war einer der wichtigjten Punkte 
der neuen Werfaffung von Preußen bereit® vor dem Be 
ginn der Verbandlimgen entichieden. Tiefe Leßteren wurden 
mit einer, bei der Wichtigkeit der Sache höchſt bedenklichen 
und durch nichts gerechtfertigten Eile betrieben; als Grund: 
lage wurde der Zranffurter Entwurf mit jehr zahlreichen und 
wichtigen Abänderungsvorfchlägen von Preußen vorgelegt, 
welche legtere den zu den Verhandlungen eingeladenen Re: 
gierungen nicht einmal vorher mitgetheilt worden waren, ſo 
daß Die Bevöllmächtigten derjelben fie erit in Berlin fennen 
lernten und ſich daher ohne jede darauf bezügliche Inſtruetion 
befanden. Seder von den Commiſſaren gegen dieſes Verfahren 
oder gegen einzelne Beſtimmungen des Entwurfes und der 
preußiſchen Vorſchläge erhobene Einwand wurde von da 
preußiſchen Bevollmächtigten, zumeiſt ohne eine eingehende 
materielle Widerlegung, mit der Erklärung befeitigt: Preußen 
werde mit einem fertigen Verfaſſungs-Entwurf vor die Nation 
treten, möge dies mm „mit allen Berhandelnden oder mit 
einem Theile derjelben oder nur für Preußen allein“ möglıd 
ſein (vergl. Außerordentliche Beilage zur Leipziger Zeitung 
Nr. 17 vom Sabre 1850, ©. 283). Auf die ſächſiſche Re: 
gierung insbeſondere wurde ein ſtarker Druck durch Die wieder: 
holte Andeutung ausgeübt, daß, wenn ſie ſich den Forderungen 
Preußens nicht füge, letzteres ſofort ſeine Truppen aus Sach— 
ſen zurückziehen und ihr allein überlaſſen werde, zu ſehen, wie 
ſie mit ihren Rebellen fertig werden könne. In 8 1 des Ent: 
wurfes der Verfaſſung war beſtimmt, daß das „Deutſche 
Reich“ aus denjenigen Staaten des deutſchen Bundes beſtehen 
ſolle, „welche die Reichsverfaſſung anerkennen“. Gegen dieſe 
Faſſung batten im der erſten Sitzung der Conferenz am 
17. Mai, in welcher die Commiſſare zuerst don Derfelben 
Kenntniß erbielten, weder der jächlifche noch der hannoverſche 
Revollmächtigte einen Einwand erhoben und in der Sigung 
am 18. Mat hatte Herr von Beuſt ausdrüclich anerkannt, 
daß Oeſterreich jegt nicht I der Lage fein werde, dem neuen 
Bundesſtaate beizutreten. Im weiteren Verlaufe der Verband: 
lungen hatte er ſich jedoch von den Gefahren, welche aus 
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in welchem es die unwürdige und nach allen bisher gemachten 
Eriahrungen auch für Die materiellen Intereſſen des Landes 
höchſt nachtheilige Rolle eines preußischen Vaſallenſtaates 
übernebmen müßte. Der Anſicht Beuſts aber, daß dieſe 
Gefahr durch ſeine zu Protokoll gegebene Aeußerung vom 
23. Mat ausreichend beſeitigt ei, fonnte das Geſammtminiſte⸗ 
rium wicht beitreten, Dazu war Ddiejelbe nicht bejtimmt und 
präcts genug und überhaupt zu ſehr al& bloße Anjicht oder 
vielmehr „Aussicht“ Des Bevollmächtigten und zu wenig klar 
ale eine Bedingung gefaßt, unter welcher allein die Annahme 
des Entwurfes Seiten Sachſens erfolgen könne. Dieſe Auf 
faſſung gab, da Beuſt natürlich nicht gern zugeben wollte, 
daß teine in Berlin abgegebene Erklärung ungenügend ie, 
zu ſehr umpänglichen und lebhaften Debatten Veranlafjung. 
Ta jedoch ſämmtliche Mitglieder des Geſammtminiſteriums 
tm Weſentlichen einig waren umd dringend wünſchten, daß 
eine Vereinbarung mit Preußen über die deutſche Verfaſſung 
zu Stande komme, jo lieh man alle ſonſtigen Bedenken gegen 
einzelne Beſtimmungen des Verfaſſungsentwurfes und der 
dazu gehörigen ſonſtigen Schriftitücde fallen und vereinigte 
ſich endlich dahin, Er. Majeſtät dem Könige vorzufchlagen, 
den Berliner Entwurf für den Fall anzunchmen, daß & 
gelänge, Den Beitritt der übrigen deutichen Staaten, — mit 
Ausnahme don Oeſterreich, deſſen Nichtbeitritt Herr von 
Beuſt ſelbſt ſchon nach dem Protofolle vom 18. Meat vor: 
ausgeſetzt hatte — namentlich aber Bayerns und Würtembergs, 
dazu zu erlangen, ihn Dagegen unbedingt abzulchnen, wenn 
dies nicht möglich jet und der Entwurf daher zu einer ger: 
reißung Des außeröſterreichiſchen Deutſchlands und zur Bil: 
dung eines nur den particulariſtiſchen Intereſſen Preußens 
dienenden Sonderbundes führen könne. Es kam daher nur 
darauf an, dieſe Auffaſſung in Berlin deutlich auszuſprechen 
und es wurde daher der weſentliche Inhalt einer ſolchen Er— 
klärung ſofort feſtgeſtellt. Die letztere ſelbſt hat Herr von 
Beuſt, der ſich ja in völliger Uebereinſtimmung mit den 
Anſichten des Geſammtminiſteriums befand und nur anfäng— 
lich) inſofern davon abwich, als er die von ihm in Berlin 
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Punkten beigetreten. Tas Schlupprotofoll und die Erklärung 
jelbit Sind abgedruckt in den „Actenſtücken, betreffend das 
Bündniß vom 26. Mat 1849“, Band I. S. 52 folgende ımd 
S. 89 folgende. 

Tie hierber gebörige Stelle jener Erklärung lautet wört: 
lich wie folgt: 

„Die Königlich ſächſiſche Regierung will und darf jedoch 
feinen Zweifel darüber beſtehen laſſen, wie fie diefen Entſchluß 
— nämlich: die Verfaffung anzunehmen —) allein zu dem 
Jwede und in der Erwartung gefaßt hat, daß dieſe Ver: 
faſſung Gemeingut der ganzen deutſchen Nation umd 
nicht nur eines Theiles derselben werde. Sie verkennt 
nicht, daß der Eintritt der öſterreichiſchen Lande in der näch— 
jten Zeit nicht gebofft werden darf. Allein die Aufnahme 
Des geſammten übrigen Deutjchlands in den Reichsverband, 
welcher unbejchadet der der öſterreichiſchen Regierung durd) 
die Bındesverfaffung gelicherten Nechte erzielt werden fol, 
bält diejelbe als Bedingung dafür Feit, daß fie jelbit 
zu einem bleibenden Verharren in demjelben auf Grund der 
vereinbarten Berfaffung verpflichtet jet. Sollte es daher nicht 
gelingen, den Süden Teutjchlands in den Reichsverband, wie 
er durch die fragliche Verfaſſung beſtimmt worden, aufzunchmen, 
was wejentlich davon abhängen wird, ob Bayern ſich dem: 
jelben anſchließt, jollte vielmehr nicht mehr zu erreichen fein, 
als die Heritellung eines norddeutjchen oder eines nord: umd 
mitteldeutjchen Bındes, jo mühte die Königlich ſächſiſche Re: 
gterung für diefe Eventualität die Erneuerung der Verhand- 
lungen und Umgeitaltung der vereinbarten Verfaſſung aus: 
drücdlich vorbehalten. Cine ſolche Nothwendigkeit wäre ohne: 
dies durch die Bejtimmungen der Verfafjung felbjt geboten, 
welche nach allen Richtungen bin, dem Namen und der Sadıe 
nach, den Anforderungen einer Berfaffung für das deutjche 
Volk in jeiner Gefammtheit, nicht aber denen eines Vereins 
einzelner deutjcher Staaten, entſpricht.“ 

„Die Königlich Jächjtfche Regierung bat der von der Königlich 
preußiſchen Regierung aufgeftellten Anſicht gern beigepflichtet, 
dar die Negierungen, welche fic zu einem engern Bündnifie, 





Az der Alien acht Deutlich bervor, daß Herr von Beuft 
._.. 2 m Dre geiammte Miniſterium in volljtändiger Ueber: 
roman met den Willen des Königs ſchon im Mai 1849 
hrs Ardere gewollt bat, als ein Deutiches Weich, welches 
ax Di. Stelle Is alten deutichen Bundes treten jollte, wenn 
zuh ohne Oeterreich. mie aber einen Sonderbund einiger 

deuticher Staaten umter ſich. Dies wurde, ebenſo wie in jener 

Erklarung gegenüber der preußiichen Regierung, auch dem 
ſadtichen Volke gegenüber damals ganz offen und entichieden 
auzsactprocden.  Tenn in der Proclamation vom 3. Mai 
1240 -abgedrudt in Der Leipziger Zeitung Nr. 152 vom 
13. Sunt 1849 , in welcher Der König dem ſächſiſchen Volfe 
den Beitritt zum Dreikönigsbündniſſe und die Annahme de 
Berliner Veriaſſungsentwuris befannt machte, iſt ausdrüdlid) 
bervorgeboben, daß Die in Berlin entworfene Verfaſſung an 
Die Stelle des unausfübrbar gewordenen Frankfurter 
Entwuris treten tolle, daß Die Verfafjung dem „deutſchen 
Volke“ geboten werde und, wenn es am Schluffe derjelben 
beit, daß der Beitritt zu dieſer Verfaſſung der einzige Weg 
ſei, Der noch zu dem eritrebten großen Ziele führen könne, 
jo it vorber, in Dem zweiten Abjchnitte der PBroclamatton, 
klar ausgeiprochen, daß dieſes „große Ziel“ die Aufrichtung 
des Deutschen Berfaftungswerfes jet. Weder die preußiſche 
Regierung noch ſonſt irgend Jemand hat damals daran ge 
dacht und daran denken können, daß Sachjen etwas Andere 
als die Herſtellung einer deutſchen Verfaſſung wolle und er 
jtrebe. In voller Uebereinſtimmung Hiermit wurde aud) in 
der don der Königlich preußiſchen Negterung im eigenen umd 
im den Namen der Königlich ſächſiſchen und der Königlich han 
noverſchen Regierungen erlafjee Note vom 28. Mai (Acten⸗ 
ſtücke ꝛc. Band I. ©. 821) ausgefprochen, daß das Verfaſſungs⸗ 
werk, welches don den derbimdeten Regierungen der Nation 
dargeboten werde, für das geſammte Deutſchland cine unab- 
weisliche Nothwendigkeit geworden jet und die neue Verfaſſung 
den Regierungen und den Völkern Bürgjchaften der rechtlichen 
Freiheit und der gejeglichen Ordnung gewähre. 

Zum Vertreter Sachjens in dent nen eingerichteten Ver: 
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jchaffen, jo wurden dieſe Zweifel im hohen Grade durch das 
bejtärft, was inzwifchen und bald darauf in Berlin vorging und 
auf eine wejentliche Nenderung in den Auffaffungen der preu- 
ßiſchen Regierung binzudeuten jchien. Herr von Radowiß, der 
wohl für feine Berfon wirklich die Abjicht hatte, cin großes, 
geeinigted Deutſchland unter Führung Preußens, zwar ohne 
Delterreich, aber doc) in einen weiteren Bunde mit ihn, ber: 
zujtellen, und ſich dabei wohl mit den eigenen Ideen des 
Königs Friedrih Wilhelm IV. begegnete, ſchien nach und 
nad) an Einfluß zu verlieren, wogegen die rein preußijck, 
jtreng comjervative ‘Bartet, die von der deutjchen dee, von 
einer Umgejtaltung der deutjchen Verfaſſung ebenſowenig etwas 
wijjen wollte wie von irgend einer Goncejlion der Krone 
Preußen an eine deutjche Gentralgewalt oder an die neuen Jdeen 
überhaupt, immer mehr Einflup zu gewinnen jchien. So wurd 
am 30. September 1849 eine Uebereinkunft zwiſchen Oeſter⸗ 
reich und Preußen abgejchlojfen, nad) welcher dieje beiden 
Hegierungen die deutjche Centralgewalt biß zum 31. Mai 1850 
provijorifc) übernahmen, ohne dar dabei des preußiſchen 
Bundesſtaates und der Berfaflung vom 26. Mat aud) nur 
mit einem Worte gedacht wurde, jo daß die Aufgabe der neu 
errichteten provijorischen Eentralgewalt mit der Thätigfeit des 
in Berlin verfammelten VBerwaltungsrathes, wenn leßterer 
überhaupt noch eine Bedeutung behalten jollte, in fortwäh- 
venden Conflict kommen mußte Bald darauf trat au in 
den Berhandlungen zwiſchen Oefterreid) und Preußen immer 
deutlicher hervor, day Letzteres die Bereinigung des gejammten 
Deutſchlands, außer Oesterreich, in einen Bundesſtaat unter 
Preußens Führung gar nicht oder wenigſtens nicht mehr beabſich— 
tige, Jondern ſich zunächſt Darauf beichränfen wolle, innerhalb des 
fortzuerhaltenden deutichen Bundes einen kleineren Bundezjtaat, 
einen Sonderbund Preußens mit einigen anderen norddeutjchen 
Staaten, herzuftellen. Ganz klar und deutlid) iſt dieje, wie in 
Dresden befannt war, jchon damals in Berlin herrichende Idee 
Ipäter auch Tefterreic) gegenüber ausgejprochen in einem „Ber 
traulichen Erlaſſe“ des Minijters von Schleinig an den König: 
lich preußijchen Gefandten in Wien, Grafen von Bernsdorff, am 
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berührt oder in ihren Rechten gefränft würden. Mn einer 
Ipäteren Stelle heißt es ausdrüdlich: „Wir Jind aljo weit 
davon entfernt, anzunchmen, day der jegt zur Berathung 
vorliegende Bundesſtaat ſchon an die Stelle des deutſchen 
Bundes trete und können auf die dagegen eingelegte VBenvah- 
rung nur erwidern, day wir einen jolchen Anſpruch nicht machen, 
daß wir aber der weiteren Entwidelung der noch nidjt zum 
Abſchluſſe gediehenen allgemeinen deutjchen und öfterreichiichen 
Berhältmifje die Fünftige Geſtaltung des Bundes überlajjen 
müſſen“. In der, Diefer Depefche beigefügten, ſehr ausführ: 
lichen Denfjchrift wird verjucht, dieſe Anjichten theils aus 
der Bundesaete jelbjt, theils aus der Gejchichte der Ent: 
ſtehung des Deutjchen Bundes jpectell zu begründen und ſchließ— 
lich) das Reſultat des Ganzen in folgender Weiſe zuſammenge— 
faßt: „ Tas Bündniß vom 26. Mat und der darnach beabjichtigte 
Bundesftaat ſtehe mit Der Geſetzgebung und Organijation det 
deutſchen Bundes nicht in Widerjpruch; cs würde dies jelbit 
dann micht der Fall ſein, wenn dieſe letzteren in allen ihren 
Theilen noch in alter Kraft bejtänden; nun jet aber das 
Bundesrecht in wejentlichen Theilen, welche den Bund als 
Geſammtheit, als politisches Ganzes, und das Verhältniß der 
Glieder zu dieſem Ganzen betreffen, untergegangen; es be 
ſtehe nur noch in feinem völferrechtlichen Theile in der Alliauz 
der Regierungen, in den Zwecken diejer Allianz, in den wechſel⸗ 
jettigen Mechten und lichten jeiner Glieder untereinander; 
an Die Etelle des Untergegangenen werde Neues zu jchaffen 
ſein, dieſes Neue aber nur jo geftaltet werden dürfen, 
daß der Bundesſtaat Des Bündniſſes von 26. Mai darin ſeine 
wohlgewahrte Stelle finde.“ 

Aus dieſen verjchiedenen Erflärungen der preußiſchen 
Regierung gebt ſoviel klar hervor, day die Abficht derjelben 
nicht oder nicht mehr dahin ging, den Bundesſtaat nad) der 
Verfaffung vom 26. Mai an die Stelle des deutſchen Bundes 
zu ſetzen und ein neues dölferrechtliches Verhältniß mit Leiters 
reich berzuftellen, day ſie vielmehr den alten Bund als ın 
einigen wichtigen Beziehungen noch fortbejtchend anſah, die 
Erſetzung der untergegangenen Beſtimmungen der Bundes 





— 196 — 


die Verhandlungen im VBerwaltungsrathe des Bundes umd 
ſonſt durch vichfache Wahrnehmungen ſich vollitändig über: 
zeugt. Jeder etwa noch mögliche Zweifel an, diejer Abjicht 
mußte aber jehwinden, als der Herzoglich Naſſau'ſche Be: 
vollmächtigte im Verwaltungsrathe — wie allgemein als 
zweifellos angenommen wurde, im Einverjtändniffe mit und 
auf Veranlafjung der preußiichen Regierung —, am 30. Au: 
guſt den Antrag stellte, „day der Berwaltungsrath ſich mög: 
lichjt bald über einen Termin zum Vornehmen der Wahlen 
für das Volkshaus zum nächtten Reich$tage, beziehungsweiſe 
über die Berufung des Reichstags Jelbit, verjtändigen und dem: 
nächtt die verbündeten Regierungen auffordern möge, Die ihrer: 
ſeits nöthigen Maßregeln ungejäumt zu ergreifen“ Dieſer 
Antrag, der in der Sitzung am 26. September wiederholt und 
dabei erſt näher motivirt wurde, Fam in der Sitzung don 
5. Detober zur Discuſſion, die in mehreren folgenden Sitzungen 
fortgeſetzt wurde. 

Tas Bündniß vom 26. Mat Hatte nächſt dem im Ar: 
tikel Jdes Statut? für dasfelbe ausgejprochenen Zwecke, der 
Erhaltung der äußeren und inneren Sicherheit Deutfchlands 
und Der Unabhängigkeit und Unverleglichkeit der einzelnen 
dentjchen Staaten, zu deſſen Erreihung es offenbar an die 
Stelle des bisherigen deutſchen Bundes treten follte, nach 
Artikel IV noch insbeſondere den Zweck, dem deutſchen Volfe 
eine Berfaffung nad Maßgabe des verabredeten Entwurf 
zu gewähren Nach Artikel III $ 1 des Statut3 war das 
Bündniß auf ein Jahr gejchloffen und bejtimmt, daß, wenn 
vor Abfluß dieſes Jahres Die Neichverfaflung ins Leben trete, 
Die Beſtimmungen des Entwurfs dabei lediglich ihre An— 
wendung finden jollten, während für den entgegengefegten Fall 
eine Verlängerung der Verabredung vorbehalten war. Nun 
waren aber jet Abſchluß des Bündniſſes noch nicht ganz fünf 
Monate verflojfen, das Reich) war noch nicht zu Stande ge- 
kommen, denn außer einigen Kleinen Staaten waren auch zwei 
der bedeutendſten derjelben, Bayern und Wiürtemberg, dem 
Bündniſſe noch nicht beigetreten und hatten die vorgefchlagene 
Berfajjung noch nicht angenommen. Der vorliegende Ent: 
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euphemiſtiſche Formel arfleidet wurde, „der vollendete Bundes: 
Maat werde eine größere Anziehungskraft ausüben, als der 
blos beabſichtigte“, ſo blieb allerdings den Revollmächtigten 
Sachſens und Hannovers nichts weiter übrig, als auf die über: 
gebenen Borbebalte Bezug zu nehmen, was der Jächlische Be: 
vollmächtigte in derjelben Sitzung einfach that, während der 
hannoverſche zu demſelben Zwecke zugleich eine ausführliche 
Rechtsdeduction übergab. 

In der Sitzung am 17. October trug der Königlich preu— 
ßiſche Bevollmächtigte eine ſehr ausführliche Widerlegung der 
hannoverſchen Deduction dor, von welcher aber, da Sad): 
jen den hannoverſchen Anfichten Feneswegs in allen Punkten 
beigetreten war, hier nur das don Wichtigkeit tft, was darin 
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zerigſſungsentwuries vor. indem cr zugleich beantragte, als 
Allgemeinen Wahltag Für Me Abgeordneten zum Volkshauſe 
den 12. Januar IS icitzuitellen und als Urt des nächſten 
Reichſtags Me Stadt Erfurt zu beitummen. Hierauf erklärten 
die Bevollmächtigten von Zuchten und Hannover, daß ſie nicht 
in Der Lage teten, an den Discuſſionen bierüber weiter An: 
tbeil zu nehmen, zeigten auch dem Vorſitzenden unter dem 
MU, October am, daß Tv, da Der Verwaltungsrath ſich in der 
nächſten :jeit vorausſichtlich vorzugsweiſe mit dieſer Ange: 
legenheit beſchäftigen werde, an welcher ſie ſich nicht bethei—⸗ 
ligen könnten, Berlin bis aut Weiteres verlaſſen würden. 
Dagegen trat Sachſen damals von dem Bündniſſe vom 26. Mai 
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punkt zu gewinnen; wenn ev aber dabei die Anerkennung be 
amprucht, daß er fi) durchweg nur die Ermittelung der 
biiterischen Wahrbeit zum Hiele gefegt habe, To hat er dies, 
wie noch bei einigen anderen Gelegenheiten, fo auch in Be 
ziehung auf dieſe Angelegenheit, nicht bewiesen. Großen Werth 
jcheint er (S. 646) auf die Erzählung zu legen, Beuſt jelbit 
babe dem damaligen englifchen Geſandten — nicht Geſchäfts⸗ 
träger, wie ihn „glatbe nennt — Forbes in Dresden, der ihn 
wegen jeiner Nachgiebtgfeit gegen Preußen interpellirte, ver— 
fichert: „man jet ja gar nicht gewillt, auf den preußijchen Ent- 
wirt einzugeben, jondern habe nur für den Augenblid der 
Noto dem Hartberzigen Drängen Preußens und der Bewegung 
im eignem Lande nachgegeben“. Er fügt jogar bei: „Beuit 
habe ſich dabei gerühmt, Bayern den „nöthigen Wink“ ge 
geben zu haben, daß es ja nicht beitreten jolle, damit Sachſen 
ſich mit Ehren zurückziehen fünne, für den Nothfall habe 
Sachſen aber auch noch Oeſterreichs Eintritt in den weiteren 
Bund und Die Genehmigung des engeren durch Teßteres zur 
Bedingung gemacht“. Dieſe an ſich ſchon ziemlich naive Er: 
zählung, für welche Herr Flathe Feine Quelle angiebt, klingt 
jo umwahrjcheinlich, daß ich, obgleich ich natürlich nicht in 
der Lage bin, alles das, was Benjt damals etwa einem 
fremden Geſandten gegenüber im vertraulichen Geſpräche ges 
jagt hat, zu fennen oder gar verantworten zu wollen, dod 
annehmen muß, daß bier irgend ein — für jeden der mit den 
Perſönlichkeiten Defannt iſt — nicht ſehr unwahrſcheinliches 
Mißverſtändniß vorliegt. Ich kann nicht glauben, daß Hert 
von Beuſt, wenn er wirklich dieſe Idee damals gehabt hätte, 
ein jo wichtiges Geheimniß gerade Herrn Forbes mitgetheilt 
haben würde, zumal er bei jeiner genauen Kenntniß der enge 
liſchen Verhältniſſe beſtimmt wußte, dal legterer deshalb ſofort 
an ſeine Regierung berichten und das ganze Geheimniß dann 
höchſt wahrjcheintich in dem nächſten Blaubuche veröffentlicht 
werden würde Auch kann Benſt den legten Satz, den ihm 
Flathe in den Mund legt, gar nicht geſagt haben, denn der 
Eintritt Oeſterreichs in einen weiteren Bund iſt in dem Ber: 
Liner Verfaſſungsentwurfe gar nicht beitinmt, es heißt darın 


„die Feſtſetzung des Verhältniſſes Oeſterreichs zu Dem 
den Reiche bleibt gegenjeitiger Berjtändigung vorbe- 
n“ und von einer „Genehmigung des engeren Bundes 
Oeſterreich“ it bei den Verhandlungen über den Ver: 
nga- Entwurf nie die Rede geweien, cine folche Hat 
en nicht beantragt, noch weit weniger zur Bedingung 
3 Beitritt? gemacht. Faſt komiſch wirkt es aber, wenn 
angebliche Aeußerung Beufts: cr habe Bayern „einen 
k“ gegeben, dag es nicht beitreten folle, in einer Anmer: 

unter Berufung auf den Bericht eines englischen Ge— 
töträgers in Münden mit dem Zuſatze beftätigt wird, 
diefer ,Wink“ auch den beabfichtigten Erfolg gehabt habe. 
Anfichen und Grundfäge Herrn von der Pfordtens über 
damaligen deutjchen Berhältniffe und die Beftrebungen 
ihens waren jchon während feiner Dresdner Thätigkeit 
jo feitjtchend, als allgemein befannt; durch feine Stellung 
künchen wurden jie nur noch veritärft. Ihm gegenüber 
tite es feines „Winkes“ von Beujt, um jein Verfahren 
iejer Richtung zu beitimmen. Wenn in jener Zeit von 
n beiden Staatdmännern der eine, wie ich gern glaube, 
den andern eingewirft Hat, fo iſt es gewiß nicht Beuſt 
jen, der Prordtens Thätigkeit durch „Winke“ beeinflußt 
ſondern Beuſt iſt durch die moraliſche Unterſtützung, die 

Herr von der Pfordten gewährte, weſentlich ermuthigt 
gefrärtigt worden, um die Fluth von Lügen und Ver— 
dungen ruhig zu ertragen, Die gerade in jener Zeit in der 
ei-⸗Preſſe gegen ihn ausgegofjen wurde. 

Uebrigens kann ich nur wiederholen, daß ich nicht im 
erntejten Die Abjicht babe, alles das, was Beuſt in jener 
hwierigen Jeit in vertraulicher Weiſe gegen irgend Je— 
d geſprochen hat, unbedingt zu vertheidigen und zu 
eten. Vieles davon iſt mir ja ganz unbekannt geblie— 
und unter dem, was ich davon kenne, iſt manches, was 
neiner Auffaſſung nach — vielleicht beſſer anders hätte 
:ochen werden können. Aber der wirkliche, thatſächliche 
auf der ganzen Angelegenheit war genau jo, wie ich ihn 
geichildert habe, und demnach hat Beuft im Hauptwerke, 
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Weöen Dev Sache im voller Uebereinſtimmung mit ſeinen 
learn und Fo gehandelt, wie es ihm bei Den damaligen gay; 
anferordentlichen Umſtänden und Berhältniffen die Rüchſicht 
3 das Wohl Der Landes und des Königs unbedingt zur 
icht machte. 
Wenn daher Flathe S. 647) ausruft: „Die ganze Ver— 
handlung in Berlin war alſo nichts als cine abgekartete 
Gaukelei., beſtimmt, Die preußiſche Regierung, die eignen 
Intertbanen, Das deutiche Wolf au bintergeben; cn 
ebenſo würdeloſes und irevelhaftes Spiel mit der 
heiligſiten Intereiſen der Nation, welches die rächende 
Nemeſis muthwillig und leichtfertig herausforderte“, jo mag 
er zuſehen, wie er dieſen Satz mit ſeinem eigenen Gewiſſen, 
mit Der Pilicht und Der Ehre des Geſchichtsſchreibers verein⸗ 
baren kann. So etwas kann man faum den Parteimanne 
verzeihen, der es, verblendet vom bitterſten Haſſe, in der 
Hitze Des Kampfes ausſpricht, nie aber dem Geſchichtsſchreiber, 
Der im Stande iſt, es mehr als 23 Jahre Tpäter falt und 
ruhig niederzuſchreiben und dabei ſich nicht ſcheut, durch den 
gewählten Ausdruck „Die eigenen Unterthanen“ zu „hinter 
gehen“ mehr als deutlich zu bezeichnen, gegen wen eigentlich ſein 
Angriff gerichtet iſt, und ſich vorher auch nicht die geringſte 
Mühe giebt, um zu unterſuchen, was denn die wahre Abſicht 
der ſächſiſchen Negierung damals geweſen, ob jich ihr Ver 
fahren nicht auch rechtfertigen, nicht anders erklären laſſe, alt 
er es thut, indem er ſie in einer mahlojen, eines hiltorichen 
Werkes geradezu unwürdigen Weiſe zu bejchimpfen verjudt? 
Neben dieſen wichtigen politischen (ragen war es Die noth- 
wendig gewordene Wiederherſtellung der Ordnung im Finanz 
wejen, welche zunächſt die Thätigkeit des Miniſteriums in Ans 
jpruch nahm. Als nach Niederſchlagung des Auffſtandes der 
Geheime Rath Behr das Finanzminiſterium übernommen hatte, 
veranlaßte er, da die proviſoriſche Steuerbewilligung abgelaufen 
war, eine don ſämmtlichen Miniſtern contraſignirte stömigtihe 
Nerordnung am 25. Mai, durch welche auf Grund des $ 108 
der Berfaffung die Forterhebung der beſtehenden Steuer 
und Abgaben noch auf ein Sahr von Ablauf der legten Be— 
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gerichteten Streben der Regierung aud) der Schein fen ge 
halten werden müſſe, als jet dabei zugleich die Abticht auf eine 
Wiederherſtellung früherer, aber geſetzlich aufgehobener Ver— 
bältnifie, überhaupt auf eine Ausnutzung der Lage zu Guniten 
einzelner, früber bevorzugter Klaſſen, gerichtet. Welche Kämpfe 
und Schwierigkeiten aller Art mir die Feſthaltung dieſer 
Grundſätze bereitet bat, wird ſich ſpäter zeigen. 

Zunächſt waren Die Perſonalverhältniſſe viniger abge 
gangener Miniſter zu erdiien. Wenn man von den veridies 
denen Kriegsminiſtern abjieht, Die ale Militärperjonen nad 
anderen Grundjägen zu beurtbeilen waren, gab c& damals 
nicht weniger als zwölf cbemalige Miniſter in Zachjen. Tie 
Verhältniſſe der früheren Mitglieder des vormärzlichen Mini⸗ 
ſteriums, Der Herren von Könneritz, von Zeſchau, von Wir 
tersheim, von Falkenſtein und von Garlowig waren jchon 
vorher geordnet, ſie Famen daher jegt nicht weiter in Frage. 
Bon den Mitgliedern des Märzminijteriums von 1848, welte, 
da Ne früher wicht im Staatsdienſte geweſen waren, in 
der kurzen Zeit ihrer Amtirung eine Penſionsberechtigung 
nicht erworben hatten, war zunächſt Herr von der Pfordten 
für uns ebentalls außer Frage, da er Jich jofort nach Bayem 
begeben hatte und bald darauf in das dortige Miniſterium cut: 
getreten war. Georgi, im Berg eines anjehnlichen Bermögens, 
zog ich unter Veibebaltung jenes Titels und Ranges in das 
Privatleben zurüd, nahm ſpäter eine Wabl in die reactivirte 
Zweite Kammer an und bat in derjelben nod) mehrere Jahre 
hindurch in chrenvoller und einfluhreicher Stellung gewirkt, 
und namentlich in den finanziellen Arbeiten der Kammer 
dem Lande wejentliche Dienſte geleistet. Größere Schwierig: 
fetten ergaben ſich bei Braun und berländer; beide waren 
durch ihren Eintritt in das Miniſterium aus früheren cur 
träglichen Wirfungsfreifen gerifjen worden, hatten aber feine 
gejeglichen Anfprüche auf Penfion. Gegen fie bejonders 
richtete Tich der Dal; eines großen Theiles der confervativen 
Partei; von einigen Seiten wurde die Einleitung einer Cr: 
minalunterſuchung wider fie verlangt, von anderen wenigjtens, 
daß ſie ihrem Schickſale überlaffen werden follten und nicte 
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Die Angelegenheiten der Preſſe waren durch das Prep- 
geſeß vom 18. Mat 1848 noch unter dem Miniſterium Über: 
Linder im nicht unzweckmäßiger Weiſe geordnet. Ein großer 
Uebelſtand lag aber darin, daß durd) ein zweites Geſetz von 
demſelben Tage die Entjcheidung über alle durch die Prefie 
und in Vereinen und Verſammlungen begangenen Vergeben 
und Berbrecben an die Geſchwornengerichte vertiefen war 
und Die Wahl der Geichiwornen auf Grund des allgemeinen 
Stimmrechts erfolgte, wodurch thatjächlich die Entjcheidung 
in dieſen Fällen gan, in die Hände der demokratiſchen Partei 
gelegt war. Ta indeffen dieſes Geſetz zu den in Sachſen 
verfaſſungsmäßig erlaffenen und publicirten Gefegen gehörte 
und Daher eine Abänderung desjelben nur mit Zuſtimmung 
der Nammern und daber erit nad) dem Zuſammentritt ders 
jelben möglich war, jo konnte vor der Hand in dieſer Ye 
ziehung nichts geicheben. 

Tas Vereins- und Verſammlungsrecht war durch en 
von Bram und Oberländer contrafignirtes Gefeg vom 14. Ro 
vember 1848 geregelt. Da dasfelbe in $ 3 die Vorjchrift 
entbielt: dat; NWereine und Verſammlungen, deren Zwecke die 
Beſtimmungen des Crimminalgeſetzbuchs verleßten oder welde 
ſich zur Erreichung eines anfich erlaubten Zweckes verbrecheriſchet 
Mittel bedienten, verboten, und die Theilnehmer davon, in® 
bejondere die Urheber und Leiter derjelben, nach ſtrafrecht⸗ 
lichen Brundjägen zu beurtheilen jeten, ſo lag bierin ein 
ausreichender Anbalt, um gegen die Baterlandsvereine vor: 
zugehen. Sch ordnete daher eine ſpecielle Unterjuchung dei 
ganzen Verhaltens Derjelben an und ließ iusbeſondere 
alles das zuſammenſtellen, was bei den verjchiedenen Unter: 
ſuchungen gegen die Theilnehmer an den Mataufjtänden fi 
in Bezug anf das Verbalten und die Mitwirkung der Vater 
(andsvereine ergeben batte. Ein Auszug au dieſen Er 
Örterumgen it im der außerordentlichen Beilage zu ©. 236 
der Leipziger Zeitung von 1849 abgedrudt. Er jollte zur 
Motivirung der Miinitterialverordnung vom 21. Auguft 1349 
dienen, durch welche die Vaterlandsvereine als ungejeglid 
verboten umd jede fernere Theilnahme an denfelben mit Ge 
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ißſtrafe oder verhältnißmäßiger Geldſtrafe bedroht wurde. 
t waren dieſe Vereine, welche beinahe ein Jahr lang 
ſen tyranniſirt hatten, verſchwunden. 

Bereine, die ſich ſelbſt als republikaniſche bezeichneten, 
m cbenjo, wie das Tragen republifanischer Abzeichen 
aupt, Durch eine Weinitterialverordnnung vom 14. Juli 1849 
Androhung von Gefängnißſtrafe verboten. 

Fine bejondere Aufmerkſamkeit mußte ich auch dem Ber: 
ı der meiten Stadträthe und Stadtverordnneten= Ber: 
lungen während des Maiaufſtandes widmen. Zunächſt 
m ganz eigenthümficher Weiſe famen hier der Stadtrath 
die Stadtverordneten von Leipzig in Frage. Dort Hatte 
gentliche demokratiſche Partei, die ihren Ausdruck in den 
-landövereinen fand, niemals wirklich die Oberhand ge: 
en; dort regierte vielmehr die Partei, welche in Frank— 
die Aufnahme der erblichen Kaiſerwürde in die deutſche 
fung durchjeßte, die in Sachjen während des Jahres 
und im Anfang von 1849 in den „Teutjchen Vereinen“ 
Ausdrud kam, ſpäter meist al® „Gothaer“ Partei be- 
et wurde und durch ihren Anſchluß an die Beitrebungen 
reußiſchen Regierung und mit Hilfe derjelben zu großer 
tung gelangte. Unter dem Einfluß diefer Partei hatten 
Stadtratb und Stadtverordnete zu Leipzig am 6. Mat, 
während des Strapenfampfes in Dresden, Durch einen 
injtimmend gefaßten Beſchluß „bis zum Mustrag Des 
ictes zwiſchen Krone und Volk in Zachjen unter den 
z der deutjchen Gentralgewalt” geitellt und dieſen Be— 
damit motivirt, daß Die Wege, welche die Dresdener 
Joriche Regierung gebe, nicht ihre Wege jeten, daß aber 
hfiiche Regierung momentan außer Stand jei, die Stadt 
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gegen die Regierung aufzutreten oder gar das Verhältniß zu 
ihr lockern zu wollen, durchaus fern gelegen, er habe ſich 
nur in dem Drange der Verhältniſſe und in der Befürchtung, 
dan auch in Yeipzig ein Aufruhr ausbrechen könne, da Die 
jächitjche Megierung momentan außer Stand gewejen ſei, die 
Stadt zu Jchügen, wicht anders zu helfen gewußt, als durd) 
Anrufung der Reichsgewalt. Obſchon nun dadurd) der An: 
schein einer Temomtratton gegen die Regierung um jo weniger 
bejeitigt wurde, als man in Yeipzig recht gut wußte, daß 
gerade in jenem Moment Niemand weniger im Stande ge: 
wejen wäre, die Stadt Leipzig zu jchügen, als die Frankfurter 
Meichdgewalt, jo bielt ich cs doch unter den damaligen Um: 
jtänden für qut, auf diejen Vorgang fein zu großes Gewicht 
zu legen und erliey unter dem 15. Mat eine Berordnung, in 
welcher ansgelprochen wurde, day zwar das Miniſterium aud) 
nach diefer Erläuterung den gefaßten Beſchluß nicht für ge 
rechtfertigt anteben könne, in Betracht der außerordentlichen 
Umſtände aber, inter welchen derjelbe gefaßt worden je, um 
in der Ueberzeugung, dab die ſtädtiſchen Behörden, wenn die 
Verhältniſſe ihnen eine rnhigere Erwägung gejtattet bätten, 
anders gehandelt haben würden, es bierbet bewenden laſſen 
umd don weiterem Verfahren abjeben wolle, Damit war dieler 
JIwiſchenfall erledigt. 

Schlimmer als in Yeipzig ſtanden aber die Verhältnijie 
in den übrigen Städten Des Yandes. Mit wenigen Aus— 
nahmen hatten überall Die demokratiſchen und republifantschen 
Elemente durch Die Neuwahlen des Jahres 1848 die Ober: 
hand in den Stadtverordneten-Collegien erhalten; in vielen 
Städten batten die älteren Bürgermeiſter ſich zurüdgezogen 
und waren durch neue demokratiſche Perſönlichkeiten ericht, 
m anderen waren De Stadträthe eingeſchüchtert und macht— 
los worden, und ſo war es gekommen, daß in der großen 
Mehrzahl aller ſächſiſchen Städte Die Stadträthe und Die 
Collegien der Stadtverordneten ſich theils an den revolu— 
tionären Bewegungen durch hochverrätheriſche Beſchlüſſe und 
ſonſt mehr oder weniger direet betheiligt, theils wenigſtens 
durch eine unverantwortliche Schwäche und Unthätigkeit die— 
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Ichtedenen Seiten Hin gebracht Haben, war dus Jagdrecht und 
die Ausübung desfelben. Durch $ 37 der Grundredte war 
die Berechtigung zur Jagd auf cigenem Grund und Boden 
als Ausflug des Grundeigenthumg anerkannt und die Jagd: 
gerechtigkett auf fremdem Grund und Boden aufgehoben worden. 
An derjelben Stelle war aber zugleich ausgeſprochen, daß cs 
der Yandesgejeßgebung vorbehalten bleibe, die Ausübung der 
Sagdgerechtigfeit aus Gründen der öffentlichen Sicherheit und 
des gemeinen Wohls zu ordnen und in Artikel 4 des Ein- 
führungsgefeßeg war bejtinmt, daß die3 in den einzelnen 
Staaten ungeſäumt vorzunchmen je. Da nun zur gejeglichen 
Herjtellung diefer Ordnung im günjtigjten alle immer eine 
größere Zeit gehörte, jo hätte es bei der Publication der Grund: 
rechte in Sachſen nicht nur nahe gelegen, jondern es wäre 
ſogar unbedingt nothivendig gewejen, gleichzeitig auf gejch- 
lichem Wege auszujprechen, daß die Bejtimmung von $ 37 
der Grundrechte nicht cher in Wirkſamkeit treten Fünne, als 
bis jene Ordnung durch die Zandesgejeßgebung erfolgt fei. 
Dies war aber nicht gefchehen, vielmehr Hatte dag Meinijterium 
des Innern (Dr. Weinlig) in einer am 3. März, alfo einen 
Zag nach der Publication der Grundrechte, erlaffenen und in 
dem Geſetz- und Verordnnungsblatte abgedrudten Verordnung 
noch bejfonders darauf aufmerkſam gemacht, „daß ſofort mit 
der Publtcatton der Grundrechte das Jagdrecht auf fremden 
Grund und Boden in Wegfall gelommen und das Jagdrecht 
anf eigenem Grund und Boden, als Ausfluß des Grundeigens 
thums, anerkannt jer und zugleich angeordnet, daß bis zum 
Erjcheinen eines Geſetzes über Die Jagdausübung, weshalb 
den Kammern ein Geſetzentwurf vorgelegt werden folle, die 
bisherigen, auf Die Ausübung dev Jagd bezüglichen, polizei: 
lichen Bertimmungen in Kraft bleiben jollten. Dieſe, für 
ganz andere Verhältniſſe gegebenen, älteren Beſtimmungen 
reichten aber für Die nunmehr eingetretene Zage, wo die Jagd: 
ausübung ſelbſt auf dem Eleinjten Flächenraume gefeglich zus 
läjjig war, im feiner WVerfe mehr aus, und es waren daher, 
wenn nicht och vor Aufgang der Jagd eine Regultrung diejer 
Verhältniſſe erfolgte, Die ärgſten Uebeljtände und Gefahren 
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Ausführung ganz in mein Reſſort fiel, mit Freuden, ſie ſchien 
mir ein Beweis dafür zu ſein, daß der tiefe innere Zwieſpalt 
der deutſchen Nation nach langen und heftigen Kämpfen über 
politiſche Fragen anfange, ſich wieder auszugleichen, daß der 
Wunſch nach Wiederkehr friedlicher und feſter Zuſtände, in 
welchen ſich das Volk ungeſtört einer nützlichen und früucht⸗ 
bringenden Arbeit hingeben könne, wieder zur Geltung komme; 
ich glaubte aber auch, wenn es gelänge, dieſe Idee auszu— 
führen, darin ein Zeichen der Zuſammengehörigkeit der ganzen 
deutſchen Nation auch auf dem Gebiete der materiellen In— 
tereſſen erblicken zu dürfen. Obgleich ich die Schwierigkeiten 
nicht verkannte, welche gerade damals der Ausführung dieſer 
Idee entgegenſtanden, ſo konnte mich dies doch nicht abhalten, 
die Ausführung derſelben zu verſuchen, weil ich cs geradezu 
für unmöglich hielt, daß die politifche VBerftimmung und Ver: 
bitterung bei einer der deutſchen Regierungen fo weit gehen 
könne, einem Unternehmen feindlich entgegen zu treten, weldes 
ja nicht nur im Intereſſe eines oder einiger Deutjchen Staaten, 
jondern jo recht eigentlich in dem des ganzen deutſchen Volfes 
lag. Tarin hatte ich mich aber getänfcht! Während di 
ſächſiſche Megierung auf ihre Einladungen von Oeſterreich 
und von fait allen deutſchen Staaten unter Verficherungen 
der lebbafterten Theilnahme zuſtimmende Erklärungen erhielt, 
war es einzig und allein Die preußiiche Regierung, welche eine 
Betheiligung unbedingt und in jchroffer Form ablehnte; und 
warum? — dies wurde war nicht offtetell ausgeſprochen, aber 
doch, ohne Widerlegung zu finden, in den don ihr infpirirten 
öffentlichen Blättern ſehr verständlid) angedeutet, — weil fie 
dadurch ihre Verſtimmung über die politische Haltung Tefter: 
reiches, Sachjens und der mit ihnen gehenden dentjchen Ne 
gierungen ausdrücken und, in der ſicheren Annahme, daß das 
Unternehmen ohne Preußens Theiluahme entiveder völlig auf 
gegeben werden oder gänzlich mislingen müfje, der deutſchen 
Nation den Beweis liefern wollte, daß ſelbſt auf dem neutralen 
Gebiete der materiellen Intereſſen ohne Brenfens Theilnahme 
nichts zu erreichen jet. Darin hatte ſich aber wiederum die 
preußiſche Regierung getäuſcht. Ihre Ablehnung machte überall, 
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wenigſtens außerhalb Preußens, den ſchlechteſten Eindruck, 
wurde allgemein als ein Ausfluß überaus kleinlicher Rache— 
gedanken aufgefaßt und trug ganz weſentlich dazu bei, nament— 
lich in Oeſterreich, Bayern und Sachſen, die Theilnahme für 
die Ausſtellung und den Eifer der Induſtriellen zur Beſchickung 
derſelben nur noch mehr zu ſtärken und zu erhöhen, ſo daß 
dieſelbe ſehr reich und intereſſant ausfiel und in jeder Be— 
ziehung glücklich und zur allgemeinen Zufriedenheit verlief. 

In dieſe Zeit jällt auch eine Maßregel, die für die Ge— 
ſtaltung der ſächſiſchen Preßverhältniſſe von großem Einfluß 
wurde Der Miniſter von Falkenſtein hatte bald nach ſeinem 
Eintritte in das Miniſterium, ſchon im Jahre 1845, erkannt, 
daß die Regierung ein öffentliches Blatt zur Dispoſition haben 
müſſe und zu dieſem Zwecke durch eine Vereinbarung mit 
dem Buchhändler Teubner das „Dresdner Journal“ in das 
Leben gerufen, welches zwar formell und nach außen hin 
als das Eigenthum des letzteren auftrat, aber doch der Re— 
gierung für jede Mittheilung offen ſtand. Als Redacteur des— 
ſelben jungirte anfänglich der damalige Privatgelehrte — ſpäter 
Geheime Regierungsrath Häpe, der aber nach dem Ein— 
tritt des Miniſteriums Braun wegen jeiner conjervativen Ge— 
ſinnungen von jeiner Stellung zurüdtreten und dem Advoraten 
Ziegel Plaß machen mußte. Unter Yertung des letzteren 
war das „Dresdner Journal“ während des Jahres 1848 und 
bis zum Maiaufſtand officiöſes Organ des Miniſterinums, hielt 
sich auch während des Sommers 1849 nod) gemäßigt und tm 
Zinne der Regierung. Bald jedoch gab es dieſe Haltung auf 
und trat in die engiten Beziehungen zu der Gothaer Partei, 
indem es dem Miniſterium, mamentlich wegen jenes Wer: 
tabrens in der Angelegenbeit des Dreikönigsbündniſſes, Die 
beftigite Tppofition machte. Ta nun aber Die Regierung gerade 
in jener Zeit eines eigenen Organes Dringend bedurfte, ſo 
beſchloß ich mit Genehmigung des Geſammtminiſterinms, den 
Bontract mit Teubner aufzulöjen und das „ Tresdiier Journal“ 
offen in Die eigene Verwaltung zu übernebmen; Advocat Stegel, 
der in Folge defjen die Redaction aufgeben mußte, gründete 
jofort auf eigene Rechnung das „Neue Tresdner Journal“, 
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welches von da an als eines der entſchiedenſten Oppoſitions— 
blütter geaen die Regierung auftrat. 

Non weit größerer Nichtigkeit aber, als alle dieſe Tinge, 
waren fir das damalige Miniſterinm die jchiwierigen und 
dringlichen Kragen über Die weitere Gejtaltung der inneren 
Verfaſſungsverhältniſſe Sachſens. Daß man auf die Forde 
rungen einer überetfrigen, nicht conjervativen, jondern blind 
veactionären Preſſe, weldje einen völligen Bruch mit den 
comititutienellen Syſtem überhaupt, eine Tietatur des Königs, 
der wenigſtens ein Zurückgehen auf die Berfaffungsverhält 
niſſe vor 1831 verlangte, ebenſo wenig eingehen fonnte, wie 
auf Das, etwas gemäßigtere Verlangen nad) Aufhebung aller 
im Sabre 1348 und bis Ende April 1849 gegebenen Gelche, 
jowie nach Octroirung einer neuen Verfaſſung und eme 
nennen Wablgeteges, darüber war das Minifterium einig. Der 
König Friedrich Auguſt hatte, als Prinz: Mitregent, bei dem 
Zuſtandekommen der, auf dem Wege des Vertrages mit den 
alten Ständen entworfenen und eingeführten Berfaffung vom 
4. September 1831 perjonlich ganz weſentlich mitgewirkt; bei 
dem jeſten und unerſchütterlichen Rechts- und Plichtgefühle, 
welches dieſen Monarchen auszeichnete, wäre es ganz unmög— 
lich geweſen, ihn zu einer einſeitigen Aufhebung dieſer Ver— 
faſſung, jur Oetroirung einer neuen zu bewegen, ſelbſt wenn 
das Miniſterium eine ſolche Maßregel für gerechtfertigt, für 
politiſch zwechmäßig gehalten hätte. Dies war aber durchaut 
nicht der Fall, da das Miniſterium die politiſchen und ſozialen 
Verhältniſſe Sachſen nicht für jo hoffnungslos und verzweifelt 
hielt, daß es zu ihrer Heilung ſolcher gewaltſamen Meittel 
bedürfe. 

Nach S 116 der Verfaſſung mußte die Wahl neuer Abs 
geordneten und Die Zuſammenberufung des Landtages inner: 
halb der nächſten ſechs Monate nach der Auflöfung der 
werten Kammer, alſo }pätejtens bis zum 28. Tctober 1849, 
erfolgen.  Tie Frage fonnte aljo nur nod) die jein, nad 
welchem Geſetze die Wahlen zu erfolgen bätten, ob nad) dem 
Wahlgeſetze von 1831 oder nach dem proviſoriſchen Geſetze 
vom 15. November 1548. Das legte Miniſterium hatte dieſe 
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Kammern gedrängt und angefeindet und jo jehr von der Frage 
der deutſchen Berfafjung in Anſpruch genommen worden, daß 
es an die Ausarbeitung eines neuen Wahlgeſetzes gar nicht 
hatte denken fünnen. Wollte daher das neue Mäinijterium 
mit der Bergangenbeit nicht bredden und alſo aud) den Ge 
jepen von 18483 die ihnen gebührende Beachtung Jchenfen, jo 
jchten es ein Gebot der Gerecchtigkeit und der politischen Ehr: 
lichkeit zu jein, auf Dem durch die proviſoriſchen Gejege vom 
15. November 1848 eingejchlagenen Wege fortzugehen, bis die 
Megterung auc) ihrerjeits da? Nöthige getban Hatte, um den 
Zweck zu erreichen, d. h. alſo, noch einmal nach den provi— 
ſoriſchen Sejegen wählen zu laffen und den Kammern jodann 
die Entwürfe zu einem neuen definitiven Wahlgejete vorzu 
legen. Die Frage, was dann gejchehen jolle, wenn es nıdt 
möglid) wäre, jich mit den neuen Kammern über ein jold«e 
Geſetz zu vereinigen, tauchte zwar damals im Gejammt- 
miniſterium auf, wurde aber, als noch nicht zeitgemäß, nicht 
weiter erörtert und daher auch nicht entjchieden. Da wir 
beabfichtigten, einen auf jehr gemäßigten Grundſätzen be 
ruhenden Entwurf vorzulegen, jo zweifelten wir nicht daran, 
dat Die neuen Kammern nach den bisher gemachten Erfahrungen 
gemäßigt und vorfichtig genug jein würden, um einen ſolchen 
Entwurf nicht zurückzuweiſen. 

Tas provijorische Wahlgeſetz war freilich ganz dazu em 
gerichtet, den extremen, demokratiſchen Barteien einen unbe 
dingten Einfluß auf die Wahlen zu fichern und allen Agitationen 
in dieſem Sinne freies Spiel zu eröffnen. Da aber an den 
Beſtimmungen des Geſetzes ſelbſt nichts geändert werden Fonnte, 
jo war nur ſehr wenig zu thun, um dem entgegen zu wirken. 
Kur die Begriffe „Telbitändig” und „wejentlicyer Wohnſiß“ 
fonnten in einer Inſtruction an die Wahlbehörden etwas 
jtrenger beitimmt werden, als früher gejchehen war; bie 
geſchah auch, ein erheblicher Einfluß auf den Ausfall der 
Wahlen, war aber davon nicht zu erwarten. 

Sp wurde denn die Veranftaltung von Neuwahlen auf 
Grund der proviſoriſchen Gefege vom 15. November 1848 
mittels Verordnung vom 20, September 1849 angeordnet umd 
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im Ganzen wenig Intereſſe an den politiſchen und ſtaats— 
rechtlichen Fragen und noch weniger Verſtändniß für dietelben 
hatte, war der endloſen varlamentarijchen Streitigkeiten 
ywilchen der Regierung und den Kammern, war des wider: 
lichen Barteihaderg, umter welchen Sachſen nun beinahe zwei 
Jahre lang gelitten hatte, Herzlich müde und verlangte in 
erjter Linie Rihe, Ordnung und felte gelicherte Zujtände, 
fragte aber dabei wenig oder gar nicht nad) Dem, was in der 
Verfaffung jtand und ob Die Regierung anders, als fie that, 
hätte handeln fünnen. Jeder Einzelne war vielmehr jehr 
geneigt, alles zu tadeln, was wicht jeinen nächjtliegenden 
perjönlichen Ansichten entjprach und Jedem williges Gehör 
zu ſchenken, der auf dieſe einzugehen ſchien; nur ſehr Wenige 
darunter waren ſich aber darüber klar, daß ſie ihren Zwed 
nur dadurch erreichen konnten, daß ſie die Regierung kräftig 
unterſtützten und den Einflüſterungen der ihr feindlichen Par— 
teien entſchieden entgegentraten. Bei der ſehr großen Verbrei— 
tung des Maiaufſtandes über faſt alle Gemeinden des Yandes 
waren aber auch viele Wähler mehr oder weniger, direct oder 
indirect, an demſelben perſönlich betheiligt geweſen, oder hatten 
Verwandte und Freunde, welche in die deshalb eingeleiteten 
Unterſuchungen verwickelt waren, wünſchten daher dringend, 
daß eine möglichſt umfaſſende Amneſtie ertheilt und die nicht 
Amneſtirten ſo mild als möglich behandelt werden möchten. 
Dieſe ſehr verbreitete Stimmung wußten nun die Führer und 
Anhänger der radicalen Partei für ihre beſonderen Zwecke zu 
benutzen, indem ſie dieſen Wählern, und darunter auch ſolchen, 
die an ſich ihrer Partei gar nicht angehörten, einredeten, daß 
ſie jenen Zweck nur dann erreichen könnten, wenn ſie ent— 
ſchiedene Anhänger der radicalen Partei wählten, am Beſten 
ſolche, die ſelbſt am Aufſtande betheiligt geweſen, und daher 
im eigenen Intereſſe eine möglichſt ausgedehnte Amneſtie und 
Stellung der nicht Amneſtirten vor die Geſchworenen bes 
anfragen umd dafür ſtimmen würden. Bon den übrigen, 
in dieſer Weije nicht intereifirten Wählern ſtand aber ein 
großer Theil wieder unter dem Einfluffe der Furcht vor der 
Revolution und hatte fein volles Vertrauen zu dem Bejtande 





radicalen Partei, oder Männern beitebend, Die ganz unter 
dm Einihuiſe dertelben ſtanden. In der Eriten Sammer 
hatten don Aniang an Die Radialen ein kleines Uebergewicht, 
in Der Zweiten ſtanden ich anfänglich beide Parteien fait 
aleich, durch iſpätere Nadywablen erbielten jedoch die Radi—⸗ 
alen amd bier eine geringe Mehrheit. In der Erſten Name 
mer wurde der Staatsminiſter a. D. Georgi, in der Zweiten 
der Appellattoneratb in Zwickau, Cuno, zum Präfidenten ge: 
wublt. 

Beide Parteien begegneten ſich nun, wenn aud) aus 
gaunz Verkhiedenen Gründen und zu ganz anderen Sweden, 
von Anfang an in Dem Beſtreben, den Landtag joviel als 
moglih im Die Länge zu ziehen und nichts Definitives auf 
demſelben u Stunde kommen zu laſſen. Die Nadicalen thaten 
es, weil ſie, wie bereits oben angedeutet worden, ihre Pläne 
noch keineswegs aufgegeben batten, und in einer, allerdinge 
tar unbegreiflichben, Selbittäuſchung immer noch hofften, die 
ihrer Anſicht mach rechtlich beitebende Frankfurter Verfaſſung 
auch noch thatſächlich zur Geltung bringen zu können, die 
Gothaer, weil ſie annahmen, Day eine längere Fortdauer der 
unklaren und unſicheren, nach allen Richtungen Hin nad: 
theiligen und Fat unerträglichen Zuſtände Sachſens am Ende 
doch noch alle Parteien Davon überzengen werde, daß Sadıien 
ſich nicht ſelbſtändig erbalten fünne, ſondern in Preuken 
aufgeben muüſſe. 

Tie eigentlichen Hauptaufgaben dieſes Yandtags, zu deren 
Löſung ev baupttächlich beitimmt und auch nothwendig at, 
die Berathung und Feſtſtellung des Budgets und die define 
tive Regelung der Veriaſſungsverhältniſſe und des Wahlge— 
jeßes, wurden daher in anfallender Weiſe verzögert und ver: 
jchleppt, wogegen die fottbare Zeit mit unendlichen Debatten 
über Die zablreichen Beichwerden von, zu Abgeordneten gewähl- 
ten, ſuspendirten und daher nicht wählbaren Beamten und Ad— 
docaten, über Die Aufhebung des Kriegsſtandes, die Erthei— 
lung einer Amneſtie und viele ähnliche Dinge, ſowie mit zahl: 
lojen Anterpellationen md Anfragen an das Miniſterium 
ausgefüllt wurde. Dabei wurde jede ſich darbietende Ge— 
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: Unvtande, daß jener 3 88 in der Verordnung nicht 

2 * li FD envabnt war, eine Mißachtung der Berfafjung liege, 
und eeantragte im Namen des Ausſchuſſes, Die Sammer jolle 
!.s usiprehen. Tas fonnte ich mir nicht gefallen laſſen: 
zn Ne Nammer, daß ich Die Berfafjung verlegt habe, 
Sri ie deshalb einen der in der Verfaſſung für einen 
"zur ga vorgeichriebenen Wege einichlagen, d. b. entweder 
2 im Kontge über mich Beſchwerde Führen, oder bei dem 
zirrnmetätshere Anklage gegen mid) erheben. In beiden 
2 varten dann unparteiiſche Richter darüber zu ent: 
RE achbabt. ob in meinen Verfahren wirklich eine Ver 
rlebung beat. Tagegen hatte die Kammer ent 
run: tr das Recht, ohne eine ſolche Entjcheidung, aljo 
zu mu dorgeietzte Behörde ihrem Untergebenen gegenüber, 
am Amer wegen bon ihr bebaupteter Verfaſſungsver⸗ 

zuun ser Mkrbilitaung auszuſprechen, ſich alſo zum Kläger 

„2 d2ern aner Berlon zumachen. Nachdem ich Dies gan; 
Sur dech entichtedeit ausgeſprochen hatte, antwortete 
„ Dar ron Jovmems lebhaft und ſchloß mit den Worten: 

Wern OSNT NT Herr Miniſter durchaus eine Anklage haben 
za 2 Fr. fu Darım” Die Kammer beſchloß denn auch 
af G. samen Antrag. gegen mich wegen Verfaſſungs— 
vo. vana Brkas schon Ztaatsgcrichtsbofe zu erheben. Von 
„Esser Dos Reſchluſſes babe ich aber nie etwas 
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NO WHN diries an ſich ſehr unbedeutenden Vorfall 


SL 2m zuprozmwadnt haben, wenn ihn nicht Flathe für 
WAUIIOSZIES NOIRTD bare, um ihn in ſeiner Gejchichte 
ven Zapt BIO 65 u erwähnen, ibn aber da— 
SIND SOMIT RUFEN eine „Derausforderung “ nennt, 


SISOSSR FZIENDONDDE gotelle hätte,” Jo daß mir allerdinge 
DIESE SENDE Dion Meier Bezeichnung liegende Ent: 
WERD Verinarrens durch Die Erzählung des wahren 


Norm iron . > m Neem Falle gegen mid), trat 
DAT ven ATINUIE wiedervolt gegen Miniſter von Deut, 
WERT naren: Verwandten SUR gegen den er bejonders vr 
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Debatte darüber erfolgte auch am 16. und 18. Februar Seiten 
der Zweiten Kammer die nachträgliche Genehmigung und die 
Indemniſirung des Miniſteriums wegen des dabei eingehaltenen 
Verfahrens, ſoweit eine ſolche nothwendig war. Am 16. April 
trat die Erſte Kammer dieſen Beſchlüſſen bei. Bei den 
Verhandlungen der Zweiten Kammer über dieſen Gegenſtand 
gab übrigens der Miniſter Behr die Erklärung ab, „daß die 
Regierung unter feinen Umſtänden ſich für ermächtigt halte, 
auf Grund von S 88 der Verfaſſungs-Urkunde Steuern und 
Abgaben auszuſchreiben. (Eiche Landtags Mittheilungen 
1549 1850. weite Kammer. S. 757.) Comit waren die 
Steuern bis zum 30. April 1850 bewilligt. 

Mit Tecret vom 2. März verlangte daher die Regierung 
nunmehr die Bewilligung der Steuern und Abgaben für den 
Reſt des Jahres, alfo bis zum 31. Dezember 1850, und zu 
gleich, mit Nüchjicht auf den dringenden Bedarf, außerordent- 
liche SJujchläge zu der Grundſteuer und zu Der Gewerbe 
und Perſonalſteuer. In demſelben Decrete wurde die zuver- 
fichtliche Erwartung St. Majeftät auggefprochen, daß die Be: 
ratbung Des, den Klammern jeit dem 26. November 1849, 
alje jet mehr als 3 Monaten, vorliegenden Budget? und des 
Finanzgeſetzes nunmehr baldigjt erfolgen werde. Die Be 
rathung über dieſes Deeret in der Zweiten Sammer am 
21. März nabın einen durchaus politischen Charafter an, von 
mehreren Zeiten wurden der Regierung die Heftigjten Bor: 
würfe gemacht, welche hauptjächlich darauf Hinaus famen, daß 
das Minifterinm noch mit einigen Vorlagen im Rückſtande ſei, 
day; es in Bezug auf mehrere wichtige ragen mit den Kam: 
mern nicht eimverjtanden ſei und ihren Bejchlüffen entgegen 
trete. Dabei wurde zugleich von mehreren Seiten her be 
ſtimmt ausgefprochen, dab man dieſem Miniſterium außer: 
ordentliche Steuern überhaupt gar nit, die Erhebung der 
ordentlichen Steuern aber nur anf den möglichjt Türzeften 
Zeitraum bewilligen dürfe. 

Schlüßlich wurde der von dem Abgeordneten Brofejjor Die: 
dermann lebhaft unterjtügte Antrag des Abgeordneten Nafe, die 
Steuern überhaupt nur bis zum 15. Juli zu bewilligen, zwar 
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ü n Dur Tdang Summen gehörten, Die zu 
or Ssrmerieoopwah geb nicht bewilligt waren. Sie 
Yarlom daber tielich vor der Alternative, entweder dringende 
Zritzidianmpe unbeiriedigt laſſen zu müſſen, oder ſich 
tue: porſonlichen Kerantwortung auszuſetzen, Die un jo ent: 
Mer io nehmen eat, je weniger JIweifel darüber beſtehen 
konnuten, Day; die Kammern dem Miniſterium entſchieden feind⸗ 
ſeltig gegenüber ſtanden. Tas Alles wußten Die Kammern 
eben jo gut, wie es Jedermaun wußte, ſie kannten genau Die 
ungermoentlich großen und empfindlichen Nachtheile, die 
mans für Die Verwaltung, für Das Land ſelbſt entſtanden, 
aber ſie wußten auch, wie überaus unangenehm, ja faſt un: 
rrträglich dadurch Die Lage und die amtliche Stellung der 
Mintſter wurde, und eben, weil fie das genau wußten, 
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mit den Kammern, welche übrigen zu der Zeit, als id) die 
Geſetze entwarf und diefelben im Geſammtminiſterium zur 
Berathung famen, noch nicht gewählt waren, jo daB auch ihre 
Zuſammenſetzung noch nicht beurtheilt werden fonnte, zu einem 
definitiven Abſchluß unjerer Verfaſſungswirren gelangten. 
Bon einer auf Grund des allgemeinen Wahlrecht? nad) den 
provijorischen Gelegen vom 18. November 1848 gewählten 
Kammer die Zultimmung zu einem conjerdativen und auf die 
Tauer haltbaren Wahlgejeß zu erlangen, war jedenfalls un: 
möglich. Wenn wir daher, wie es wirklich) der Fall war, den 
erniten Willen hatten, auf dem, durd) die provijorifchen Ger 
ſeße eingejchlagenen Wege weiter vorzugehen, und mit den 
nach dieſen Sejegen gewählten Kammern unſere Verfaffungs 
verhältniffe definitiv zu ordnen, jo durften wir unjere or: 
derungen nicht zu hoch jpannen und mußten ung in unjern 
Borjchlägen für das fünftige Wahlgejeß und die Abänderungen 
der Verfaffung den Beitrebungen der liberalen Partei wenig 
jtens joweit nähern, daß eine Annahme unjerer Entwürfe 
Seiten der Kammern möglid) wurde und emvartet werden 
konnte. Freilich erfüllte mein Entwurf noch lange nicht die 
Erwartungen und Anforderungen der weiter vorgejchrittenen 
liberalen ‘Parteien, allein ich nahm an, daß aud) bei den Mit: 
gliedern der neuen Kammern der Wunſch vorherrſchen werde, 
wenigjtens Die inneren Verhältniſſe Sachſens wieder in cine 
feſte, geſetzliche Ordnung zu bringen, und traute ihnen dabei 
jo viele Einficht zu, daß fie bei der gänzlicd) umficheren Lage 
der allgemeinen europäiſchen Verhältniffe und der entjchieden 
reacttionären Strömung, die in Dentjchland ſich allenthalben 
fund gab, die Vorjchläge der Regierung annchmen würden. 
Auch das Geſammtminiſterium theilte diefe Anficht, und gab 
fi) der Hoffnung hin, day die nen zu wählenden Bertreter 
des ſächſiſchen Bolfes, nach den erft vor wenigen Monaten 
gemachten Erfahrungen, zu einer ruhigen Erwägung der wah- 
ven SIntereffen Des Landes fähig und geneigt fein würden. 
Ic erhielt daher nach einer jehr eingehenden Berathung im 
Geſammtminiſterium, an welcher aud) der Bruder des Königs, 
der nachmalige König Johann, einen jchr lebhaften Antheil 
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. . BI an — zuzmen setz Di Erreichung de 
eatenzm met: 2 zetmiich crleichtert werden 
=.:# Turm Sat ze nzmmmım dr Ariicht des Au⸗ſchuſſes 
kerrzium zörden, moriser Som ch mihbr ım Zweiiel jein: 
3 227 Same m nam erden Nammermn Darüber Re 
sfr „mezmin or? mussınele mare bis endlich ein gemein: 
ihereher Böhler 2 Zee Sarr konnten mehrere Monate 

> Merz zir, Mi Rogeerung acnau auf demielben 
Stardvuntt gemein wie zer Innerhald dieſes Zeitraumes 
würd: ı2 adır z2uS, me mir Ibien,. moglich ten, neuc Ge 
meindrordnurgen auszuarberten, zumal Die zeitherigen ſich im 
Keſentlichen vortreniih bewährt batten und nur ſehr geringe 
Abänderung. r derieltben winibensmertb geweien wären. Unter 
Dieten Umitanden ichien es mir das Wichtigtte, Die gewünſchte 
Autaac zu geben, was ich Denn auch that, nachdem ich mid) 
vorher ir Zuitimmung des Geſammtminiſteriums hiezu vers 
ſichert hatte. Jugleich ordnete ich im Miniſterium des Innern 
Die tofortige KRornahme der Vorarbeiten für eine neue Öe 
meindeordnung an, und cs wurden dieſelben auch jogleidh in 
Angrirt genommen. 

Zpüter, als Die wahren Tendenzen der Parteien in der 
Nanımer flarer zu erfennen waren, babe ich mic) jedoch 
überzeugt, Daß ich nich Damals geirrt babe, und c3 richtiger 
geweſen wäre, das Werlangen des Ausſchuſſes abzulchnen, 
und Div ſofortige Beratbung der vorgelegten Entwürfe zu 
verlangen.  Tenn die Wereinbarung über cin Definitives 
Wahlgeſetz war mit Dielen Kammern, darüber hat Der weitere 
Verlauf des Yandtags fine JIweifel übrig gelaſſen, über: 
haupt unmöglich: hätte ich nun damals die vorherige Vor: 
lage einer Gemeindeordnung beſtimmt abgelchnt, jo würde 
Die Frage zur Öffentlichen Tiscujflion in der Kammer gefom: 
men und Div Regierung wenigitens in der Lage geweſen je, 
ihr Verfahren öffentlich zu rechtfertigen und die wahren Ab— 
jichten des Ausſchuſſes darzulegen. So aber blieb die ganze 
Sache auf die nicht öffentliche Beſprechung im Ausſchuſſe De 
Ichränft, und dadurch wurde jpäter die Daritellung möglid, 
als jet die Kammer ohne alle Schuld an dem Nichtzujtande: 
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meh Man Dis !fenigeburduiſ Dr Secttanı ale 
Avollmachtigter der ĩnchitihen tm Verwaltungẽ 
Yun im Mal na angetraßen und mr als er ab 
hut, Dr Minſiter von Jeichan dazu in Vorſchlag aebradt. 
Als Ernnd ſeiner Ablehnung gab Herr von Carlowißz ent 
lt jenen Verhandlungen in der Kammer at, Dan er dem 
Meiniiter Beuit kein „deutſches Herz“ zugetraut babe: eine 
ſehr eigenthumtiche Erklärunga. Da Doch gerade Dieter Umſtand 
ihn cher hitte dazu Führen müſſen, cine Stellung anzunehmen, 
tm welcher er in die Lage kam, Selbst inr die Verwirklichung 
ſeiner Anſicehten thatig ſein und etwa hervortretenden ent 
gegengeſeßten Anſichten Beuſts entgegenarbeiten zu können. 
Die Wahrheit war wohl Me, daß Herr von Carlowißt Icon 
damals in eine nähere Verbindung mit der preußiſchen Re— 
gierung getreten war und Die Abſicht hatte, im preußiſche 
TDienſte zu treten, wie er denn wirklich auch bald darauf zum 
preußiſchen Commiſſar bei dem Erfurter Parlamente er— 
nannt wurde und in Folge Davon ans der ſächſiſchen Kammer 
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gelehnt worden waren, während ein der radicalen Barteı 
angehöriges Mitglied des Ausfchuffes auch Hier die jofortige 
Anerkennung der „allein rechtsgiltigen“ Frankfurter Berfafjung 
verlangte. Dagegen hatten ſich ſämmtliche Mitglieder de3 
Ausſchuſſes zu dem Antrag vereinigt, Die Sammer möge 
die Ueberzeugung ausſprechen, Daß „Die jchleunige und unver: 
zögerte Erledigung der deutjchen Verfaſſungsfrage im Geiſte 
der Begründung eines Wundesjtaats mit Pparlamentarijcher 
Regierung und einer aus Wahlen des Volkes hervorgehen: 
den Geſammtvertretung nothwendig ſei“. 

Nach einer langen, lebhaften und ſcharfen Debatte wurde 
endlich, am 7. März 1850, der Antrag, dieſe Ueberzeugung 
auszuſprechen, da die beiden Hauptpunkte, in welchen die 
Parteien ausecinandergingen, die Oberhauptsfrage und die 
Beſtimmung des Umfangs des Bnndesſtaats, darin nicht er— 
wähnt waren, von der Kammer angenommen, was als ein 
Widerſpruch gegen die Politik der Regierung nicht angejchen 
werden konnte, Da jene Üeberzeugung aus dem angegebenen 
Grunde auch nichts enthielt, was mit den Anfichten der Re 
glerung unvereinbar geivejen wäre Dagegen wurde der auf 
Anerfinung der Frankfurter Verfaſſung gerichtete Antrag der 
Minorität Des Austchuffes abgelehnt. Bon den ſpeciellen An- 
trägen der Majorität defjelben wurden demnächſt der Antrag auf 
Wiederbeſchickung des Verwaltungsrathes und auf Aufnahme 
der Beſtimmungen des Entwurfes von 26. Mai „als tran 
ſitoriſcher Beſtimmungen“ bis zum Gintritt ſämmtlicher rein 
deutſcher Staaten in den Bund, ferner die Anträge auf Er: 
haltung der dem jächlischen Volke durch die Verfaſſung und 
die Grundrechte gewährten Freiheiten, auf Verhandlungen 
mit Bayern und Württenberg wegen ihres Beitritts zu 
dem Berliner Verfaſſungsentwurf, und endlich auf Anbah— 
nung einer „Union mit Oeſterreich' angenonmen, dagegen 
der Antrag auf Veramftaltung der Wahlen zum Erfurter 
Parlamente und die Betheiligung bei legterem, ſowie auf 
möglichht Liberale Handhabung des Wahlgejeges bei den 
Wahlen, abgelehnt. Durch dieſe Ablehnung verloren jelbjt 
verjtändlich Die vorher angenommenen Anträge auf Wieder: 
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St RU. ie Ktail atat angenemmen iterden, Daß Nie 
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men etnz nanen nech weitere Vorbagen machte, 
“great etanäar vrden, um die Schuld un Dem 
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"ons Bitalidern Des Miniitertiums. auch ba 
BULLOGTODAU RDSDONE jeuer Seit Der Gedanke, daß Die 
AURSTEIT SID PIENIOCHDET Werden würde. Hatte ich bisikt 
HERLITOSRSEDODT IPs Juünern einige Hoifnung Tertgebalten, 
io nm, der daute an De Moglichkeit, mit dieſen am 
BEUTDOSESERSTNTArII zu gelangen. bei mir ſchwinden, alt 
ich in der Lereits deen erwahnten Sihung Der Seiten Kam— 
er vom ?1. März Me Reden niehrerer Abgeordneien, ME 
sondere die Vs Profeiſor Biedermauns, mit anhörte. Ta 
verimrand bet urir jede Täuſchung und vollkommen flat 
rd ich wir urer die wahren Abſichten der Parteiführſet 
und uber die Mit und Weiſe, wie ſie dieſelben dem Win: 
ſterzum gegenuber durchiühren wollten. Da wurde ich auch 
ergriffen von dem vwedauken, was daraus werden könne, Wen 
nicht bald md energiſch entgegen getreten würde. Dem 
Wimmer war es gelungen, Die bewaffnete, offene Revo 
lution niederzuſchlagen, Div offentliche Ruhe und Ordnung 
wieder herzuſtellen, und den Geſetzen wieder Geltung zu ver— 
ſchaffen: und jest, wo das Miniſterium an den zweiten Theil 
ſeiner Anigaben gehen ſollte und minßte, wo es darauf an 
kam, nicht nur Die gänzlich in Unorduung gerathenen Finau— 
zen wieder in Ordnung zu bringen, ſondern dor Allem auch 
die, durch die unglückliche proviſoriſche Geſetzgebung in eine 
totale Verwirrung gebrachte und völlig unklar und unſicher 
gewordene Verfaſſung des Landes wieder definitiv zu ordnen 
und anf einer feſten, geſetzlichen Baſis don Neuem zu be 
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Unterdrüdung des Mai-Aufitandes befunden habe, betonte 
die großen Schwierigkeiten, mit welchen das Miniftertum bei 
dem Streben nach Erfüllung jeiner Mufgabe zu kämpfen 
babe, und bezeichnete dieſe Aufgabe als die, „auf verfajlungs 
mähigem Wege die gejegliche Ordnung und feite Rechtsver— 
hältniſſe in Sachſen wieder berzuftellen.“ Daß dies nicht 
immer und überall in milder und freundlicher Weiſe möglich 
jet, daß das Miniſterium es nicht jedem und jeder Parteı 
recht machen könne, jer natürlich. Man werde dem Mint: 
jterium, jo jehr und jo beftig man es aud) befänpfe und 
anfeinde, Doch die Anerkennung nicht verjagen, „daß es manches 
leichtere Mittel, zum Zweck zu gelangen, verſchmäht und den 
jchvierigeren Weg gewählt babe, in verfaffungsmäßiger Weile 
im Einderitändniffe mit den Kammern zu handeln.“ Um 
übrigens die Hammer über den großen Ernſt der von ihr 
herbeigeführten Situation nicht im Zweifel zu lafjen, fügte 
ich am Schluffe noch bei, daß das Miniſterium auf diejem 
Wege zunächſt noch fortgeben und ſich von Feiner Seite 
her werde irre machen lafjen, daß es aber wünjche und er— 
warte, day auch die Kammern ihm die Hand bieten würden, 
um auf dieſem Wege zum Ziele zu gelangen, „Damit nidt, 
wenn nichts Anderes mebr hilft, Maßregein ein: 
treten müjjen, Die jeßt noch feineswegs in der Ab: 
Jicht des Miniſterinms Liegen“ (wergl. die officiellen 
Mittheilungen vom Xandtage 1849/50, Zıveite Sammer, 
S. 1101). Merfwürdiger Weiſe erfolgte anf dieſe, doch 
ziemlich verständliche Andentung Feine Erwiderung aus der 
Kammer. Much jchienen dieſe und ähnliche Andeutungen 
meiner Gollegen wenig oder gar feinen Eindruck auf die 
Kammern zu machen; ſie tranten uns weder Die Kraft nod 
den Muth zu energiichen Schritten zu und ſetzten daher ihren 
Kampf gegen das Miniſterinm unnnterbrochen fort. 

Ich jchrieb daher am 3. und 4 April meine Anjichten 
über Die Notbwendigkeit einer baldigen Auflöfung der Kam— 
mern und Über das, was nachher weiter vorzunchmen jet, in 
einer ausführlichen Denkjchrift nieder, welche ich am 5. April 
meinen Gollegen als Unterlage für eine Bejprechung im Ge 
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wurden vielfach und ernſtlich verhandelt. Insbeſondere be⸗ 
mühte ſich Herr von Beuſt unermüdlich, — in ſeinem eigenen 
und im Intereſſe Sachſens, welches er vertrat, vielleicht zu 
unermüdlich, — ein Project aufzuſtellen, welches alle betheilig: 
ten Intereſſenten befriedigen könnte, ohne daß es ihm möglich 
geweſen wäre, auch nur unter den vier Königreichen eine 
vollſtändige und dauernde Uebereinſtimmung über ein ſolches 
Project herbeizuführen. Auch von dem, im Januar 1850 zwi— 
ſchen Vertretern von Bayern, Sachſen, Hannover und Würt: 
temberg verabredeten Entwurf eines Stautenbundes mit einem 
Directorium von 7 Stimmen und einer Volksvertretung durd 
Delegirte der einzelnen Landesvertretungen, trat Hannover 
noch vor der am 27. Februar in München erfolgten Unter: 
zeichnung wieder zurüd. Das Project felbjt blieb ohne allen 
Erfolg. 

Aber auch für den Zall, day eine Vereinigung zwijchen 
Oeſterreich und Preußen über eine fünftige deutſche Ber: 
faſſung nicht gelingen und daher auch cine Neugeftaltung 
derjelben unter Theilnahme Oeſterreichs nicht möglich fein 
jollte, waren die Anfichten über das, was dann werden folle, 
jehr verjchteden. Für dieſen Fall würden die, der preußijchen 
Machtiphäre entfernter gelegenen Staaten, Bayern um 
Württemberg, wahrſcheinlich die einfache Rückkehr zur alten 
Bnundesverfaſſung einem völligen Ausſchluſſe Oeſterreichs aus 
Deutjchland vorgezogen haben; jedenfalls waren fie aber 
einem Bındesjtaate ohne Oeſterreich mit einheitlicher preußi— 
her Spige entjchieden entgegen. Dagegen betrachtete Sachen 
und vielleicht auc) Hannover, obgleich letzteres auch hier, 
wie in der deutſchen Frage überhaupt, unficher und unberechen: 
bar war, für dieſen Fall einen ſolchen Bundesitaat immer 
noch als das beſte Auskunftsmittel und hielt, wie beim Ab— 
Ihlu des Maibündniſſes, für jenen äußerſten Fall immer 
noch daran feſt, einem ſolchen Bundesitaate beizutreten, wenn 
er ſich auf alle deutjche Staaten, außer Oeſterreich, 
aljo auch auf die ſüddeutſchen Staaten, erjtredte 
Aber alle diefe Anfichten und Beltrebungen mußten cine 
jede Bedeutung in dem Momente verlieren, wo ſich Oeſterreich 
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Rolitit verlangte zunächſt das Feſthalten an dem Berliner 
Borbehalte, machte aber auch zugleid) eine jede bindende Er: 
Härung vor den Kammern unmöglid. Bei diefer Sadjlage 
war es daher jehr natürlich, daß Herr von Benft die Kam: 
mern gar nicht Jo unbequem und jo nachtheilig für jene 
Politik fand. Tie beiden Parteien, die in denjelben vertreten 
waren, blieben nur ſo lange einig, als es darauf anfam, die 
Regierung anzugreifen und in jeder Thätigfeit zu hindern, 
gingen aber jofort auseinander, wenn cs galt, pofitive und 
bejtimmte Anfichten über die künftige deutfche Berfaffung aus: 
zujprechen. Da nun beide Parteien ziemlid) gleid) in den 
Kammern vertreten waren, jo war es natürlich, daß die 
legteren in dieſer Frage zu keinen feſten Beichläffen gelangen 
fonnten. Berhandlungen aber, wie die in der Erjten Stammer, 
wo fehlieglich alle Anträge abgelehnt wurden, alfo gar nichts 
beichloffen war, oder die in der Zweiten Kammer, wo die 
„mannbaften“ Bejchlüffe auf Zallenlaffen des Vorbehalt und 
Wiedereintritt in den Verwaltungsrath, durd) die gleichzeitige 
Ablehnung des Antrags auf Theilnahme an dem Erfurter 
Parlamente von der Kammer jelbft wieder aufgehoben, oder 
wenigjtens unausführbar gemacht wurden, enthielten ja den 
beiten Beweis für Die Nichtigkeit der Politif der ſächſiſchen 
Regierung, denn fie zeigten klar, daß auch innerhalb Sachſens 
die Anſichten über die künftige Geſtaltung Deutſchlands ſo 
weit auscinander gingen, daß die Regierung ſich auf Feine 
dDerjelben ttügen und feinen Anlaß finden konnte, ihre im’ 
Weſentlichen doch nur abwartende Stellung aufzugeben oder 
jich gar einer, von einer zufälligen Majorität der Kammern 
ansgejprochenen Anſicht anzuwichließen, von der kein Menſch 
wiſſen konnte, ob jie bei einer zweiten Abſtimmung noch von 
der Majorität feitgebalten werden würde. 

Beuft hatte daher den entjchiedenen Wunſch, daß die 
Auflöjung der Kammern, wenn es die Rüchſicht auf die innere 
Lage Sachſens irgend geftatte, noch einige Zeit, womöglid) 
jo lange aufgejchoben werde, bis in der deutjchen Frage 
irgend eine entjchiedene Wendung eingetreten ſei. Die vier 
anderen Miniſter aber, welche die Auflöfung ſchon in der 
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Negierung notwendig je. Dieje zu bewirken, hatte jich das 
Miniſterium Braun geweigert, und als nad) Abgang desjelben 
das Miniſterium Held fie beichloffen” Hatte, waren die Grund: 
rechte in ganz verfaffungsmäßiger Weife don dem Könige, 
nac) vorher dazu eingeholter Zujtimmung beider Kam: 
mern und unter augdrüclicher Bezugnahme auf dieſe Zu: 
ſtimmung, in der für ſächſiſche Gejege vorgefchriebenen Form 
durch das Geſetz- und Verordnungsblatt, mithin als Landei 
geſetze, publicirt worden. Es war alfo ganz zweifellos, daß 
jie in Sachſen nur als Landesgejebe Geltung Hatten umd 
daher auch durch Landesgejepe wieder abgeändert oder ganz 
aufgehoben werden konnten. Es gehört wirklich viel dazu, 
die Aussprache dieſer zweifellojen Thatſache ala cine „Probe: 
cation zum Bruche mit den Kammern“ zu bezeichnen, die 
„erttarrend“ gewirkt haben foll. 

Unter dem 16. Mai brachten zwölf, der Gothaer Partei 
angebörige Abgeordnete den Antrag ein, die Kammern mödten 
bei dem Könige darüber Beschwerde führen, daß das Mint: 
jterium die, in der Thronrede in Ausficht gejtellten Gejch 
Entwürfe noch nicht vollitändig an die Kammern gebradt 
babe, ımd zugleich erklären, daß fie die Verantwortung wegen 
der aus dieſer Verzögerung entitehenden politischen, materiellen 
und Jittlichen Nachtbeile von jich ablehnen müffe. Das 
gränzte doch falt an das Unglaubliche! Den Kammern war 
jofort bei ihrem Zufammentritt und bald nachher cine ſehr 
große Anzahl böchit wichtiger und zum Theil ſehr umfaffen 
der Vorlagen gemacht worden, von denen bis dahin nur ein 
jehr geringer Theil erledigt war. Gerade die wichtigjten umd 
umfaſſendſten derjelben waren noch im Rüditand, 3. B. dat 
Berggeſetz, Die Geſetze über die Störung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung, über das Vereins und Verſammlungsweſen, 
über die Ablöſung der Lehngelder, über die Ablöfung der 
Naturalleiſtungen an Geiftliche und Schullchrer, über mehrere 
wichtige Eifenbahn= Angelegenheiten, der ganze Rechenſchafts— 
bericht über die vorlegte Finanzperiode und, unter allen dad 
Wichtigfte, das Budget. Bon allen diefen Vorlagen war 
noch feine einzige erledigt. Von dem Budget war in den, 
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eine dermmm Eflırung Darüber, ob bierzu cine Einwilligung 
Fr Iris Mommen norbiendig ſei, aßgelchnt. 

Her:t vie Reit batte vielleicht beſſer gethan, auf die 
Kid criten Fragen zu aunvorten, DaB er nid)t wiſſe, was 
aus den deuticken Veriaiungsewirren am Ende nod) heraus 
kommen werde und Diva auch micht wiſſen könne, weil er gar 
nicht in der Lage tel, dabei einen entjcheidenden Einfluß 
auszuüben: jedenaglis Karte er aber Die Wiederherſtellung der 
alten Bundesveriaſſung nicht als einen Wunſch der ſächſiſchen 
Regierung und nicht als in der Abſicht derſelben liegend, 
ſondern nur als eine Möglichkeit hingeſtellt, Die eintreten 
könne, wenn ſich Torerreih und Wreupen über cine Abän— 
Derung derielben nicht verſtändigten. 

Teilen ungeachtet beichloffen Die Parteien, denn bier 
wi waren Die Gothaer und Die Radicalen einig, dieſe 
Aeußerung zu einem Hauptangriff gegen das Minijterium zu 
benugen und einen Zturm gegen dasſelbe zu organijiren. Ins⸗ 
befondere fanden ſie aber auch noch darin einen Grund zur 
Aufregung, daß Beuſt auf Die Frage, ob Die Regierung, wenn 
es überhaupt auf cin Wiederaufleben des alten Bunde 
herauskommen ſollte, hierzu eine Genehmigung der jächjiichen 
Kammern Fir nötbig erachte, nicht geantwortet Habe. Warum 
er dies nicht gethan, weiß ich nicht, vielleicht deshalb, weil 
er die Aufregung Der Kammern nicht ohne dringende Not) 
noch vergrößern wollte. Jedenfalls wäre aber die Antwort 
leicht und zweifellos geweſen. Nach der ſächſiſchen Verfaſſung 
war Die Zuſtimmung der Jächtijchen Kammern nur zu Abän 
derungen an dieſer ſelbſt nöthig, nicht aber zu ſolchen der 
Bundesverfaſſung, da die legal gefaßten Bundesbeſchlüſſe auch 
nad) der Berfaffung von 1831 ohne Weitere in Sachſen 
galten. Wenn daher eine neue Beltaltung oder eine Abänderung 
der deutſchen Verfaſſung mit der Aufgabe gewiffer Rechte des 
jächlischen Staates verbunden gewejen, oder eine Abänderung 
der ſächſiſchen Verfaſſung dadurch notwendig gemacht worden 
wäre, jo wäre die Negierung allerdings verpflichtet gewejen, 
zu ihrer Erklärung deshalb die Zujtimmung der Kammern 
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als ein Auigehen Sachiens in Preußen, oder Die Durchfüh— 
ung der Frankfurter Verfaitung. 

Da nun aud in weiten Rreven Des Laudes Die Miß— 
ſtimmung üͤber die Unthätigkeit und Schwäche der Regierung, 
die ſich Alles von den Kammern gefallen Latfe, immer allgemeiner 
und lebhafter hervortrat und rich in dem bitterſten Vorwürjen 
gegen Das Miniſterium, Die man überall hören konnte, Luft 
machte, to verlor auch Herr von Beute endlich die Geduld, Tick 
tern Widerſtreben gegen die Auflöſung der Kammern fallen und 
erflärte ſich mit Derielben einverſtanden. Gleichzeitig trat 
aber auch noch von Außen ber cin Anlaß binzu, Der uns cr: 
kennen lien, wie dringend notwendig ein baldig es entſchie— 
denes Auftreten Seiten der Regierung gegen Das Partei 
treiben der Kammern Set. Auf einem ganz vertraulichen, 
aber zurerläſſigen Wege erhielten mir Kunde davon, daß die 
preußiſche Regierung eine, die ſächſiſchen Zuſtände betreffende, 
vertrauliche Mittheilung in Wien gemacht babe, deren weſent— 
licher Inhalt folgender geweſen jein ſollte: in ganz Teutſch— 
land, nicht blos in den beiden Großſtaaten. ſei Die Ruhe und 
Ordnung vollkommen wieder beraettellt, ſei Die Autorität und 
Div Macht der Regierungen wieder ieft begründet: nur in Sach⸗ 
ſen ſei Diez noch nicht Der Fall, bier jet Die Regierung noch 
durchaus ſchwach und machtlos, in allen Beziehungen liege 
fie mit den Nammern tm Ztreite, ohne auch nur in enter ein— 
zigen ihre Anſichten und Beichlüſſe Durchtegen zu können. 
In den Nammern aber ſeien Div revolutionären Element 
dorherrichend: Die von allen Regierungen tbeils von Anfang 
an verworfene, theils wieder aufgegebene Frankfurter Ber: 
faſſung werde in Den jächſiſchen Kammern ganz offen alt 
giltig und zu Recht beitchend bezeichnet und vertheidigt, und 
dabei der Regierung geaemüber eine Sprache geführt, die noth: 
wendig dahin führen müſſe, Das Anſehen der Monarchie und de 
Achtung dor Derielben in Deutſchland überhaupt zu jchädigen 
umd zu untergraben. Dies gebe nothwendig ein böſes Beiſpiel 
für alle anderen, namentlich aber für die benachbarten Staaten; 
dieſen Zuſtand, der den nachtbeiligiten Einfluß anf die innern 
Verhältniſſe Preußens ausübe, könne man nicht Länger mehr 
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nach Auflöſung der Kammern, geſchehen ſolle, ein definitiver 
Beſchluß gefaßt werden. 

Ic hatte, wie ich ſchon oben erwähnt, meine Antichten 
über Diefe Frage bereits am 5. April meinen Collegen in 
einem bejonderen Aufjage mitgetheilt und legte ihnen den- 
jelben am 18. Mai, nachdem ic) von dem oben ermähnten, 
von den zwölf Gothaer Abgeordneten geſtellten Antrag auf 
Beſchwerdeführung gegen das Miniſterium Kenntniß erhalten 
hatte, mit einigen Anmerkungen und Erläuterungen verfchen, 
anderweit, und zwar nunmehr mit dem bejtimmten Antrage 
auf Wiedereinberufung der alten Kammern, zur Beſchluß—⸗ 
faſſung vor. Ter Nichtigkeit des Gegenjtandes wegen umd 
weil es Sich dabei um eine der folgenreichiten, ohne Zweifel 
aber um die am Aergſten verfannte und am Meiſten ange 
jeindete Maßregel meiner minifteriellen Thätigkeit handelt, 
will ic) meine Auffaſſung und die Motive derjelben, wie 
ich fie in jenem Mufjage zujammengeitellt Hatte, bier kun 
wiederholen. 

Wenn das Geſammtminiſterium über die Nothiwendig: 
keit der Auflöſung der Kammern einig war, To boten 
Jich Für das weiter einzujchlagende Verfahren drei Wege 
dar. Die Regierung fonnte noch einmal nad) dem proviſori— 
hen Wahlgejege wählen lafjen, oder ein neues Wahlgejek 
petroiren, oder endlich die Ständeverfammlung vom Jahre 
1848 wieder zuſammenberufen, fie fragen, ob ſie die Anſicht 
tbeile, daß der Verjuch, durch die auf Grund der proviſori— 
jchen Geſetze vom 15. November 1848 gewählten Kammern 
zu einem neuen Wahlgeſetze zu gelangen, als gejcheitert und 
daher jene Geſetze als erledigt anzuſehen ſeien, und fie daher 
nunmehr ſelbſt mit der Negierung ein neues Wahlgeſetz verein: 
baren wolle, ihr auch eventuell den Entwurf eines ſolchen 
vorlegen. Der zuerſt angedeutete Weg bot keine Hoffnung auf 
einen günſtigen Erfolg dar. Das Wahlgeſetz von 1848 legte 
das Uebergewicht bei den Wahlen jo ausjchlieglich in die 
Hände der unterjten Klaſſen der Bevölkerung, die in ihrer 
Mehrheit, und namentlich in Zeiten großer Aufregung, immer 
der Verführung leicht zugänglich und im Intereſſe der ver 
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zur Der Anichauung beruben, daß das durch die proviſoriſchen 
Greieze vom 15. Mai 1543 aufgebobene Wahlgeſetz und die 
een Dadurch abgeanderten Bertimmungen der Verfaſſungs— 
arkunde vem +4 September 1331 günzlich aufgehoben und 
die VBerichriften Der rien Belege definitiv an Die Stelle der: 
wider getreten icien. Nun maren aber im Ganzen nur 
wenig, auf Die Zuiammenſetzung, Die Berathungen umd die 
Beſichlußfafñteng der beiden Nammern bezügliche Beſtimmungen 
der Berraftung von 1551 durch dieſe probtjortichen Gefete 
aufgcheten edler abgeändert worden, Der bei Weiten größte 
Threil jener Veriaſſung wurde durch Diejelben gar nicht fe 
rührt, Stand vielmehr noch in anerkaunter Wirkſamkeit genau jo, 
wie er tm Sabre 1831 zwiſchen dem König und den alten 
Standen vereinbart worden war. Insbeſondere galt das 
letztere don den Vorschriften, welche Jich auf die Bedingungen 
und Noraustegungen bezogen, unter welchen nad) SS 77 um 
Abanderungen des Wahlgeſetzes und Der Verfaſſunge⸗ 
urfunde allem zuläſſig ſein Jollten. Hütte alſo die Regierung 
im Wege Der Octroirung ein neues Wahlgeſetz erlafjen umd 
dabei nur Die Durch Die Geſetze von 1343 an die Stelle it 
bestiglichen Beſtimmungen Der Verfaſſungsurkunde geſeßten 
Bortchritten abandern wollen, je würde ſie in einen unlö⸗— 
baren Confilict mit den Vorschriften jener Paragraphen ge 
kommen ſein, Ne wide mit einer und derjelben Handlung 
Die fortdauernde Gültigkeit derjelben anerkannt und zuglad 
Dagegen gebandelt haben. Es war Daher Har, daß, wenn 
Der König ein neues Wahlgeſetz hätte octroiren wollen, & 
ſich nicht blos mit einer Ergäuzung der aufgehobenen Be 
ſtimmungen Der Verfaſſung hätte begnügen können, jondern 
genötigt geweſen wäre, die ganze Verfaſſung von 181 
auger Wirkſamkeit zu jegen und an ihre Stelle eine neue zu 
petroiren. Zu einem jolchen Schritte lag aber nicht der ge⸗ 
ringſte Anlaß vor, er bätte zu den größten VBerwirrungen 
aller Rechtsverhältniſſe geführt und, indem er die Neugejtal: 
tung der Verfaſſung lediglid) der Willkür überlich, allen, 
auch den gefährlichhten Einflüffen, Thor und Thür geöffne. 
Unter dieſen Umftänden gab es meiner Anficht nach nur 
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dieſe Bezeichnung aufgefaßt hatte, gaben zunächſt die Motive 
einige Auskunft. Hier hieß es (S. 388 fl. Landtags-Acten 
von 1849. J. 1) folgendermaßen: 

„x. Deſſenungeachtet hat die Regierung das zu erlaſſende 
Wahlgejep nur als ein proviſoriſches bezeichnet und dDadurd 
injonderbeit die definitive Entſcheidung der Frage: ob 
künftig die jüchjijche Volfsvertretung in einer einzigen oder 
in zwei Kammern berathen joll? um jo mehr der Verband: 
lung mit einer auf volksthümlichere Weiſe gewählten und 
aus voltsthiümlicheren Elementen zujammengejegten, nicht 
mehr auf der ſtändiſchen Gliederung und der Vertretung 
der Intereſſen beruhenden Volksrepräſentation vorbehalten 
zu müſſen geglaubt, als auch die jegige Zweite Kammer 
ohne alle Abfiht auf eine Verfaſſungsänderung gemählt 
worden iſt.“ 

„Hält das ſächſiſche Volk in feiner überwiegenden Mehr: 
heit das Einkammerſyſtem wirklich für beſſer ꝛc. x. jo wird 
es bei dem Zuftandefommen des gegemvärtig vorgelegten pro: 
viſoriſchen Wahlgejeges in den nächſten Wahlen Witt 
und Gelegenheit haben, Organe zu finden, welche feine die® 
jallfigen Wünſche und Anfichten geltend machen.“ 

„Scheint 08, als müſſe diefer zulegt angedeutete Geſichte⸗ 
punft ſelbſt die entjchiedenjten Gegner des Ziveifammerjyitene 
über ihre bauptjächlichiten Bedenken hinwegheben, jo bietet 
jodann cin Proviſorium gejeglicher Bejtimmungen 
für Die Zuſammenſetzung des nächſten ordentliden 
Yandtags auch noch manche befondere Vortheile dar.“ 

In Uebereinſtimmung, mut diefer, in den Motiven aut 
gejprochenen Anficht erklärte der Vorſtand des Geſamnt— 
miniſteriums in der Erjten Kammer (Yandtags-Deittherlungen 
Z. 1158), daß Die auf Grund der proviſoriſchen Geſetze neu 
zuſammentretenden Kammern beſchließen jollten, vb jie das 
jegt dorgefchlagene Syſtem definitiv als maßgebend anerkennen 
oder es verändern wollten. Der Miniſter des Innern ab 
verficherte ebendaſelbſt (Landtags Mittheilungen S. 1158), DaB 
durch Die nenen Geſetze dem Raveaux'ſchen Antrage — nad 
welchen während des Tagens der Nationalverſammlung fine 
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Der Abgeordniete Gehe nannte (S. 1646 der Landtags 

Mittheilungen) das Geſetz 
„ein proviforisches, höchſt zeitgemäßes und nothwendiges 
Compromiß zwijchen den Parteien. Es war ein andere 
jegt nicht möglich.“ 

Der Abgeordnete Küttner ſtimmte (S. 1649) nur dee 
halb für das Geſetz, 

„weil es ein proviforisches iſt und den verfaffungsmäpigen 
Weg zu einer conjtituivenden Berfammlung anbahnt.“ 

In dem Deputationsberichte der Erjten Kammer hieß &: 

Gegen die proviſoriſche Natur ſolcher wichtiger organiſcher 
Geſetze laſſe ſich einwenden, daß es nicht wünſchenswerth ſein 
könne, ſie jeder Bewegung, jeder politiſchen Schwankung Preis 
gegeben zu ſehen; daß einem neuen Baue, der mit Aufwand 
und Anſtrengung geſchaffen, eine längere Dauer zu gönnen 
ſei; daß für den Fall der Erkenntniß von Unzuträglichkeiten 
der Regierung wie den Kammern nad) $ 152 der Verfaſſung 
Urkunde unbenommen bleibe, auf abermalige Veränderungen 
hinzuwirken; und day es einen unangenchmen moraliſchen 
Eindruck machen müſſe, wenn man ſeinem eigenen Werke nicht 
einen ſicheren Beſtand zutraue. 

Deſſenungeachtet erklärt ſich der Bericht für die nur 
proviſoriſche Erlaſſung, weil die damaligen Kammern nicht 
als der wahre Ausdruck des Volkswillens anzuſehen, daher 
nicht zur Schaffung eines definitiven Wahlgeſetzes geeignet 
und endlich die deutſchen Angelegenheiten noch nicht regu— 
lirt ſeien. 

Aus dem Allen ſchien mir nun deutlich hervorzugehn, 
day bei Erlaſſung der proviſoriſchen Geſetze vom 15. Novem— 
ber 1848 die Abjicht nicht dahin gegangen war, dauernde 
Grundlagen für Die Zuſammenſetzung der Kammern und dad 
Wahlverfahren zu jchaffen, jondern daß man nur Gejege 
für den nächſten Zall zu geben beabſichtigt und dabei gauz 
bejtimmt vorausgeſetzt hatte, day Die nächſten, nach diejen 
Geſetzen gewählten Kammern ein neues definitives Wahlgeſet 
zu Stande bringen würden. 

Der weſentlichſte Einwand, welcher gegen dieſe Auffaſſung 
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zurüdjchreden und mußten handeln. In vollem Bewuptjein 
dieſer großen Veranwwortlichkeit, jowie in Borausjicht der 
zahlreichen Schwierigkeiten, die jid) der Ausführung entgegen 
ſtellen würden, beantragte td) daher am 18. Mai im Gejammt- 
miniterium, daß die Regierung die erjte paſſende Gelegenheit 
benugen jolle, um die Kammern aufzulöfen, daß ſie jodann 
möglichjt raſch und unter Darlegung ihrer Gründe die alten 
Stände, jedoch lediglich zu dem Zwecke wieder einberufen möge, 
um ihre Zuſtimmung dazu zu erlangen, die proviſoriſchen 
Geſetze vom 15. November 1848 für erledigt zu erklären und 
dann mit ihnen eine Reviſion der Verfaffung zu bewirken und 
ein neues Wahlgeſetz zu vereinbaren. 

Tiefer Vorſchlag ſchien mir vor jeder anderen Möglichkit 
auch noch deshalb den Vorzug zu verdienen, weil er uns nicht 
auf den Boden der reinen Willkühr Ttellte und nicht die Ver: 
bindung mit der Vergangenheit zerrig, was bei einer 
Octroirung der Fall gewejen wäre, daß er vielmehr an die 
noch zweifellos beſtehenden Vorfchriften der Berfaffung von 
1831 anfnüpfte und eine Fortentwickelung auf dein Boden der- 
jelben möglich machte, dadurd) aber auch den extremen rear 
tionären Beſtrebungen, welche ſich in jener Zeit ſchon in be 
denklicher Weiſe zeigten, einen Damm entgegenftellte. 

Um aber dem vorgejchlagenen Verfahren die Möglichkeit 
eines Erfolges zu Jichern, ſchienen mir noch einige andere 
Schritte, jowie überhaupt nad) verjchiedenen Seiten hin cin 
jefteres und bejtimmteres Muftreten der Regierung nothwendig 
zu ſein. Hierher gehörte dor Allem die auf Grund von $ 88 
der VBerfaffung zu bewirfende Publikation des Geſetzes über 
das Bereins- und Verſammlungsrecht, ganz in der Faſſung, 
wie cs den Kammern vorgelegt, don ihnen aber noch nidt 
erledigt worden war. ch hielt die fofortige Erlaffung diejer 
Geſetzes theils an ſich und überhaupt, theils um degwillen 
für unbedingt nothwendig, weil dadurch die Aufhebung dee 
Belagerungsſtandes in Dresden möglich wurde. Leßtere ſchien 
miv aber nicht nur unbedenklich, ſondern im Intereſſe der 
Regierung jogar höchſt wünſchenswerth. Der Belagerungs: 
Itand, der in Dresden und Umgegend jeit Anfang Mai 1849, 
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Noch blieb aber der Zweifel beſtehen, ob die beiden 
Kammern der alten Stände, wenn jie der König wieder 
einberief, in beſchlußfähiger Anzahl ericheinen würden, und, 
wenn Dies der Fall, ob dann mit ihnen vine Vereinbarung 
möglich jein werde Wären die Kammern wicht in bejchluf- 
fühiger Weiſe zuſammen gekommen, dann wäre nichts übrig 
geblieben, als fie aufzulöjfen und nach dem Wahlgeſetze von 
1831 eine neue Kammer wählen zu laffen. 

Um daher nad) diejer Richtung Hin einige Sicherheit zu 
erlangen und mir, joweit als möglich, darüber klar zu wer: 
den, ob die von mir dorgefchlagene Maßregel im Lande An: 
flang finden werde, hatte ich die Zeit zwiſchen dem 4. April, 
wo ic) meine Anfichten zuerjt zur Kenntniß meiner Collegen 
brachte, und dent 18. Mai, wo ich den formellen Antrag jtelte, 
die Stündeverfammlung wieder einzuberufen, dazu benußt, 
um mir in möglichjt jicherer, aber ſtreng vertranficher Weiſe 
über die Stimmung im Lande und namentlid) darüber Kennt 
niß zu verichaffen, ob die nod) vorhandenen Meitglieder der 
nach dem Gejege von 1831 gewählten Zweiten Sammer von 
1848, wenn ſie nochmals und zwar nunmehr zur Berathung 
eines definitiven Wahlgeſetzes einberufen werden jollten, diejem 
Rufe Folge leiſten würden. Ich war zwar duch die amt 
lichen Berichte der Behörden von der, einer foldyen oder einet 
ühnlichen Maßregel, günfttgen Stimmung der Bevölferung 
im Wefentlichen bereits unterrichtet, glaubte mich aber, mit 
Rückſicht auf die große Wichtigkeit der Sache, bei diejen, doch 
vielleicht nicht ganz unbefangenen und möglicher Weiſe ewad 
gefärbten Berichten nicht beruhigen zu dürfen, und jtellte de 
her noch privatim ſehr eingehende Erdrterungen an, indem 
ich theils perjönlich an viele, mir näher und als ganz ze 
verläffig befannte Perſonen im Lande ſchrieb und fie um 
eine ganz offene Mittheilung ihrer Anfichten und um Er 
kundigungs-Einziehung bei anderen ihnen bekannten Berfonen 
bat, theils einige Räthe des Miniſteriums und einige höhere 
Beamte außerhalb Dresdens erjuchte, in demfelben Sinne an 
ihnen befannte zuverläjfige Perfonen zu schreiben. Das Re 
jultat aller diefer Erörterungen war für mich ein wahrhaft 
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in den Jahren 1848 und 1849, an den Maiaufitand und 
an Die unjeligen Folgen desselben für das ganze Land waren 
noch jo frifch und jo mächtig, daß die Negierung, in der 
Nichtung nach dem allgemein gewünjchten Ziele hin, alles 
hätte unternehmen fünnen und der Unterjtüßung der Be 
völkernug Dabei Ticher geiwefen wäre Bemerkenswerth und 
für die damalige Stimmung des Landes dharakterijtiich iſt ee 
anch, daß von den jocben erwähnten Erörterungen, obgleich 
von mir und Den von mir darum erjuchten Beamten zahl 
reiche Briefe an verichiedene Perfonen gerichtet und von diejen . 
wieder viele Andere jchriftlich oder mündlich befragt worden 
waren, jo daß eine jehr große Anzahl ganz unabhängiger, 
dem Miniſterium zum Theil gar nicht einmal befaunter Ber: 
jonen von der Sache wußten, doc) auch nicht die fleinite 
Notiz Davon in die Öffentlichen Blätter gefommen ijt. Es 
waren eben alle, welche um ihre Meinung befragt wurden, 
Jo durchdrungen von dem Gefühle der Nothiwendigfeit einer 
entjcheidenden Maßregel, dal ſie das für dad Gelingen der 
jelben unbedingt nöthige Geheimniß jorgfältig bewahrten. 

Nach alle dem war ich von der Stimmung des Landes 
jo unterrichtet, daß ich, als Die Sache in den legten Tagen 
des Mai im Geſammtminiſterium zur Entjcheidung fam, mit 
der größten Beſtimmtheit Die Üeberzeugung ansprechen konnte, 
daß, wenn die Wiedereinberufung der alten Stände beſchloſſen 
werden jollte, die Meitglieder beider Kammern in beſchluß— 
fähiger Anzahl erjfcheinen würden. 

Aber auch nach der andern Seite hin hatte id) mid 
Jicher geitellt oder glaubte vielmehr, es getban zu haben. 
Tie Wiedereinberufing der Ständeverfammlung follte meiner 
Anficht nach feine materielle Neactton, Feine unbedingte Rüd- 
fchr zu den alten Verhältniſſen bedeuten, ſie ſollte vielmehr nur 
dazu dienen, Die durch die veränderten Zeitverhältniſſe dringend 
gebotenen, über kurz oder lang doc) unvermeidlicjen definitiven 
Aenderungen der Verfaſſung von 1831, in Bezug anf die Zur 
jammenjegung beider Kammern und die Wahlen zu denjelben, 
jowie ein neues Wahlgefeg mit ihr zu vereinbaren und zugleih 
einige wichtige Einrichtungen und Verhälniſſe, welche jchon vor 
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Bei den Berathungen. über dieſe Frage im Geſamui— 
miniſterium in den lebten Tagen des Mat waren nun jümmt: 
liche Mintfter über die Nothivendigfeit der Kammerauflöſung 
eimg, nicht aber über das, was dann weiter zu thin ſei. 
Tie beiden Miniſter Iſchinsky und von Beuſt traten meinen 
Borjchlägen, weil fie ihren eigenen Anſichten durchaus ent— 
jprachen, unbedingt und volljtändig bei, jo daß die Majorität 
Des Miniſteriums nut denjelben einverftanden war. 

Tie beiden Minifter Rabenhorft und Behr ſchloſſeun ſich 
jedoc) dieſer Anficht nicht an. Erſterer fürd)tete, daß weder 
eine Octroirung noch die Wiedereinberufung der alten Stände 
zu einem günftigen Nejultate führen, vielmehr das Eine wie 
das Andere nur zu neuen Zerwürfniſſen und Verwirrungen 
im Yande Anlaß geben werde. Hiezu kam nod) cin bejon 
derer Grund, der ihn gegen meinen Plan mißtrauiſch made. 
Wie ich erit bei dieſer Discuſſion erfuhr, hatte nämlic der 
Fürſt Otto Victor von Schönburg-Waldenburg Icdyon in ciner 
im Monat Januar deöjelben Jahres dem Könige privatın 
übergebenen Denfjchrift eine ganz ähnliche Maßregel aus 
denjelben Gründen empfohlen; der König hatte aber dice 
Idee nicht weiter verfolgt und das Schreiben des Fürſten 
deshalb auch wicht zur Kenntniß des Gefammtminiiteriume 
gebracht. Rabenhorſt aber, der, ich weiß nicht auf welde 
Weiſe, von diefem Schritte Kenntniß erhalten hatte, war da— 
durch ſehr bedenklich geworden, weil er bei dem Fürjten 
Schönburg, der auch bedeutende Güter in Preußen bejah, 
entſchieden preußiſche Sympathien vorausſetzte und daher an 
nahm, daß hier irgend eine für Sachſen nachtheilige Abſicht 
vorhanden und maßgebend ſein könne. Als ich nun vier 
Monate ſpäter mit meinem, ganz ähnlich motivirten Blanc 
hervortrat, kam er, geleitet durch ſeine unüberwindliche Nei— 
gung zum Mißtrauen, auf die Idee, daß hier eine Intrigue 
vorliege, um die ſächſiſche Regierung zu einer falſchen und 
gefährlichen Maßregel zu verleiten, dadurch Unruhen und 
Wiederſetzlichkeiten im Laude hervorzurufen und damit der 
preußiſchen Regierung Gelegenheit zur Intervention zu geben. 
Ta er mich zu genan kannte, um mir eine wiſſentliche Bes 
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erklärte, ſo lange Zeit ohne Budget und ohne eine definitive 
Steuerbewilligung zu regieren. Er hielt es daher für das 
einzig Richtige, jegt noch einmal nach dem provijoriichen Ge: 
ſeße wählen zu lajjen, die Entſcheidung der Frage aber, was 
dann geicheben jolle, wenn auch mit den neu zu wählenden 
Kammern nicht auszufommen jei, bis dahin auszufegen, wo 
Dieter Fall wirklich vorliege, indem er hoffte, daß bis dahin 
im Der deutſchen Frage eine entichiedene Wendung eintreten 
werde, durch welche uns die Bejeitigung des inneren Con: 
flicts erleichtert werden fünnte. Das wäre aber doch uur 
vn bloßer Aufſchub der Entſchließung geweſen, Die unjerer 
Ansicht nach im höchſten Grade dringend und unauffchieb: 
lich war. 

Sr. Majeität der König, der ſich ſchon im Folge der 
Schönburg'ſchen Denkſchrift mit dieſer Idee vertraut gemacht 
hatte und die Entſtehungsgeſchichte der proviſoriſchen Geſche 
ſelbſt genau Fannte, trug, nachdem dieſelbe Ider ihm nun 
mehr von der Majorität des Miniſteriums ſpeciell begründet vor: 
gelegt wurde, fein Bedenken, dieſelbe zu genehmigen. Nach— 
dem Dies erfolgt war, lieh der Kriegsminiſter jeinen Wider: 
jpruch fallen und hat in ganz loyaler und chrenhafter Weir 
Die Durchführung dev Mapregel, wenn aus) nicht — wozu 
er in jeinem Tepartement weder Anlaß noch Gelegenheit 
hatte — poſitiv unterſtützt, jo doch in feiner Weije behindert 
oder auch nur erjchwert. Ganz jo bandelte der Finanz: 
miniſter nicht, er hielt jeine abweichende Anficht aufrecht und 
juchte Sie in den Verbandlungen des Geſammtminiſteriume 
bei jeder Gelegenheit, bei jeder Beſprechung über einen zur 
Ausführung der Maßregel gehörigen Punkt zur Geltung zu 
bringen, jo daß cin großer Theil unferer jo Eojtbaren Zeit 
mit ganz unfruchtbaren, endloſen Debatten verloren wurd. 

Die Auflöfung der Kammern erfolgte am 1. Juni. Am 
dritten wurden die alten Stände auf den 1. Suli wicht 
einberufen und Dies zugleich in einer bejonderen Belfannt: 
machung des Geſammtminiſteriums ausführlid) motivirt. 
(Hleichzeitig wurde der Belagerungszuftand für Dresden umd 
Umgegend aufgehoben; ebenjo wurden einige Zuſätze zu Mm 





Regierung anzugreifen und ihr Schwierigkeiten zu bereiten. 
Schlimmer ala Died war aber für die Regierung, daß auch 
bei dieſer Gelegenheit wieder jehr viele und gerade den höheren 
und gebildeteren Claſſen der Geſellſchaft angehörige Perſonen 
ſich vorläufig ganz zuriidhielten, mit den Achſeln zudten, 
weder Sa! noch Nein! fagten und nur daran Dadıten, ſich 
nicht vorzeitig zu compromittiren, während Andere Denjelben 
Zweck auf einem andern Wege zu erreichen ſuchten, indem 
jie zwar die Auflöjung dei Nammern und die Beſeitigung der 
provijorifchen Geſetze entfchieden billigten, aber dus Mint 
jterium deshalb heftig tadelten, weil es nicht ganz offen zu 
einer Oetroirung verſchritten ſei, ſondern auf die früheren 
Stände zurüdgegriffen, und um dies zu rechtfertigen, eine 
jehr zweifelbafte Theorie anfgeftellt Habe. Es waren dies 
meiſt Perſonen, welche entweder die Gründe, aus welchen dad 
Miniſterium gerade dieſen Weg gewählt Hatte, kannten, oder 
wenigitend im Stande waren, ji jofort davon zu unter: 
richten, Dennoch aber, und obgleid) ſie die Vortheile, die ihnen 
das Berfahren der Regierung brachte, jehr gern acceptirten, 
ſich Dabei den Schein einer edeln und muthvollen Oppoſition 
für alle, doch immerhin noch möglichen Fälle bewahren 
wollten. Ich babe einem diefer Herren, welcher fpäter die 
Negierung von dieſem Standpunkte aus Öffentlich angrif), 
erwidert, daß ich auf diefe Art von Oppofition gar feinen 
Werth lege, weil ich gewiß wiffe, daß dieſelben Herren, 
Die jegt Die Regierung tadelten und angriffen, weil fie nidt 
oetroirt hätte, fie dann, wenn fie legteres gethan, ebenſo ge 
tadelt und angegriffen haben würden, weil fie octroirt hätt. 
Dagegen wurde das Vorgehen der Regierung in der 
jehr weit überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung des ganzen 
Yandes theils ruhig und einverjtändfich aufgenommen, theilt 
mit entjchiedenen Nundgebungen des Dankes und der Be— 
friedigung beantwortet, und zwar in den landwirthſchaftlichen, 
ebenjo wie in den indwitriellen Bezirken des Landes. Yon 
jehr vielen Seiten ber gingen dem Könige mit zahlreichen 
Unterſchriften bededte Dankadreffen zu: die aus der Dresdner 
Bürgerſchaft allein erhielt in kürzeſter Zeit gegen taufend 
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hinausgefommen wären, daß die Regierung jelbit ihre Ma 
regel für ſehr zweifelhaft und die Dagegen zu erhebenden Be 
denken für ganz berechtigt anerfannt, dadurd) aber weiter 
gar nichts erreicht hätte, als daß diejenigen, welche mit ihrem 
Verfahren einverstanden waren, alles Vertrauen zu ihr ver 
loren und fie nicht weiter unteritügt hätten. Da wir, Zſchinsky 
und ich, in Abweſenheit Beuſts nicht mehr die Meajorität im 
Geſammtminiſterium bildeten, hatten wir Die größte Miükk, 
wenigſtens Die bedenflichiten Stellen des Behr'Ichen Entwurfe 
zu bejeitigen oder abzuſchwächen. Tie Aufnahme Pieler, 10 
abgejchwwächten PBemerfungen in die Bekanntmachung vom 
14. Juni ſelbſt aber konnten wir nicht hindern, obgleich die 
jelben ebenſo unnöthig ale bedenklich waren, denn ſie machten 
unſere grande ängſtlich und bejorgt, ohne unſere Gegner iu 
überzeugen. Die Gothaer Prefje aber Denugte den Umſtand, 
dal; Der Aufſchub Des Landtags ſelbſt, verbunden mit diejen 
ſchwächlichen Bemerkungen in Beuſts Abweſenheit itattgerun 
den batte, um von Neuem darauf hinzuweiſen, daß dieſer KT 
eigentliche Urheber des „Staatsſtreichs“ ſei und der Grund 
Desjelben allein in der deutſchen Trage liege. 

Glüctlicher Weiſe hatte Dies jedoch für die weitere Turdr 
führung der Maßregel nicht Den anfänglid) befürchteten nad- 
theiligen Einfluß. Am 15. Juli ſchon fanden ſich die Mit: 
glieder der Eriten, am 16. die der Zweiten Kammer in beichluß‘ 
fähiger Anzabl em, jo dar die zur Conftituirung der Nanmen 
nötbigen Vorbereitungen, die Wahlen des Präjidenten KT 
Iweiten Kammer und Die der Nirepräfidenten und Seeretütt 
beider Nanımern, Die Vereidigung der Mitglieder n. j. w. ſojort 
beginnen konnten. Am 22. Juli eröffnete der König din 
Yandtag mit einer Thronrede, in welcher er ausiprad), daß 
es jegt vor Allem Notb tbue, Die wejentlichen Grundſäße 
einer conſervativen Staatsordnung wieder fejtzujtellen und 
dabei — perjünliche Anfichten und Wünſche dem unzweifeh— 
haften Gebote Des Gemeinwohls willig unterordnend — an 
die Berfaffung, die achtzehn Jahre hindurd) das Glück Sachjen 
begründete, vertranensvoll wieder anzufnüpfen, ohne dod 
die Abänderungen zurückzuweiſen, welche die gemachten 
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Zweiten Kammer, welcher der Aufforderung der Regierung 
nicht entiprochen und jein Erfcheinen in der Kammer abgelehnt 
hatte, entjchieden mißbilligte. 

So war denn die Mapregel der Regierung überrajchend 
jchnell von einem volljtändigen Erfolge gekrönt: Regierung 
und Kammern waren te der zunächſt vorliegenden Hauptiadk 
durchaus einig md die ſehr große Mehrheit der Bevölkerung 
jprach ihre Zuſtimmung theils ausdrücklich aus, theils bewies 
Vie Diejelbe Durch ihre Theilnahme an den nöthig werdenden 
Neuwahlen und durch zablreiche Zeichen der Anerkennung um 
Tanfbarfeit, welche nicht nur der Nönig, jondern aud) die 
einzelnen Miniſter erhielten. Unter dieſen Umſtänden konnte 
das Miniſterium die maßloſen Angriffe der radicalen und 
der Gothaer Preſſe, welche beide ſie täglich mit der heftigiten 
Borwürfen überjchütteten, rubig ertragen, ohne bejonderen 
Werth auf Diejelben zu legen. Eines jedod) dieſer Blätter, 
die vadicale „Tresdner Zeitung“, die es mit am Nergiten 
trieb, wurde wegen fortgejegten Schmähungen und Berlum: 
dungen der Megierumg am 29. Juli auf Grumd des Prey 
gefeßes verboten. Die „Leipziger Zeitung“ vom 7. Auguſt 18%, 
Kr. 219, S. 4073 ff. enthält eine ausführliche Motwirung - 
dieſer Mapregel. Es war Dies dasſelbe Watt, weldes 
während Des Meat Aufitandes 1849 jene Freude Darüber 
ansgejprochen hatte, daß man endlich den „abgeicmadten 
Mechtspoden“ verlaffen und „ſich anf den einzig richtigen 
Ztandpunft, den revolutionären“ geitellt babe. Der lm: 
tand, daß Diele Blatt, ungeachtet jenes offenen Aus 
ſpruchs jeiner Anſichten, noch faſt fünf Viertel-Jahre rert- 
beitehen konnte, ſcheint auch zu beweifen, daß die Prefie in 
Zachien damals wicht übertrieben bejehränft war. in gleidiet 
Schickſal traf am 6. December das „Neue Dresdner Journal', 
das eifrigite Organ der Gothaer Partei in Sachjen, welches 
im jeiner damaligen Erbitterung gegen die ſächſiſche Regierung 
jo weit ging, daß cs cine, don dem Miniſter Beuft in der 
Zweiten Kammer bezüglich der deutſchen Frage abgegebene 
Erklärung geradezu fäljchte und in das Gegentheil verdrehte 
(S. Yeipziger Zeitung dom 8. December 1851, Nr. 42, 
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zuderen in Frage kamen, 3. B. hinſichtlich der Aufhebun 
der autsbherrlichen Rechte, des Jagdrechts auf fremdem Grun 
und Badın, der Patrimonialgerichtzbarfeit ꝛc. Hier trate 
Schr Sald tiei einichneidende Differenzen zwiſchen dem Win 
em oder wenigſtens dem Theile Ddesjelben, zu deſſe 
Krfort Diele Fragen gehörten, und der Ständeveriammlun 
zentish Der Eriten Kammer, hervor. Tas Minifterun 
zayonm zwar auch in Bezug auf Diefe Angelegenheiten in 
Fromm miviern einig, ala jümmtliche Minijter ohne Aus 
zzpmz eine Nenderung der Verfaſſung und des Wahlgejepei 
vor 18, mit Rüchſicht auf die ſeitdem gänzlid) veränderten 
Ser edle Des Landes, ebenſo wie Die Bejeitigung der noch 
FINDER Feudallaſten und Vorrechte einzelner Stände auf 
Im Wege einer gerechten und billigen Ablöſung für not 
endig melten: in Bezug auf den Werth aber, den die eins 
„and Minvter auf dieſe Gegenſtände legten, und die Energie, 
zut weiber Ste bereit waren, Diejelben zur Entſcheidung zu 
ernaen. zeigte N cine große Verſchiedenheit der Anſichten, 
die sehr bald Dabin führte, wicht nur die Harmonie im Min 
ſterrurz Selbit zu Stören, jondern auch, als fie nach Außen his 
purtvor wurde, ſein Anſehen und das Vertrauen zu ihm j 
anteraraben. 

Rune und Nabenborit waren zu jehr von den wichtige 
Auiaaben ihrer ſpeciellen Reſſorts in Anſpruch genommen 
um den inneren Verhältniſſen des Landes eine mehr al 
oberilachliche Aufmerkſamkeit und eine eingebende Thätigle 
widmen zu können. Juden befanden fie ſich in Bezug auf ih 
Departements in ſo vollkommener Uebereinſtimmung mit be 
Den Nummern und bedurften Der letzteren für Die Durd 
rübrung ihrer Auigaben jo jehr, daß Tie wenig geneigt wart 
dieſes ihnen ſo wertbpolle und wichtige Verhältnig dadın 
zu geräbrden, daß ſie Diejenigen ihrer Collegen, weldje u 
den Kammern oder enter Derjelben in Gonfliet geriethen, d 
bei lebhaft und thätig unterjtügten. Behr aber war 
wenig politijcher Charakter, um in den hier fraglichen Punkt 
eine feſte Anficht zu haben und vor Allem ängjtlich bemül 
alles zu vermeiden, was ihn und jeine Stellung nad) irge 
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einer cite hin compromittiren fonnte. So fand id) da- 
mals nur an dem Juſtizminiſter, Zſchinsky, der in Bezug 
auf mehrere fragen der inneren Gejeggebung ſich mit mir 
in gleicher Lage befand, eine Hülfe und Unterjtügung, die 
mir von großem Werthe war. 
sch hatte ſchon vor meinem Eintritt in das Miniſterium, 
yum Theil angeregt durch meine gejchäftliche Thätigkeit, die 
mich mehrfjach in unmittelbare Verbindung mit den that: 
\ühlichen Zujtänden des Landes gebracht Hatte, theils in 
Folge meines lebhaften Intereſſes an den politijchen Wer: 
dältniſſen der Zeit überhaupt, es verjucht, mir über die jo 
böchſt unerquicklichen Juitände, die Damals, d. h. in der Zeit 
von der Mitte der dreigiger Jahre etwa bis zum Sabre 1848, 
nicht nur in Sachjen, jondern in ganz Deutjchland herrichten 
und über die Gründe der fait allgemeinen Unzufriedenheit 
Und des gegenjeitigen Mißtrauens aller Parteien eine Anficht 
bilden. Dabei konnte ich mich bei der fladden und ober: 
Nächliden, aber in den Höheren Klaſſen der Nation, zum 
Theil jogar in manchen Regierungskreiſen, jehr verbreiteten 
Weinung, daß alles Unheil von den „neuen Ideen“, von dem 
„Sberalismus“ herrühre, und daß es, um wieder zu beſſeren 
Zuſtänden zu gelangen, nur darauf anfomme, jene neuen 
Veen zu befümpfen und dem Liberalismus jede Conceſſion 
u verweigern, nicht beruhigen, mich mit ihr nicht einverſtehen. 
Ich hatte mich vielmehr ſchon damals vollftändig davon über: 
wugt, daR der Grund jenes, damals jo allgemein verbreiteten 
Unbehagens zum großen Theile darin lag, daß in allen deut— 
den Staaten noch Rechtsverhältniſſe und ſociale Einrichtungen 
berichiedener Art beitanden, die zu ihrer Zeit gewiß den all 
meinen Auffaſſungen von Recht und öffentlicher Ordnung, 
überhaupt den vorhandenen Verhältniſſen entiprachen, mit 
der zeit aber umd bei der totalen Umwandlung aller Joctalen, 
wirtbichaftlichen und Verkehrsverhältniſſe und bei der daraus 
hervorgegangenen Aenderung der allgememen Anſichten über 
de Aufgaben des Staates und die Bedentung der einzelnen 
Bevölkerungsklaſſen für denjelben, ihren urfprünglichen Cha: 
ralter ganz verloren hatten, und nur nod) als drücdende und 


peinliche Zajten empfunden wurden, die wejentlid) dazır bei- 
trugen, Unzufriedenheit und Differenzen zwiſchen den einzelnen 
Klaſſen des Volkes herbeizuführen und von den ſtaatsfeind— 
lichen Parteien benugt wurden, um die unter jenen Einrid; 
tungen Leidenden und von ihnen Gedrüdten gegen die Re 
gierungen und den Staat überhaupt aufzuregen. Als das 
Michtigite von Allem, was jest in Sachjen zu thun jet, ſah 
ich) aber die Abänderung der Zuſammenſetzung der Zweiten 
Nammer an; jo lange noch in derjelben wicht die geſammte, 
gebildete und durch eigenen Beſitz oder eigene Thätigkeit jelbit- 
jtändige Bevölkerung vertreten war, jondern nur ein Theil 
derjelben, die befannten drei Stände, ganze, große Klaſſen des 

Volkes aber, und darunter gerade jehr intelligente, gebildete 

und wohlhabende, von der Vertretung gänzlich ausgejchloffen 

waren, jo lange, glaubte ich, werde auch die Zweite Nammer 

in dem Bewußtſein des Volkes nicht die Stellung einnchmen 

können, Die ihr gebührt. Das Geſammtminiſterium theilte 

Dieje Anficht umd cs war daher die Vorlage der Entwürfe 

eines nenen Wahlgefeges und der damit zufammenhängenden 

Rerfaffungsänderungen an die Stände nicht nur eine formale 

Conſequenz des einmal eingefchlagenen Verfahrens, ſondern 

beruhte zugleich, wie Dies ja aud) der König in der Thron 

rede beſtimmt ausgejprochen hatte, auf der Üeberzeugung von 

der dringenden Nothwendigkeit der Mapregel. 

Tie Entwürfe, die wir den Kammern von 1849 aus 
den oben ausführlich entwidelten Gründen vorgelegt hatten, 
konnten der wiedereinberufenen Ständeverfammlung nicht 
wieder vorgelegt werden, darüber bejtand fein Zweifel. Sie 
wären jedenfalls jofort abgelehnt worden, ja das Miniſterium 
wirde Sich chen durch die bloße Vorlegung derjelben dem 
Verdachte ausgeſetzt baben, daß es dieſe Ablehnung wünjde 
und erwarte, weil es überhaupt nur die einfache Wiederher— 
jtellung der Berfaffung von 1831 wolle. Wir glaubten aber 
auch, daß jeßt eine, unſerer Ueberzeugung beſſer entjprechende 
Ordnung unſerer Verfaſſung, ſowie die, von den veränderten 
Zeitverhältniſſen dringend geforderte Abänderung der vorhin 
angedeuteten inneren Einrichtungen möglich ſein werde. Denn 
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-. 7.2.2 Di Site 1848 und 1849 in ſo vollen 
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die gutsherrlichen Rechte u. ſ. w. wiederhergeſtellt und, ſo weit 
ſie noch beſtanden, aufrecht erhalten würden. Daß gerade ſolche 
Perſonen durch das Anſehen, welches ſie in weiten Kreiſen 
der höheren Stände genoſſen, der Regierung große Schwicrig- 
feiten bereiteten, iſt begreiflich. Nun ſtand diejen Män- 
nern zwar eine viel größere Anzahl ebenſo gebildeter und 
intelligenter Männer gegenüber, welche das Verfahren der 
Regierung billigten und für nothwendig hielten, aber jie 
waren Des ewigen Streitens und Kämpfeuns herzlich müde 
und ſatt und jehnten jich nach Ruhe; ſie ſchwiegen Daher, 
überließen Alles der Regierung und dachten wohl auf 
in der Stille, daß es bei dieſem Zwieſpalt der Anichten 
doch vielleicht das Beſte fer, Ti vor Der Hand mit dem 
Srreichten zu begnügen und das Weitere der Zukunft zu 
überlaſſen. 

Tiefer Sachlage ſtand nun das Minijterimm, wie ich 
ſchon oben bemerkt habe, keineswegs als ein einiges, compactes 
Ganzes gegenüber. Rabenhorſt und Behr beobachteten in 
allen politiſchen Fragen den Kammern gegenüber eine unbe— 
dingte Zurückhaltung, überließen die heikeln Fragen der Inneren 
Politik mir und Zſchinsky, zwar ohne uns entgegen zu treten, 
aber auch — jo ſehr auch namentlich Behr jachlich mit une 
einverstanden war — ohne ung zu unteritügen. Beuſt da— 
gegen, der ſich anfänglich den Kammern gegenüber nur auf 
Die deutſche Frage bejchränfte und ſich eines directen Ein 
wirfens in den inneren Fragen enthielt, begann doch, nad? 
dem Tich die Stärke Des Wideritandes gegen unjere Vorlage 
überſehen lieh und das Verlangen der Eriten Kammer, alls 
beim Alten zu laffen, beitimmter hervortrat, jchr bald „rn 
Verhältniſſen Rechnung zu tragen” und lieh, ohne uns oft 
und Direet entgegen zu treten, doc in Privatunterhaltungen 
mit Nanımermitgliedern md ſonſt in gejchieter Weiſe durch— 
blicten, daß er zwar mit unſeren Auffaſſungen ſowie darüber 
mit uns ganz einverjtanden .jei, daß die Vorlage von Ent 
würfen zu einer Verfaſſungs-Aenderung Jowie zu Geſetzen 
über die Ablöfung der qutsherrlichen Laſten, über Aenderungen 
der Juſtizverfaſſung u. ſ. w., gar nicht zu umgehen gewejen je, 
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Aller dieſer Anfechtungen ungeachtet, und unbeirrt durch 
die Intriguen und Einflüſterungen meiner Gegner, erhielt mir 
aber der König ſein volles und unbeſchränktes Vertrauen. 
Auch traten jene Differenzen erſt dann, aber dann auch im 
vollen Umfange hervor, als die alten Stände vollzählig zu— 
ſammen gekommen waren und ſich ſelbſt als die allein compe— 
tente und verfaſſungsmäßige Vertretung erklärt hatten, — damit 
aber die Maßregel der Regierung wider alles Erwarten raſch 
und Leicht durchgeführt war. Bis dahin waren nicht nur 
ſämmtliche Miniſter, ſondern auch diejenigen Mitglieder bei— 
der Kammern, mit welchen über die Sache vorher geſprochen 
worden war, über Die Bedeutung, welche die Wiedereinberuijung 
der alten Stände haben jollte, vollkommen emig. 

In Bezug auf die nothwendige Ordnung der Verfaflung® 
verhältniſſe jelbit war zunächit eigentlich nur ein nenes Wohl: 
geſetz und die Abänderung derjenigen Beſtimmungen der Ver— 
fafjung nothwendig, welche Fi) auf die Zuſammenſetzung dr 
beiden Kammern und die Wahlen zu denjelben bezogen; it 
deffen wünjchte das Minifterium dringend, bei dieſer Gelegar 
beit auch die Grundrechte mit bejeitigen zu fünnen, die unmög: 
lich tortbeiteben konnten, ohne die größten Wenvirrungen 
herbeizuführen. Die Grundrechte erhielten aber mehrere Be— 
ſtimmungen, durch deren Publieation ſchon Privatrechte be— 
gründet worden waren, die alſo nicht einfach und ohne 
Weiteres aufgehoben werden Fonnten; andere Vorſchriften Mr 
jelben ſtimmten mit den in der fächlischen Verfaſſung au 
geiprochenen äbnlichen Süßen theils  volljtändig, theils 
wenigitens im Wejentlichen überein, ſodaß durch ihre einfache 
Aufhebung leicht das Mißverſtändniß hätte entitchen können, 
als ſei dadurch auch am den entipredhenden Verfaſſungsbe— 
ſtimmungen etwas geändert worden. Das Geſammtminiſterium 
beſchloß daher, die Reviſion der Verfaſſungs-Urkunde aud auf 
den Abjchnitt derſelben anszudehnen, welcher von den „allge 
meinen Nechten und Pflichten der Untertanen“ Handelt und 
in denſelben diejenigen Beftimmungen der Grundrechte, welche 
aufrecht erhalten bleiben jollten, einzuarbeiten. Da wir ım 
aber überzeugten, day in Folge der Durchführung diejes de 





Don 2 SSTIMEINNching der 
Zoe oz rz Der größere, 


© rer zve,rwicteetenlem 


m. oe: —u. zen era drei: 


2 zur zermed Ds dahin 
2, Tome uveitauſend 
. „m 32 ur Werth einet 
m 1.07.07 Immer. Tor Jahre⸗⸗ 
2 Mrs n.trziäsehebrhüfe 


m - — = 0: u. X 


17, zn Ir ZJaul der in 
_ 22... Daraeda mar fehr 
:::ıı , 12.°7 S,orusierraton je 
Ser ruhe Fer die Ale 
TH nnanade urd til 
2 Meer ie Wureimmg — Mi 
2:77:77 Io Rerik, 
"or. r reiten ml 
no ai dort mufn. 

. hrehls Ind ospatmihinee 
I 2, Kuemin Karma 

— nern zeigen da Puch 
DEE: —s rken ohne 


.. .n .. 75 X u. sit Mi 


- - „un u... nm vobunare 


Dem na Jahren und 


a — n Ion uan Ir —R 


TCCACMCC& Erdentlicu. 


-. De er an... 


ee ne En VER HER dreifi 


— 222 .. “hat. u 


“mo Zemmeo2an oral 


Par - - 2 vun m 


- Terror sis Vorichlag 


. 


et. or 2.2 Borealtriien dee 


—88 .u. .n® 


on, Fersen, un 


en AIMIE darchgerühlli 
OS... 20’ Nerfelen I 


0, 8 mlzmnoribt m 


—* . oo. 28 8 nun NT nt die 


- = 02, Beresser auf der 


lrarı N, WabLeeiat amd 
> °° 22,220’ cinen Ihukt 


“ - - 58 un: ii 


— 239 — 


erabgeſetzt, der Cenſus von zehn Ihalern für die Wählbar- 
at aber beibehalten worden ilt. 

Tiefe Entwürfe wurden den Ständen, und zwar zunächit 
er Eriten Kammer, unmittelbar nad) ihrem Zuſammentritt, 
m 19. Juli, vorgelegt. In Folge eines Vorberichts ihrer 
Beſetzgebungsdeputation erklärte ſich die Kammer zunächſt da= 
gen, die Aufhebung der Grundrechte mit der Reviſion der 
Berfafiung zu verbinden, und nachdem die Zweite Sammer 
dieſem Beſchluſſe beigetreten war, 309 die Regierung diejen 
Theil der Vorlage wieder zurüc und legte Statt deſſen den Kam— 
wem am 19. Februar 1851 einen befonderen, die Aufhebung 
fr Grundrechte betreffenden Gefeß-Entwurf vor. Das Wahl: 
Kieh dagegen und die Damit zuſammenhängenden Abänderungen 
der Rerfaffung wurden, nachdem ſich die Deputation zur Vor: 
beratyung derjelben vier Monate Zeit genommen hatte, nad) 
emer langen, aber ruhigen und gemäßigten Debatte am 
7. Tecember 1850, mit Ausnahme einiger, das Finanzivejen 
betrefiender Punkte, von Jicbenundzwanzig gegen zehn Stimmen 
abgelehnt. In der Zweiten Kammer dagegen erflärte ſich die 
Teputation Für die Vorlage der Regierung, und die Kammer 
jelbit nahm dieſelbe am 4. März 1851, aber nur mit ſieben— 
unddreißig gegen dreiundzwanzig Stimmen, aljo nicht mit der 
für Verfaſſungs-Aecuderungen vorgefchriebenen Zweidrittel— 
Mojorität an, jo daß ſie alfo auch hier als nicht genehmigt 
angrichen werden mußte. Nur die, don der Eriten Kammer 
bereite gebilligten, finanziellen Punkte der Vorlage wurden 
auch ın der Zweiten Kammer mit der erforderlichen Majorität 
Angenommen, jo das jie am 5. Mai 1851 durch ein bejon- 
deres Geſetz publicirt werden Fonnten. 

In dem oben erwähnten, dem Landtage am 18. Fe— 
bruar 1851 vorgelegten Gejeg-Entwurfe wurden die Grunde 
tehte und die zu ihrer Ausführung erlaſſenen Verordnungen 
im Allgemeinen aufgehoben, zugleich aber beitimmt, dat; Die 
m Folge der Publication der Grundrechte bereits begründeten 
Frivatrechte davon unberührt bleiben, auch die Beſtimmungen 
Wegen Aufhebung der Strafe der fürperlichen Züchtigung und 
Wegen vollitändiger Gleichſtellung der Juden, welche ſächſiſche 


19* 


"ı 


mr he direct Zachlen, 


aufrecht 


. Ay DT Entwuri gab au lang 


J 2. ..._.rm..2.z KRerhandlungen in der 
"7 non Mrotree dh weder Damit, 


O2 ererenzstiims ton fremden Jagd— 


tion der Grundrechte 


| 2EE Zu Eu ER u = = - 
mo - -_. nm. ... “. ai 
- - 
” a} - — — —8 2 a 
Mm - [ \ wi - 


ken ſei, noch mit der 
unntsen, Die man der Idee 


Zuereent N TI EN ‚rlarte, einverstchen 


N . - - “ .. » 
D - . 
- * 
- - = . - [3 n * “ [2 
De wenn rnm “ 
® * u} 
- eo 
- — ⸗ % 
- 


Caterurte 


mer Die Vorlage gan 


er. I0 gab endlich 
tat und mabın Die: 
Mr: 1851 publicitt 


wegen MT: 


=. .v. iFeon durch Die Publ 
> 9° 0,72, were waren, ijowie die 
> x .en, nv ar) die Ausdehmung Dr 
.° .20 80 1Dgerdlie und einige 
Dr In een gen, Sehr heftig 
2. > ar der Iweiten Kammel 
vr Iren zur Der anderen Sch 
a 7 — gebracht werden 
v2 "oe o0.nm sureberrlicher Wet 
untTsı im Fun tichãädigung ak 
2... 7.5. Bicthe. Die ich fall 
2. fo ver Jichinsky mtr 
.. 1.1.02 227, WATT ER — 

SIT Fan and Angrifie; 
. „2. noch gerade in er 
N -..,Tras chrierige und oft 
... . S’zelgene zurnd, Dim 
N . Do x.zanter von 11. We 
> .. > Nr Naturalleiſtungen al 
J ... 22.00 wemmt 1SSL, und de 
> m. 2m Arielingsgelepen be— 
. =" „2. ®D om ihren directen 





‚zz zen, Leourter Den thatlüchlich vorhandenen Ser: 
270%, voam zusfihteloten Verſuch einer Verfajlungs 
"uzurz sı mudrbeien: cs ichien Daher am Betten, dieſen 
Dir oc zer nukt zu erübren. 

Saum) Fa: Anmi ickelung der Verfaſſungs-Verhält⸗ 
ee Zıttims umeatte aAller Bemübungen der Regierung 
zsczosuonzbre Anderen ale zu einer einfachen Wieder: 
Lean DTONEN „WU criarzlichen? Veriaſſungsformen ge 
zz am, zabm De Entwictelung der deutſchen Berfafiungs: 
2, zus zbalshen tarunden einen ähnlichen Verlauf. Wenn 
zn ran rah om marchen Kreifen Der liberalen Parteien 
som sprr Bros gewohnt dr, jene Zeit als cine Zeit 
‚rer und vnbervoller Reaction zu betrachten und die 
Zirzzzmrmer, De Damals thätig und einflußreich waren, 
zz Im ommzreiorsten Beichuldigungen und den bitteriten Bor: 
zrem og verfölgen, Vo Dr das eben mir ein Beweis jener 
„2ınkriden Trvrtedblubkett, mit welcher man eine meh 
2.2 zz Wergabreimdert zurüdliegende Zeit nach dem Maß⸗ 
zn. wanger Verhaltniſie und heutiger Anſchauungen mit 
ze) enrthentt, ohne auch nur den Verſuch zu machen, Id 
>, Iemaksen Verhaltniſſe bineinzudenfen und die Joe 
N nt zu ertennen, Die u Die Entwickelung der Ting: 

von Timluß waren. Wenn man dies aber in 
nei ı ad zugleich unbeiangener, von feiner Part 
AUNSnIva zatrizbter Weiſe zu thun verſucht, ſo wird man 
r DUB Anden Dan es dieſelben N Verhältniſſe und Urſachen 
warm, die Damals in Sachſen wie im geſammten Teutid: 
‚sydonmt nur gewiſſen inneren Nothwendigkeit zu demielben 
de a der zeitweiligen Wiederberjtellung der alten Ber: 
iitnasiermen inhrten. Die erſte und wichtigſte dieſer Ur 
igchhen war De allgemeine, durch ganz Deutſchland verbreitet 
Rpathie: Me geiammte Bevölkerung hatte während der letzten 
sch bs drei Jabre To unendlich viel gelitten, hatte das Or 
rabren gewrienloſer Agitatoren ſo in der nächtten Nälc 
tennen gelernt und alle Hoffnung auf ſie und jedes Vertrauen 
zu den larrienden Volksbeglückern jo gründlich verloren, daß 
die offentliche Weinung, kurzſichtig, und nur auf das zunächſt 


Licgende gerichtet, wie jie jo häufig it, gegen jede Ber: 
änderung gewohnter und hergebradhter Zujtände mißtrauiſch 
geworden war, und nichts erjtrebte als Ruhe und Ordnung 
und die nöthige Zeit zur Wiederberitellung des VBerlorenen 
und zur Ermöglichung ruhiger und parteilojer Erwägung der 
Berhältniſſe. Der zweite maßgebende Umſtand war aber, 
daß bier wie dort, im kleinen Sachjen wie im großen Deutjch- 
land, Jemand vorhanden war, der aus dem allgemeinen 
Wirrwarr einen jpecicllen Nugen für ſich ziehen wollte, dies 
aber, obgleich er der verhältnißmäßig ſtärkſte und am wenigiten 
geichwächte Theil der jtreitenden Parteien war, unter den da— 
maligen Berhältnifien Doc) nicht ausführen Fonnte, und daher, 
um ſich dieſe Möglichkeit für die Zukunft vorzubehalten, eine 
fde Beränderung der alten Verfaffungszujtände durch ſeinen 
Viderſpruch verhinderte. So hätte in Sachen die jtreng 
congervative Partei den Mai-Aufitand von 1849, wie dies 
ihre Blätter ja damals ganz offen ausjprachen, am liebſten 

j da benugt, um die Verfafjung von 1831, die ihr in 
‚, mehreren Punkten jchon viel zu liberal war, ganz zu befeiti: 
‚gen oder wenigiten® nach Maßgabe ihrer Anjchanungen 
| weſentlich abzuändern, konnte dies aber der entjchieden ent— 
gegengeſetzten Anficht der Negierung gegenüber nicht durchs 

| führen und widerſprach daher einer jeden Abänderung der 
biherigen Verfaſſung in der Hoffnung, daß mit dem Fort— 
Khreiten der damaligen Zeitſtimmung es ihr ſpäter doch noch 
gelingen werde, ihre Wünſche durchzuſetzen. Das Beſtreben 
det Regierung aber, die Veränderungen der Verfaſſung, die 

Ne für nöthig hielt, auszuführen, fand bei der herrſchenden 
Allgemeinen Apathie feine genügende Unterftügung in der 
Öffentlichen Meinung und blieb daher jenem Widerjpruche 
gegenüber ohne Erfolg. In Deutjchland aber wollte Preußen 
den Zuſammenbruch des alten Bundes benutgen, um jeine 
Agene Macht dadurch zu vergrößern, daß es ich an Die 
Spie eines Bundesitaates jtellte, der unter den damaligen 
Berhältnifien gleichbedeutend mit Der einfachen Unterord— 
Kung der übrigen deutichen Staaten unter Preußen ges 
weſen wäre, und verhinderte daher, da es dies den Wider: 


— 296 — 


ſpruche Oeſterreichs gegenüber nicht durchführen konnte, über— 
haupt eine jede Aenderung der deutſchen Verfaſſung in der 
Vorausſicht, daß, wenn die vollſtändig veraltete, den Be 
bürfniffen und Forderungen der Zeit in feiner Weije mehr 
entiprechende Bundesverfaffung noch längere Zeit unverändert 
fortbejtehe, die Nation jich bald überzeugen werde, daß cine 
Wendung zum Beljeren nur durch den Ausſchluß von Leiter: 
reich) und die Unterwerfung unter Preußen zu erreichen ja, 
und daß daher aud) bald die Zeit kommen werde, wo Preußen 
jeine Pläne mit befferem Erfolg als zeither durchführen fönne. 
Die übrigen deutſchen Staaten aber, die feine Luft hatten, jıh 
unter Preußiſche Hoheit zu ftellen, waren zu jchwad, um 
die auch von ihnen für nothwendig erfannten Aenderungen 
der deutſchen Berfaffung wider den Willen Preußens durd- 
zujeßen, und in diefem Unternehmen auch zu wenig von der 
nur nach Ruhe verlaugenden öffentlichen Meinung unterjtütt, 
erreichten daher gar nichts. 

Sp war demm bier wie dort der Erfolg derjelbe, die ei 
fache Rückkehr zu den alten Verhältniffen, wic fie vor dem 
Jahre 1848 bejtanden, jich aber ala den Forderungen ber 
Jeit nicht mehr entfprechend, ja als völlig unhaltbar bereits 
erwieſen hatten und auch von allen Seiten anerkannt waren. 
Die Folgen waren daher auch hier wie dort diefelben, cine 
allgemeine Unbehaglichfeit, eine Mißſtimmung über gefcheiterte 
Hoffnungen und Erwartungen, und eine unflare und unbe 
ſtimmte Furcht vor fünftigen Dingen, von denen jich Nie 
mand ein Bild zu machen vermochte. Niemand hatte mehr 
Vertrauen zur Dauer der beftchenden Zuſtände, jeder Theil 
warf aber die Schuld daran, daß es nicht anders werden 
könne, dem anderen Theile zu und ſo entitand eine tiefe 
Spaltung der Nation, die jeden Aufſchwung Hinderte und nur 
den Feinden Deutjchlands und den Feinden aller jtaatlichen 
Ordnung überhaupt müglich werden konnte Während für 
die inneren Verhältnijje des einzelnen Landes doch immer 
noch eine Beſſerung von der allmähligen Klärung der An 
fichten und der fortjchreitenden Bildung erwartet werden durfte 
und Eonnte, lagen die Dinge in Bezug auf das gejammte 





punkt auigeſchoben worden. Die preußiſchen Bevollmächtigten 
kamen daher, wie keinem Zweiiel unterliegen kann, ſchon mit 
der beiſtimmten Abſicht nach Dresden, dort nichts, gar nichte 
su Stande fommen zu laften, mußten aber aus naheliegenden 
politiſchen Rüdrichten Den Schein vermeiden, als ob dies in 
der That ihr Beſtreben ſei. Der beſte Bundesgenoſſe Preußens 
war Die allgemeine Unzufriedenheit mit der alten Wunde: 
veriaſſung, Die allgemeine Abneigung gegen die Wicderher: 
jtellung des alten Bundestags, und da das Beſtreben Preußens, 
für Den Moment und bis anf cine günjtigere Veränderung 
der Verhältniſſe jede Verbeſſerung der früheren Zuſtände zu 
hindern, nothwendig zu dieſem Ergebnijje, nämlid) zur me: 
mentanen Wiederberitellung des alten Bundestags, führen 
mußte, jo war cs für Preußen, um jenen Bundesgenofien 
nicht zu verlieren, unbedingt geboten, den Anjchein, als wolle 
es jede Werbejferung bindern, von ſich abzuichnen. Die 
wurde ſehr häufig dadurch erreicht, daß die preußiſchen Be 
vollmächtigten ſich an den Verhandlungen lebhaft und in jehr 
eingehender Were betbetligten, zugleich aber von Berlin au 
dafür geforgt wurde, daß alle die auf dieſe Weile vorbereiteten, 
größtentheils ſehr zweckmäßigen Maßregeln an dem Wider: 
ſpruch eines oder einiger der kleineren Staaten ſcheiterten, 
die noch von dem Berliner Verwaltungsrathe her eng mit 
Preußen verbunden waren. Dies hinderte nicht blos ale 
politifchen Abmachungen, jondern es jcheiterte an einem 
jolchen Widerjpruche auch ein auf Grund der Aırregungen 
von Tefterreich, Bayern und Zacjjen durch den dritten Aus 
ſchuß der Gonferenzen vorbereiteter Bertrag über die gegen: 
jeitigen Handels und Verkehrsverhältniſſe zwiſchen Oeſterreich, 
dem Yollverein und den zu legterem nicht gehörigen deutjchen 
Ztaaten, der eine Menge böchjt wirnjchenswerther und aud 
wirflich allgemein gewünjchter Erleichterungen des Berfehre 
beabjichtigte und von den Bevollmächtigten der großen Mehr— 
zahl aller deutjchen Negierungen, einjchlieglich Preußens, an 
genommen worden war. Da diefe ganzen Verhandlungen, wie 
insbejondere auch don den preußiſchen Bevollmächtigten ſtreng 
jeltgehalten wurde, den Charafter von freien Konferenzen hatten, 
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Herr von Manteuffel, ungeachtet der eben erwähnten Er: 
klärung jeines Einverftändniffeg mit den Anjichten des Für- 
jten Schwarzenberg, noch während der Dresdner Eonferenzen 
jelbit beſtens geſorgt. 

Am 19. Mai 1859 trat ich eine Reiſe nach London an, 
zunächſt um die kurz vorher eröffnete erſte Weltausſtellung zu 
beſuchen und die Stellung aus eigener Anſchauung kennen 
zu lernen, welche die ſächſiſche Induſtrie dort einnahm, dann 
aber auch, um mich überhaupt mit den großartigen Verhält— 
niſſen Englands und ſpeciell Londons näher befannt zu 
machen. Bei meinem dreiwöchigen Aufenthalte  dajelbit 
hatte ich auch Gelegenheit, den Hof wiederholt zu ſehn, an 
einem lever, einem drawing room und einem Goncerte im 
Buckingham palace im engeren Kreife des Hofes Antheil 
zu nehmen umd viele intereffante Bekauntſchaften zu made. 
Von bejonderem Interefje für mid) und nicht ohne günitige 
Nachwirkung für meine weitere amtliche Thätigfeit in Sachſen 
war es, daß ich Gelegenheit fand, zwei nad) dem damale 
noch ganz nenen Syjtem der Sfolirung erbaute und cinge 
richtete große Gefängniſſe genau und eingehend zu bejehen 
und mich auch mit den Einrichtungen der Londoner Pole 
etwas }pecieller befannt zu machen. Der lebtere Umjtand 
und der Wunjch, manches Zweckmäßige und Gute, wa 
ich) dabei kennen gelernt hatte, auch für unfere Polizei-Ein⸗ 
richtungen zu verwerthen, brachten mich auf Den Gedanken, 
die Dresdner Polizei auf den Staat zu übernehmen. Ti 
deshalb von mir eingeleiteten Verhandlungen mit dem Stadt 
rathe wurden aber jehr langwierig, ſo daß die Uebernahme 
jelbjt erjt unter meinem Nachfolger im Amte zur Ausführung 
gekommen iſt. Die Nückreife nahm ich über Paris, wo id 
vierzchn Tage blieb und nicht wenig überrajcht war, cine 
Republik zu Finden, in der es bei ſchwerer Strafe verboten 
war: vive la republique! zu rufen, wogegen an den Schau: 
jenjtern die Bildniffe aller möglichen Kronprätendenten ur 
gehindert ausgejtellt waren. Sehr fonderbar und überraschend 
war mir auch die Landung in Boulogne; hier wurden die 
Jämmtlichen Paſſagiere des Dampfſchiffs zwifchen zwei engen 





verflojjenen Jahre, aber auch, nachdem die Folgen | 
ſich überjehen liegen, raſch und volljtändig begriffen, 
Ideen des damaligen, oberflächlichen Liberalismus ni 
reichten und nicht geeignet waren, wirflid) das Gli 
Volkes zu begründen. Wenn der damalige Liberalign 
Die allgemeinſten ragen der formellen Staatsverfaffu 
Die Fragen: wer, don wem und in welcher Form ; 
tretung des Volkes gewählt werden fünne und fol 
das Ein: und Zweikammerſyſtem, über das Veto der 
und ühnliche, die Form der Staatöverfafjung angehent 
niemals hinauskam, und wenn er ſich ja einmal mit de 
der Aufgaben ſelbſt Dejchäftigte, zu deren Erfüllu 
Formen dienen jollten, zu nichts Anderem als zur Au 
allgememer und daher an und für jich völlig bedentu 
Principien, ſogenannter Örimdrechte, gelangte, bei d 
juche der practifchen Durchführung derfelben aber 
Schiffbruch litt, jo begriff der einfache aber nüchten 
ſtand Des Volkes ſehr bald, daß mit allen Dielen 
Ideen und Phraſen über die beſte formelle Staatsve 
und allen jenen allgemeinen Grundſätzen doch nur ſe 
gewonnen iſt, daß ſelbſt die theoretisch beſte Staatäve 
nur dann einen wahren Werth haben kann, wenn 
einem gebildeten und wohlhabenden Volke gehandha 
tiſch durchgeführt und dazu benutzt wird, um einen 
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beihilfen, durch Muſterwirthſchafteu oder Muſterſammlungen, 
durch Ausftellungen oder auf welche Weiſe er jonjt wolle, 
nur dann wirklich) Nutzen bringen fan, wenn unter den 
Landwirthen und den Gewerbtreibenden jelbjt eine genügend 
Bildung verbreitet it, um die durch ſolche Maßregeln ge 
gebenen Anregungen richtig verjtehen und unter jorgfältiger 
Werücjichtigung der vorhandenen realen Verhältniſſe auch 
gejchieft benugen und verwerthen zu fünnen. Das vor: 
trefflich organiſirte Gewerbſchulweſen Sachjens, deſſen erſte 
Grundſteine ſchon Wietersheim gelegt hatte, it in jeiner 
weiteren, ſyſtematiſchen Entwidelung und Fortbildung em 
mie genng anzuerkennendes Wert Weinligd, und die übe: 
vajchend ſchnellen Fortſchritte der jächfischen Landwirthichaft 
ind ganz vorzugsweiſe der unermüdlichen, ſtets belehrenden 
und anvegenden Thätigkeit Neunings zu verdanken. Ih 
als Minijter des Innern, konnte dabei nichts thun, al 
der Thätigkeit beider möglich}t freien Spielraum gewähren, 
fie, joweit nöthig, unterjtügen und dafür jorgen, daß die für 
ihre IThätigfeit wöthigen Mittel von den Kammern bemiligt 
wurden. Heute aber fühle ich die Pflicht, diejen beiden Din 
nern noch ein ehrendes Andenken zu widmen. Sachſen it 
beiden jehr vielen Dank jchuldig. 

Eine eingehendere, ſpeciellere perſönliche Thätigkeit muhtt 
ich dagegen der dringend nothwendigen Reorganifation unſeret 
Strafanttalten widmen, die ſich zu jener Zeit in einem übet— 
aus vernachläffigten und traurigen Zuſtande befanden. TU 
Yocalitäten waren unzureichend und ungejund, die Beköſtigung 
im hoben Grade unzweckmäßig, die Disciplin willkührlich und 
ganz von den perjünlichen Anfichten der Direetoren abhängig; 
don Dem Zwecke einer fittlichen Befferung der Sträfling 
der mit der Strafe verbunden werden kann, wurde viel ge 
Iprochen, Die thatjächlichen Zuſtände aber zeigten nicht von 
dem Beſtreben, dieſen Zweck zu erreichen. Dazu war bie 
finanzielle Bewirthſchaftung der Anjtalten in großer Unors 
mung. Hier galt es nach allen Seiten hin energiſch zu 
wirken; zur Herſtellung der Disciplin, die nebjt der Einführung 
einer wenigjtens gefunden Beköſtigung das zunächjt Dringliche 
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em 32. Mr 182, uber Me Penitonen der Staatsdiener 
Sr vom 24. Min 1852 und über die Erwerbung und 
din Bir des ürtirtbonenrochte Geſetz vom 2. Juli 1852) 
az Mi Jagderage wollte De Regierung anfänglich nicht 
vorham, walls worte, daß bet den ſich Ichroff entgegen 
aaa An'ſichten vbeider Kammern cine Vereinigung darüber 
mc —8 Gb im werde Der Gegeuſtand kam aber doch in 
Folge zahlreicher Perttonen der chemaligen Berechtigten, 
welche ſämmtlich Div einfache und bedingungsloje Reſtitution 
ihrer Jagdberechtigungen auf fremden Grund und Boden 
verlangten, aut dem Yandtage jur Sprache, aber ohne Erfolg 
da Die gaeitellten Anträge zwar in der Eriten Nammer mit 
allen gegen fünf Ztimmen angenommen, in der Zuweiten 
Ntammer aber mir allen gegen dier Stimmen abgelehnt wurd. 
Ta nun aber Doch Die Ungerechtigkeit der Aufhebung jene 
Gerechtſame ohne Entichädtqung nicht zu verfennen, eine ct 
tache Reſtitution aber rechtlich unmöglich war, jo legte 
um Diele Angelegenbett womöglich zu Ende zu bringen, den 
Ztünden im Namen der Regierung am 13. April einen Geſetz 
entwurf wegen nachträglicher Entſchädigung der früheren 
Sagdberechtigten aus der Ztaatsfafle vor. Dieſer Entwurf 
wurde auch in der Zweiten Kammer angenommen, die Ente 
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en aber auch die Trennung ‘der Juſtiz von der Ver: 
ng und die Durchführung einer gewiſſen Selbſtverwal— 
Seiten der einzelnen Bezirke mit zu den Forderungen 
beralen Partei, und dies allem, ohne Rückſicht auf den 
n Werth und die Zweckmäßigkeit dieſer Maßregeln jelbit, 
te damals, um dieſelben als revolutionär und ſtaats— 
clich zu bezeichnen, und alle Diejenigen, welche fie ver- 
gten und vertraten, als halbe Revolutionäre, wenigjtens 
mgeſteckt von Liberalen und deitructiven Ideen, zu ders 
gen. Dies war denn bejonders aud) mein Schiejal, da 
mih, mehr noch als Zſchinsky, für die ganze Sache 
alich verantwortlih machte. Yon den drei übrigen 
tern verhielt ſich der Kriegsminiſter ganz indifferent, 
ihm die Sache zu fern lag; Behr interejfirte ſich eben— 
wenig dafür, obgleich er in der Sache jelbit ganz auf 
em Standpunkte ſtand. Beuft aber, der Damals noch 
ſpezielle Kenntniß des Landes und feiner Verhältniffe, 
der Bedürfnifje der Verwaltung war, und ſich in Bezug 
ie innere Politif durch die Anfichten und Forderungen 
Titen Kammer und der confervativen Preſſe jehr beein= 
rl, hielt ſich zwar, jo lange die Angelegenheit nur 
en mir und Zſchinsky verhandelt wurde, von emer 
on Einmifchung fern, indeſſen fonnte ich Schon damals 
daran zweifeln, daß er cin Gegner meiner Bläne jet, 
ab, wenn es einmal im Geſammtminiſterium zur Ent: 
ng kommen jollte, Behr und Rabenhorſt auf jener 
jteben würden. Sch glaubte damals, daß dieſe Frage 
n werde, Deren Entjchetdung über fing oder lang zugleich 
über mein Berbleiben im Miniſterium enttcheiden müſſe, 
nicht gemeint war, mich im Dieter jo wichtigen Ange— 
eit einer anderen Anficht zu unterwerfen und meinen 
uchdachten und zweckmäßigen Plan aus politiſchen 
Hten aufzugeben. Es jollte indejien anders fommen! 
mßte früher jchon, und che diefe Frage zur Entſcheidung 
Ar, Wegen eier andern Frage austreten. Als Bent 
f das Miniitertum des Innern mit übernahm, war fein 
Geſchäft, alle meine Pläne für die neue Urgantjation 
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der Verwaltungsbehörden aufzugeben und dem Juſtizminiſterium 
beitimmt zu erfläten, daß dad Mintiterium des Jnnern im 
eine Trennung der Juſtiz und Verwaltung in der unteren 
Inſtanz wicht cimvilligen werde. Nachdem er tpäter in ‚yolge 
einer mehrjährigen Verwaltung des Mintiterinms des Innern 
die Verhältniſſe des Yandes beſſer batte fennen lernen, inter: 
eſſirte er rich Dagegen auch Für Die Selbſtverwaltung: freilich hatte 
Die don ihm zu dieſem Rebure ſpäter Durchgefepte Maßregeh, 
das Inſtitut Der „Friedensrichter“, nur wenig oder gar keine 
Aehnlichkeit mit dem, was man unter dem Ausdruck „Zelbit 
verwaltung“ zu verstehen pflegt. 

Uebrigens ſind meine damaligen Arbeiten doch nicht 
ganz verloren geweſen: ich babe zu meiner Freude ſelbſt noch 
erlebt, daß ſie einundzwanzig Jahre ſpäter von den Todten 
wieder auferſtanden ſind: denn die Organiſation, welche Hert 
Miniſter von Noſtiß-Wallwitß ſo glücklich war mittelit de 
Geſetes dom 21. April 1873 durchzuführen, beruht nicht nur 
in allen ihren weſentlichen Grundprincipien auf dem damals 
von mir bejchloffenen und von Herrn Geheimen Rath Kohl 
ſchütter vortrerflih ausgearbeiteten Entwurfe, ſondern ſtimmt 
mit demſelben in den meiſten Punkten der ſpeciellen Aus 
führung inſoweit überein, als nicht durch die inzwiſchen wer: 
änderten Verhältniſſe Abweichungen davon nothwendig ge— 
worden waren. ZIſchinsty fügte ſich nach meinem Austrite 
endlich darein, daß die Verwaltung und die Juſtiz in der 
unteren Inſtanz noch vereinigt blieben, ſo weit ſie dies noch 
waren, und mußte auch ſonſt von ſeinen Plänen ſehr vie 
opiern. Doch gelang es ihm ſpäter noch, durch den ent— 
ſchiedenen Willen des Königs Johann und mit Unterſtützung 
ver Zweiten Kammer den Uebergang der geſammten Patr 
monalgerichtsbarkeit auf den Staat durchzuſetzen (Geſetz von 
11. Auguſt 1855). 

Durch dieſe vielfachen, höchſt nnangenehmen und meine 
Kräfte übermäßig in Anſpruch nehmenden Beſchäftigungen 
war meine ohnedies ſchon angegriffene Geſundheit jo ge⸗ 
ſchwächt, daß ich mic) auf dringendes Verlangen meines Arztes 
entfchließen mußte, in einer reinen Gebirgsfuft eine länger 
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Kur zu gebraudjen, wozu ich mir eine Billa in der Nähe von 
Salzburg ausjuchte. 

Während dem gingen num aber die Berwidelungen, 
welhe in Folge der Kündigung des Zollvereind Seiten 
Preußens entitanden waren, ununterbrochen fort, bis fie 
mdlich zu einem Punkte gelangten, wo mein Berbleiben im 
Niniſterium unmöglic) wurde. Hier muy ich jedoch, um 
dieſe Angelegenheit im Zujammenbange darzuftellen, auf 
frühere Zeiten zurückgehen. 

Ter Bollverein, welcher jeit zwanzig Jahren die Baſis 
aller handelspolitiichen Verhältniſſe der meiſten deutjchen 
Staaten bildete, batte insbejondere für Sachſen die wohl: 
thätigſten Folgen gehabt; er war, in Verbindung mit dem 
immer weiter jich ausdehnenden Eiſenbahnſyſteme, die wahre 
und jichere Grundlage, auf welcher die jüchjische Induſtrie zu 
einem bis dahin nie geahnten Umfang emporwuchs und über: 
haupt der Wohlitand des Landes in überraſchender Weiſe ſich 
vermehrte. Selbſt in Leipzig, wo man anfänglicd) den Beitritt 
Sadiens zu dem Zollverein als identisch mit dem völligen 
Untergange des dortigen Handels anſah und alle Mittel auf: 
bot, um dieten Beitritt zu verhindern, Hatte man ſich längſt 
Ihen mit demjelben ausgejöhnt und im Gegentheil volljtändig 
erlannt, welchen großen Nugen der Zollverein auch dem 
Leipziger Sandel gewährte, zumal alle wejentlichen Interefien 
des lezteren bei Abſchluß des Vertrags durch die Fürjorge 
der jächſiſchen Regierung die vollſtändigſte Berückſichtigung ge: 
ſunden hatten. 

Der Beſtand des Zollvereins war daher ſeit langer Zeit 
ichon jo allgemein und ſo eng mit den Iutegeſſen des Landes 
und ſeiner Bewohner verwachſen und der Wohlſtand vieler 
Tauſende von Familien beruhte ſo ausſchließlich und allein auf 
dem Fortbeſtande desſelben, daß ſich eigentlich Niemand ein 
Vild davon zu machen vermochte, was aus Sachſen und 
ſeiner dichtgedräugten Bevölkerung, die zu einem ſehr großen 
Theile in der Induſtrie und dem Gewerksweſen beſchäftigt 
Mir und davon lebte, werden würde, wenn der Zollverein 
nmal aufhören ſollte. Der Glaube an jeinen unerſchütter— 
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lichen Fortbeſtand war aber aud) um jo feſter, als aller Belt 
flar vorlag, daß derjelbe für Preußen gerade ebenſo nüplid) 
und cbenjo werthvoll, ja ebenfo notwendig war, wic für 
Sachſen und die übrigen Staaten, die ihm angehörten, und 
daß Daher die preußiiche Regierung denjelben ohne dringende 
Notbiwendigfeit gewiß nicht aufgeben werde. Indeſſen brachte 
der Sollverein für Die ihm beigetretenen Staaten doch aud 
manche Berchränfungen und Keine Uebeljtände hervor. Denn 
obgleich derjelbe auf dem Principe der gleichen Berechtigung 
aller Theilnehmer berubte, in feiner Verfaſſung aljo, ebenſo 
wie in den Iarifbeitimmungen, Teine Aenderung irgend welcher 
Art anders als mit Ztimmeneinhelligkeit bejchlofjen werden 
konnte, und daher jeder Theilnehmer gegen ihm unginjtige 
Aenderungen gejchügt war, jo brachte er doc) eine jehr er 
bebliche Berchränfung der Autonomie aller jeiner Glieder Ir 
jofern mit ich, als dieſelben in der freien, toren eigenen 
Intereſſen entjprechenden Fortbildung ihrer Handelspolitt 
durch Die nothwendige Zuſtimmung aller anderen Theilnchmer 
vielfach behindert und bejchränft wurden. Diejer Beſchränkung 
konnten ſich natürlich nur jolche Staaten unterwerfen, für 
welche die finanziellen und voltswirthfchaftlichen Vortheile, 
welche ſie dadurch erreichten, fo bedeutend und jo nachhaltig 
waren, daß Te das ihnen biermit auferlegte Opfer MT 
Autonomie überwogen. Dieſes Opfer iſt mut aber der Na 
tur der Sache nad) für einen großen Staat, welcher mit 
einem oder mit mehreren fleinen Staaten einen ſolchen Zoll— 
verein auf der Baſis gleicher Berechtigung eingeht, ein viel 
größeres und bedenflicheres, als für die letzteren. Ein 
groger Staat, welcher an ſich in der Lage ijt, cine eigen, 
jelbttändige, ſeinen Intereffen vollftändig entſprechende Han— 
delspolitik zu verfolgen, wird daber, wenn nicht }pecielle pol 
tische oder jonitige bejondere Gründe vorliegen, ſchwerlich 
geneigt fein, dieſes Opfer zu bringen, durch welches er für 
Die Producte jeines Landes Durch den Anschluß eines oder 
enger Eleinerer Staaten nur eine verhältnißmäßig gerimg 
Erweiterung des Marktes erhält, während dasſelbe Opfer für 
einen Fleinen Staat, Der vielleicht überhaupt, gar nicht in der 
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Lage itt, cine jelbitändige Handelspolitik zu treiben, nur jehr 
ring iſt umd durch Die Erlangung eines großen, freien 
Marktes mehr als ausgeglichen wird. Wenn daher ein großer, 
gaming arrondirter und deshalb zu einer eigenen, ſelbſtän— 
digen Handelspolitif vollfommen geeigneter und befähigter 
Staat, wie z. B. Oeſterreich oder Frankreich, die Abficht kund— 
gidt und jogar cifrig vertritt, mit anderen Eleineren Staaten 
aut dem Fuße der Gleichberechtigung einen Zollverein abzu— 
Ihliegen, jo wird er ſtets dem begründeten Verdachte Raum 
geben, da es ich hierbei für ihn nicht um eine Wahrung 
blos nnanziellev und volfswirthichaftlicher Intereſſen, jondern 
um ganz andere, um polttifche Zwecke handelt, und dadurch 
auch das Mißtrauen jener kleineren Staaten in einem Grade er— 
tegen, daß dadurch cine wahre, vertrauensvolle Einigung un: 
möglich wird. Preußen dagegen berand fich, als es an die Bil- 
dung des deutſchen Zollvereins herantrat, in einer andern Lage 
als jolhe Staaten. Preußen mußte, obgleich es, wenn man 
Mur die Größe Des Landes und die Zahl der Einwohner in 
trat zichen wollte, ebenfalls in der Lage geweſen wäre, 
ine jelbſtändige, ſeinen Intereſſen entjprechende Handelspolitif 
zu berolgen, Doch bei der ganz eigenthümlichen Lage und der 
"eitaltung, welche fein Territorialbeitand auf dem Wiener 
Congreſſe erhalten hatte, darauf verzichten. In zwei große, 
unter ſich nicht zuſammenhängende Theile zerriſſen, erſtreckte 
ih die preußiſche Monarchie bei einer verhältnißmäßig ge— 
Aingen Breite in einer großen Länge von Tilſit aus bis an 
die iran zöſiſche Grenze, vielfach durchſetzt und durchſchnitten 
von kleineren Staaten, andere völlig umſchließend: nur an 
die Ditjee grenzend, von den wichtigſten Ein- und Ausfuhr: 
häfen der Nordſee aber durch dazwiſchen liegende Fremde 
Territorien getrennt. Seine Grenzen, die übrigens auch an 
"ch im hüchiten Grade verwidelt und unregelmäßig geftaltet 
waren, hatten daher im Verhältniſſe zum Flächeninhalte des 
Landes eine ganz enorme Ausdehnung, jo daß ihre zoll 
volttiiche Bewachung in ausreichender Weiſe kaum möglich 
war, jedenfalls aber einen ganz unverhältnißmäßigen Aufwand 
rerurſachen mußte. Eine natürliche Folge dieſer geographi— 
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ſchen Lage Preußens war es aber auch, daß die Verhältniſſe 
der gewerblichen, induſtriellen und landwirthſchaftlichen Pro: 
direction, des Handels und Berfehrs überhaupt, in der preufis 
ſchen Monarchie und in den übrigen deutjchen, wenigſtens den 
norddeutjchen Staaten, im Weſentlichen durchaus dieſelben 
waren, jo dal zwiſchen diefen Staaten und Preußen in allen 
wichtigeren Beziehungen cine naturgemäße Solidarität der 
handels- und verfchrspolitijchen Anterefjen beitand, und cine 
irgend erbebliche Colliſion derjelben nicht zu befürchten war. 
Tie Idee eines Zollverbandes zwiſchen allen dieſen Staaten 
lag daher jehr nahe, und das Tpfer, welches Preußen an 
jeiner bandelspofitijchen Autonomie durch den Abſchluß deſ 
Jollvereins brachte, wurde Durch dieje Gleichheit der Inter: 
eſſen aller Yollvereinsitaaten ſchon jehr vermindert, durch die 
volfsivirtbiebaftlichen und namentlicd) durch Die finanziellen 
Vortbeile, welche durch den Wegfall eines großen Theiled 
der Grenzbewachungskoſten entitanden, aber noch weit über: 
wogen. Wenn daher die Verdienjte, welche fich Preußen durch 
Die Stiftung Des Jollvereins um alle deutjchen Staaten cr 
worben bat, stets dankbar anzuerkennen find, jo darf ded 
nicht vergejien werden, daß Preußen dabei dor Allem jene 
eigenen Intereffen im Auge hatte und Pefürderte, was ja 
auch nur recht und billig war und imt gegenjeitigen ur: 
febre der Staaten gar nicht anders jein kann. Gerade auf 
dieſem Umſtande berubte aber auch die allgemeine Ueber: 
wugung don Dem Fetten und dauernden Beltande des Zoll 
vereins, denn es lag far vor, daß Preußen nicht geneigt fen 
forte, denſelben aufzulöſen, da es dadurch vielleicht am 
meinten von allen betbeiligten Staaten würde verloren haben. 
Mit der Zeit ergab ſich jedoch, daß der Umſtand, daR 
nach der Verfaſſung des Zollvereins zu allen Beſchlüſſen die 
Stimmeneinhelligkeit Jännmtlicher Staaten nothwendig wat, 
und day Daher insbefondere auch eine jede Abänderung ci 
zelner Tarifſätze durch den Widerſpruch jelbft des kleinſten 
Staates gehindert werden fonnte, viele und erhebliche Uebel 
jtände mit ſich bringe. In den erjten Jahren des Zollvereins 
war Dies um deswillen weniger fcharf bervorgetreten, weil die 
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ſſen meiſt übereinjtimmten und jeder theilncehmende Staat 
darauf bedadıt war, aus den beftehenden Einrichtungen 
als möglich Nutzen zu zichen, als Veränderungen des— 
anzustreben. Als aber nach und nach bei den nord» 
gen Regierungen, nameuntlich in Preußen, die freihänd— 
en Ideen mehr und mehr Eingang fanden, während die 
tichen Staaten, namentlich Bayern und Württemberg, 
na einer Erhöhung der Echugzölle jtrebten, traten 
re Uebelſtände hervor. Tiefen war aber damals, und 
aupt Jo lange, als die Zollvereinsjtaaten nicht zugleich 
olitiiches Ganzes mit gemeinfamer Vertretung bildeten, 
abzuhelfen; denn, jo lange nach) Staaten mit gleich: 
wen Stimmen abgeitimmt wurde, fonnte Preußen, als 
et Weitem größte Staat des Zollvereins, nie zugeben, 
Rajoritätsbejchlüffe entjcheidend jeien und es daher von 
beſtimmten Zahl viel kleinerer Staaten überſtimmt wer: 
nm. Wenn man aber Preußen gegen dieje Gefahren 
unbedingt ſicher jtellen wollen, jo wirden die übrigen 
ten wieder mehr oder weniger von dem Willen Prenßens 
abhängig geworden jein, was dieſe ebenſowenig an— 
m konnten. Man hatte jich daber allmählig daran ge: 
', Diejen Uebelſtand zu ertragen, der dem großen Nuten 
ollvereins gegenüber doch immer nur von untergeordneter 
tung ſchien. 

dringend Wurde Dagegen und von allen Seiten die Aus— 
ng des Zollvereins auf Die norddeutſchen Staaten, vder, 
| den damaligen Verhältniſſen von Holſtein, Mecklenburg 
en freien Städten abgejehen werden mußte, wenigſtens 
annover, Oldenburg und Schaumburg-Lippe gewünſcht, 
damals einen beſonderen „Steuerverein“ bildeten. Die 
eile dieſer Ausdehnung wären ſehr große geweſen, der 
rein hätte dadurch die Koſten Der ſehr ſchwierigen Be— 
ng einer langen Grenze erſpart und für ſeine Induſtrie 
geſchützten Markt von etwa zwei Millionen meiſt wohl— 
yer Conſumenten gewonnen. Alle Bemühungen in dieſer 
ung waren aber bisher fruchtlos geblieben, da man in 
wer und Oldenburg einen jehr großen Wert) auf Die 
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Die dafür angeführten Gründe für zweifelhaft und 
für jehr übertrieben anjahen. Seit einiger Zeit 
aber die Verhältniffe wejentlich geändert. Das h 
Geſammtminiſterium bat es in einer ſpäteren Mit 
die Stände am 2. December 1851, mit welcher ı 
den weiterhin zu enivähnenden, mit Preußen abe 
Vertrag zur Genehmigung vorlegte, offen au 
daß der Stenerverem durch den bereits früher erfol 
tritt Braunſchweigs zum Zollverein wejentlid) 
worden jel, DaB Die niedrigen Zoll- und Steı 
Steuervereins den gefteigerten Staatsbedürfniffer 
nicht aufrecht erhalten werden fünnten, und daß 
Folge feiner großartigen Verfehrsanftalten, Hafen 
Eiſenbahnen Hannover als Borland des Zollve 
das Meer hin, durch jeinen Beitritt zu demſelben 
Bortbeile erlangen könne, als wenn es demſelben 
und day es Daher zweckmäßig und an der Zeit 
netgtheit Preußens zu benugen und mit demjelben 
ſchlußvertrag abzuſchließen. 

Wenn Die damaligen Staaatsmänner Brei 
wirklich „deutſchen“ Idee zugänglich gewejen wäre 
überhaupt zu einer großartigen, von einer Elei 
ſönlichen Empfindlichkeit freien Politik ſich Hätte 
können, ſo hätten ſie in ienem Momente Gele 
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2.2079, zen Dim Eriolge zu urtheilen, in ſehr eber⸗ 
e und abenirzender Weiſe muüſſen geführt worden 
Eat, am 7. Septemker 1551 zwiſchen Hannover und den 
taub ia Steuervereins aui Der einen und Preußen — 
uteht im Namen des Sollvereins, jondern für ſich und Me 
ljeurigen Staaten, welche am 1. Januar 1854 ſich noch 
m Syollverein mit Preußen befinden würden — auf 
Wr andern Seite ein Vertrag Über eine ZJolleinigung abge 
ſchloöyen, durch welchen für Die Staaten des Steuervercine 
neben verſchiedenen anderen, ſehr bedeutenden Vortheilen all 
Pracipuum an den Joll-Einmahmen feitgefegt wurde, welchee 
Inh mh dem damaligen Betrage der legteren auf mehr al 
cine Million Thaler jährlichh berechnete. Dieter Vertrag 
winrbe publicirt und den prenßiſchen und hannoverſchen 





Arlıgenbeiten gan, weſentlich mit in Frage kamen, hatte ih 
schen während den Tresdner Conferenzen meine Betherligung 
ber allen Darauf bezüglichen Werbandlungen verlangt und er: 
balten und ſtellte auch jegt dieſelbe Forderung, Die mir aud 
ſofort gewährt wurde Um die Behandlung dieter Angelegens 
heit, Die Fir ums vom Anfang an eine überaus widjtige um 
bedrohliche war, mögliche zu fördern und nicht Durch lange 
ſchrütliche Communicationen ywiichen den Meinitterien außu— 
halten, beauitragte Der Nönig Beuſt, Behr md mich, die 
Angelegenheit ur der Werte gemeinichaftlich zu bearbeiten, 
dat; alle wichtigen Vorkommniſſe -in derielben von uns in 
perſonlichen Bonferenzen beiprochen und alle nothwendig mer: 
denden Beſchlüſſe gemeinſchaftlich gefaßt werden jollten. An— 
fanglich ſchien die Auffaſſung der Verhältniſſe ſeiten der drei 
Miniſter eine vollſtändig übereinſtimmende zu ſein. Das Ver— 
fahren Der prenßiſchen Regierung beim Abſjchluß des Vertrags 
mir Hannover batte einen durchaus politischen, Tür alle unſere 
Intereſſen höcdhit bedroblichen Charakter. War daher ein 
tiere Mißſtimmung auf innerer Seite darüber nicht nur cr 
flärlich, Sondern auch ſehr berechtigt, jo glaubte ich doch, daß 
wir ums bei der Beantwwortung der uns allein vorliegenden 
Frage, ob wir dem, auf Grund des hannoverſchen Vertrags 
nen zu conſtitnirenden Jollvereine beitreteit wollten, von jene! 
Mißſtimmung in Feiner Weije leiten oder beeinflufjen fallen 
diirften, Den Vertrag vielmehr als eine gegebene Thatſache 
anſehen und ihn völlig unberangen, allen vom Standpunkt 
der Jüchlischen Intereſſen aus, prüfen und beurtheilen müßten. 
Nom Diefem Standpunkte aus ſchien es mir nun in Doug 
auf Die fünftige Geitaltung des Zollvereins und jeiner Ver 
faſſung Für uns nicht ungünitig, daß durch Den Zutritt 
Hannovers das große lebergewicht Preußens etwas abgeſchwächt 
wurde. In finanzieller Hinſicht dagegen war der Vertrag 
für uns, darüber fonnte fein Zweifel bejtehen, hödjit nad: 
theilig, da durch Die Herabſetzung der Zölle auf Colonial— 
waaren aller Art, Wein n. ſ. w., ſowie in Folge des, den 
Staaten des Steuervereins bewilligten, jehr bedeutenden Pr’ 
cipuums, unjere Zoll-Einnahnen ganz ‚wejentlich vermindert 
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wendigfeit eines durchaus gemeinchaftlichen Handelns darzu— 
legen und etwaigen Neigungen, ſich von dem Zollvereine zu 
trennen, entgegen zu arbeiten. Aus den unter dem 17. umd 
18. September von Herrn von Schimpff erſtatteten Berichten 
ergab ji) denn auch, daß Herr von der Pfordten, über das 
preußiſche Verfahren im hohen Grade aufgeregt, bereits von 
der Idee geſprochen hatte, daß die ſüd- und mitteldeutjden 
Staaten Dem preußiichen Zollverein nicht wieder beitreten, 
jondern einen bejonderen, jelbjtändigen Verein bilden jollten, 
und Day Herr von Schimpff Ichon jeine Bedenken dagegen 
geäußert hatte. Aufgefordert durch Herrn von Bent, ihm 
meine Anfichten über dieſen Punkt mitzutheilen, that id) die 
m einem vfficiellen Schreiben vom 21. September, in welden 
id) anbeim gab, damit nicht von einem der ſüddeitſchen 
Staaten Schritte gethan würden, die ſpäter Verlegenheiten 
herbeiführen fünnten, ſchon jegt im diplomatischen Wege in 
München vecht beitimmt darauf hinzuweiſen, daß Sachſen — 
und wahrjcheinlich Kurheſſen und die Thüringijchen Staaten 
ebenſo — nie in der Lage jein würden, mit Bayern, Württem⸗ 
berg, Baden und Hefjen-Darmjtadt einen ſüd- und mittels 
dentſchen Zollverein zu bilden.“ Dieſe Erklärung iſt jedoch 
damals nicht, wenigſtens nicht in dieſer beſtimmten Form ab⸗ 
gegeben worden, da Beuſt es als unſere Hauptaufgabe anſah— 
den bisherigen Verband mit den ſüddeutſchen Staaten auf 
vecht zu erhalten und als mäßigendes Element einen übereilten 
Austritt Derjelben aus Dem Zollverein zu verhindern, der um 
jo mehr zu befürchten jchten, als man allgemein annahm, 
Preußen werde bei dem Abſchluſſe des neuen Zollvereins eine 
Herabjegung der Zölle im freihändlerifchen Sinne und einc 
andere Abſtimmungsmodalität verlangen, durch welche ihm die 
Deajorität der Stimmen unbedingt gefichert werde. Auch hatten 
wir damals ſchon im Allgemeinen Kenntniß Davon, daß Oeſter⸗ 
rei) die von Preußen herbeigeführte Spaltung im Zollverein 
und die hochgradige Verbitterung, die namentlich in Münden 
darüber herrjchte, Denugen werde, um eine Sprengung die 
Jollvereins zu dverfuchen. 

In der That hatte auch die öſterreichiſche Regierung, die 
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Jet verhandeltt, get nen Handelsvertrag mit Oeiferreich 
aui die ZJeit dom ]. Janmar ISD4 wit Sicher zu Ttellen, wenn 
auch der formell Abichluß desſelben naturlich micht eher erfolgen 
konnte, als bis die Fortdauer des Jollvereius auf dieſe Zeit 
entiehieden war. Es konnten daher die, jedenfalls längere Zeit 
mAnipruch nehmenden Verhandlungen mit Cofterreich recht 
gut gleichzeitig mit Den Verhandlungen über den Wut 
abtchlus; des Zollvereins ſtattfinden: es wäre Dies ſogar ſehr 
zweckmäßig geweſen, da der Handelevertrag unter allen Um: 
ſtänden einen gewiſſen Einiluß auf die Tarifbeſtimmuugen 
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aut PiNmeertr Er Verbündeten Rückſicht zu nehmen, 
„2 2# Bnirı Wrmire trwrartet werden mülle, daß es bei 
“r Weovvrforgenom Berun nech diel weiter gehn und Is 
urzrzrs Dr Ler⸗eriiung und tm Dem Tariie Dos ol: 
2 „tlaramm mer, die wier, telbte wenn ſie für um 

yrizchka mtr Dec wärden annehmen müjien, wel 

2 gsımg Widerivtut kommen roten Räckhalt bitten. 
Ihr ons gar ozzmo ielden zu gewähren. schlug Oeſterreich 
‚ robeironbor amd greichzeitig mit den offenen Tr 
Iundlurgen urer rar Handelsvertrag und einen Sollur 
DE werben Teſterreich und Dem ganzen 
Hellrernaun, einichlickülich Preußens. auch noch tn geheim zu 
Peitiden Coniereuzen über einen eventuellen Jollvereinigung— 
ılrag mit Oeſterreich ohne Preußen auf Grund des ji 
dent Behnie ſchon mit dem oben erwähnten Memoire mit 
a th.ilten Entwurfs vines ſolchen Vertrags zu verhandeln 
Iabet crtlärte Die öſterreichiſche Regierung, daß ſie uns, wen 
dr ſolcher Vertrag wirklich zu Stande käme, für alle Fäll 
unjere vollen, zeitherigen Zolleinnahmen garantiren wolle 
Gegen dieſen Vorſchlag gingen mir ſofort ſehr erhebliche Ve 
denken bei; denn, Da ich eine jede Zolleinigung der jüd- un 
mitteldeutjchen Staaten mit Teiterreich ohne Preußen fü 
unausführbar bielt und überzeugt war, daß dies bei eine 
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Schlußprotokoll zu unterzeichnen, deſſen Entwurf ſie zugleid 
vorlegte. In dem letzteren war jedoch nicht nur die definitiv 
Annahme der Verträge unter A. und B. Sciten aller Bethe: 
ligten ausgeſprochen, jondern es waren darin auch gewiſſ 
Fälle bezeichnet, bei deren Eintritt auch der Vertrag C. an 
genommen, d. h. alfo aud) die Jollvereimigung mit Oeſterreich 
ohne Preußen definitiv abgejchlojjen werden jollte. Zu diefen 
‚süllen gebörte u. A. auch der, wenn Preußen ſich weigern 
jollte, zu den Verhandlungen über den Wiederabſchluß des 
Hollwercins einen öſterreichiſchen Bevollmächtigten „einzu: 
laden“. Dieſes Verlangen war eben jo unerwartet, wie m: 
erfüllbar. Ter, allen früheren Erklärungen zuwider, jet ver 
langte Abſchluß der Verträge A. und B. wäre gleichbedeutend 
geweſen mit der Auflöſung des Zollvereins. Das Verlangen 
aber, im gewijjen Fällen, deren Vermeidung gar nit in 
unſerer Macht lag, aud) den Vertrag C. unbedingt anzund- 
men, obgleich wir uns mit demſelben nicht einverſtanden hatten, 
weil er den wichtigiten Intereffen Sachjens widerjprad, je 
für Sachſen geradezu mmansführbar war, Dies Verlanger 
jeigte Har, welches der eigentliche Zweck Oeſterreichs war, uni 
dab; wir nur beugt werden jollten, um ſpecifiſch öſterreichiſche 
uns großen Theils gan, fern liegende, politische Zwede zu 
erreichen. Die bayeriſche Regierung war deſſenungeachtet ge: 
neigt, auf das Öfterreichiiche Werlangen einzugehen, und nl 
deshalb die Miniſter der betheiligten Staaten zu einer Con: 
ferenz nach) Bamberg ein. Auch unfere Bevollmächtigten ir 
Wien, der Geſandte don Könueritz und Herr von Schimpff 
vietben Day. Herr von Beuſt verfannte zwar die großen 
Gefahren der öſterreichiſchen Vorjchläge keineswegs, hielt & 
aber doch auch für Schr bedenklich, ung durch eine einfody 
Ablehnung derſelben Tefterreich ganz zu entfremden und uns 
jeiner Unterftügung gegen Preußen zu berauben; hoffte wohl 
auch, daß Legteres, wenn die Auflöfung des Bollvereins mil 
ihm und der Abſchluß eines jolchen mit Dejterreich außerdem 
unvermeidlich erfcheine, am Ende doch noch nachgeben werte. Er 
zauderte Daher zunächjt mit einer bejtimmten Ausſprache, die 
er don dem Ausgange der Bamberger Conferenzen abhängig 
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ſchließen, dal; möglicher Weiſe ein Zuſtand kommen könne, 
wo Zachjen dennoch, wenn nicht die weſentlichſten Intereſſen 
Des Yandes auf das Spiel geſetzt werden Jollten, gezwungen 
werden fünnte, aus dem Zollverein auszutreten. 

Dieſe Befürchtung beſtand noch im vollen Umfange, als 
Oeſterreich mit ſeinen Vorfchlägen hervortrat. Leßtere waren 
anfünglich ſehr allgemein gehalten, gaben ung für den all, 
da; wir aus Dem Zollverein austreten wollten, gewiſſe al: 
gemeine Inſicherungen und erklärten, daß der Abſchluß cines 
eventuellen Vertrags mit Oeſterreich ſchon jet und fir jeden 
Fall nothwendig jet, damit wir diefelbe Poſition erhielten, 
die Preußen ich durch den Vertrag mit Hannover verichafft 
hätte. Dabei erklärte die Öfterreichiiche Regierung, ſie müſſe 
jelbjt wünschen, daß der Zollverein erhalten werde und daher 
fein Staat wegen des hannoverſchen Vertrags austrete, dem 
der eigentliche öfterreichiiche Plan, die allgemeine Zolleinigung 
zwiſchen Oeſterreich und Deutjchland, könne nur durch Ber 
bandlungen mut bereits beitehenden Zollgruppen, nicht durch 
jolche mit den einzelnen Staaten, erreicht werden. Dagegen 
beſtand Teiterreich darauf, daß die künftige Zolleinigung cr> 
reichbar bleiben müſſe, und das künne nur gejchehen, wenn 
der Zollverein jeine bisherige Zollpolitik beibehalte und nicht 
zum Freihandelsſyſtem übergehe, aud) der Einfluß Preußene 
im Jollverein nicht zu jebr ausgedehnt, alfo das Veto Kr 
einzelnen Staaten beibehalten werde. 

In diefen beiden Punkten, die ja ganz weſentlich and) 
int Intereffe der einzelnen Bollvereinsitaaten lagen, wolte 
uns nun Oeſterreich auf doppelte Weife unterjtügen, cinmal 
durch jeine Theilnahme an den Berliner Verhandlungen über 
den Wirderabjchluß der Zollvereinsverträge und fodann durch 
den Abjchluß eines Eventualvertrags über eine Zolleinigung 
zwiſchen Defterreich, Bayern, Sachſen ꝛc. ohne Theilnahme 
von Prenßen. Es wurde aljo damals jelbjt von der öſter⸗ 
reichiſchen Regiernng der Abſchluß eines eventuellen Zollver— 
einigungsvertrages nur zu dem Zwecke vorgeſchlagen, um un 
für den Fall, day wir zum Austritt aus dem Zollverein 9% 
nöthigt werden ſollten, eine Schadloshaltung in Ausficht zu 
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dal; untere Stellung Preußen gegenüber dadurd) leicht nod 
ungiimtiger werden könne. Es wurden daher die jächliichen 
Bevollmächtigten ſpeciell dahin inſtruirt, daß die ſächſiſche 
Regierung die beabſichtigten geheimen Verhandlungen über 
den Entwurf des Eventualvertrags nur als ein Mittel be— 
trachte, klar überſehen zn können, auf was Sachſen zu rechnen 
habe, wenn es zum Austritt aus dein Zollverein gezwungen 
werde, daß tie ſich aber keinesfalls Durch einen, wenn aud 
nur eventuell abzufchlickenden, Vertrag für die Zukunft binden 
lajjen werde. Der Berlauf der geheimen Verhandlungen 
rechtfertigte nun auch alle unſere Beforgniffe in vollem Mapı, 
denn er jegte es aufer allen Sweifel, daß wenigjtens für 
Sachſen eine Zolleinigung mit Oeſterreich ohne den Beitritt 
von Preußen nur mit den größten Nachtheilen für die ma 
teriellen Intereffen des Landes ausführbar ſei. Deſſen un 
geachtet nahm Tejterreid nad) Schluß dieſer Verhandlungen 
eine gänzlich veränderte Haltung an und trat nunmehr mit 
dem bejtimmten Verlangen hervor, daß wir uns verbindlich 
machen ſollten, in gewifjen, im Voraus feſtzuſtellenden Fallen 
aus dem Zollverein auszutreten und einen Bollverein mit 
Oeſterreich ohne Preußen abzuſchließen. Dies ſchien mir 
num Ear zu beweiſen, was eigentlich die Abjicht und KT 
Iweck der öfterreichifchen Politik in diefer ganzen Angelegen— 
beit war. Tas phantaftische Bild einer großen mitteleuro— 
päiſchen Bolleinigung, welches damals den öſterreichiſchen 
Stuatsmännern „vorſchwebte“, war nichts als cin Mittel, um 
den Sollverein, auf dem em großer. Theil der Macht und 
Bedentung Preußens berubte, zu ſprengen und dadurd) dieſc 
Macht herabzudrücken, es jollte alfo einem jpeciell öſterreichi⸗ 
schen politischen Intereffe dienen. Unjer Wohl und Vehe 
kam dabei nur in ſoweit in Frage, als Oeſterreich natürlich 
ſeinen politiſchen Plan nicht durchführen konnte, wenn 6 
uns nicht durch die Ausficht auf die Vortheile einer künftigen 
Jolleinigung und durch cine geſchickte Verwickelung in ar 
ſcheinend ganz unverfängliche Verhandlungen zum Austritt aus 
dem Zollverein zu bewegen vermochte. Auf jolche Pläne konnten 
wir natürlich nicht eingeben; unſer Verhalten in Diejer ge 
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wie die Anſichten einzelner maßgebender Perſönlichkeiten. 
Wenn daher in jener Zeit die Haltung Oeſterreichs gegen 
uns in bobem Grade zuvorfommend und uns hilfreich unter: 
jtügend war, während Preußen gegen ung durchaus abjtopend 
und verlegend auftrat, jo fonnte ſich dieſes Verhältniß jehr 
bald ändern: auf jo mmfichere Stunmungen konnten wir die 
ZJukunft der materiellen Intereſſen Sachjens nicht begründen. 
Sie verlangten eine feitere und beſſer gejicherte Baſis, und 
dieſe konnte nur in der möglichiten Gleichheit und Ueberein⸗ 
ſtimmung der Productions: und der Verkehrsverhältniſſe mit 
denen Sachſens gefunden werden, durd) welche cine dauernde 
und jeſte, von dem Wechſel politischer Auffajjungen nicht ge 
ſtörte Uebereinſtimmung der materiellen und Handelspolitiichen 
Intereſſen auch für eine längere Zukunft ſicher gejtellt wurd. 
Daß mm eine Jolche Uebereinſtimmung nur mit Preußen ſtatt— 
fand, aber nicht mit Oeſterreich, bedurfte keines Beweiſchk 
Die Geſchichte des Zollvereins hatte gezeugt, daß im der Kegel 
eine jede handelspolitiſche Mapregel die günjtig für Preußen 
war, ſich auch für Zachjen vortheilhaft erwies; die geheimen Ber: 
bandlungen in Wien hatten cs aber außer allen Zweifel geicht, 
dat; Die Maßregeln, welche unbedingt notwendig jchienen, um 
wichtige Öfterreichtiche Intereffen zu jchügen, nicht ausführbat 
waren, ohne ganz wejentliche Intereſſen Sachjens zu verlegen. 

Mußte ich mich daher ſchon aus diefem Grunde für di 
Ablehnung der öfterreichifchen Vorſchläge und das unbedingte 
Feithalten am Zollverein erflären, jo wurde mir dies um ſo 
Leichter, als durch Die kurz vorber erfolgte Einladung Preußend 
zu Verhandlungen über die Fortjegung des Zollvereind und 
Die Derjelben beigegebene ausführliche Denkſchrift die ganze 
Angelegenbeit in eine andere, für uns mehr beruhigende Lage 
gefommen war. Jene Denfjchrift enthielt nämlich keinen 
Vorjchlag, der eine irgend erhebfiche Abänderung der Ber 
faſſung des Jollvereins Dezwecte und feine Hindeutung daran) 
daß es die Abjicht jei, weitere Veränderungen der Verein® 
tarife im freihändlerischen Summe zu beantragen, als durch 
den hannoverſchen Vertrag nothwendig wurden. Wenn ſich 
ſchon hierdurch die oben angedeuteten Bedenken gegen die 
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beit zo amt, ob Rreußen dann Die Verhandlungch 
reich farmmtsu  abrcaben werde. Jur Beiprechung über die 
ahzugehende Erklarung ichlug er cine anderweite Miniſcerial— 
tet, der, ſprach aber ſeine vorlänfige Meinung zu— 
lei vühin aus, daß man Dem preußiſchen Verlangen U 
wre erſten Theile entſprechen und dem hannoverſchen Ver— 
trage mit Den in Berlin bereits verabredeten Modificationch 
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einen ſolchen künftig abzujchlichen, oder auch die Feſtſtellung 
eines Termins über den Beginn von Verhandlungen darüber 
nicht als cine ſolche Feſtſtellung anſehn, müſſe vielmehr die 
Reitimmung eines Anfangstermins für die Zolleinigung jelbit 
ſchon jegt verlangen und fünne hiervon nur dann abjehn, 
wenn der bisberige Zollverein nur auf cine kürzere, der Tauer 
des Handelsvertrags mit Oeſterreich entjprechende Zeit ab: 
geichlotfen werde. 

2. Sie werde auch über diefen Handel3vertrag auf feiner 
anderen Baſis verbandeln, als auf der des Wiener Entwurfes 
unter \.. insbeſondere nicht auf Grund der früheren preußt 
ſchen Vorſchläge, wenn ſie aud) auf der Form jenes Entwurfs 
nicht beitche. 

3. Sie müſſe jedes Verſchieben der Eröffnung oder de 
Abſchluſſes Der Verhandlungen mit Tefterreich, über den Ter⸗ 
min des Abſchluſſes des Zollvereins hinaus, als ein völlige 
Fallenlaſſen jener Verhandlungen anjehn und daher 

4. annehmen, dat; diejenigen Staaten, welche der preußi⸗ 
jchen Erklärung vom %. Juli gegenüber am 26. Xuguit 
doch wieder Revollmächtigte nach Berlin ſchicken würden, von 
den in Wien getroffenen Vereinbarungen wieder zurüdtreten 
wollten; Ne werde ſich Daher in dieſem Falle auch an ihre 
eigenen Erklärungen wegen einer fünftigen Zollemigung um 
wegen der eventuellen Garantie der bisherigen Zoll-Einnahmen 
der Vereinsttaaten nicht weiter für gebunden erachten. 

Am Schluſſe verlangte die öſterreichiſche Regierung von 
ſämmtlichen verbündeten Negierungen eine, noch vor dem 
16. Anguſt abzugebende beitimmte Erklärung darüber, MP 
fie, jolange Preußen den in Darmitadt und in Wien fat 
geitellten Grundſätzen entgegentrete, ſich an weiteren Ver— 
bandlumgen mit Preußen nicht betheiligen würden, wobe I 
in fait drohender Weiſe darauf bindentete, dab nur durd) cin 
jolches Verhalten die Anfrechterbaltung des föderativen Per 
bandes ter Den Deutjchen Staaten gefichert werden Fönnt. 

Sleichzeitig mit dieſer Tepejche wurden in Dredden 
einige Bemerkungen des öſterreichiſchen Gabinets zu Der 
Beuſt'ſchen Schrift vom 26. Juli in vertrauficher Weiſe 
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in diefem bayeriſchen Eirculare gemachten Vorſchläge zu emer 
gemeinjamen Erklärung in allen wejentlichen Punkten mit 
den von Beuft unter dem 26. Zuli gemachten Rorjchlägen 
überein. 

Ron dieſen Vorkommmniffen erhielt ich die erite aber nod 
ſehr unvolljtändige Nachricht durch einen furzen und unklaren 
Brief vom Miniſter Behr, der mic) dringend bat, bald 
wieder nac) Dresden zurüdzutommen, da in den nächſten 
Tagen die wichtigiten Entjchlüffe nöthig werden müßten. Auch 
jchrieb mir Beuft von Wien aus einen ausführlichen Bried, 
in welchen er mir die veränderte Lage der Dinge mittheilte 
und bierbei — mir gegenüber zum eriten Male — die An— 
jicht ausfprach: „wir dürften nicht nachgeben; wenn alje 
Prenßen nicht nachgebe, Jo müſſe der Zollverein mit Preußen 
anfgelöit und ein anderer mit Oeſterreich abgeſchloſſen werden“. 
Das war für mic) das erſte Zeichen, daß Beujt entweder 
jeit Diefer Wiener Reife feine Haltung in der Zollvereins 
kriſis gänzlich verändert hatte, oder daß er es erſt jest für ge: 
boten hielt, mit feiner eigentlichen Anficht mir gegenüber offer 
hervorzutreten. 

Unter diefen Umſtänden entſchloß ich mich, meine Kur 
ſofort abzubrechen und Direct nach Drezden zurüdzugehn, WE 
ich am 14. Auguft 1852 eintraf. Beuft war nad) jene! 
Rückkehr von Wien ſofort nach Stuttgart zu nenen Mint: 
jterialconferenzen gereiſt und von dort noch nicht wieder zu 
vückgetebrt; auch war über das, was dort beichloffen worden 
noch) nichts befannt. Ten Miniſter Behr fand ich in hoher 
Grade verftimmt und verlegt; Beuſt habe, jagte er mir, ein 
„Promemoria“ nad) Wien und an die verbündeten Regterunges 
gejchiett, ohne ihm, Behr, ein Wort davon zu fügen, obgleid 
es durchaus ſein Reſſort betreffe; daß Beuſt nad) Wien ge: 
vet jet, habe er, Behr, erit aus den Zeitungen erſehen, e1 
wifje heute noch nicht, was Beuſt dort verabredet und ver⸗ 
jprochen habe. Durch dies alles war er fo beleidigt, daß et 
nun ganz bejtimmt von feinem baldigen Abgange ſprach und 
mir das Verjprechen abnahm, mic) ihm feſt anzujchlichen 
und mich nicht von ihm zu trennen. Zſchinsky Dagegen wur 
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cingebend behandelte. Als ich einige Tage nach Ueberg 
diefer Schrift den König beim Vortrag Jah, empfing er ı 
ſehr freundlich und wohlwollend, aber mit der Bemerku 
„er babe meine Eingabe gelejen, halte es aber nicht an 
Zeit, jegt mit mir darüber zu ſprechen; wenn Diele 
fomme, werde er c& thun und mir jeine Anſichten 
dertelben Tffenbeit und Beſtimmtheit mittheilen, 
derich ibm meine Anſicht ausgejprochen habe; bis da 
mwüniche er, daß ziviſchen uns von der Sache nicht weiter 
Rede et“. 

In Stuttgart war eine, an jich ganz zweckmäßige u 
den Verhältniſſen entiprechende Erklärung beſchloſſen word 
welche in Berlin abgegeben werden jollte. In derjelben erklärt 
sich die Verbündeten ohne Weiteres bereit, den hannoverſch 
Rertrag, mit den in Berlin bereits vorläufig bejprochenen Rot 
ficationen. anzunchmen, wogegen fie bezüglid) der fünftig 
Verhandlungen mit Telterreih vor Abgabe einer bejtunmt 
Erflärung über den Termin des Beginns der Verhandlung 
noch eine Auskunft Darüber ich erbaten, ob und in wien 
Preußen den in Wien verabredeten Entwurf eines Handel 
und ;Jollvertrage als Baſis für dieſe Verhandlungen and 
konnen wolle. Da dieſe Iegtere Frage in Zujammenbang m 
dem Wortlaute der preußifchen Erflärung vom 20. Juli nid 
wohl anders veritanden werden konnte, als jo, daß die & 
bündeten Dann, wenn die preußiſche Antwort bejahend au 
falle, Sich mit dem Aufſchub der Verhandlungen bis nad A 
ſchluß des Zollvereins einverſtehen wollten, jo hätten wi 
Behr und ich, uns unbedenklich damit einverſtehen fünne 
Allein jo war es nicht gemeint. Aus den aufgenommen 
Trotofollen und der darauf beruhenden Jnſtruction d 
Commiſſare ging vielmehr hervor, daß man nur in Bezi 
auf die Yolleinigung mit Oejterreid) darein willigen wol 
dar der Abſchluß jegt noch nicht erfolge, aber auch dies m 
unter der Vedingung, daß der Zollverein blos auf adıt Jah) 
abgejchloffen werde und Preußen bejtimmt verjpreche, mi 
deſtens ein Jahr vor Beendigung des Zollvereins die Ver 
handlungen mit Oeſterreich wegen ‚der BZollvereinigung 5 
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antworten und die Berhandlungen abbrechen, dadurch aber 
die Gehäſſigkeit eines definitiven Bruches, der natürlich in 
ganz Dentjchland höchſt unerwünjcht und unpopulär geweien 
wäre, auf fich nehmen werde. Die Verhältniffe hatten ſich 
eben Direct umgekehrt. Während Preußen anfänglich die 
ſchroffe Form für den Abſchluß des Vertrages mit Hannover 
Lediglich zu dem Zwede wählte, um einen großen politijcen 
Erfolg zu erlangen und Dejterreich und die Mitteljtaaten zu 
demütbigen, wollten Letztere jegt die, allerdings durch Preu⸗ 
ßens Schuld herbeigeführte Situation dazu ausnugen, um 
Preußen eine politiiche Niederlage, eine Demüthigung zu de 
reiten, und dachten dabei nicht im Entferntejten daran, welden 
unermeßlichen Schaden ſie dadurd) ihren eigenen Ländern be 
reiten fonnten. So entſchieden ich mich aber auch in dieſen 
Sinne gegen Beuft ausſprach, jo blieb mir doch damals nichts 
übrig, als abzuwarten, wie man in Berlin die Sadıe auf 
faffen und was man auf die gejtellte Frage antworten werd. 
Ich bemußte jedoch diefe Gelegenheit, um Beuſt bejtimmt zu 
erflären, daß ich mich an feinem Schritte betheiligen werd, 
der in ſeinen Conſequenzen zur Auflöjung des ;ollverein 
führen könne, und ich daher, wenn an einem jolchen Schnitte 
ſich Sachjen betbeiligen jollte, jedenfalls den König um meint 
Entlaffung bitten werde. Cine gleiche Erklärung hatte ich 
schon vorher an Zſchinsky abgegeben, und ihm gejagt, daB, 
wenn er eine Trennung im Geſammtminiſterium vermeiden 
wolle, er als Vorſitzender desjelben dafür ſorgen müffe, daB 
Beuſt nicht zu weit gehe. Zſchinsky zeigte jedoch auch hierbei 
wieder eine große Sleichgültigkett gegen die Sache, und ant- 
wortete mir, „er könne ſich nicht denken, day die Auflöſung 
des Jollvereines ein großes Unglüd für das Land ſei, die 
werde übertrieben!" Endlich bat er mic), nicht zu überſehen, 
welche nnangenehme Folgen mein Austritt aus dem Mini 
ſterium haben müſſe, da er allein nicht im Stande jei; die 
Trennung der Juſtiz don der Verwaltung und die damit Wr 
bundenen neuen Organijationen, dem Widerfpruche Beuſts 
gegenüber, durchzuführen. 

In Berlin ſchienen anfänglich die Anfichten zu jchwanten; 
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abgeſchloſſen werde, indem ſie die großen Uebelſtände hervor: 
hob, welche mit einer kürzeren Vertragsdauer verbunden ſein 
würden. Dieſer, ſofort veröffentlichten Erklärung folgte jedoch 
unter demſelben Tage eine damals nicht veröffentlichte 
Note, in welcher in einer keineswegs freundlichen, ſondern im 
Gegentheil ziemlich Icharfen und ſchroffen Sprache conitatirt 
wurde, daß die Zugeſtändniſſe der Erklärung vom 30. Auguſt 
Das Aeußerſte jeten, wozu ſich Breußen berbeilafien könne, und 
daß die Rückſicht auf die betheiligten Intereſſen ein längeres 
Juwarten nicht geitatte. Damit war die Erflärung verbunden, 
dag, wenn die Jieben Stuaten nicht bis zum 15. September 
ihre unbedingte Zuſtimmung zu der preußifchen Auffaſſung 
erflärten, Die Verhandlungen jedenfalls definitiv abgebrodgen 
werden müßten. Der drohende Inhalt diejer cigentlid) garıa 
unnötbigen Note war freilich) ſehr geeignet, den guten Ein— 
druck der Erklärung vom 30. Auguſt abzujchwäden oder 
vielmehr ganz wieder aufzuheben. Wenn man die Fafjung und 
den Inhalt dieſer beiden gleichzeitigen Schriftitüde vergleicht, 
jo kann man nicht im Zweifel darüber jein, day fie die Folge 
eines Compromiſſes zwijchen Den beiden obenenwähnten Art 
Jichten im Berliner Miniſterium waren, von Denen die entre 
in der freundlichen Erklärung, die andere in der gleichzeitige #3 
drohenden Note ihren Ausdruck gefunden hatte. 

Zur Berathung über die hierauf zu ertheilende Antworf 
jollte in den nächjten Tagen wiederum eine Miniſterial-Con⸗ 
fevenz und zwar Diesmal in München jtattfinden. Zur Vor- 
bereitung dafür hatten wir am 2. September eine Beipredhung - 
an welcher außer mir, Beuſt und Behr auch noch Miniſter 
Iſchinsky und unſer Bevollmächtigter bei den Berliner Con⸗ 
ferenzen, Herr von Schimpff, Antheil nahmen. Hier zeigte ſich 
Beuſt wieder in einer auffallend verſöhnlichen Stimmung und 
jehr geneigt, die prenßiſche Erklärung im mildelten Stune 
aufzufaſſen. Es gelang auch bald, der legteren eine Seite 
abzugewinnen, die eine weitere Annäherung möglich made - 
Indem nämlich Preußen in jener Erklärung ſich bejtimmf 
darüber ausiprach, welche Punkte des Wiener Entwurfes A- 
es unbedingt ablehnen müfje, welche desjelben es ohne Wei— 
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wriobnliben Sinne zu wirken und eine Vereinigung herbeiz! 
rabren. Im demſelben Sinne trug er auch die Sache a 
12. September in ciner in Pillnig jtattfindenden Sitzung di 
Geſammminiiteriums im Beiſein des Königs vor, der une 
Auiaiſung ebenialls billige und den Borichlag einer ©: 
"rung Danach genehmigte. Für den Fall aber, dat Preuße 
gar nicht nachgeben und Die gleichzeitigen Verhandlungen ur 
bedingt ablehnen tollte, Ichlug Beuit jelbit noch vor, dag dan 
der alte Jollpereinsverttag unter Annahme des hannoverſche! 
traas abgeiſchloſſen und nur die Ratiftcation jo lange au? 
niert bleiben elle, bis der Dandelsvertrag mit Oeſterreid 
abarcichleſſen ter. Auch Dies wurde vom König genehmigt. 
Warn, Duden verſchieden wuren aber die Auffaſſungen un 
Wien und in Münden. Tas Wiener Tabinet, weiches ſchon 
vor Der Stuttgarter Berprechung den unbedingten Abbrud der 
Verbandtungen ın Berlin verlangt hatte, wiederholte jegt 
dies Verlangen in der beitimmteiten Weiſe, forderte unbedingt, 
dar feine werentlidien Aenderungen an dem Entwurfe A. vor 
genommen würden, umd daß, wenn man den Anfangstermii 
der Jolleinigung nicht jorort feitfegen wolle, der Zollverein 
nur auf ſechs höchitens acht Jahre aögeſchloſſen werde. Tab 
iprach es ĩtets 10, als ob Die ſieben Staaten durch die Wienet 
Vertragsentwürie unbedingt verpflichtet umd Daher gebunden 
jeien. zu allem, was tie in Berlin thun und erflären wollten, 
Die vorherige Zuſtimmung Oeſterreichs einzuholen. Bent 
mußte daher in Wien ſehr bejtimmt darauf aufmerham 
machen, daß Diele Auffaſſung nicht zutreffe, daß wenigſtene 
Sachſen ſich gar nicht gebunden, vielmehr ein darauf ge 
vichtetes früberes Verlangen Oeſterreichs ausdrücklich abgelehnt 
babe und daß Daber, wenn wir aud) die Wiener Verträge 
nicht eimjeitig abändern Fünnten, doc aud) eine abjolute Ber: 
Weigerung Der von uns etwa noch zu winjchenden Abänder 
ungen derſelben Seiten Oeſterreichs uns an Der Erneuerung 
des Jollvereins nicht hindern Fünne Ju Münden dagegen 
jtand Herr von der Pfordten ganz auf dem Standpunkt Toter 
reichs; er faßte die preußiſche Grflärung als eine durchaus 
ablehnende auf, die nur, um die öffentliche Meinung zu täu— 
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nach jeiner Rückkehr am 22. September die Münchener Be: 
ichlüffe dem Geſammtminiſterium mittheilte. Da fic dabei 
ergab, day die in München verabredete Erflärung auf einem 
von Beust jelbit gefertigten Entwurfe beruhte, welcher mit 
den am 2. und 12. September im Öejfammtminijtertum ges 
faßten und vom Könige genehmigten Beſchlüſſen nicht übers 
einſtimmte, jo erklärte Beuſt zur Grläuterung dieſes Um: 
tandes, daß er ſofort nach feiner Ankunft in Menden 
ſich überzeugt habe, da) die Auffaſſungen ſowohl der bayen: 
jchen, als der übrigen betheiligten Regierungen den unjrigen 
Direct entgegengejegte jeten, er daher mit dem Feſthalten 
unjerer Anfichten durchaus nicht® erreicht, vielmehr allen 
Einfluß auf die zu fallenden Beſchlüſſe verloren haben 
würde, md daß er jich in Folge dejjen entſchloſſen habe, 
unſere jedenfalls ausſichtsloſen Vorſchläge fallen zu laſſen 
und um die Annahme eines von anderer Seite vorgelegten, 
ſchroff und verletzend abgefaßten Entwurfes zu verhindern, 
ſelbſt einen milder und ruhiger gefaßten Entwurf vorzulegen, 
der ſchlüßlich auch angenommen worden ſei. Hierzu babe et 
ſich auch den Beſchlüſſen des Geſammtminiſteriums gegenüber, 
in ſeiner Eigenſchaft als verantwortlicher Miniſter, für be⸗ 
rechtigt gehalten, und müſſe nun dem Geſammtminiſterim 
überlaſſen, ob es ihn deshalb desavoniren und fallen laſſen 
wolle. Ber diefen Verhandlungen ſprach übrigens Herr von 
Beuſt aus, daß der Abſchluß des Zollvereins im Jahre 183 
ſeiner Anſicht nach eine unglücliche Maßregel, ein politiſcher 
Fehler geweſen ſei, der jetzt nicht wiederholt werden dürk, 
daß er aber auch den Wert) des Zollvereins für die mate 
riellen Intereſſen Sachſens nicht jo Hoc) anſchlagen könnr, 
daß auf die Erhaltung desſelben, den entgegenſtehenden poli— 
tiſchen Rückſichten gegenüber, ein entſcheidendes Gewicht gelegt 
werden dürfe. | 

Dieſe Anfichten jtanden den meinigen Fo entjchieden und 
unvereinbar gegenüber, day mir nun nichts mehr übrig blieb, 
als die Erflärung, daß bei diefer totalen Verſchiedenheit 
unferer Anfichten jede weitere Discuſſion zwecklos und die 
Entjcheidung der Sache viehnehr Tediglich dem Könige zu 





cin acgenüber in ſich cinig und feit auftreten könne. E 
rag zaun bei uns an, ob wir das thun und uns munmeh 
x Ariicht der Majorität aufrichtig anſchließen und diejch 
img untrtügen wollten. Dann fügte er noch mit bewegte 
ren: binsu, daß ve ihm ſehr ſchmerzlich jein würde, wen 
zz be imma werlalien wollten und er jich daher von Mäs 
Z2 tmenmen müſſe. Die er hoch achte, mit denen cr gem 
GerReet babe und mit Denen er nod länger zu arbeien 
ziride. Wir Vollten aber nur unferer eigenen licherzcugumg 
ren tere Achtung und je Woblwollen werde uns umge 
ssmülert bleiben, auch wenn wir jeine Anjichten nicht theila 
seen. Die ganze Anrede des Königs wurde in jchr bey 
xe mobiwollendem Zone geſprochen. 

Id antwortete Zr. Majeſtät, daß ich vollfommen daven 
Serhdrungen fe, daß in einem jo bedenflichen Momente ei 
sertinge Krigkeit im Geſammtminiſterium herrſchen müſt 
=> daber die Miniter, welche die gefaßten Beſchlüſſe mh 
Strg nicht vertheidigen könnten, auch nicht bleiben dürften 
It !örne much unmoglid) verpflichten, Mafregeln mit dung 
sarzönen, weiche Die Auflöſung Des Sollvereins zur not 
rigen solge baben mühten. Ueberhaupt jei in Diekt 
zz wie mir und Beuſt cine ſolche Nerjchiedenheit der 
Worzzger bermergetreten, daß wir in Derjelben unmögid 
ZU sutenmer wirken fönuten. 

Wiarieer Behr erwiderte dagegen: er jei durch die Wort 
SZ: Wozerät, inebeiondere durch den Vorwurf, day wir da 
Nam: ERS in einer jo geführlichen Zeit verlajjen 
222° — der Konig batte diefe Worte allerdings mit cin 
‚sen Wadern aber nicht als einen Vorwurf für uns — I 
> ızanfen und gerũhrt, daß er außer Stande fei, ſojott 
sa zunorten, vr bitte Daber, ihm bis morgen Zeit zu lojie 
zu de ſchrutlich zu thuu. 

Auch ih hielt oð für gut, noch einmal au Se. Maje 
Targa ichreiben und meine Auffaſſung und die Gründe, anf 
zen üb meinen Abgang für unvermeidlich hielt, ſchriftlich 
Nerztlogen Ich that dies in einem ausführlichen Schreiben 
rm iedoch aui das Materielle der Sache einzugehen, wat 
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von der Direction des Miniſteriums des Innern an Zſchinsky 
mit der Bitte, es Sr. Majeſtät dem Könige baldigſt zu übers 
aeben. Unmittelbar darauf Fam Erjterer nod) einmal, umd 
war mi Weit, zu mir, um jenen Verſuch zu wiederholen. 
Yepterer ſchien anfänglich ſehr überrajcht über meinen Ent: 
ſchluß, er tche gar femen Grund, weshalb ich abgehn wolk, 
gerade jett würde Dies für Die Regierung und den König 
anßerſt unangenehm tern. Wenn td) mich insbeſondere dadurd 
verlegt jühle, daß der König die Münchener Beſchlüſſe ge 
nehmigt babe, obne mit mir und Behr vorher zu Tpredkn, 
obgleich er gewußt babe, daß wir beide uns Dagegen ars 
geſprochen bätten, jo jet zu bemerken, daß eine vorherige K— 
ſprechung mit uns unmöglich geweſen jei, wegen der Dring 
lichkeit Der Sache, die eine Tofortige Beicheidung des Com 
miſſars tn Berlin nötbig gemacht habe. Er, Beuit, babe 
den König Daher gebeten, nachträglid) mit uns zu jpreden 
und mir und Behr u eröffnen, daß nunmehr, nachdem erm 
der Hauptſache entichieden habe, dieje letztere feinen Gegenstand 
dr Discuſſion im Geſammtminiſterium mehr bilden dirk, 
die Minorität vielmehr der Meajorität ich unterordnen un 
Die letztere im weiteren Fortgang der Sache unterjtügen 
mie. Dabei babe er nicht im Entferntejten daran gedadt, 
uns indirect zum Abgang nöthigen zu wollen; Behr hat 
ich ach Davon überzeugt und finde fein weiteres Bedenken, 
zu bleiben. Wenn ich übrigens annähme, dar in Bezug au 
den Werth Des Jollvereins für Sachſen eine nicht zu be⸗ 
jeitigende Meinungsverſchiedenheit zwiſchen uns herrſche, 10 
ſei Dies nicht zutreffend. Die Aeußerungen von ihn, die mid 
zu Dieter Anſicht gebracht hätten, ſeien im Eifer der Debatten 
gefallene, mündliche Aeußerungen, auf die fein ſo großes & 
wicht zu legen ſei. Wenn er jeine Anfichten über digen 
Punkt schriftlich und ausführlich) darlegen wollte, jo würd 
Vich bald ergeben, wie er jene Bemerkungen gemeint. habe und 
day eine wejentliche Deeinungsverfchiedenheit über dieſen Punkt 
zwiſchen uns wicht bejtehe. 

Ich erwiderte hierauf, day ic) von allen perfönlidkn 
Gefühlen und jeder Empfindlichkeit über das gegen mid) 
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ſelbſt ſchuldig, meinen Platz aufzugeben und einem Andeı 
zu überlaſſen. 

Zſchinsky war dadurch noch nicht überzeugt; er verſuch 
noch einmal, durch Bezugnahme auf die Organijationsplä 
Die nach meinem Abgange aufgegeben werden müßten, mei 
Entjchlüffe zu ändern, indem er es für unrecht crflär 
wegen einer Differenz der Anfichten in einer einzelnen A 
gelegenbeit jo viele wichtige, andere Fragen in Gefahr 
bringen. Beuſt dagegen ſagte mir jegt, abweichend von fein 
anfänglichen Aeußerungen, er fünne mein Verfahren ni 
mißbilligen; könne ich einmal meine Anfichten nicht änder 
jo bliebe mir unter den vorliegenden Umftänden allerdin 
nichts übrig, als zu gchn. Dagegen bat er mid) dringen 
wenigjtens To lange zu warten und meinen Entichluß | 
lange gebeim zu halten, bis eine Nachricht von Berlin darübe 
eingelanfen jei, welche Anfnahme die Münchener Erklären 
dort gefunden habe. Da ich die, für dieſen Wunſch angeführte 
Gründe nicht für unerheblich anſehn konnte und am En 
wenig daranf anfam, ob ich einige Tage cher vder fpätt 
um meine Entlaffung bat, jo willigte id) ein, damit jo lang 
zu warten, bis die Nachricht von Berlin angekommen je 
Ta men Geſuch aber dem Könige bereits vorlag, ſo muß! 
auch deſſen Genehmigung noch dazu eingeholt werden, dat d 
Entſchließung auf dasſelbe jo lange ausgefegt bleibe. Die 
Genehmigung erfolgte am 26. September. 

Am 29, endlich erhielt ich die Mittheilnng, daß die preuß 
che Regierung jogar die Anberaumung einer Conferenz j 
Annahme dev Münchener Erflärung abgelehnt und wiederh 
erflärt babe, mit ums nicht cher weiter verhandeln zu wolle 
als bis wir uns damit einverjtanden hätten, daß die X 
handlungen mit Lefterreich nicht cher, als nad) Abſchli 
des Jollvereins, beginnen fünnten, was nad) der damalig 
Zachlage den völligen Abbruch der Verhandlungen bedeute 
In Bezug auf meine und Behrs Stellung wurde dadut 
gar nichts geändert, wir hatten voraus gejagt, daß es 
kommen müſſe, und eben deshalb den Münchener Belchfäll 
wideriprochen. 





nächjt betheiligte und für die Sache verantwortlid) 
mentsminiſter feinen Grund fand, abzugehn, mei 
nad Außen hin und im den Augen aller derer, Di 
Verhältniffen nicht näher befannt waren, ſich in ci 
ja_hjchen Lichte zeigen und mehr als die Folge cin 
lichen Mißſtimmung und Gereiztheit, wie als cine 
Sachlage bervorgehende, Nothwendigkeit erſcheinen 

Am 2. October bat ich Zſchinsky, nunmehr t 
liche Entjchliegung auf mein Geſuch herbeizuführen 
3. October erhielt ich die Genehmigung des Königs 
Entlaſſung. 


Dritter Abschnitt. 


Zweiſchenzeit zwiſchen meinen beiden Miniſterien. 
Kom 4. Oectober 1852 bis 31.N December 1858. 


a mir unter den damaligen Umſtänden viel daran 

» Den bevorjtehenden Winter nicht in Dresden zuzubringen, 
U ei der Aufregung, die im Lande herrſchte, es nicht uns 
MIcheinlich war, wie auch Herr von Benft annahm, daß 
Re Anweſenheit in Tresden zu Demonjtrationen gegen 
Miniiterium benußt werden könnte, jo beſchloß ich, nach 
Beriger Rücjprache mit Beuft und im vollen Einverftänd: 
© mit demjelben, zu einem längeren Aufenthalt nach Sta: 
zZu reiſen. Ber der aus der ganzen Sachlage hervorgehenden 
tywendigkeit, meinen Entſchluß, das Miniſterinm zu ver: 
ſoni, durchaus und ſelbſt meinen nächjten Verwandten gegen- 
ex streng geheim zu halten, hatte ich aber noch gar feine 
Mbereitungen zu dieſer Reife getroffen, und da ich gern 
MeU von Tresden fortgehen wollte, beſchloß ich, in Frank— 
ME einen etwa achttägigen Aufenthalt zu nehmen, um dort 
© moch nöthigen Vorbereitungen nachzuholen. Ich reiſte 
er am 5. October zunächſt über Leipzig nach Altenburg, 
hin ich meine beiden Brüder, Julius, der damals Appel: 
ationsrath in Zwidan war und Edwin, der in Grimma 
13 Rittmeiſter in Garniſon jtand, eingeladen hatte, um ſie 
OT ciner längeren Trennung noch einmal zu sprechen und 
hnen die Gründe meines Verfahrens ausführlich zu ent— 
Nein. Bon Altenburg reiſte ich über Bamberg und Würz- 
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burg nad) Frankfurt, wo ich acht Tage blich und währen 
diefer Zeit die Erinnerungen der letzten Wochen ausführli 
niederfchrieb. Die wefentlichiten Punkte diefer Niederſchti 
babe ich jept bei der Darjtellung jener Periode benutzt. | 
Frankfurt erhielt ich den nachjtchenden Brief des Könu 
‚sriedric) Auguſt vom 5. October 1852: 

„Mein lieber Staatsminijter Freiherr von Frieſen! 

Es war ein ſchwerer Augenblid für mich, als ih I 
Geſuch um Enthebung von der Leitung des Miniitertums d 
Innern genehmigte, ſeien Sie dejjen überzeugt. Nie wer 
ich Die aufopfernde Bereitwilligkeit, mit welcher Site in ſchwer 
JZeit Die Leitung des Miniſteriums übernahmen, nie wer 
ich die trenen und ausgezeichneten Dienfte, die Sie mir 
den legten Jahren auch in manchen bedenklichen Augenblid 
leiſteten, vergeſſen. Um jo jchmerzlicher war es mir, di 
jeßt Ihre Anfichten mit den Meinigen in einen Conflict o 
riethen, den Sie nicht anders, als durch den Austritt ai 
Ihrem Amte löfen zu fünnen glaubten. Seien Sie verfiden 
daß, So jchmerzlich mir auch diefe Art Ihres Ausjcheiden 
ft, mir Doch die danfbare Erimmering an Ihre treuen, 
dieſem wichtigen Amte geleisteten Dienjte ſtets gegenmwärt 
bleiben wird md Ste ftets meiner wahren Hocdachtung vi 
Jichert bleiben können. 

Ihr 
wohlgeneigter 
Friedrich Auguſt.“ 


Dieſer Brief war und iſt mir ein ſchöner Beweis t 
edlen Charakters des Nönigs und feiner über jede Fleinlü 
Empfindlichkeit erhabenen Geſinnung. 

Bon Frankfurt aus jchrieb ich auch noch einen ausfül 
lichen Brief an Beuft, in welchen ich unter nochmaliger I 
jammenjtellung meiner Anfichten und der Gründe, die m 
zum Abgang genöthigt hatten, erklärte, daß ich ohne Or 
von ihm fcheide, und wenn der König etwa mich künftig 
einem anderen Dienfte berufen wolle, gern bereit jein würi 
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Staaten geradezu nothwendig ſei, ihre bisherigen Differenzen 
fallen zu laſſen und ſich über ihre gegenſeitigen Zoll: und 
Handelöverhältniffe in gütlicher Weiſe zu verjtändigen. Da 
nun auch eine ſolche Verjtändigung, wenn man jie allen 
und unabhängig von dem Beltreben, dadurch bejondere polt- 
tische Zwecke zu erreichen, ind Auge faßte, feine wejentlichen 
Schwierigkeiten darbot, ſo gelang fie auch jehr bald. Während 
die Mitteljtaaten in Wien über einen Bollverein mit Oeſter⸗ 
reich verhandelten, erklärte Preußen fich bereit, mit Oeſterreich 
allein und ohne Theilnahme der Mättelftaaten über einen 
Handelsvertrag direct zu verhandeln; Minifter von Brud 
ging daher ſelbſt nad) Berlin, und ſchon am 19. Februar 1853 
kam der Bertrag zwiſchen Tejterreich und Preußen zu Etande, 
und am 4. April wurden die neuen Zollvereinsverträge, mit 
Einſchluß von Hannover, Oldenburg u. }. w., wiederum auf 
zwölf Jahre abgejchloffen. Die Mitteljtauten freilich wurden 
Dabei ganz bei Seite gejchoben und von Oeſterreich verlaſſen, 
auf deſſen Agitationen ihr Verhalten während der ganzen 
Kriſis doch allein beruhte, durch deſſen Verjprechungen und 
Zuſicherungen cs doc) allein möglich geworden war. Sachſen 
insbefondere erbielt von den, oben von mir erwähnten fpeciellen 
Conceſſionen, die es unter andern Umſtänden als Bedingungen 
jeiner Zuſtimmung zu dem hannoverſchen Vertrag wohl hätte 
erhalten können, nichts. 

Am 15. October fuhr ic) von Frankfurt weiter. die 
Reiſe jelbft, die mich zumächjt, mit furzem Aufenthalt in 
Heidelberg, Garlsruhe und Basel, nad) Bern führte, war im 
Ganzen jehr wenig angenehm, das Wetter war herbjtlic) falt 
und trübe, ich ſelbſt natürlich in einer jehr ernjten und düjteren 
Stimmung. Ich hatte bei meinem ganzen Verfahren die 
pecuniären Folgen eines Abganges gar nicht berüchichtigt, 
ja gar nicht daran gedacht; ich hatte daher auch dieſen Puntt 
in meinem Entlajfungsgefuche nicht berührt. Daß ich feinen 
Anspruch auf Penſion hatte, war zweifellos; ob aber auf 
Wartegeld? das hing von einer ſehr zweifelhaften Iuterpre 
tation des Staatsdienergefeges ab. Nach demſelben (8 9. dei 
Geſetzes von 7. März 1835) hat ein Miniſter, der jelbit 
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noch werden würde, in Diefem Momente hatte ich, alle per: 
jünlichen Rückſichten zurüdiegend, mich der Regierung zur 
Tispofition geitellt und ein Miniſterium übernommen. Seit 
dem war mein ganzes Leben, al! mein Thun und Treiben 
ein ununterbrochener, heftiger und aufreibender Kampf ge 
weten, erjt mit der Revolutienspartei Telbit, danu mit den 
verschiedenen Schattirungen der liberalen Parteien, dann mit 
einer ungerechten, meiner Anſicht nad) aber auch unklugen 
Reaction und zulegt mut einer Politik, Die ich für geführlicd 
und verwerflich bielt, weil fie nicht davor zurüdjchredte, die 
wichtigiten materiellen Intereſſen des Landes einer, meiner 
Auffaſſung nach unausführbaren, politiichen Idee zum Opfer 
zu bringen. Und was hatte ich mit allen dieſen Kämpfen er 
reicht ? -— td) hatte es eigentlich mit allen Parteien verdorben, 
es feiner vecht gemacht. Ich hatte cs an mir jelbjt erfahren, 
daß es im einer jo aufgeregten Seit, wo das Parteiweſen 
Alles beherricht, wo das Interefje und die Macht der Parteien 
und ihre Principien für die Mehrzahl das einzig Beſtimmende 
tt, wo Der Begriff des Gemeinwohls gänzlich abhanden 
fommt und in dem Begriffe der Partei und ihrer Interefen 
aufgeht, - - daß es in einer jolchen Zeit keine ſchwierigete 
und umdanfbarere Stellung gibt, als die eines Mannes, DT 
jeiner innerſten Ueberzeugung nach die Aufgabe eines wahren 
Ztaatsmannes nur darin finden kann, day er frei von dm 
engherzigen Streben, einſeitige Partetintereffen zu verfolgen, 
in dem Wohle und dem Gedeihen der Gejammtheit des Voller, 
des Staats, Die alleinige Norm für alle feine Handlung 
erblickt. Da nun diefes Gemeinwohl, diefes Wohl der Staat® 
gejelljchaft, als eines organisch gegliederten Ganzen gedadt, 
nur durch ein ſtrenges Feſthalten an den ewigen, unabänder⸗ 
lichen Grundſäßen des Rechtes, dev Moral und der Nüdjiter 
liebe und nur dadurch erhalten und gefördert werden fant, 
daß jeder Theil des Ganzen jeine Intereſſen denen de 
Ganzen unterordnet und nicht weiter verfolgt, als mit den 
Rechten und dem Wohle anderer vereinbar ijt, To liegt es in 
der Natur der Dinge, daß ein Staatsmann, dem die get 
beltung jener Grundſätze Gewiſſensſache it, in Zeiten, wie 
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der Jollvereinskriſis, kam ich am 17. October Abends Ki 
ſirömendem Megen in Bern an und wurde durch Das finter 
und falte zimmer, welches ich in der „Krone“, damals einem 
der erjten aſthöfe Berns, vorfand, nicht chen heiterer und 
bejjer geitimmt. Auch der Vormittag des 18. war fallt, dunkel 
und regneriſch; gegen Abend wurde es etwas heller, ich gu 
aus und Fam zufällig — ich fannte die Stadt damals noch 





ron vr ZT. It onenchäktterlicher Juverlicht 
mom mr. rm Am KRcni anderte ich meinen 
. 2 w= „rem Ni Rote, uͤber yon nad) 
. "or. Ir 222 mr su Schiñ oder un Kt 
“0,2 I pr on Florenz u geben, 

2.2 2.. zz rn Ürsenchmlicfeter der 

"oe nes or Ist. die damals noch in 
sn. urn, 358on war es ſeht 

mn rm. m. "Dr Sehnſucht nah 


on orz22r wehmKedun Wege nach 


I Mrrer . . ua Zimplon ın Nicht 

„er 11.02 0.2 Dam may aueh ie 

Moon yerimmm nam me Are ds 
OTTO Ian SENT unter— 
— 855775 wer, D2& zumonav me Stunde 
I ocmenn d. lernten und din Ab⸗ 

© Den. iEo LMITIEDR Dem günk 
„miriTtint 82T Zt all 

win 122 In Iarmeibmlchkitn 

— re CC. d sm der viemon⸗ 

.. !n Nr beikl® 

Mu LTD IT IHN Rn her 

Sen. N TIL.D rm ans BT 


on Fr RR BE EEE Per - Hirumel 


TUT. ZI". ZSINRENEE IM 

\ d Zr. Lv Strafe ge 

In. netsmen Th Me 

> \ 0. 8.fhahe, Ne hin 

: Str... 0 "lsursmnmass m 
. © . . .. runde Me 
.. ni N.ne in. Werra 

„oo“ m Man. mn Maran zu 

20 or Far angnr Zeu 

. Too rum Brom. mil 
R . nznm, iemaston um 
MOL. R tim m hr Demi 


sn, " =: - N ... on ic. d&Xr untereſ 





— 374 — 


ich italienisches Leben und Treiben. Livomo und Florenz 
waren von den Tejterreichern bejeßt, Die überall vorherrſchten 
und das eigentlich italienische Clement in der öffentlichen 
Erſcheinung zurückdrängten. Bon den polizeilichen Pladercien, 
welchen die Reiſenden in Italien damals ausgefegt waren, 
hat man jet faum nod) eine Boritellung. Ich reiite 3. 2. 
zu Schiff von Genua nad) Livormo; faum hatten wir in 
legterem Hafen Anfer geworfen, als zwei Polizeibeamte an 
Bord erjebienen, und zwar lediglid) zu dem Zwecke, um die 
Paſſagiere zu zäblen und vorerft zu conſtatiren, daß die Zahl 
der Reiſenden mit Der Zahl der übergebenen Päſſe überein 
ſtimme. Dabei benahmen fie Jid) aber jo ungeſchickt, daß fie ſich 
immer verzählten und nicht cher damit fertig wurden, als bis 
ein Paſſagier jelbit den Vorſchlag machte, ſämmtliche Reiſende 
an das eine Ende des Schiffes zu treiben und dann einzeln 
bei den Polizeibeamten vorbei defiliren zu laſſen; diejes Ma- 
nöder, dem ſich auch Dig Damen unterwerfen mußten, wurde 
auch unter allgemeinem Gelächter ausgeführt. Endlich war 
ermittelt, wie viele wir waren und day dieſe Zahl mit det 
Zahl der übergebenen Päſſe übereinftinme, und nun ent 
durfte der Capitän mit den Päſſen und dem einen oliziiten 
an das Yand fahren, während der zweite ſich an die Schiffe 
treppe Ttellte, um zu verhindern, dat Jemand das Schiff ver 
lafie. Nach Verlauf von mehr als zwei Stunden erjden 
erſt die Erlaubniß zum Yanden; am Ufer angefomınen, wur 
den wir wieder don Polizeibeamten in Empfang genommen, 
und auf die Bolizet geführt, um dort eine Bejcheinigung über 
die Abgabe des Pafjes in Empfang zu nehmen; dann mußten 
wir die Douane pajjiren, um endlich nach erfolgter jpecieler 
Viſitation des Gepädes in einen Gaſthof gelangen zu können. 
Bis dahin waren aber von dem Momente unjerer Ankunft 
im Dafen an mehr als vier Stunden vergangen. Eine Ban 
überwieſener Berbrecher hätte nicht ſchlimmer und mißtrauiſchet 
behandelt werden können. Aehnlich war das Verfahren bei 
der Ankunft in Civita vecchia und in Neapel; nur daß an 
letzterem F mein Paß, in dem ich als ſächſiſcher Staats 
miniſter a. D. bezeichnet war, einen ſolchen Eindruck auf den 
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die Mittelſtaaten in Wien über einen gollverein mit 
reich verhandelten, erklärte Preußen ſich bereit, mit De 
allein und ohne Theilnahme der Mittelſtaaten übe: 
Handelsvertrag direct zu verhandeln; Minijter von 
ging daher jelbft nach Berlin, und ſchon am 19. Februc 
fam der Bertrag zwiſchen Defterreich und Preußen zu ( 
und am 4. April wurden die neuen Zollvereinsverträ 
Einjchluß von Hannover, Oldenburg u. ſ. w., wieder: 
zwölf Jahre abgeichloffen. Die Mitteljtaaten freilich 
dabei ganz bei Seite gejhoben und von Dejterreich ve 
auf deſſen Agitationen ihr Verhalten während der 
Kriſis doch allein beruhte, durch deſſen Verſprechung 
Zuſicherungen es doch allein möglich geworden war. € 
insbeſondere erhielt von den, oben von mir erwähnten fp 
Conceſſionen, die 8 unter andern Umständen als Bedin 
ſeiner Zuſtimmung zu dem hannoverjchen Vertrag woh 
erhalten können, nichts. 

Am 15. October fuhr ich von Frankfurt weiter 
Reiſe jelbit, Die mid) zunächſt, mit kurzem NAufentt 
Herdelberg, Carlsruhe und Bafel, nah Bern führte, ı 
Ganzen ſehr wenig angenchn, das Wetter war Herbit! 
und trübe, ich ſelbſt natürlich in einer fehr erniten und d 





einer ungerechten, meiner Anſicht nad) aber aud) 
Reaction und zulegt mit einer Politik, die ich für 
und derwerflich hielt, weil fie nicht davor zurüctd 
wichtigjten materiellen Intereffen des Landes ein 
Auffaſſung nach unausführbaren, politiſchen Idee 
zu bringen. Und was hatte ich mit allen dieſen Kı 
reicht ? - - id) hatte es eigentlich mit allen Parteien 
es feiner recht gemacht. Sch hatte es an mir ſelbſ 
daß es in einer ſo anfgeregten Zeit, wo das P 
Alles beherrjcht, wo das Intereſſe und die Macht de 
und ihre Principien für die Mehrzahl das einzig Bi 
ijt, wo der Begriff des Gemeinwohls günzlid) 
kommt und in dem Begriffe der Partei und ihrer 


aufgeht, — daß es tr einer Jolchen Beit Feine ſi 
und undankbarere Stellung gibt, als die eines Me 


jeiner innerſten Ueberzeugung nach die Aufgabe ein 
Staatsmannes nur darin finden kann, daß er fre 
engherzigen Streben, einſeitige Barteiintereffen zu 
in dem Wohle und dem Gedeihen der Geſammtheitd 
des Staats, Die alleinige Norm für alle jeine H 
erblickt. Da nun Diefes Gemeinwohl, dieſes Wohl d 
gejellichaft, als eines organiſch gegliederten Ganzı 
nur durch ein ſtrenges Feſthalten an den ewigen, ı 
lichen Grundjägen des Rechtes, der Moral und dei 





Interejfen, und wenn id) den Wert) des Sollve 
Sadjjen Jo hoch anjchlug und jo jehr von den nat 
Folgen überzeugt war, weldye eine Auflöjung des 
die materiellen Intereſſen Sachſens und jeinen 2 
baben müſſe, day ich in der Zollvereinskriſis entjd 
Nachgiebigkeit gegen Preußen rieth, jo war dies int 
der conjervativen Partei nur der Beweis meiner 
preußiſchen Sumpathien und des Mangels gut ſächſ 
jinnungen! Das Rejultat von dem Allen war, daß 
feine Bartei meinen Abgang bedauerte, weil einer j 
was fie an mir auszujegen fand, viel wichtiger er 
das, was ſie von meinem bisherigen Wirken etwa a 
konnte. Daß es deſſen ungeachtet doch noch eine 
Zahl unbefangener und feiner erclufiven Barteianficht 
der Männer gab, welche meine Thätigkeit anders u 
wollender beurtbeilten, davon habe ich mich erit & 
überzeugt; damals trat feiner hervor; ich verſchwan 
und von Niemand bedauert aus einer Stellung, die 
Mühe und Arbeit, vielen Aerger und Undanf, al 
oder gar Feine Freude und Befriedigung eingebracht 

Eo, von ernjten und trüben Gedanken erfüll 
Innerſten tief verjtimmt, theils über meine cigene La 
über die vollfommene Ungewißheit des endlichen ‘ 
der Zollvereinsfriiis, fam ich am 17. October W 





der Tiligence zurüdgelegt werden mußte, zudem 1 
falt geworden und mid) überfiel eine jolche Schn 
Italien, daß ich mich entichloß, auf dem fürzejten 9 
Matland zu gehen. Die Fahrt über den Simplon 
jpüten Sahreszeit, größtentheils bei Nacht, war äı 
angenehm; kaum im Arona angefommen, brach ein 
Poſtwagens und die ganze Neijegejellichaft lag bı 
einander auf dem Pflaſter; wäre das auch nur cin 
früher geichehen, wir wären in den Windungen un 
gründen der Zimplonitrage rettungslos verloren 
An der öfterreichtiich-lombardifchen Grenze, bei Seit 
befam ich zuerſt eine Probe von den Unannehr 
Öiterreichticeher Herrichaft in Italien. Während an de 
tefischen Grenze, in Ifella, die Grengpifitation in d 
jten und angemeſſenſten Weiſe beforgt wurde, fiele 
iterreichtichen Zolhvächter fat wie Räuber über 
alle Koffer und Meifetafchen wurden unter freien 
bei ſtrömendem Regen auf der offenen Straße aufge 
durchwühlt, Kleidungsſtücke in den Schmug der © 
worfenen. ſ. w.; nach vollendetem Werke entfernte 
Officianten wieder und überließen uns Reiſenden, 

näßten und beſchmutzten Sachen wieder zuſammenzuſ 
übel und böſe, Wie es eben ging, wieder einzupaı 
ich darauf meine Empörung über dieſes brutale ; 





— 3714 — 


ich italienijches Leben und Treiben. Livomo und ;ylorenz 
waren von den Tejterreichern bejegt, die überall vorberrichten 
und das eigentlich italienische Element in der öffentlichen 
Erſcheinung zurüddrängten. Von den polizeilichen Pladereien, 
weldyen die NReifenden in Italien damals ausgejegt waren, 
hat man jegt faum nod) eine Boritelung. Ich reiſte z. 8. 
zu Schiff von Genua nad) Livorno; kaum hatten wir ın 
lepterem Hafen Anker geworfen, als zwei Polizeibeamte an 
Bord erjchienen, und zwar lediglid) zu dem Zwecke, um die 
Paſſagiere zu zählen und vorerit zu conjtatiren, daß dic Zahl 
der Reiſenden mit der Zahl der übergebenen Päſſe überein 
jtimme. Dabei benahmen fie ſich aber jo ungeſchickt, das ſie ſich 
immer verzäblten und nicht cher damit fertig wurden, als bis 
cin Paſſagier jelbit den Vorſchlag machte, ſämmtliche Ketjende 
an das eine Ende des Schiffes zu treiben und dann einzeln 
bei den Polizeibeamten vorbei defiliren zu laſſen: dieſes Das 
nöder, Dem jich auch Dig Damen unterwerfen mußten, wurde 
auch unter allgemeinem Gelächter ausgeführt. Endlich war 
ermittelt, wie viele wir waren und daß dieſe Zahl mit der 
Zahl der übergebenen Päſſe übereinftinme, und nun ent 
durite der Gapitän mit den Päſſen und dem einen Poliziten 
an das Yand fahren, während der zweite ſich an die Schiffe⸗ 
treppe Stellte, um zu verhindern, dat Jemand dus Schiff ver 
laſſe. Nach Verlauf von mehr als zwei Stunden erjdien 
erſt die Erlaubt zum Landen; am Ufer angekommen, wur 
Den wir wieder von Polizeibeamten in Empfang genonmen, 
und auf Die Polizei geführt, um dort eine Bejcheinigung über 
Die Abgabe des Pafjes in Empfang zu nehmen; dann mußten 
wir die Douane paſſiren, um endlich nach erfolgter ſpecieller 
Viſitation des Gepäckes in eimen Gaſthof gelangen zu können. 
Bis dahin waren aber von dem Momente unſerer Ankunft 
im Dafen an mehr als vier Stunden vergangen. Cine Bank 
überwieſener Berbrecher hätte nicht ſchlimmer und mißtrauiſcher 
behandelt werden können. Aehnlich war das Verfahren Kl 
der Ankunft in Civita vecchia und in Neapel; nur daß al 
legterem Ort mein Paß, in dem ich als ſächſiſcher Staats— 
miniſter a. D. bezeichnet war, einen jolchen Eindrud auf IM 
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Gebirges eine bedeutende Geldjumme zu zahlen und ſich zu 
jeinem Schuge die Begleitung von zwei päpjtlichen Gens— 
darnıen (Garabinieri) erbeten hatte, von dieſen ſelbſt unter: 
wegs beraubt und ermordet wurde. Die Mörder fchrten 
ruhig zurüd und traten unbehelligt ihren Sicjerheitödicnit 
wieder an, bis der franzöfiiche Militüärcommandant von dem 
Falle Kenntniß erhielt und jie, da ihre Schuld jofort Har 
erwieſen wurde, wenige Tage darauf Itandrechtlich erichiepen fh, 
Aber nicht blos in polizeilicher Beziehung war die Xr 
wejenbeit der Franzoſen von jchr günjtiger Wirkung. Die 
wieder zur Herrichaft gelangte päpitliche Regierung fand in 
der franzöſiſchen Armee nicht blos eine Fräftige Stütze ihrer 
Herrichaft, ſondern auc eine heilfame Schranfe ihrer ſeht 
weit gehenden Rachegelüſte. In leßterer Beziehung unters 
jchied Tich die Wirffamfeit der Franzoſen in Rom ſehr weiente 
li) und zu ihrem Bortheil von der der Oeſterreicher in 
Toskana. Wenn man nun überdies die kluge und zuglad 
— dem leichtblütigen Charakter der Franzoſen entſprechend — 
freundliche Art und Weile, in welcher dieſe letzteren mit den 
Ztalienern aller Claſſen umgingen, mit dem fchroffen und 
oft geradezu vderlegenden Verhalten verglich, weldjes vice 
öſterreichiſche Offiziere und Beamte jelbit den gebildeten und 
böberen Claſſen der Italiener gegenüber beobachteten, jo mußte 
man es leicht erflärlich finden, dat die Oeſterreicher in Italien 
nichts erwarben, als den tiefjten und Ditterjten Hal; gerade 
der höheren und gebildeteren Glafjen, während die Franzoiean 
in Nom, damals wenigjtens, nicht gehaßt waren, ihre An 
weſenheit vielmehr als die einzige, zu jener Zeit überhaup 
möglihhe Garantie gegen viel jchliimmere Zuftände angejchen 
wurde. Allgemein hörte man die Meinung aussprechen, daR, 
wenn die Franzoſen Rom verließen, entweder eine blutige 
Reaction des Papftthums gegen das Volf, oder, was noch 
wahrjcheinlicher war, eine neue Revolution ausbrechen werd, 
Die zur jofortigen Vertreibung des Papites führen müſſe. 
Noch viel schlimmer aber, als in Florenz und Rom, 
waren die politischen Zuftände in Neapel. Hier herrſchte 
zwar feine fremde Macht, wie dort, aber der König war ganj 
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einer Partei über die andere bedeute und bedeuten dürfe, 
jondern den Sieg des Rechtes über das Unrecht, des Gemen- 
wohls über die eimjeitigen Tendenzen der Parteien des Um- 
jturzes; daß daher der Sieg nicht dazu benutzt werden dürfe, 
eine rohe und des Staates umvürdige Wiedervergeltung zu 
üben und die Beſiegten als Feinde anzujchen, denen man jo 
viel, als nur möglich, ſchaden müſſe, jondern nur dazu, um 
wirklich begangene Verbrechen zu verfolgen und zu bejtrafen 
und die Behörden von jtantögefährlichen Elementen zu re 
nigen. Man war daher auch nach dem Siege ernitlid be 
müht, die Quellen der Unzufriedenheit zu ermitteln und 
wirflich mangelbafte und den Zeitverhäftniffen nicht mehr 
entiprechende Einrichtungen und Zujtände tt gejeglichem Wege 
zu bejeitigen. In Neapel war von alle dem das direte 
Gegentheil gejchehn. Der König hatte das Vertrauen zu 
allen jeinen Untertyanen jeden Standes vollftändig verloren 
und ſuchte jein Heil und feine Eicherheit nur in der unbe 
dingten und willenlojen Hingabe an einige Jeſuiten, die ihn 
und die Königin völlig beherrichten, jein Mißtrauen gegen den 
Adel und alle gebildeteren Elemente der Nation fortwährend 
näbhrten und verjtärften und die Minifterien und hödjiten 
Verwaltungspoſten charafterlojen und wenig gebildeten Per: 
ſonen übergaben, die weiter nichts für ſich Hatten, als daß 
jie ergebene Greaturen der Jefuiten waren und ohne jede 
höhere Anſicht von den Aufgaben einer Regierung, ſich zum 
Werkzeng einer rohen, fanatijchen Reaction hergaben. Auf 
dieſe Weiſe fam es bald dahin, daß der König und jene Re 
gierung in einen befttgen und unlösbaren Conflict geriethen 
mit allen böberen und gebildeten Elaffen der Nation, mit 
allen materiellen und geiitigen Intereſſen derjelben und ſich 
ihnen feindlich entgegenitellte. Einer ſolchen Regierung, welde 
ihre einzige Stüge in der Prieſterſchaft und in den, von dieſer 
geleiteten, völlig ungebildeten unterjten Volksklaſſen, 1% 
bejondere in den Pöbelmafjen der Hauptſtadt ſuchte und bejoß, 
war es auch unmöglich, für die Stellen der unteren Beamten 
und ausführenden Organe tüchtige und chrenhafte Perjön 
lichkeiten zu finden, fie mußte ſich vielmehr bei der Auswahl 
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nur das Yujammengehen und BZujammenjtehen mehrerer 
ſondern jogar das Stehenbleiben einzelner Berjonen ſtren 
und bei jchiwerer Strafe verboten. Als ich nun am cnte 
Tage meine® Aufenthaltes, nod) unbefannt mit diejem Ber 
bote, mir auch die Ichöne Colonade von ©. Francesco e Paolo 
unmittelbar dem Scloffe gegenüber, anjchen wollte und ü 
derjelben einen großen Anjchlag der BPolizeibehörde bemerfte 
blieb ich stehn, um zu lejen, was derfelbe enthalte. Rod 
hatte ich aber nicht zwei Zeilen davon gelejen, als ich Hinteı 
mir einen lauten Zuruf hörte und einen Schweizer bemerfte, 
der bier ale Schildwache Itand, eiligen Schrittes auf mid) zu 
kam und mir ın dem kaum verſtändlichen Luzerner Dialect 
zurief, id) jolle augenblidlid) fortgehn, jonit müſſe er mich 
arretiven. Ich verfuchte ihm verjtändlich zu machen, daß es 
dod) nicht verboten ſein könne, eine polizeiliche Bekanntmachung 
zu leſen, dies aber unmöglich jei, ohne ſtehn zu bleiben; er 
nahm aber eine jo drohende Haltung an, daß ich es doch für 
beffer hielt, weitere Verjtändigungsverjuche aufzugeben und 
ſchleunigſt fortzugehn. Bei der Rückkehr in das Hotel erjubt 
ich nun den Zuſammenhang der Sache; die Porlizeibehörk 
hatte das Verbot, jtehn zu bleiben, an den Stellen jelbl 
unfchlagen laſſen, wo man eben nicht jtehn bleiben jollt 
und zwar nicht mit einigen furzen Worten, fondern in eine 
langen, fleingedrudten lafate, jo daß Derjenige, weld 
durch Leſen desfelben von dem Verbote Kenntniß erhielt, d 
jelben ſchon dadurch zuwider handelte. 

Nächſt dieſen und vielen ähnlichen Uebelſtänden wa 
insbeſondere die allgemeine, faſt unglaubliche Beſtechli 
der öffentlichen Beamten und das Beſtreben derſelben 
Fremden zu betrügen, was zu jener Zeit in Neapel 
genehm auffiel. In den Burcaus der Polizei, der } 
hörden, bei den öffentlichen Berfehrsanftalten, überall, ı 
Fremde mit einer Behörde in Berührung Fam, wur 
das Drei- und Vierfache von dem abverlangt, was er ei 
zu zahlen hatte, überall mußte darüber erſt lange ! 
her geitritten, ja geradezu gehandelt werden. Dieſe f 
Derbtheit der öffentlichen Berwaltung war natürlı 
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wenige Jahre rorher den Verſuch gemacht, eine conſtitutio— 
nelle Veriaiſung im Rirchenitaate einzuführen. Der Ex'olg 
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Gebirges eine bedeutende Geldjumme zu zahlen und id zu 
jeinem Scute die Begleitung von zwei päpſtlichen Gens— 
darmen (Carabiniert) erbeten hatte, von dieſen jelbit unter: 
wegs beraubt und ermordet wurde. Die Mörder Ichrten 
ruhig zurück und traten unbehelligt ihren Sicherheitzdient 
wieder an, bis der franzöfiiche Milttärcommandant von dem 
Falle Kenntniß erhielt und jie, da ihre Schuld ſofort flar 
erwiejen wurde, wenige Tage darauf ſtandrechtlich erſchießen lieh. 
ber nicht blos in polizeilicher Beziehung war die An 
wejenheit der Franzoſen von jehr günftiger Wirkung. Lie 
wieder zur Herrſchaft gelangte päpjtliche Regierung fand in 
der franzöſiſchen Armee nicht blos cine Fräftige Stüse Ihrer 
Herrichaft, jondern auch eine heilfame Schranke ihrer ſeht 
weit gehenden Rachegelüſte. In leßterer Beziehung unter 
ſchied ſich die Wirkſamkeit der Franzoſen in Rom ſehr weient 
lich und zu ihrem Vortheil von der der Oeſterreicher im 
Zosfana. Wenn man nun überdied die Elnge und zuglach 
— dem leichtblütigen Charakter der Franzoſen entſprechend — 
freundliche Art und Weife, in welcher dieje letzteren mit den 
Italienern aller Claſſen umgingen, mit dem fchroffen und 
oft geradezu verleßenden Verhalten verglich, welches vide 
öſterreichiſche Offiziere und Beamte ſelbſt den gebildeten umd 
höheren Claſſen der Italiener gegenüber beobachteten, jo mußte 
man es leicht erklärlich finden, daß die Oeſterreicher in Italien 
nichts erwarben, ala den tiefſten und bitterſten Haß gerad 
der höheren und gebildeteren Claſſen, während die Franzoien 
in Nom, damals wenigjtens, nicht gehaßt waren, ihre Ar 
weſenheit vielmehr als die einzige, zu jener Zeit überhaupt 
mögliche Garantie gegen viel Ichlimmere Zuftände angejehen 
wurde. Allgemein hörte man die Meinung ausiprechen, daR, 
wenn die Franzoſen Nom verließen, entweder cine blutige 
Reaction des Papſtthums gegen das Volf, oder, was noch 
wahrjcheinlicher war, eine neue Revolution ausbrechen wer, 
Die zur jofortigen Vertreibung des Papſtes führen müſſe. 
Noch viel schlimmer aber, ala in Florenz und Kom, 
waren die politischen Zuftände in Neapel. Hier herridte 
zwar feine fremde Macht, wie dort, aber der König war ganz 
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einer Bartei über die andere bedeute und bedeuten di 
jondern den Sieg Des Rechtes über das Unrecht, des Gem 
wohls über die einjeitigen Tendenzen der Parteien des 
ſturzes; daß daher der Sieg nicht dazu benutzt werden di 
eine rohe und des Staates umvürdige Wiedervergeltun 
üben umd die Beſiegten als Feinde anzujehen, denen maı 
viel, als nur möglich, ſchaden müſſe, ſondern nur dazu, 
wirflic) begangene Verbrechen zu verfolgen und zu beitr 
und die Behörden von jtaatsgeführlichen Elementen zu 
nigen. Man war daher auch nad) dem Siege ernitlid 
müht, die Quellen der Unzufriedenheit zu ermitteln 

wirklich mangelhafte und den Zeitverhältniſſen nicht n 
entiprechende Einrichtungen und Zuftände in gefeglichem 2 
zu bejeitigen. Im Neapel war von alle dem das di 
Gegentheil geſchehn. Der König hatte das Vertrauen 
alten jeinen Untertanen jeden Standes vollitändig verli 
und juchte jein Heil und jene Sicherheit nur im der u 
dingten und willenlojen Hingabe an einige Jeſuiten, die 
und die Königin völlig beherrichten, jein Mißtrauen gegen 
Adel und alle gebildeteren Elemente der Nation fortwäh! 
nährten und verjtärften und die Minijterien und höd 
Verwaltungspoſten charafterlojen und wenig gebildeten 9 
jonen übergaben, Die weiter michts für ſich hatten, als 
ſie ergebene Greaturen der Jeluiten waren und ohne 
höhere Anficht von den Aufgaben einer Regierung, Ti) 
Werkzjeng einer rohen, fanatiſchen Reaction bergaben. 

dieſe Weiſe fam es bald dahin, daß der König und jeine 
gierung in einen heftigen md unlösbaren Gonfliet gerie 
mit allen höheren und gebildeten Claſſen der Nation, 
allen materiellen und geiſtigen Intereſſen derjelben und 
Ihnen feindlich entgegenftellte. Einer ſolchen Regierung, m 
ihre einzige Stüße in der Prieſterſchaft und in den, von di 
geleiteten, völlig ungebildeten unteriten Volksklaſſen, 

bejondere in den Pöbelmaſſen der Hanptitadt juchte und be 
war es auch unmöglich, für die Stellen der unteren Bean 
und ausführenden Organe tüchtige und ehrenhafte Per) 
lichkeiten zu finden, fie mußte jich vielmehr bei der Answ 
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nur das Zuſammengehen und Zuſammenſtehen mehrerer 
jondern jogar dad Stehenbleiben einzelner Berjonen itren 
und bei jchwerer Strafe verboten. Als ich nun am crita 
Tage meine® Aufenthaltes, noch unbefannt mit diejem Ver 
bote, mir auch die Ihöne Colonade von ©. Francesco e Paolo 
unmittelbar dem Schloffe gegenüber, anjchen wollte und u 
dDerjelben einen großen Anſchlag der Bolizeibehörde bemerkte 
blieb ich Ttehn, um zu lejen, was derjelbe enthalte. Noch 
hatte ic) aber nicht zwei Zeilen davon gelejen, als ich hinteı 
mir einen lauten Zuruf hörte und einen Scyweizer bemerkte, 
der hier als Schildwache ſtand, eiligen Schrittes auf mid) zı 
kam und mir ın dem kanm verjtändlichen Luzerner Dialect 
zurief, ich ſolle augenblicklich fortgehn, jonit müſſe er mid 
arretiren. Ich verfuchte ihm verjtändlich zu machen, daR e 
doc) nicht verboten ſein könne, eine polizetliche Bekanntmachung 
zu leſen, Dies aber unmöglich jei, ohne ſtehn zu bleiben; er 
nahm aber eine jo drohende Haltung an, daß ich es doch für 
beffer hielt, weitere Verftändigungsverjuche aufzugeben und 
jchlennigit fortzugehn. Ber der Rüdfchr in das Hotel erfuhr 
th nun den Zuſammenhang der Sache; die Polizeibehörd 
hatte das Verbot, stehn zu bleiben, an den Stellen jelbi 
anfchlagen laſſen, wo man eben nicht ſtehn bleiben ſollt 
und zwar wicht mit einigen furzen Worten, jondern in ein 
langen, fleingedrudten Plakate, jo daß Derjenige, weld 
durch Leſen desjelben von dem Verbote Kenntniß erhielt, d 
jelben ſchon dadurch zuwider handelte. 

Nächſt dieſen und vielen ähnlichen Uebelſtänden wa 
insbeſondere Die allgemeine, faſt unglaubliche Beſtechli 
der öffentlichen Beamten und das Beſtreben derſelben 
Fremden zu betrügen, was zu jener Zeit in Neapel 
genehm auffiel. Im den Bureaus der Polizei, der } 
hörden, bei den öffentlichen Berfchrsanftalten, überall, Y 
Fremde mit einer Behörde in Berührung fam, wur 
dag Drei- und Bierfache von dem abverlangt, was er ei 
zu zahlen hatte, überall mußte darüber erjt lange I 
her geftritten, ja geradezu gehandelt werden. Tiefe ti 
derbtheit der öffentlichen Verwaltung war natürfi 
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weil die Lazzaroni, die arbeitsſcheu, faul und bettelnd in 
den Straßen Neapel3 herumlagen, davon eine Erhöhung ir 
Telpreife befürchteten und, durch Aufheßereien unruhig ge 
macht, und mit Gejchrei und Lärm aller Art die Erhaltung 
wohlfeilen Oeles verlangten, die Regierung aber aus Furcht, 
dieje Pöbelmaſſe, faſt Die einzige Stütze, die fie noch in 
Neapel hatte, gegen Jid) aufzubringen, diefem Verlangen nad; 
geben wollte, aber fein anderes Mittel dazıı wußte, als em 
Ausfuhrverbot, durch welches die Intereſſen des gejammten 
Grundbeſitzes auf das Aergſte geichädigt wurden, währen, 
wenn überhaupt in Folge der Ausfuhr eine Erhöhung det 
reife eingetreten wäre, mit emer verhältnigmäßig jehr ge 
ringen Unterftügung der Yazzaroni viel beffer hätte geholfen 
werden können. Die Erbitterung über diefes Verfahren war 
allgemein. Nur mit großer Mühe und in Folge der An 
funft eines englifchen Sriegsichiffes im Hafen von Neapel 
gelang es den fremden Geſandten joviel zu erreichen, daB 
wenigitens die früher ſchon abgejchloffenen Eontracte mit au 
wärtigen Käufern noch erfüllt werden und dic bereits beladenen 
Schiffe abjegeln durften. Cine ähnliche Nichtachtung berech— 
tigter Intereffen des Landes und Volkes zeigte fich in jehr 
vielen Handlungen und Mahregeln der Regierung. 

Zur Erklärung der tiefen Verderbtheit aller daſigen er: 
bältnifje und der überaus traurigen Lage, im welcher Th 
das schöne und reiche Land befand und zum Theil nod) jet 
befindet, genügt es nicht, ſich blos auf den Gharafter de 
Volkes zu bezichn und ihm alle Schuld beizumefjen. Hierzu 
würde ein tiefereg Eingehen in die Geſchichte des Landes und 
die ſocialen Verhältniſſe des Volkes nöthig jein, welches mid 
bier zu weit abführen würde Nur auf einen Punft mil 
ich bier aufmerkſam machen, in welchem ich einen Hauptgrund 
des tiefen VBerfalles und des Elends der Bevölferung von 
Neapel und Sicilien erblide. Es iſt das die traditionele 
innere Politik der neapolitanischen Bourbonen. Die Dynaftie 
jelbjt hatte ſich zwar perjünlich in die Natur und das Velen 
der Italiener jo ziemlich hineingelebt, in ihrer inneren Politik 
aber hielt jie noch feft an den alten Grundfägen und Ir 
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Ganz anders al® in Neapel, lagen die Verhälmiſſe ı 
Toskana, obſchon die Stellung der Dynaſtie zu dem Land 
und dem Volke cine ähnliche war. Wie Neapel ein Neben 
befig der ſpaniſch-bourboniſchen, ſo war Tosfana cin Nebe 
bejig der habsburgslothringenjchen Dynaſtie. Hier, wie der 
war das regierende Haus dem Volke fremd; bier, wie dor 
ichlte das Band der nationalen Zuſammengehörigkeit zw 
jchen Fürſten und Boll, aber dod) war das Berhälte 
welches ſich hieraus entwidelte, in Tosfana ein ganz andere 
als in Neapel. Zunächſt war das Volk ein anderes, es m 
fleißig, arbeitfam, wohlhabend, zur Ordnung geneigt, m 
den Neapolitanern gar nicht zu vergleichen; cs war au 
bejfer unterrichtet und mehr gebildet, als die meiſten ander 
Volksſtämme Italiens, und daher fühig, die Vortheile em 
guten Regierung zu erfennen und zu ſchätzen. Aber aud d 
Tynaitie ſuchte ihre Herrſchaft in ganz anderer Weile ; 
jichern; Die edlen und wohhvollenden Fürſten Toskanas b 
mühten ſich chen ſeit längerer Zeit eifrig, durch eine gu 
und jorgjame Regierung den Wohlitand des Landes zu heit 
und Die Intereſſen der Bevölferung zu befördern. Die wah' 
haft großartigen ulturverbejlerungen, die Umwandlung: 
weiter, ſumpfiger und ungeſunder Landſtrecken in eulturfähig 
und reich tragendes Ackerland, welche Jedem auffallen, d 
das Land bereiſt, geben ein ſchönes Zeichen der Sorgfalt d 
tosfantjchen Regierung für Die Intereffen des Landes. Ber 
dejien geachtet Diefe, im Allgemeinen geachtete und went 
jtens nicht gehaßte Regierung im Momente der Gefahr fo 
widerſtandslos zuſammenbrach und man fid) jogar jagen mu 
dat; Jelbit dann, wenn die momentanen Inhaber der Staat 
gewalt und Die Organe der legteren im Augenblide der Ö 
fahr etwas mehr kluge Vorausficht und muthige Energie b 
wiejen hätten, Dies immer nicht viel würde geholfen haben, dx 
Zuſammenbruch vielleicht etwas hätte verzögern, aber denne 
nicht verhindern können, jo darf man nicht vergefien, da 
gerade wegen der größeren Bildung des Volkes aud Di 
blendende Idee der nationalen Einheit Italiens in Toslkan 
vorzugsweise lebhaften Anklang fand. Wenn aud) bie Fürſter 





ihre Perſon die Eigenjchaft eines öſterreichiſchen Prinzen 
höher jtellten, als die eines ſouveränen Großherzogs von 
Tosfana. Dieſe zürlten zeigten dadurch ſelbſt, daß jie ihrem 
Volke fremd waren und fremd bleiben wollten, und der ge 
fränfte Nationaljtolz des Volkes konnte ſich damit nicht 
tröften, day die Regierung dieſer Fürſten eine gute, wohl 
wollende und intelligente war. Das Berhältnig dieſer Fürjten 
su dem Volke war daher aud) Fein jo feſtes und inniges, daß 
es der Idee der nationalen Einheit gegenüber hätte Stand 
halten können. 

Noch anders lagen die Verhältniſſe im Kirchenitante. 
Wenn es noch eines befonderen Beweijes für die Wahrheit 
des Satzes bedurfte, daß die Kirche ihrer innerſten Natur 
und Beſtimmung nach zur Regierung eines Landes nicht ger 
eignet it, — der über alle Begriffe erbärmliche Zuſtand 
aller öffentlichen und ſtaatlichen Verhältniſſe in Rom md 
in dem gefammten Stirchenftaate, wie er zur Zeit meiner Ir 
wejenheit noch war, würde den beiten Beweis dafür liefen. 
Das lag aber nicht an den Fehlern und Mängeln der Per 
jonen, denn die Geiſtlichen, welche den Kirchenjtaat vegierten, 
jtanden an Kenntniſſen, Bildung und Charakter im Durch 
jchnitte weit höher, als z. B. die Laien, die in Neapel herriäten, 
jondern an der umabänderlichen Natur der Dinge, an dem 
Weſen und der Aufgabe der Kirche ſelbſt. Pius IX. hatt, 
gewiß im der beiten und edelften Abficht und in dem Streben, 
nit der Herrfchaft der Slirche zugleich eine gute und geredte 
Regierung zu verbinden, aber in kaum begreiflicyer Selbit 
täuſchung über die Unmöglichkeit, dieſen Zweck zu erreichen, 
wenige Jahre vorher den Verſuch gemacht, eine conjtitufie 
nelle Verfaſſung im Kirchenſtaate einzuführen. Der Erjolg 
iſt bekaunt; bald darauf wurde ſein Minifter auf der Treppe 
des Parlamentes ermordet und der Papft ſelbſt gezwungen, 
unter dem Schutze einer Dame, der Gemahlin des bayeriſchen 
Geſandten, der Gräfin Spaur, geborenen Gräfin Giraud, ver⸗ 
kleidet aus Rom zu entfliehen. 

Daß der Bapft ſouverän und von jeder weltlichen Macht 
unabhängig jei, und, um das zu ermöglichen, jelbjt ein größere? 
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müßten alle weltlichen Rückſichten untergeordnet bleiben. Wen 
dies nu nicht anders ausführbar ſei, als jo, daß cine größe 
Anzahl von Menſchen auf gewiſſe äußere, irdiſche Güter ve 
zichten müfje, jo fünne man das zwar bedauern, aber nik 
ändern, und jene Menſchen müßten und würden einen Tnı 
für Die ihnen anferlegten Entbchrungen in dem Bewußtſe 
finden, daß fie dadurch die im Interefje der ganzen katholiſch 
Chriſtenheit nothwendige Erhaltung der Souveränctät d 
Bapites möglid machten. 

Ueberhaupt nahmen damals die politiichen Verhältni 
Italiens meine Aufmerkſamkeit in hohem Grade in Anjprud 
ich, Jucchte mich über diejelben möglichſt genau zu unterrichte 
Schon damals boten diefe Verhältniſſe viele interejfante An 
logien mit der Lage Deutjchlands dar, dennoch aber war 
Jie, wegen dev großen Verſchiedenheit des nationalen Chart 
ters und der allgemeinen Bildung, ſowie wegen der ga 
wejentlich anderen Stellung, in welcher ſich die deutſche 
aus der Mitte der Nation jelbjt Hewworgegangenen Fürſte 
gejchlechter, und die in Italien herrichenden, der italien 
Nation fremden Dynaſtien zu dem Volke befanden, hier u 
dort jo ganz wejentlich anders gefärbt und gejtaltet, dap 
stage, wie ſich dieſelben in Deutſchland und Italien jchliegli 
noch gejtalten würden, einen cbenfo intereffanten als häufig 
Gegenſtand meiner Geſpräche mit einigen mir befannt geworden 
Italienern jowohl als mit mehreren Deutſchen bildeten, die } 
jchon jeit längerer Zeit in Italien aufhielten. Ich kam d 
bei zu der Ueberzeugung, daß Italien im Allgemeinen - 
vielleicht mit einziger Ausnahme des fejtländifchen Theile d 
Königreichs Sardinien — zur Einführung conjtitutionel 
oder gar parlamentarischer Regierungen nod) nicht reif gen! 
ſei, daß es namentlich im Kirchenſtaate und im Königreic 
Neapel und Sicilien zunächſt noch für eine längere Zeit ein 
mächtigen und intelligenten, vor Allem aber ehrlichen u 
jtreng rechtlichen Regierung und eines wesentlichen For 
jchrittes in der allgemeinen Volksbildung bedürfen werd 
ehe ein contitntionelles Regiment von wahrem Nugen fi 
könne. An eine Vereinigung des ganzen Italiens zu eine 





Verfluß von mehr als dreißig Jahren feit ich das älterlich 
Haus verlaffen, war ich frei und nicht mehr gebunden dur 
amtliche Pflichten und Arbeiten, war ich in Italien, umgcebe 
von den berrlichiten Kunſtwerken, von den großartigen Lehe 
reiten der Thätigfeit untergegangener Völker und längit ve 
gangener Zeiten. Da wacten in mir die Neigungen mein 
Jugend lebhaft wieder auf, überall fand ich Erinnerungen o 
die Erzählimgen meine® Vaters, an die Bildwerfe fein 
Sammlungen und alles das, womit er Jich jo viele Jah 
lang jo lebhaft bejichäftigt, was er jo genau jtudirt, was} 
jeben er jo lebhaft gewünfcht hatte, was zu ſehen ihm ab 
niemals vergünnt war, das alles lag jet in voller Wirkld 
feit vor mir da. 

Nachdem ich ſchon in Mailand die Galerie der Bre 
mit großem Jutereſſe gejehen hatte, hielt ich mich vierzet 
Tage in Florenz auf, beſuchte faſt täglich die beiden grokı 
Galerien und die zahlreichen Kunſtwerke, die außerdem do 
in den verjchiedenen Kirchen und Paläſten zerſtreut fin 
Hier vervollftändigte ich zuerſt meine Kenntniffe von dem U 
fange und der Bedeutung der italienischen Malerei, zu d 
ich ſchon durch meine Belanntjchaft mit den Schägen d 
Tresdner Galerie den Grund gelegt hatte. Auch die Antike 
Die Ich, mit Ausnahme deſſen, was das Dresdener Antike 
Cabinet enthält, bisher nur durch Gypsabgüſſe kannte, wirl 
mächtig auf mich ein. In Rom, wo ic) mid) zuerjt zwei u 
ein halb Monate und dann auf der Nüdreife von Ne 
noch einmal einen Monat aufhielt, war ich jo glüdlid), 
dem Serretär des archäologiſchen Inftituts, Emil Braun, u 
in dem Bıldhauer Wittig aus Dresden, jet Profefjor 
der Academie der Künſte im Düſſeldorf, zwei ebenjo unti 
vichtete und geiftvolle, wie fremdlid) gefällige Führer 
finden, unter Deren Leitung und Belehrung mir der Yeil 
der Muſeen und Ruinen Noms wahrhaft Ichrreich und frud 
bringend wurde. Wittig arbeitete Damals an feiner befannt 
und mit echt berühmten Hagar nnd begleitete mich m 
großer Gefülligkeit durch die Ateliers der in Rom arbeitende 
namentlich der deutjchen Bildhauer, von denen mir insbeſor 





einen jolchen Abguß zu bejorgen, worauf er mir c 
mittheilte, er jet von dem Prior des Kloſters, zu ı 
Kirche gebört, mit feinem Geſuche abgewiejen we 
aber dann einem römischen Gypsformer, cinem 
und mit den Verhältniſſen befannten Manne, de 
gute Geſchäft nicht gern entgehen lajjen wollte, 
überlaffen, und diefer habe mit Hülfe eines Gef 
fünfzig Scudi doc) nod) die Erlaubnig erhalten; 
nun nur noch nothwendig, die Genehmigung de 
miniſteriums, zu deſſen Reſſort die Angelegend 
zu erlangen, wozu freilich wohl eine größere Su 
wendig jein werde. Ich hatte einige Tage vorher de 
miniſter, den einzigen Laien, der damals nod) im 3 
verblieben war, perfönlich kennen gelernt und mid 
mit ihm unterhalten, und bemerkte daher gegen 2 
mir Diefer Mann doch nicht jo vorgekommen jet, 
Geſchenke annehme. Braun eniderte mir aber, dd 
nicht beweiſen könne, daß der Minijter ſelbſt ın 
Geſchenke annehme, day er, Braun, aber gan 
wiſſe, day Dderjelbe genau davon unterrichtet ſei 
jeine Räthe und Unterbramten dies thäten und | 
ruhig mit anfche und alfo wenigjtens ſtillſchweig 
Es jet allgemein befannt, day im Handeldminift 
Die Beſtechung mehrerer Beanten überhaupt Wien 





bevorjtehenden Tfterfeites die ganze Stadt mit Fremden über: 
füllt war. 

Die großen, prachtvollen Seite der römischen Kirche, die 
ja fein Mittel, und jet es auch noch ſo ſinnlich und äußerlich, 
verſchmäht, um ihre Zwecke zu erreichen, haben auf mic nie 
mals einen großen Eindrud bervorgebradt. Das künjtlich 
Gemachte, Die Abjichtlichfeit des ganzen, ſinnlich bejtridenden 
theatraliichen Pompes tritt zu Har erfennbar hervor, um 
Herz und Gemüth erwärmen zu fünnen; nur einen Moment 
in Der ‚feier Des Oſterfeſtes in Rom nehme ich aus,  üt 
der jogenannte „große“ Segen, den Der Papft am ernten 
Oſterfeiertage von der Loggia der Betersfirche herab dem Volke 
ertbeilte. Der ganze ungehenere Platz, deſſen Größe erſt 
dann recht deutlich hervortritt, wenn er voll von Menſchen 
iſt, war mit Ausnahme der mittleren Theile, wo zahlreiche 
Abtheilungen franzöſiſchen und päpſtlichen Militärs in Parade 
aufgeſtellt waren, Cavallerie und Infanterie, von dichten, 
Kopf an Kopf gedrängten Volksmaſſen angefüllt. Ich ſtand 
auf einem Punkte, wo ich Das Ganze gut überſehen konntt 
und hielt die Verjicherung umitehender Römer, dat mindeten? 
fiebzig bis achtzig Tauſend Menſchen zugegen jeien, für mat 
übertrieben. Der Moment, wo der Bapft in der Loggia empot 
gehoben wurde und mit ausgebreiteten Armen und laute, 
deutlich) vernebmbarer Stimme „in urbem et. orbem den 
Segen ertbeilte, wo in demjelben Augenblide die ganze um 
gehenere Menjchenmafje auf die Knie jtürzte, wo die Gloden 
aller römiſchen Kirchen einfielen und die Kanonen der nahen 
Engelsburg ertönten, dieſer Moment gehört zu den groß 
artigjten und ergreifendften, die ich erlebt Habe. Auch die Er 
Leuchtung der Petersfuppel, Die wegen des ungünjtigen Wetter? 
einige Tage verfchoben werden mußte, war ein höchft groß 
artiges und überrajchendes Schanfpiel, wie es chen mir 
Rom bei den dortigen Yocalitäten möglich it. | 

Kurz nach meiner Rückkehr von Neapel nad Rom (? 
hielt ich, einen Brief von Beuſt, in welchem er mir in freund 
lich) herzlicher Weiſe die Stelle des Kreisdirectors (Präſidenten 
der Jrodinzialregierung) in Zwickan anbot. Ich zögerte feinen 
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ſchon von mir gewünſchte Reife, daß der Aufenthalt in it: 
lien für meine ganze Zukunft, für die weitere Entwideung 
meiner Berjönlichkeit von großem Einflup ſein werde; konnt 
aber damals nicht ahnen, daß es mir nach wechjelvolle 
Schickſalen und jchweren, ernten Arbeiten, nad) Verfluß vo 
vier und zwanzig und mehr Jahren wiederholt vergünnt je 
werde, Italien zu jehen und in Rom längere Zeit zu ver 
weiten. Mearjeille machte feinen angenehmen Emdrud au 
mich. Noch nicht ganz zwei Tage vorher hatte ich Rom ver 
lajjen, welch cin Contraſt! Ich hielt mich nicht lange dor 
auf, fuhr dann nad) Arles und Avignon mit der Cijendah 
und von da mit der Diligence nad) yon, wo ic) zwei Tag 
blieb, dann ebenſo über Mühlhauſen nad) Strapburg, um 
von da raſch mit der Eifenbahn nad) Dresden zurüd. 
Hier fand ich Manches verändert; nachdem Oeſterreich 
und Preußen jich direct über die Zoll- und Handelsverhält 
niſſe verjtändigt hatten, war der Zollverein wieder auf zwöh 
Jahre abgejchloffen und dadurch das Land über feine Zukunft 
beruhigt worden. Beuſt hatte neben dem Departement det 
answärtigen Angelegenheiten noch das des Innern inbernom 
men und bier vor allen Dingen dafür gejorgt, daß die von 
mir entworfenen Reformpläne, ingbefondere die neue Orgmi'— 
jation der Venwaltungsbehörden umd die Trennung der Juſti 
von der Verwaltung, definitiv beſeitigt wurden. Das bishet 
von ihm verwaltete Miniſterium des Cultus und öffentlichen 
Unterrichtes hatte Der frühere Minister des Innern, KM 
von Falkenſtein, übernommen. Iſchinsky Hatte in Folge Di 
Oppofition Beuſts auch feine Pläne für eine weitergehen 
Reform der Juſtizverfaſſung aufgeben müſſen, war darübel 
tief verſtimmt und verſuchte num, dieſelben in einem kleineren 
Maßſtabe auszuführen. Dagegen fand id) meinen Brudı 
Luitbert und feine Familie glücklich und gefund und auf 
jonjt noc einige trene Freunde, mit denen ich die kurze Zeit 
meines Aufenthaltes in Dresden verbrachte. Nachdem ich 
meinen daſigen Haushalt aufgelöſt, mein Quartier aufgegeben 
und meine ſonſtigen Angelegenheiten geordnet Hatte, jiedelte 
ich im Mai 1853 nach Zwickau über. Der König hatte mi 
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Die Behörden, die der Entwidelung der Induſtrie und de 
Gewerbeweſens, der Verbeſſerung der Arbeitämethoden, & 
Beſtrebungen intelligenter und thätiger Arbeiter nicht en 
gegentreten und die Verbeſſerung der wirthſchaftlichen J 
jtände nicht geradezu hindern fonnten, aber dod au 
den alten, noch formell giltigen Innungsgeſetzen nicht er 
gegen handeln durften, juchten daher an denjelben joviel a 
möglich zu deuten und zu interpretiren und halfen fid, ı 
auch das nicht mehr genügte, mit Dispenjationen. Da ab 
wo jolche geſetzlich unzuläſſig oder nad) der Natur des Fall 
nicht amvendbar waren, blieb den Behörden nicht? ander 
übrig, als nicht zu jehen, um, wie man es damals nanıl 
„feinen Staub aufzutreiben“. Einer der wichtigiten Grun 
jäge der ſächſiſchen Innungsverfaſſung war z. 3. der, & 
Niemand zwei zünftige Gewerbe zugleich treiben, Niemas 
zwei Innungen zugleich angehören dürfe; im Erzgebirge un 
im Voigtlande gab c3 aber ganze, volfreiche Ortſchaften, dert 
männliche Eimvohner jeit jehr langer Zeit jchon regelmäß' 
und in großer Zahl im Frühjahr nad) Dresden und Lip; 
gingen md dort als Zimmerleute oder Maurer arbeitete 
indem ſie als Geſellen den betreffenden Innungen angehörte 
im Herbſte aber in ihr Dorf zurückkehrten und jich hier a 
zünftige Webermeifter an ihren Webſtuhl ſetzten und arbeitete 
Dies ganze Verhältnis, welches übrigens nicht etwa blos 
einzelnen ‚züllen, jondern in großem Umfange vorkam, w 
aber nach den beftehenden Geſetzen abſolut unzuläſſig, inde 
Die Behörden dasſelbe duldeten, handelten ſie direct geg 
das Geſetz. Hätten fie aber eingreifen, den doppelten 6 
werbebetrieb verbieten und dieſes Verbot durchführen wolle 
jo würden jie zablreichen flaßigen Arbeitern die Möglichke 
ſich einen ausfönmnlichen Verdienjt zu verjchaffen, gerade; 
abgejchnitten haben. Das einzige Auskunftsmittel, was au 
bier den Behörden übrig blieb, den ungejeßlichen YZujtar 
nicht zu jeben, war aber doch auch ein ſchwächliches, d 
Winde der Negierung ebenfo wenig wie dem Anjehen d 
Geſetzgehung entjprechendes Mettel. Schlimmer nod) war 
wenn Beſchwerden über Beeinträchtigung im Gewerbebetrick 
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>, nein cr Enaland, war es auch bei uns dahin 
TUT NE Zarmie zunitige Gewerbe, wenn jie nicht gänz 
„z rzrzoe amd Durch Die Concurrenz unterdrüdt werde 
2.2 som faormärigen Berriebe übergehn mußten, theil 
2... re zeichiettige Veichäftigung zünftiger Arbeiter ver 
SZ TI SZZEIET in einem Etablitfement verlangten, wi 
2 zm Reicdinenbau. theils weil ie nur durd di 
‘zu Brıombang der Productionskoſten, aljo nur dur 
Lu: muumume amd die Anwendung wohlfeiler, unzünftige 
N 2 Serichz fonnten. Um das aber dem Wider 
Z22.ZU NT Innungen gegenüber möglich zu mader 
„2.772,72 zer Conceſſion Der Negierung. ine joldk 
27.mırn zeige fat einen tiefen Eingriff in Die Innunge 
„7r”.22 rt m me Rechte verschiedener Innungen enthielt 
zer vario neuer allen. welche darum baten, jon 
2.0 war Bormer gegeben werden, welche nicht nur im 
A,» rerkerisher Intelligenz, jondern aud) ausreider 
2 % rum wer, am ein größeres, gut cingerihteld 
22." 7,22 erzien zu bonmen, deiten Exiſtenz wirklich für 
Sr mir Sictigkeit war, To daß die ausnahm* 
..., Di... von der Verbietungerechten Anderer 0 
‚.yr. ri nm Mochte daher bei der Ertheilung dA 
”022,2’rrsoneh So verichtig und gewiſſenhaft ze 
2,7. 2er wmrnen nah Außen itellte ſich die So 
.. 2er M® der reiche Unternebmer, der an ſich jhen 
yo Sm. ug sısserst Capitals genoß, durch ſeine GR 
zn r dos Nee erhielt. nicht nur zünftige Sejellm 
. Ri mtiraum mi deren Arbeitägebiet jein Fabritsbetie 


RNIT LIE aitige— ſelbſt weibliche, Arbeiter at 
. 227 sup) der vielleicht ebenſo intelligente, ap 
Dede zent wir zunitige Geſellen ſeines eigene 


Du te Na drrite wodurch Ihm jede Concurcetj 
de n Spmamnmen unmöglich gemacht wurd. 
u gr mes fräberen Wirkungskreiſen in Leipj 
. > DeWder die Induitrie und Das Fabrikweſen nicht and 
‚az Weroenzes Kazer gelernt, war aber aus allgemeine! 
MENT.) zzer mebr praftiiben Auffaſſung folgen). 
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und war ihr, wie damals überhaupt einer jeden tiefer ain- 
gehenden Reform, eher ab» als zugeneigt. Im der conkr- 
vativen Partei aber und bei dem größeren Theile der höheren 
und niederen Staatöbeamten galt damals noch die Gewerbe 
freiheit jajt allgemein als ein Kind der Revolution, als eine 
dem modernen LXiberalismus entjprungene Sdee; dort erblidt 
man in dem Verlangen nach Gewerbefreiheit faum etivas met 
als einen Ausdrud des allgemeinen Strebens, die alten, hiſto 
rifch entitandenen Einrichtungen des öffentlichen Lebens 4 
zerjtören, und an die Stelle feiter Ordnungen und Regelr 
Anarchie und Willkühr zu jegen, die man fälſchlicher Wei 
für Freiheit ausgebe. Der, alle VBerhältniffe durchdringende 
conjervative Zug war jo jtarf, daß jelbit Beuſt noch viel 
politiiche Bedenken gegen die Gewerbefreiheit Hatte, die e 
erit jpäter aufgab, nachdem er einige Jahre das Mintiterus 
des Innern verwaltet und die Verhältniffe aus cigener Ei 
fahrung fennen gelernt hatte. 

Cs gingen daher die vielen und unangenehmen Arbeiter 
die der Kreisdirection durch die eben gejchilderten Berhältnifl 
enivuchjen, während meines ganzen Aufenthalts in Jwida 
ununterbrochen fort, und auch länger nod), bis dem gan 
unbaltbar gewordenen Zujtande durch das Gewerbe-Geſetz vor 
15. October 1861, welches die Gewerbefreiheit in Sachſen eir 
führte, ein Ende gemacht wurde. 

Aber auch noch in einer anderen Beziehung machten D' 
eigenthümlichen Verhältniſſe des Erzgebirge® und des Boig! 
Landes Damals der Regierung große Sorgen. Die jo übel 
aus Dichte und im Allgemeinen arme Bevölkerung dieſer bei 
den Zandestheile lebte zum größten Theile von indujtriele 
Arbeit, die bald mehr, bald weniger lohnte, oder aud zeit 
weilig ganz aufbörte, jenachdem die von der ſächſiſche! 
Stegterung völlig unabhängigen Berhältniffe oft weit ent 
fernter Länder dem Abjage der erzeugten Waaren daht: 
günstig waren vder nicht. Bei einer jeden, jelbft nur vor 
übergehenden Stodung im Abſatze der Gewerbserzeugniſſe tra 
jofort die bitterjte Noth ein, zu deren Bekämpfung die Kräftı 
der, meist jelbjt jehr armen Gemeinden nicht ausreichten, ſondern 
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wolle. Später aber habe ich gefunden, daß das Gefühl de 
Dankes, welches bei denen, die eine Unterjtügung, ein Almoſe 
erhalten, doc bier und da noch bemerkbar iſt, bei dena 
welchen Arbeit gegeben wird, meijt gar nicht vorfommt, do 
leßtere Verfahren vielmehr oft im ſocialdemokratiſchen Sinn al 
die Anerfennung eines Rechtes auf Arbeit und al di 
Beweis dafür aufgefaßt wird, daß der Staat jelbit die Prlid 
fühle, denen Arbeit zu verjchaffen, welche arbeiten wollen, abe 
feine Gelegenheit dazu finden. 

Seit jener Zeit haben ſich aud) dieje Berhältniffe woejen! 
lich geändert: die Unficherheit des amerifanijchen und übe 
haupt jedes außereuropäifchen Marktes hat die Fabrikante 
nach und nad) dahin geführt, in erjter Linie mehr al? frühe 
die europäiſchen, möbejondere die deutichen Märkte zu berüc 
Jichtigen und für Diefe zu arbeiten. Dadurch jind an um 
für ſich ſchon die VBerhältniffe der Industrie ſicherer und feit« 
geworden. 

Von ganz weſentlichem Nutzen in dieſer Beziehung i 
aber noch die große Ausdehnung des Eiſenbahnnetzes gı 
worden, welches ſich jetzt bis in die innerſten Thäler un 
nahe heran an die höchſtgelegenen Orte des Erzgebirges un 
Voigtlandes erjtredt und ebenfo die Zufuhr des Rohmaterial⸗ 
wie die Abfuhr der fertigen Waare leichter und wohlfeile 
macht. Der Mangel an lohnender Arbeit war aber nur ei 
Grund der oft eintretenden Nothitandsperioden, aber nid 
der einzige, . eben fo oft, und öfter vielleicht, war & Di 
Theuerung des Brodes, Die an fich oder in Verbindung m 
Arbeitsmangel ſolche große Webelftände Herbeiführte. Wen 
jic) die Breife des Getreides um das Doppelte oder darübe 
erhöhten, dann reichten, jelbjt bei günjtigen Arbeitsconjuneturer 
die Arbeitzlöhne nicht mehr aus, um die Familien zu di 
nähren. Nun iſt es aber eine alte Erfahrung, das be um 
günstiger Erndte der Preis des Getreide nicht blos im Bar 
hältniſſe des Minderbetrags der Erndte, fondern in einem gan 
ungleich höheren Grade wächſt, als dieſe, d. h. in geome 
riſcher Progreſſion. Die Gründe diefer Erjcheinung find be 
fannt, ebenſo befannt ift es aber auch), daß alle die ver 
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zirkes gemäß, Gelegenheit, hierbei vielfach mitzuwirken. Die 
jeit langer Zeit ſchon beitehenden Klöppelſchulen wurden ver: 
mehrt und rationeller eingerichtet, für das ſehr ausgebreitete 
Gewerbe des Stidens und Weignähens wurden in Auerbad), 
für das Pojamentirgewerbe in Annaberg jpeciclle gewerblidk 
‚sachichulen errichtet. Die Erfahrung, die insbeſondere bei den 
letzteren gemacht wurde, diente mir ald ein neuer Beweis für 
die völlige Unhattbarfeit der alten Innungsverfaffung, in® 
beiondere bei den nach und nach ganz fabrikmäßig gewordenen 
Wewerben, denn ſchon bei meinem eriten Wiederbeſuche der 
Poſamentirſchule in Annaberg mußte ich mich davon über: 
engen, daß bei dem bier eingeführten rationellen Unterridte 
Die jungen Leute bei einiger Intelligenz in einem halben Sabre 
mehr lernten, als ſonſt während ihrer ganzen Lehrzeit, und 
weiter famen und geſchickter wurden, als die metiten Geſellen, 
während die beitchenden Innungsartifel deffenungeachtet des 
Aushalten ciner vierjäbrigen Lehrzeit verlangten, che die 
jungen Leute Das Recht erhielten, als Gefellen zu arbeiten. 

Unter den vielen und verichiedenen Richtungen, in wel: 
cher die Kreisdirection thätig war, will ich bier nur noch eine 
erwähnen, die mich lebhaft intereffirte und vielfach be— 
ſchäftigte. 

Die Stellen der Pfarrer und Schullehrer waren damals, 
namentlich in den oberen und ärmeren Theilen des Gebirge 
und Woigtlandes, noch jehr gering, oft ganz unzulänglid 
dotirt: den Wemeinden zur Berbefferung der Lage derjelben 
größere Leiſtungen anzufinnen war aber bei der Armuth de 
größten Theils derjelben theils nicht ausführbar, theils 8% 
balb bedenklich, weil dadurd leicht dem Anjchen und dem 
religiöſen wie moraliichen Einfluffe der Pfarrer und Lehrer 
Eintrag geſchehen Fonnte. Nun beſaßen aber die Pfarrer 
und Schullehrer in dem ganzen Bezirke, und namentlich in 
den oberen und ärmeren Theilen desfelben, oft ziemlich um 
jängliche Grundſtücke, beſonders oft nicht unbedeutend 
Waldungen, die aber meift in höchſt unzwedmäßiger Weiſe 
bewirthichaftet wurden. Die Kreisdireetion — und in ih 
war es beionders der jehr tüchtige und pflichteifrige Kirchen⸗ 
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zichten und letztere ſeinem älteſten Herrn Sohne überlaſſen 
werde. Die erſten Privatnachrichten, die gleichzeitig mit der 
Kunde von dem Tode des Königs Friedrich Auguſt aus Dresden 
nd Zwickau kamen, lauteten auch in dieſem Sinne und wurden 
erit am folgenden Tage durch eine, in unbegreiflicher Veiſe 
verzögerte offieielle Benachrichtigung Seiten des Miniiteriume 
des Innern widerlegt. Die Gefchichte wird nicht viele Beiſpiele 
davon formen, daß cin wenig populärer Prinz, deſſen Re 
gierungsantritt ſogar manche Beſorgniſſe erregte, To ſchnel 
in einen, im beiten und edelſten Sinn populären, ganz al 
gemein und innig geliebten König umgewandelt worden it 
Ind dieſe Umwandlung des allgemeinen Urtheils über ihn 
berubte nicht darauf, daß er ſich etwa geändert oder ander 
gezeigt hätte, als er wirklich war, fie war nidjt die ‚yolg 
eines Strebens nach Popularität, wurde vielmehr lediglich dadurd 
hervorgebracht, day er als König mehr perſönlich hervortrat, 
als früber, und dat; das Volk ihn genauer fennen und rid 
tiger beurtbetlen lernte, als vorher, jo daß dadurd) alle die 
theils ganz unbegründeten, theils höchjt übertriebenen Gerüchte, 
Die über jeine religiöfen und politifchen Meinungen im Ör 
heimen umlieten, raſch widerlegt wurden und verſchwanden. 
Es war nicht zu verfennen, daß dag weiche und tiefe Ge 
mitth Des Königs Friedrich Auguſt durch die Ereigniſſe M 
Jahre 1848 und 1849, und nicht weniger wohl durch den 
Hang der Differenzen über die deutſche Frage und die Er: 
neuerung des Jollvereins, insbejondere durch das Auftreten 
Preußens dabet tief ergriffen worden war und jchwer gelitten 
hatte. Perſonen, Die ihm jeit vielen Sahren nahe gejtandn 
hatten, wollten bemerfen, daß er id) jeitdem nicht mehr mit 
dem Jicheren Urtbeile und der freudigen Zuverſicht den Ör 
Ichäften bingab, wie früher, dal er jtiller und in ſich 96 
fehrter wurde. Diefe, zuweilen auch nad) außen Hin bemerl 
baren Verhältniſſe erlitten mit dem Regierungsantritt dee 
Nönigs Johann eine wejentliche Aenderung. «Mit der vollen 
Nraft jenes umfafjend und gründlid) gebildeten Geiſtes und 
der ganzen Lebhaftigkeit jeines reinen und edlen Charakter? 
widmete er fich ſofort und von Anfang an den Gejchäften; er 
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äußerer Vortheile wegen eine Religiofität zur Schau trägt, 
die nicht auf innerer UÜeberzeugung beruht und die flache 
Glaubensloſigkeit, Die es verſucht, mit dem Wite eine 
einjeitig gebildeten Verſtandes ſich über die innere Leere 
eines gemüth- und religionslojen Dafeins zu täujchen. Er 
las oft und mit großem Intereſſe umfaſſende theologiſche 
und firchengeichichtliche Werfe auch proteſtantiſcher Gelehrten, 
und wohnte auf jeinen Reifen nicht jelten auch dem prote 
itantijchen Religionsunterricht in den Volksſchulen bei. Ci 
mal kam er auf einer joldyen Reife im Erzgebirge in em 
Claſſe einer größeren, ſtädtiſchen Bürgerjchule, wo eben Unter: 
richt in der allgemeinen Gejchichte ertheilt wurde, und de 
Yehrer, ein nod) junger Mann, eben im Begriff war, jeine 
Schülern die mittelalterlihen Kämpfe zwiſchen den deutjchen 
Kaiſern und den Päpſten, jpeciell den Streit zwijchen Kaikr | 
Heinrich IV. und Papſt Gregor VII., jowie die Buße de 
Eriteren zu Ganoffa vorzuteagen. Der junge Lehrer mod 
wohl nicht ſehr angenehm überrajcht fein, den ihm ganz une 
wartet kommenden Beſuch des Königs grade bei dieſer, cine 
itreng katholiſchen Fürſten gegenüber immerhin ſchwierig zu 
behandelnden Materie zu erhalten, faßte ſich aber raſch, über— 
wand die anfängliche Verlegenheit und fuhr, vom König 
dazu aufgefordert, in jeinem Vortrage ganz jo fort, wie 
es gethan haben würde, wenn der König nicht anweſend ge 
weſen wäre. Dabei fchilderte er den ganzen principielen 
Kampf zwijchen der fatholischen Kirche und der weltlichen 
Macht der Kaiſer in ernſter und ruhiger, populärer Weit 
aber ganz im Sinue der proteftantiichen Auffaffung desjelben. 
Ter König hörte dem Vortrag bis zum Schluffe aufmerfam 
zu und jagte beim Berlaffen des Haufes zu jeinen Begleiter: 
der Vortrag babe ihn jehr interejfirt, bejonders aber halt 
er ji) darüber gefreut, daß der Lehrer fich durch jeine, de 
Königs Anweſenheit, nicht habe abhalten laſſen, diefen ſchwie⸗ 
rigen Theil der Gefchichte in ruhiger und erniter Weije und 
thatjächlich richtig, zugleich aber doch aud) „ganz nad) KT 
Auffafjung vorzutragen, die er als Proteſtant ehrlicher Weiſe 
gar nicht hätte verleugnen und verbergen dürfen“. 
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lernte dabei Dieje, in vieler Beziehung jo hoch 
Länder zum eriten Male etwas genauer fennen. 
waren es Die in Brüſſel, Antierpen ſowie in 
in Saag, Harlem und Amsterdam befindlichen, 
Schätze der alten flandriichen, brabanter und | 
Kunſt, an Denen ich) mich wahrhaft erfreute, Die i 
kennen zu lernen Juchte. Hatte ich vier bis fünf: 
zuerit Die italieniſche Kunſt in Ihrer Heimath geie 
noſſen, jo gingen mir jest erſt Die eigenthümli 
heiten der niederländiſchen Kunſt auf, lernte ich je 
beſonderen Charakter verſtehen, ihre Bedeutung ſch 
hierzu gehört in noch höherem Grade, als bei der 
tut, — Die ja in der idealen Sphäre, in der 
bewegt, wicht jo abhängig ut von den thatjächli 
äußerlichen Berbältnifien —, ganz nothiwendig ci 
durch eigene Anſchaunng gewonnene Kenntniß des 
Jeiner Bewohner, ihrer Zitten und Gebräuche. 
rolgenden Sabre zum wiederholten Gebrauche d 
Oſtende ging und noch eine zweite Reife nad) H 
ſichtigte, mußte ich legtere aufgeben, um der 3 
des Königs Johann, ihn auf einer beabjichtigten 
einen Theil des obern Erzjgebirges zu begleiten, 
zu können. 

Im Herbſt 1858 verſtarb ganz plöglid \ 
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hergeleitetes Bedenken zu beruhigen, äußerte auch dabei, er 
wünſche überhaupt, mich wieder im Miniftertum zu haben, 
die Trage, welches Departement ich übernehme, jei ihm de 
weniger wichtige und jett ſei Fein anderes vacant als das 
Finanzminiſterium. Auch habe er — wie er beifügte — de— 
halb jchon ausführlich mit Beujt gejprochen, der wegen unjerer 
früheren Differenzen feinen Groll gegen mid) habe und aud) ın 
der Yollvereinsfrage jegt mit mir überein)timme. 

Unter diefen Umständen fand ich Fein weiteres Bedenken, 
das Finanzminiſterium vom 1. Januar 1859 an zu über: 
nehmen. In Zwidau befam ich, ala dies dort bekannt wurde, 
von allen Seiten her die Beweiſe aufridtiger Liebe und An 


hänglichkeit. Bon vielen Städten des Bezirks wurde mir; 


das Ehrenbürgerrecht ertheilt und das Bedauern über meinen 


Abgang von Zwidan, jowie die Freude über meine Er 


nennung zum Miniſter durch befondere Teputationen aus 
gedrüdt. 
Um mich joweit vorzubereiten, daß ich am 1. Januar 


die Geſchäfte übernehmen fonnte, Jiedelte ich jchon in der : 


Mitte des Monat? December nach Dregden über, mußte aber, ' 


da ich erit von Oſtern 1859 an ein paffendes Quartier finden 
konnte, bis dahin in einem Hotel Wohnung nehmen. 

Sp war denn abermals eine wejentliche Wenderung in 
meinem Leben eingetreten. Ich ging den neuen Verhältniſſen 
mit Freuden und Bertrauen entgegen. Ich war in dei legten 
ſechs Jahren nicht nur älter, ruhiger und im Allgemeinen 
veifer geavorden, jondern hatte auch durch die ganz ſpeciele 
und umfaffende Befchäftigung mit den Intereffen eines großen 
und wichtigen Landestheils manche Erfahrungen gejammel, 
ſodaß ich Die Ucberzeugung begte, daß es mir bald gelingen 
werde, mic auch in die neuen Geſchäftszweige einzuarbeitin, 
denen ich nunmehr voritchen follte. 


Ende des erjten Bande. 
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Mein zweites Minijterium. 


ätigleit im Finanzweſen und in den Angelegenheiten des Zollvereind 
bit zum Schluffe des Jahres 1865. 


Als id, am 2. Januar 1859 die Gejchäfte des Finanz- 
iniſteriums übernahm, genoß die ſächſiſche Finanzverwaltung 
Teits jeit längerer Zeit eines vortrefflichen Rufes. Die ge: 
mmte Organiſation derjelben, wie jie Damals beitand, ins— 
jondere Die Des Staatsrechnungs- und des Kaſſenweſens, 
ihrte von Herrn von Zejchau her, welcher fie, nachdem die 
erfajjung vom 4. September 1831 ins Leben getreten war, 
Imäblig eine und durchgeführt hatte. Um das, was Zefchan 
mals gethan Hat, richtig beurtheilen und Jchägen zu können, 
u man einen kurzen Rückblick auf die Finanzgefchichte 
achjens werfen. Die erjte Begründung einer vernünftigen 
nd chrlichen, wenn auch in ihrem formalen Aufbau noch 
mz den Anſichten jener Zeit entiprechenden Finanzwirth— 
haft in Sachjen ijt das Werk des Kürfürſten Friedrich 
hriſtian. Von feiner geiſtesſtarken Gemablin, der Kurfürſtin 
intonie, ganz weſentlich unterſtützt, ordnete er ſofort nach 
nem Regierungsantritt am 5. Oktober 1763 mit Intelligenz 
nd Energie die zweckmäßigſten Maßregeln an, theils um den 
Lohlitand des, durch den jiebenjährigen Krieg und die, ihm 
orhergehenden jogenammten ſchleſiſchen Kriege faſt gänzlich 
mwüjteten und verarmten Landes wieder zu heben, theils 
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um die, jchon Durch die verſchwenderiſche und Die Kräfte dei 
Landes weit überfteigende Hofhaltung Auguſt des Starten 
und ſpäter während der unverantwortlichen Brühl’ichen Ber: 
waltung aufgebäufte, für die damaligen Verhältniſſe gan 
enorme Schuldenlaſt allmählig zu tilgen und überhaupt m 
Die gänzlich zerrütteten Finanzverhältniſſe Des Landes Ir: 
nung und Klarheit zu bringen. Auch begann er zuerit eine 
ſparſame, zuverläſſige und ehrliche Verwaltung in dem Finanz 
weſen, wie in der Regierung des Staates überhaupt, einzuführn. 
Yeider konnte er, da cr ſchon wenige Wochen nad) jenen 
Regierungsantritt am 17. December 1763 verjtarb, jew 
Pläne nicht ſelbſt durchführen. Dies zu thin, die day 
nötbigen ſpeciellen Anordnungen und Einrichtungen zu treffen, 
Die Desbalb erforderlichen Verhandlungen mit den Yandjtänden 
zu Führen, ſowie die ganze neue Urganijation jelbjt ins Lehen 
zu rufen, blieb jeinem Bruder, dem Prinzen Xavier, überlafen, 
der während der Minderjäbrigkeit jenes Neffen, des bet dm 
Tode feines Vaters erſt dreischnjährigen Kurfürjten rind 
Auguſt, vom 17. Tecember 1763 bi? zum 23. December 1768 
Die Megierung des Landes, als „Adminiſtrator der Aut 
Sachſen“, führte. Dieſer ausgezeichnete und um das Land 
höchit verdiente Regent ift, indem er die Pläne und Entwirt 
jenes Bruders gewiſſenhaft und jorgfältig durchführte, that 
jächlich Der Negenerator der ſächſiſchen Finanzen geworden, 
ihm und jeinen verſtändigen Maßregeln verdankte man damak 
das Wiederanfblühen des Landes und die Wiederherſtellung 
ſeines tier zerrütteten Wohljtandes. 

Glüclicherweife für das Land ging der neue KAurfün 
Friedrich August, ala er, achtzehn Jahre alt, den Thron beſtich 
ganz im Die Pläne und Anfichten feines Waters md jeine 
Oheims ein. Seiner ganzen Natur nad) ernt und ruhig über— 
legend, gewiſſenhaft und jparjam, von Jugend auf an die 
ſtrengſte Ordnung in allen feinen Angelegenheiten gewöhnt, 
hielt ev Die von ſeinen Vorgängern getroffene Einrichtung 
wicht nur in dem Finanzweſen des Staates, ſondern ſpeciell 
auch in Bezug auf feinen Hofhalt jtreug aufrecht, für welden 
legteren er zuerft eine genau beftimmte Summe feſtſtellte, 





„Nreisttenereinnehmer“ aus. Da aber Dabei stets faitge 
halten wurde, daß Die öffentlichen Ausgaben in eriter Cine 
aus Dem Nammerdermögen und nur jublidiär aus den Steuem 
zu decken ſeien, ſo verlangten die Landſtände, che Te de 
Steuern bewilligten, auch ſtets einen Nachweis über den Stand 
des Nammervermögens und der Einnahmen von derjelbe, 
was don jeber zu vieltachen Ansttellungen und Tifferene 
Anlaß gab. Tamit war aber die Zeriplitterung des Kaſſer— 
weiens noch wicht erichöpft: man hatte im Laufe der Jet 
jogar Für einzelne, neuauftretende Bedürfniſſe auch net 
Steuern lediglich zur Deckung dieſer letzteren eingeführt; jo 
waren z. B. gewiſſe Behörden und Beamte mit ihren Be 
ſoldungen ſpeciell auf die Erträgniſſe der Fleiſchſteuer ange: 
wieſen. Dagegen fand eine Trennung des Privatvermögen 
Des Yandesherrn von dem Nammervermögen nicht ſtatt; é 
jcheint eine ſolche absichtlich vermieden worden zu jan 
um das Princip feitzubalten, dat das gejammte Kammer 
vermögen eigentlich Privateigentbum des Landesherrn fi 
Nur Ipäter fommen einzelne, Togenannte „Ghatoullengüter 
vor, Die von Dem Nammerdermögen getrennt und nicht v0 
dem Geheimen ‚sinanzcollegium verwaltet wurden. Noch ir 
Jahre 1780 aber wurde die Summe von ſechs Millione 
Gulden, welche der Kurfürſt Friedrich Auguſt als Entſchäd 
gung für ſeine Anſprüche an den bayeriſchen Allodia 
Nachlaß erhielt, und welche ganz zweifellos den ausſchlich 
lichen Charakter fürſtlichen Privatvermögens hatten, na 
Abzug einiger geringen Beträge, welche Die Brüder des Ku 
fürſten erhielten, in Die Kaſſe des Finanzcollegiums eingezat 
und hier größtentbeils zur Tilgung von Schulden verwend 
Denn anch Die Schulden des Stanımervermögens (Kamme 
Kredit-Kaſſen-Scheine), welche von dem Finanzcollegium W 
waltet wurden, waren jtreng don den, vom Oberſteuercollegi 
verwalteten Steuerſchulden (Steuer-Kredit-Kaſſen-Scheil 
geſchieden. Ganz in gleicher Weiſe iſt auch ſpäter mit I 
bedeutenden Erbjchaft des Herzogs Albert von Sachſen-Teſch 
verfahren worden, Die dem Kurfürſten zufiel; auch ſie wur 
obgleich fie ganz; zweifellos veines PBrivateigenthum war, 





wir pipe Vrrurswrpe wwriyuugpe waren wi 
rationelle Grundſteuer, welche nad) Beendigung 
zehnjährigen Vorarbeiten durch das Gefeg vom 
1843, jowie durch die Gewerbe- und Berjonaljt 
welche zuerjt durch ein, ſpäter wiederholt erlä 
ändertes und vervollſtändigtes Geſetz vom 22. A 





hrend der Verwaltung der Nachfolger 
Minifter Georgi, von Ehrenjtein und Behr, ! 
Abgabeſyſtem etwas irgend Erhebliches, auße 
gänzungen der Gewerbe und Perſonalſteuer, 

worden, ebenfowenig in dem, von Zeſchau eing 
nungs- und Kafjemvefen, wo ſich die Abänderı 
einige Vereinfachungen in den Einrichtungen 

ſchräukten. Ich fand daher die von Zejchan 
Verhältniſſe noch überall vor; aucd war in 2 
bejtehende Steuerſyſtem damals noch nicht der 
laß zu einer Anderung vorhanden, denn das 
jener Zeit nod) von allen Seiten als gut u 
angejeben, und wenn auch, namentlich dann, 
hebung auferordentlicher Stenerzufchläge noth 
zwiſchen den Gontribuenten zur Örundjtener ı 
Gewerbe- und Perjonaljtener mehrfache D 
ſtanden, ſo bezogen ſich dieſelben doch imme 
relative Höhe dieſer Aufchläae, nicht aber auf d 
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dem erſten conſtitutionellen Landtage im Jahre 1833 vor— 
gelegt worden war. Es war ein ſogenanntes Netto-Budget, 
tder genauer ausgedrückt, cin Voranjchlag für die Einnahmen 
uud Ausgaben der oberiten Gentralfaffe, früher „Hauptſtaats— 
kafle“, bei meinem Eintritt aber jchon feit einiger Zeit 
‚Finanzhauptkaſſe“ genannt. Es enthielt daher auch Die 
Eimahmen und Ausgaben nur in der Höhe, wie fie in Dig 
Centralkaſſe floſſen, beziehentlich aus ihr gemacht wurden, 
ehme Berückſichtigung der bei den Einnahmen vorher abge: 
zogenen Koſten der Verwaltung, der Stenererhebung, der 
Vetriebskoſten u. |. w. Eine jolche Aufitellung genügte zwar 
vellltändig, um eine allgemeine Leberjicht über den Stand 
di Finanzweſens, über die zu den eigentlichen Staatsaus— 
gaben disponibfen Meittel und die etwa nöthige Vermehrung 
derfelben zu ermöglichen, aber jie genügte nicht, um eine 
ſihere Tarjtellung deſſen zu geben, was die Stenerpflichtigen 
in Ganzen wirklich aufzubringen hatten, um den Staats— 
bedarf zu decken, und wie viel davon durch die Verwaltung, 
den Betrich der Staatsanſtalten und die Koften der Steuer: 
erhebung verloren ging, ehe die Einnahmen in die Central 
laſſe floſſen. Dies war von den Ständen mehrfach ausgeſtellt 
und von Der Regierung auch anerkannt worden; letztere hatte 
daher auch ſchon ſeit längerer Zeit außer den, dem Budget— 
kEuwurfe beigedruchten, ganz kurzen Erläuternngen, den 
Finanzdeputationen beider Kammern ſehr ausführliche und 
amnfängliche ſchriftliche Unterlagen mitgetheilt, durch welche 
die in dem Budget-Entwurfe ſelbſt enthaltenen Zahlen erſt 
ME begründet und richtig nachgewieſen wurden. Da aber 
Beie Unterlagen wegen ihrer großen Umfänglichfeit den 
Efänden nur in einem jchriftlichen Exemplare vorgelegt 
Burden, jo dienten ſie eigentlich nur dazu, um den Finanz— 
fputationen, oder richtiger nur den Neferenten, über die 
Anzelnen Budgettheile die nöthige Aufklärung zu geben, blieben 
Uber den übrigen, nicht zu den Finanzdeputationen gehörigen 
Rammermitgliedern meist ganz unbekannt, wodurch Dieje De: 
hindert wurden, die Anjichten und Anträge der Teputa- 
onen jelbttändig zu prüfen und zu beurtbeilen. Dies war 
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Vorbildung, hatte weder ein Gymnaſium noch eine Univerſität 
bejucht, war vielmehr, noch ſehr jung, in das Bureau eines 
unteren Steuerbeamten eingetreten, wo er bald ebenſo durch 
ſeine eminente Befähigung wie durch die Ehrenhaftigkeit feines 
Charaktere, jeinen Fleiß und jeine Pflichttreue ſich auszeich— 
nete, und Die Aufmerkſamkeit jeiner Vorgeſetzten in jolcher 
Weiſe auf ſich zog, daß er in den Staatsdienjt aufgenommen 
wurde und darin raſch von Stufe zu Stufe Ttieg, bis er in 
dos Finanzminiſterium berufen wurde, um das wichtigfte 
Rejerat in demjelben zu übernehmen. Er wirde bei feinen 
ausogezeichneten Eigenfchaften unter einem Minifter, der ſelbſt 
volitändig feſter Finauzmann und zum jelbjtändigen Handeln 
ala joldyer geeignet und geneigt war, gewiß and) in diejer 
Stellung vorzügliche Dienite gefeijtet haben, unter einem 
Riniſter aber, der das nicht war, der im Gegentheil Rath 
und Yeitung von ihm erwartete, reichten jeine Kenntuiſſe und 
der Grad jeiner Bildung für eine ſolche Stellung nicht mehr 
a Ihm fehlte Die Kenntniß der Theorie der Volks— 
Birthihaftslchre und der Sinanzpolitif, ihm fehlte die We: 
lanntjchaft mit den wirthſchaftlichen Verhältniſſen des Landes, 
ſeiner Productionsfähigkeit und Steuerkraft, ſowie mit der 
Vedentung des Staatsvermögens in noch höherem Grade als 
dem Miniſter ſelbſt, und dieſer Mangel konnte auch durch 
den angeſtrengteſten Fleiß, durch die größte Gewiſſenhaftigkeit 
nicht ausgeglichen werden. Unter den Einflüſſen dieſes Mannes, 
und geſtützt auf ſeine Berechnungen, war nun der Miniſter 

hr in den legten Jahren ſeiner Verwaltung zu der Anſicht 
gelangt, Sachſen gebe, wenn die geſammte Staatsverwaltung 
Richt ganz weſentlich verändert erde, ſeinem finanziellen 
Ruine unaufhaltſam entgegen. Er nahm an, daß die fort— 
während ſteigenden Staatsausgaben zu einer bedeutenden Er: 
höhung der Steuern md dieſe wiederum zur totalen Ver: 
mung der ohne Dies ſchon armen Bevölkerung Führen müßten, 
und glaubte, daß das einzige Rettungsmittel, Die einzige Hilfe 
gegen eine ſonſt unausbleibliche Kataſtrophe nur in einer ganz 
Weientlichen Verminderung der Ansgaben, insbeſonders auch 
M einer allmähligen Herabſetzung der Gehalte der Staats— 


„Kreisitenereinnehmer” aus Da aber dabei ſtets feltge 
halten wurde, daß Die öffentlichen Ausgaben in erjter Linie 
aus dem Kammervermögen und nur Jubjidiär aus den Steuern 
zu decken ſeien, jo verlangten die Landſtände, ehe fie die 
Steuern bewilligten, auch Ttets einen Nachweis über den Stand 
des Kammervermögens und der Einnahmen von derjelben, 
was don jeher zu vielfachen Ausitellungen und Tifferenzen 
Anlaß gab. Damit war aber die Zerjplitterung des Kafjen: 
wejens noch nicht erjchöpft; man hatte im Laufe der Zeit 
jogar für einzelne, neuauftretende Bedürfniſſe auch neue 
Steuern lediglich zur Deckung dieſer letzteren eingeführt; jo 
waren 3. B. gewiſſe Behörden und Beamte mit ihren Ve 
joldungen ſpeciell auf die Erträgniffe der Fleiſchſteuer ange 
wieſen. Dagegen fand eine Trennung des Privatvermögen 
des Landesherrn von dem Kammervermögen nicht Ttatt; es 
jcheint eine folche abjichtlid) vermieden worden zu jan 
um das Princip feltzubalten, day das gejfammte Kammer 
vermögen eigentlich Privateigentjhum des Landesherrn fi 
ur Später kommen einzelne, jogenannte „Ehatoullengüter‘ 
vor, Die von dem Kammervermögen getrennt und nicht von 
dem Geheimen Finanzcollegium verwaltet wurden. Noch im 
Jahre 1780 aber wurde die Summe von ſechs Millionen 
Gulden, welche der Kurfürſt Friedrich Auguſt als Entſchäödi⸗ 
gung für feine Ansprüche an den bayerijchen Allodial— 
Nachlaß erhielt, und welche ganz zweifellos den ausſchlicß— 
lichen Charakter fürftlichen Privatvermögens hatten, nad 
Abzug einiger geringen Beträge, welche die Brüder des Kur: 
fürjten erhielten, in die Kaffe des Finanzcollegiums eingezahlt 
und hier gröftentheils zur Tilgung von Schulden venvendt. 
Denn auch die Schulden des Kammervermögens (Kammer 
Kredit-Kaſſen-Scheine), welche von dem Finanzcollegium ver: 
waltet wurden, waren ftreng von den, vom Oberjteuercollegium 
verwalteten Stenerjchulden (Steuer-Kredit-Kaſſen-Scheinc) 
gefchieden. Ganz tır gleicher Weiſe ift auch fpäter mit der 
bedeutenden Erbjchaft des Herzogs Albert von Sadjjen:Tejgen 
verfahren worden, die dem Kurfürſten zufiel; auch fie wurd, 
obgleich fie ganz zweifellos reines Privateigenthum war, in 
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Die an ſich ſchon großen Schwierigkeiten dieſer finan- 
ziellen Neugeſtaltung wurden aber dadurch noch weſentlich 
erhöht, daß durch den bald darauf erfolgten Eintritt Sadjjens 
in den deutſchen Sollverein auch eine totale und tief cin: 
greifende Umgejtaltung unferes gejammten indirecten Abgaben 
weſens notbwendig wurde. Die hierdurch angebahnte Reform 
des ſächſiſchen Steuerweſens überhaupt wurde durd) cine neue, 
rationelle Grundjteuer, welche nach Beendigung der mehr al 
zcehnjährigen Vorarbeiten durch das Geſetz vom 9, EScptember 
1843, ſowie durd) die Gewerbe: und Berjonaljteiter vollendet, 
welche zuerjt Durch cin, ſpäter wiederholt erläutertes, abge 
ünderte® und vervollſtändigtes Gefeh vom 22. November 18% 
eingeführt wurde. 

Während der Verwaltung der Nachfolger Zeſchaus, der 
Miniſter Georgi, von Ehrenſtein und Behr, war an diefem 
Abgabeſyſtem etwas irgend Erhebliches, außer einigen Er 
gänzungen der Gewerbe: und PBerjonaljtener, nicht geändert 
worden, ebenjowenig in dem, von Zejchau eingeführten Ref 
nungs- und Kaſſenweſen, wo ſich die Abänderungen nur auf 
einige Vereinfachungen in den Einrichtungen der Kafien be: 
Ichränften. Ich fand daher die von Zeſchau eingerührtn 
Verhältniſſe noch überall vor; auch war m Bezug auf da 
beſtehende Steuerſyſtem damals noch nicht der geringjte Ar 
la zu einer Aenderung vorhanden, denn dasjelbe wurde zu 
jener Zeit noch von allen Seiten als gut umd zweckmäßig 
angejehen, und wenn auch, namentlich dann, wenn die Er: 
bebung auperordentlicher Stenerzufchläge nothwendig wurk, 
zwijchen den Gontribuenten zur Grundſteuer und denen zu 
Gewerbe- und Perſonalſteuer mehrfache Differenzen cent 
jtanden, jo bezogen ſich diejelben Doc immer nur auf die 
velative Höhe dieſer Zufchläge, nicht aber auf die principielen 
Grundlagen jener Steuern ſelbſt. Tiefe letzteren wurden et 
in eier jpäteren Beriode meiner Verwaltung angegriffen und 
erfchüttert, was nach vielfachen Differenzen und vergebligen 
Berbefferungsverjuchen ſchließlich die völlige Umgeſtaltung 
unſeres Abgabefyftems und die Einführung einer Einkommen 
ſtener zur Folge hatte. 





den vorhandenen Mitteln nicht decken; es wurden daher am 
29. April Die Stände zum Behufe der Bewilligung der nod) 
nötbigen Summe zu einem aufßerordentlichen Landtag auf 
dem 23. Mai einberufen. Dieſelben bewilligten die von 
mir beantragten Zuſchläge zur Grundſteuer, zur Gewerbe— 
und Perionaliteuer, ſowie zu den Stempelgebühren einſtimmig, 
ebenjo auch eine mäßige Erhöbung der Salzpreiſe, und ſprachen 
fich, übereinitimmend mit der öffentlichen Meinung in gan; 
Tentichland, ſehr entichieden für eine, Teiterreich zu gewähren 
Hilfe aus. Die legtere wurde aber durch die Haltung Preupens 
jo verzögert, daß Telterreich, in zwei großen Schlachten ge 
jchlagen, im einer — wie man wenigjten® damals allgemen 
annahm — wohl etwas übereilten Weiſe die Lombardei ab 
trat und Frieden jchloß. Die bedeutenden Koſten der Mobil: 
machung der ſächſiſchen Armee waren alſo zwecklos aufge 
wendet. Tiefer Krieg hatte aber auch, abgeſehen davon, für 
uns noch nach zwei Richtungen wichtige, weithin wirkende 
Folgen; einmal dadurdh, daß er den Gegenjag Oeſterreich 
und Preußens weſentlich verjchärfte und die Deutsche ragt 
don Neuem anregte und verbitterte, und ſodann ſpeciell für 
Sachſen dadurch, day bei den Verhandlungen über die Star 
zuschläge der Kampf zwijchen den Grundbeſitzern und den 
Gewerbetreibenden in der Ztenerfrage wiederun lebhaft an 
geregt wurde. 

Ta mir auch in dieſem Sabre der Gebrauch von Se 
büdern dringend verordnet war, jo begab ich mich zu dieſen 
Zwecke nach Boulogne-ſur-Mer, wo id) etwa vier Wochen 
ziemlich vereinſamt zubrachte. Während des Winters fonnte 
ich) mich dann ungeftört den Vorbereitungen zur Auiſtellung 
des Budget-Entwurfs und zu den Jonftigen Finanzvorlagen 
an die Nammern widmen, was mir damals, wo ich mich mit 
dieſem Gegenſtande zum erſten Male bejchäftigte, ziemlid) viel 
Arbeit verurjachte. | 

Das Bırdget, wie es den Ständen bei jedem ordentlichen 
Yandtage für die nächſte, damals dreijährige, Finanzperiode 
im Entwurfe vorgelegt wurde, befand ſich im Weſentlichen 
noch ganz in derjelben Faſſung und Einrichtung, wie & ki 
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dem erſten conjtitutionellen Landtage im Jahre 1833 vor: 
gelegt worden war. Es war cin jogenanntes Netto-Budget, 
oder genauer ausgedrückt, ein Voranſchlag für die Einnahmen 
und Ausgaben der oberiten Gentralfaffe, früher „Hauptſtaats— 
tafje“, bei meinem Eintritt aber ſchon jeit einiger Beit 
„Finanzhauptkaſſe“ genannt. Es enthielt daher auc die 
Einnahmen und Ausgaben nur in der Höhe, wie fie in Dig 
Centralkaſſe floſſen, beziehentlich aus ihr gemacht wurden, 
ohne Verücfichtigung der bei den Einnahmen vorher abge: 
zogenen Koften der Verwaltung, der Steuererhebung, der 
Betriebskoſten u. ſ. w. Eine ſolche Aufftellung genügte zwar 
vollitändig, um eine allgemeine Weberjicht über den Stand 
des Finanzweſens, über die zu den eigentlichen Staatsaus- 
gaben disponiblen Mittel und die etwa nöthige Vermehrung 
derjelben zu ermöglichen, aber fie genügte nicht, um eine 
ſichete Darſtellung deſſen zu geben, was die Steuerpflichtigen 
m Ganzen wirklich aufzubringen hatten, um den Staats 
bedarf zu deefen, und wie viel dadon dureh) die Verwaltung, 
den Betrieb der Staatsanſtalten und die Koſten der Steuer— 
erhebung verloren ging, che die Einnahmen in die Central: 
kaffe Hoffen. Dies war von den Ständen mehrfach ausgeſtellt 
umd don der Regierung auch anerfannt worden; letztere hatte 
daher auch ſchon jeit längerer Zeit aufer den, dem Budget— 
Entwurfe beigedrudten, ganz furzen Erläuterungen, den 
Finanzdeputationen beider Kammern ſehr ausführliche und 
umfängliche jchriftliche Unterlagen mitgetheilt, Durch welche 
Me in dem Budget-Entwurfe ſelbſt entbaltenen Zahlen erſt 
als begründet und richtig nachgewieſen wurden. Ta aber 
dieie Unterlagen wegen ihrer großen Umfänglichfeit deu 
Ständen nur im einem Schriftlichen Exemplare vorgelcgt 
Runden, jo dienten ſie eigentlich nur dazu, um den Finanz— 
putationen, oder richtiger nur den Meferenten, über Die 
inzelnen Budgettheile die nöthige Aufklärung zu geben, blieben 
aber den übrigen, nicht zu den Finanzdeputationen gehörigen 
Kammermitgliedern met ganz unbekannt, wodurch Dieje be: 
hindert wurden, die Anfichten und Anträge Der Teputas 
onen jelbjtändig zu prüfen und zu beurtbeilen. Dies war 


Erhöhung aller Arbeitslöhne jtatigefunden hätte, wodurch die 
Rein-Erträge weſentlich herabgezogen wurden. 

Bei den Steuern fonnte, wenn von einer Erhöhung der 
Steuerſätze jelbjt abgejehen werden ſollte, nur durch die Ein- 
führung möglichjt richtiger und zuverläjfiger Abſchätzungs— 
Modalitäten, durch ein ſtrenges und genaucd Verfahren zur 
Vermeidung von Hinterzichungen, ſowie durd) möglichite Ver- 
minderung der Erhebungsfojten auf eine Erhöhung des Er- 
trages bingewirft werden. Auch find auf diefem Wege, ins— 
bejondere bei der Gewerbe: und Perſonalſteuer, ſowie bei der 
Stempelſteuer ſehr erfreuliche Refultate erlangt worden, die 
durch den in dieſe Berivde fallenden allgemeinen Aufjchwung 
aller gewerblichen Thätigfeit ganz wejentlich unterjtütst wurde. 

Auch Die Erträgniffe der Poſt ftiegen fortwährend, bie 
dDiefelbe vom Jahre 1868 an dem norddeutichen Bund ab 
getreten wurde. 

Kenn ich mich zu diefen Bemühungen für eine Erhöhung 
der Staatseinnahmen, ohne cine größere Bedrückung der 
Stenerzabler, in meiner Eigenſchaft als Finanzminifter ſchon 
an ſich und im Allgemeinen für verpflichtet erachtete, jo 
batte ich dazu auch noch einen befonderen, dringenden An 
lab. Während meines mehrjährigen Aufenthalts in Yıida, 
wo ich, mehr als in Tresden, Gelegenheit Hatte, die in den 
mittleren und unteren Schichten des Beamtenſtandes herricen: 
den Verhältniffe eben fo genau fennen zu Ternen, wie id) die 
in den oberen bereits kannte, war ich zur der Weberzeugung 
gelangt, daß eine ganz allgemeine, weſentliche Verbeſſerung 
der Gehalt aller Staatsdiener ein dringendes Bedürfniß fe 
deſſen baldige Abhilfe ganz weſentlich im eigenen Intercſſ 
des Staates liege. Dieſe Gehalte waren noch diefelben, wie 
jie in den Jahren 1831 bie 1835, bei Einführung der neuen 
Organifation, nermirt worden waren. Schon urfprünglid 
im Einne des damals herrfchenden Syſtems einer weit ge 
triebenen Sparjamleit ungenügend normirt, waren fie in den 
jettdem verfloffenen fünfundzwanzig bis dreißig Jahren ganz 
außer Verhältniß zu den Koften des Leben? und den Ar 
forderungen der Zeit gefommen. Die Nachtheile, die hieraus 





— 1 — 


die I ppofitionspartet ſuchte jogar der Regierung zuborzu: 
fommen, indem jie in einigen Bezirken, wo Neuwahlen nöthig 
waren, Die Sehaltserhöhung der unteren Beamten als eine 
Forderung der liberalen Bartei in ihr Programm aumahın, 
und die Unterſtützung ihrer Gandidaten auch den Beamten 
dringend empfahl, um gegen den angeblichen Widerjtand der 
Regierung diefe Maßregel durchzujegen. In den Kammern 
wurde daher über das Princip jelbit jehr bald Einverſtändniß 
erzielt, und nur darüber, ob die Maßregel, wie die Regierung 
wollte, eine allgemeine werden, oder, wie die liberale Partet 
wollte, nur auf die unteren Gehaltsſtufen bejchränft bleiben 
jolle, längere Zeit geitritten. Schliehlich wurden aber die 
Anträge der Regierung, mit einigen unbedeutenden Abände— 
rungen im Detail, von beiden Kammern angenommen. 

Non den übrigen zahlreichen, wichtigeren Angelegenheiten, 
bei welchen ich während diefer Periode meiner amtlichen Thätig: 
feit entweder allein vder gemeinjchaftlich mit meinen College 
unmittelbar betheiligt war, will ich nur diejenigen kurz er 
währen, welche, theils wegen ihrer weiteren Folgen, theils zur 
Charakteriſirung der damaligen Zeit, auch noch jett cin ge 
wiſſes Intereſſe gewähren. 

Bei meinem Eintritt in das Finanzminijterium fand 
ich eine ſehr Scharfe umd wichtige Differenz Sachjens mit 
den übrigen Zollvereinsitaaten wegen des Leipziger Con— 
tirungsprivilegiums vor. Dieſes leßtere beſtand befanntlid 
darin, daß einer größeren Anzahl Leipziger Kaufleute and 
außerhalb der Meffen die Anlegung Jogenannter „laufender 
Conten bei dem Zollamte geftattet war, auf welchen ihnen 
der Zoll für die von Ihnen eingeführten ausländischen Waaren 
zur Laſt, aber auch injoweit wieder abgejchrieben wurde, al 
jie Die Wiederansfuhr der betreffenden Waaren in das Au⸗s— 
land nachweiſen konnten. Won diefer Einrichtung, durch 
weiche es den außerdeutſchen, überhaupt den nicht zollverein® 
länditchen Einkäufern möglich wurde, in Leipzig im offenen 
Verkehre, alſo nicht blos aus den amtlichen Niederlagen, 
unverzoflte ausländische Waaren zu kaufen, Hing damals 
die Bedeutung Leipzigs als eines großen Handelsplatzes im 
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Coulanz nicht übten, ſo waren nur zwei Fälle möglich, ent 
weder, das Geſchäft konnte überhaupt gar nicht gemacht wer: 
den, oder es wurde don einer Xeipziger mit laufendem Comdo 
verfehenen Firma gemacht, in beiden Fällen erhielt aber de 
Zollfaffe ebenfalls nichts. Mochte man aber auch die Sadk 
von diefem Standpunkte aus nod) jo mild beurtheilen, immer 
hin blieb es ein ſchroffer Verſtoß gegen den Zweck und de 
Bedeutung der ganzen Einrichtung, der nur Durch eine un 
wahre Angabe der Behörde gegenüber möglich wurde und 
daher wohl geeignet war, das Vertrauen in die unbedingt 
Zuverläffigkeit der Vetheiligten zu erjchüttern. 

Die vorgekommenen Unregehnäßigfeiten waren zuerit in 
Berlin, bei Gelegenheit einer Zollunterfuchung gegen ein dortt- 
ges bedeutendes Haus, entdedt worden. Der Königlich preußiſche 
Finanzminiſter hatte hierauf unter dem 17. Juli 1853 dad 
ſächſiſche Finanzminiſterium davon in Kenntniß gejept und 
zugleich den Antrag geitellt, allen bei diefen Vorgängen be 
theiligten Leipziger Firmen, da fie ſich eines Fo groben Nik 
brauchs des ihnen geſchenkten Vertrauens ſchuldig gemadt 
hätten, ohne Weiteres, und ohne den Ausgang der einzuleiten 
den Unterfuchungen abzuwarten, Die laufenden Gonten zu 
entziehen. Mein Antsvorgänger batte hierauf auch jorort 
(22. Jultd das Hauptſteneramt Leipzig zur Einleitung der 
Unterſuchung wider alle Firmen angewiejen, welche fich jolder 
Unregelmäßigkeiten ſchuldig gemacht hatten, jedoch den Antrag 
auf jofortige Conten-Entziehung um deswillen abgelehnt, weil 
das Verfahren der Leipziger Conten-Inhaber, wenn es auf 
ganz entjchieden ein ungeböriged und jtrafbares geweſen, doch 
nur auf einem verzeiblichen Irrthum, nicht aber auf einer ge 
winnfüchtigen Abſicht beruht babe und für die Zolleinnahm 
dadurch Feine Benachtheiligung entftanden ſei. Er hatte 
daher angenommen, da die Belehrung, welche jie jegt durch 
Die Beltrafung ihres Irrthums erhielten, genügen werde, um 
jolche Vorgänge für die Zukunft unmöglich zu machen, und 
daher eine Conten-Entziehung, die nicht nur die Betheiligten 
ſelbſt vollftändig ruiniren, ſondern wegen der großen Hahl 
derſelben dem geſammten Handel Leipzigs ganz weſentliche 
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der Kontirungsbefugnifje für den gefammten Bollverein, al 
Diejenigen im Auge habe, die aus einer jo umfaffenden Eonten- 
Entziehung für die Stadt Leipzig entſtehen müßten. Denn 
dadurch war jehr allgemein das Bedenken entjtanden, ob, bei 
jolchen Muffaffungen der ſächſiſchen Regierung, ſelbſt cine 
Konten-Entzichung im vorliegenden Falle ausreichen werde, um 
die auf dem Spiele jtchenden Intereſſen des Zollvereins ſicher 
zu Stellen, ımd ob unter diefen Umjtänden nicht vielmehr eine 
völlige Abjchaffung der ganzen Einrichtung nothiwendig je 

Ich erklärte daher in einem Schreiben an den Königlich 
preußijchen Finanzminiſter am 26. März 1859, daß ich zwar, 
ebenſo wie mein Amtsvorgänger, daran fejthalten müſſe, def 
die Frage, ob in dem Verfahren der Leipziger Häuſer em 
wirkliches Zollvergehen oder nur eine erlaubte Handelscoulan 
zu erbfiden ſei, bis jetzt zweifelhaft geweſen und daher jene 
Verfahren, als auf einem verzeihlichen Irrthum beruhen, 
milder zu beurtheilen fe, daR ich dagegen vollkommen ar 
erfenne, daß jetzt, nachdem die Ungehörigfeit und die Ge 


widrigfeit dieſes Verfahrens auch durch die Entjcheidung der - 


oberſten Juſtizbehörde feſtgeſtellt ſei, jene Auffafjung nid 
weiter feſtgehalten werden könne, und daher die ſächſiſche 
Regierung fir die Zukunft, ſobald ſich ein Conten-Inhabet 
desſelben oder eines ähnlichen Vergehens ſchuldig mach, 
unbedingt und ohne Weiteres mit der ſofortigen Entzichung 
des Contirungsbefugniſſes gegen ihn verfahren werde. Dabä 
jprach ich zugleich die Hoffnung aus, daß die Königlich 
preußiſche und die übrigen Zollvereins- Regierungen hieran 
erſehen würden, daß Die ſächſiſche Regierung nicht gemeint 
jet, bei der ihr anvertrauten Zeitung der, für den ganzen 
‚Zollverein fo wichtigen Einrichtung etwaige fächfifche oder 
Leipziger Specialintereſſen höher zu ftellen, als die der Gejammts 
heit des Zollvereins, und daß diefelben daher bei dieſer be⸗ 
jtimmten Erklärung Beruhigung faffen und von weiterem Bor 
gehen gegen die Einrichtung überhaupt abjehen würden. Damit 
war die Sache im Hauptwerfe erledigt; nachdem die Gejaht 
einer mißbräuchlichen Ausnutzung der Contirungs-Einrichtung 
unter Begünſtigung der ſächſiſchen Regierung für die Zufunft 
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jelbft für diejenigen, weniger werthvollen, mafjenhaften Güter, 
welche nach und nach in niedere Zollklaſſen einrangirt worden 
waren, ebenfalls die Concurrenz mit den Eijenbahnen faum 
oder gar nicht mehr bejtchen konnte. 

Unglüclicherweife war nun aber die Stellung, welche die 
einzelnen Uferftaaten der Elbfchiffahrt gegenüber einnahmen, 
eine ganz weſentlich verjchiedene. Nur vier derjelben: Oeſter⸗ 
reich, Sachjen, Preußen und Hamburg hatten ein wahres und 
bedeutendes Intereffe an der Hebung des Verkehrs auf der 
Elbe, weil fie jelbjt einen wejentlichen Antheil an demjelben 
nahmen, jo daß bei ihnen das volfswirthichaftliche Intereik 
überwiegend und weit bedeutender war, als das finanzidle 
an dem, verbältnigmäßig doch nur geringen, Ertrage der 
Hölle. Ganz, anders lagen die Verhältnifje bei Anhalt, 
Hannover, Meflenburg und Dünemark. (wegen Lauendun); 
an feiner der Uferjtreden diejfer Länder oberhalb Hambum 
die hierbei allen in Frage kamen, lagen irgend erheblich 
handeltreibende oder ſonſt verkehrsreiche Orte; bei ihnen we 
Daher der finanzielle Geſichtspunkt der weit überwiegenk, 
zumal die Zölle fait ausfchlichlich von den Unterthanen deren 
genannten vier Staaten, die an dem Elbhandel wejentlid de 
theiligt waren, bezahlt wurden. Insbeſondere für Hanno 
war der Betrag der Elbzölle wegen der Länge der Uferitreden 
die don allen zwijchen Hamburg auf der einen, Preußch, 
Zachjen und Tefterreich auf der anderen Seite verfchrenda 
Schiffen berührt werden mußten, ein finanziell bedeuten 
Object. Oeſterreich, Preußen und Sachſen hatten ſchon jat 
längerer Zeit wegen der Erleichterung der. Schiffahrt innck. 
halb ihrer Staaten durch gegenjeitige Ermäßigung der Zölle id 
vereinigt, der bei Weitem wichtigite Theil der Schiffahrt akt, 
nach und von Hamburg aus, konnte unter dem Trude der 
hohen Zölle fich nicht gehörig entwideln. Sachſen Hatte de 
Erhebung des Zoll! für die Schiffahrt innerhalb des Landes 
ganz aufgegeben, den Jächjtichen Schiffen wurde jogar M - 
beträchtlicher Theil der von ihnen an anderen Uferjtaaten ge 
zahlten Zölle aus der ſächſiſchen Staatzcaffe reſtituirt. & 
konnte der Zuftand nicht bleiben; die Opfer, welche Sachſea 
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rt Io beadeuntinde urd verkehrsreiche Städte, wie Tram 
und Lewatg. nur 12", deutiche Meilen von einander entternt 
waren und Das dazwiichen Legende Terrain feine grehin 
Schrierigteiten zu Bieten tchten, lud entjchieden zu einen 
Kerinche em, und Der damals in Leipzig lebende befannte 
Nationalöconom Friedrich Yiit baute darauf einen, für De 
damaligen Verhältniſſe allerdings kühuen Plan, der von MM 
ebharten Unternehmungsgeiſt, Der in Leipzig berichte, mit 
Begeiſterung aufgegrimen wurde. Innerhalb der Regierun 
fand Dieje Idee merkwürdiger Weiſe den meijten Anklang, auch 
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Eiſenbahnnetzes auf Staatsfoften beſchloß. Im Deutſchland 
aber, und insbejondere and) in Sachſen, konnte man lid) zu 
diefer Idee nod) nicht erheben. Herr von Zeſchau adoptirte viel 
mehr, nachdem er ſich Davon überzeugt hatte, Daß der Bau einiger 
großer Eifenbahnlinien für Sadjjen unbedingt nöthig und es 
ganz unmöglich jet, in dDiefer Beziehung hinter anderen deutjchen 
Ländern zurüdzubleiben, ein Syitem, welches meiner Anjidt 
nach nicht glücklich und, wie ſich jpäter ergeben hat, practiſch 
nicht durchführbar war. Dasselbe beftand in einer Combinirung 
des Staatsbaues mit dem Privatdan in der WVeije, daß dr 
Staat den vierten oder dritten Theil des Anlagecapitald über | 
nah, während der Reſt durch eine Actiengefellfchaft aufgebracht 
wurde, wobei ſich der Staat nit nur einen entjprechenden, etwa | 
den dritten oder vierten Theil der Stimmen in der General: 
verſammlung, fondern auch) das Necht vorbehielt, cin Mitglied 
des Directoriums und den, den Bau leitenden Oberingenieur zu 
ernennen. Diefes vewickelte, fünitlic) aufgebaute Syjtem führte 
zu zahlloſen Schwierigkeiten und Tifferenzen zwijchen der Re— 
gierung und den Actiengeſellſchaften. Die Entjcheidung der letz⸗ 
teren fiel in der Negel gegen die Regierung aus, da dieſelbe em 
Ausſchuſſe der, die Actionäre und die Regierung umfafjende = 
Gefellfchaft gar nicht vertreten war, im Directorium det 
und in der Generalverfanmmlung ſtets überjtimmt wır®- 
Wenn es auch meiſt gelang, größere Differenzen jo Im“ 
zu vermeiden, als das urſprünglich veranfchlagte Anlag &* 
capital ausreichte, jo wurde von dem Momente an, wo ji 

Die Unzulänglichkeit des ursprünglichen Anſchlags und Dre 
Nothiwendigkeit der Aufbringung großer Summen ergab, d 

ein weiteres Zuſammenwirken beider Theile jchr fehwierk 4 
und fait unmöglich. Nach Verlauf einiger Kahre ſah fich daher F 
die Regierung genöthigt, drei größere, nad) diefem Syiteszt 
teils begonnene, theilö bereits vollendete Bahnen, nämlick 

die Linien Leipzig: Zwickau— Hof, Chemnitz-Rieſa und Dresdeiu⸗ 
Löbau-Görlitz, auf eigene Rechnung zu übernehmen. Pa die 
beiden eritgenannten Linien nod) bei Weitem nicht vollendet 
waren, jo übernahm fie Hiermit aud) die Pflicht, die zur 
Vollendung derjelben noch erforderlichen, bedeutenden Geld: 
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nitz-Zwickau ausgeführt, der der Linte Tharandt-Freiberg aber 
wenigstens bejchloffen. 

Als ich daher am 1. Januar 1859 das Finanzminijterium 
übernahm, fand ich den Staat bereit im Befig eines großen 
Bahncompferes, welcher in zwei Abtheilungen, der der „weit 
lichen“ und der der „öltlichen Staat$bahnen“, von den beiden 
Staatseijenbahn-Directionen zu Leipzig und zu Dresden ver: 
waltet wurde. Zu den weltlichen Staatsbahnen gehörten 
die Linien: Leipzig: Zwidau:Hof, Chemnitz-Rieſa, Chemnit- 
Zwidan und ZwidausSchwarzenberg; zu den öſtlichen Staat“ 
bahnen dagegen die Linien: Dresden-Landesgrenze, Dresden 
Löbau-Görlitz, ſowie die Leitung des Betriebs auf der Löbau: 
Bittauer und der Zittau-Reichenberger Bahn; ein Zufammen: 
hang bejtand zwischen den Bahnen beider Abtheilungen nicht. 
Für die Linie Tharandt- Freiberg hatten die Vorarbeiten be: 
- gonnen. Dagegen lagen wieder mehrere Gejuche, theils um 
den Bau einzelner Linien auf Staatsfojten, theil® um Con— 
cejlion zum Bau don Bahnen auf Koften von Brivatggjell: 
haften, vor. | 

Ich war und bin im Principe durchaus dafür, dak er 
Etaat die Eifenbahnen zu bauen und ihren Betrieb zu leiten 
habe. Sie find öffentliche Verkehrsanſtalten, nicht an ſich 
productiv, aber für die wirthfchaftlihe Production in allen 
ihren Zweigen und nach allen Seiten hin unendlid) wert) 
voll, da ſie Diefelde nicht nur befördern, fondern oft jogar 
erjt möglich) machen. Schon diefer ihrer Natur nad) eignen 
fie fich nicht dazu, Dbejtimmten und befonderen Snterefen 
einzelner Privatperfonen und Bereine zu dienen und |0 
jelbft wieder Gegenſtand einer einjeitigen Speculation ji 
werden. Der landläufige Grund gegen den Betrieb jedes 
industriellen Unternehmens durch den Staat, daß diefer legtert 
theurer und schlechter verwalte, als cin Privatunternehmer, 
iſt in einem gewiſſen Umfange richtig für folche Unter 
nehmungen, welche der Eigenthümer ſelbſt vollftändig über 
jchn und in allen ihren Theilen perfönlich oder durd) zuver 
läjlige, von ihm ſelbſt jtreng und im Einzelnen beauſſich— 
tigte Gehülfen leiten fann; er ijt aber durchaus unzutreffend 
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capital3 oder wenigſtens die Zinjen aufgenommener Darlehne 
su deden, das hieran Fehlende aus der Staatdcafje zuzu— 
schießen, dann würde er doch entjchieden beffer thun, die Bahn 
ſelbſt zu bauen und den Betrieb derjelben auf eigene Koften 
einzurichten, denn dann übernimmt ev auch feine größere Ber: 
pflichtung, als die eben angedentete, nämlid) cin etwaiges 
Terieit bei der Verzinfung des Anlagecapitals zu übertragen; 
er fommt aber zugleich in die Zage, die Verwaltung und den 
Betrieb der Bahn jo einrichten und jo controliren zu können, 
daß Die zuzufchiepende Summe eine möglichtt geringe wird. 
Denn wenigitens bei den Verhältniffen Sachſens unterliegt 
08 feinem Zweifel, daß der Staat durd) ſehr mäßig bejoldete, 
streng disctplimirte und beauflichtigte Beamten wohlfeiler ver: 
waltet, als es einer Actiengeſellſchaft mit hochbezahlten Te 
veetoren, Oberbeamten und Auffichtsräthen möglich it. Auch 
war Die ſächſiſche Regierung, bei dem Credit Sachjens, in 
der Lage, Das erforderliche Geld durch Anleihen billiger zu 
beichaffen, als eine jede Actiengejellfchaft. Ich war und bin 
daher im Principe unbedingt dafür, dat der Staat den Bau 
und den Betrieb der Eiſenbahuen jelbit übernehme, aber nut 
unter der Bedingung und Vorausfegung, daß er damit met 
eine Finanzſpeculation, jondern eine große, in jich zuſammen⸗ 
bängende, voltswirtbichaftliche Maßregel beabjichtigt und dr 
her das ganze Yand nach und nach mit Eifenbahnen verlicht, 
indem ev die Ueberſchüſſe, welche diefelben in den wohlhaben— 
den und verfehrsreichen Gegenden gewähren, dazu benutt, 
um das Deficit damit zu decken, welches der Betrieb der 
Bahnen im weniger wohlhabenden und in verkehrsarmen 
Gegenden nothwendiger Weife übrig laffen muß. Dice 
Princip habe ich während der eriten Periode meiner Finany 
verwaltung, d. h. bis zum Jahre 1866, auch infoweit cnf 
quent durchgeführt, al® nur die bereits beftehende Leipzig: 
Dresdner-Eiſenbahn-Compagnie für zwei Nebenlinien, Coswig 
Meißen und Borsdorf-Töbeln-Meifen, neue Actiengefellichaften 
aber nur für einige kleine Localbahnen (Prieſtewitz-Großenhain, 
Öreiz: Brünn und Kieritzſch-Borna) Lonceffionen erhielten, 
während die bedentenden und volkswirthſchaftlich wichtigeren 
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Folgen ſich ſo bewährt haben, daß die Bank ſpäterhin auch 
noch auf andere, ähnliche Zwecke ausgedehnt werden konnte. 
Tie Verwaltung diefer Bank wurde der der Landrentenbent . 
mit übertragen. 

Einen weniger günitigen Erfolg hatte die von dider 
lepteren ebenfalls mit verwaltete Altersrentenbanf, welche nod) 
unter der Verwaltung meine® Vorgängers durch cin Geſeh 
vom 6. November 1858 eingeführt worden war. Dieſes 
Injtitut fand in der Bevölferung wenig Auflang und wurk 
faſt gar nicht benupt. Da es anfänglich ſchien, als ob de 
Schuld daran an einigen, allerdings Eleinlichen und unnötht 
gen Beichränfungen und unzwedmäßigen Einrichtungen liege, 
jo verjuchte ich durd) ein Geſetz vom 23. Mat 1864, die 
nöthigen Werbejjerungen und Erleichterungen für die Thal: 
nahme herbeizuführen, aber ebenfalls ohne günjtigen Erfolg 
Tas Inftitut blieb nach wie vor unbedeutend und wenig be 
nut. Die Idee dazu war bei meinem Vorgänger durd) det 
Beiſpiel ähnlicher Einrichtungen in Frankreich, die ſich dort 
trefflich bewährt haben, angeregt worden. Die Verhälwiſſ 
und namentlich die Stimmungen der Bevölkerung find aber 
hier und dort jo wejentlich verichieden, daß nicht von Einen 
auf das Andere gejchloffen werden fan. In Frankreich ſcheint 
Die große Mehrzahl der arbeitenden Bevölkerung im weitelten 
Sinne Des Wortes allerdingd einen großen Werth auf di 
Sicherttellung einer feſten Rente für das höhere Alter zu 
legen, auch wem dadurd) das Capital ſelbſt aufgezchrt wird 
und die Gefahr vorliegt, den Eintritt der Rente vielleicht 
gar nicht einmal zu erleben; in Deutfchland dagegen ſtreben 
dieſelben Stlaffen entjchieden und vor allem Andern dahin, 
fich durd) Sparjamfeit ein Kleines Capital anzufammeln und 
zu erhalten, entweder um damit künftig eine eigene Virtl- 
ichaft begründen oder um dasſelbe ihren Kindern hinterlaſſen 
zu können. Dies jcheint mir wenigjtens für die ſächſiſchen 
Verhältniſſe der, durch Fein Geſetz zu befeitigende Grund zu 
ſein, aus welchen, während die Sparkaſſen einen fo außer 
ordentlichen Anklang in der Bevölkerung finden und in I 
unfaffender Weife benußt werden, die Altersrentenbanf ſich 
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Bei der Berathung dieſes Antrags in der Sitzung der Zweiten. 
Kammer vom 18. Sanuar 1861 hob num einer der Antragiteler, 
“ Dr. Heyner, hervor, daß die jept vorgelegten Geſetz-Entwürfr 
im Wejentlichen diefelben jeten, welche von dem Heute in der 
Kammer. amvejenden Minifter enttvorfen und feiner Zeit den 
Klammern jelbjt vorgelegt worden feien, aljo auch jegt von 
demselben gebilligt und unterjtügt werden müßten. Da die 
Aeußerung entjchteden gegen mich perjünlich gerichtet war, der 
ich die früheren Entwürfe contrafignirt und vorgelegt hatte, ſo 
mußte ich der Schlußfolgung des Redners entgegentreten und 
ihm erwidern, daß der Entwurf von 1849 cin Product der 
damaligen Zeit gewefen jet, welches man nur verſtehn und Id 
richtig erklären fünne, wenn man fid) ganz in die damalıgen 
Verhältniſſe hinein denke; es würde aber cine ganz falſche 
Conſequenzmacherei jein, wenn die Regierung das, was jie unter 
jenen ganz befonderen Verhältniffen für zweckmäßig angejchen, 
jept unter ganz veränderten Umſtänden wider ihre beflere 
Ueberzeugung noch feſthalten wollte. Der praftijche (d. h. im 
Dienſte ſtehende) Staatsmann habe die Aufgabe, zu jeder 
Jeit Die Verhältniſſe vichtig zu erfennen und jtets das zu 
thun, was er unter den gegebeiten Verhältniſſen für richtig, 
zweckmäßig und dem Wohle des Staats entjprechend halte 
Dieſe Aeußerung, die cine lebhafte Zuſtimmung in der Hammer 
fand, ijt ſpäterhin, in offenbar abfichtlichem Mißverſtändniſſe 
ihres Sinnes, zum Anlaffe heftiger Angriffe der oppojitionellen 
Preſſe gegen mich genommen worden. 

Am 7. Juni 1865 waren es fünfzig Jahre, dat König 
Friedrich Auguſt der Gerechte nad) einer langen Abweſenheit, 
von welcher er einen großen Theil in der Gefangenfchaft zu— 
bringen mußte, wieder in jein, um mehr als die Hälfte vers 
EHeinertes Land zurücgefchrt war. Zu einer allgemeinen, feſt⸗ 
lichen Begehung dieſes Tags war die Zeit nicht angethan, die 
traurigen Zerwürfniſſe, die damals ganz Deutſchland in zwei 
Lager trennten und in welche auch) Sadjfen fo tief vermidelt 
war, ließen eine frendige feitliche Stimmung in weiter Kreiſe 
nicht auffommen. Dagegen wollte der König Johann, von 
jeinem Standpunkte und dem der Dynaſtie aus, diejen wid. 
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en Tag nicht unbemerkt vorübergehen laſſen, ihn vielmehr 
W den Tag der Wiedervereinigung des Königlichen Hanſes 
nit dem Lande nach langer Trennung in Erinnerung bringen. 
Fr {ud daher die jämmtlichen Mitglieder der beiden, damals 
iicht verjammelten Kammern, als die Repräjentanten des 
anyn Volkes, zu einem Feſtmahle nad) Billnig cin, zu 
xelchem auch die noch in Dresden lebenden Berfonen zuge: 
ogen wurden, welche am 7. Juni 1815 ala Führer und 
Sprecher von Behörden oder Deputationen an dem Empfange 
es Königs betbheiligt gewejen waren, darunter mehrere ein- 
sche Bürger und Handwerker Dresdens. Das Feſt verlief 
8 durchaus würdiger und ſchöner Weiſe, und gab in der 
mmaligen ernten Zeit cin erhebendes Bild von dem innigen 
md lichevollen Bande, welches in Sachjen Bolf und Dynaſtie 
mahhlicht und noch bis heute durch Feine Unbill der Zeiten, 
marc keine offene oder geheime Anftrengung äußerer oder innerer 
Peinde hat zeritört oder auch nur gelodert werden können. 
Bei der Tafel ſprach der König folgenden Toaft: 
„zünfzig Sahre find Heute verjtrichen, feitdem 
er chrwürdige König Friedrich Anguft der Gerechte 
rad langer und Schmerzlicher Trennung in die Mitte 
eincs treuen Volkes zurüdfchrte. Wenige unter den 
Bier Berjammelten waren, gleich mir, Zeugen des 
aucndlichen Subels, der damals alle Sachjenherzen 
Burhdrang; aber dieſen Benigen ijt gewiß die Er— 
‚wnerung daran unauslöſchlich in der Seele geblieben. 
war mischte jich auch Schmerz in die Freude, und 
mancher Baterlandsfreund mochte mit Bangigfeit in 
bie Zufunft des Landes bliden. Aber, Gott ſei Dan, 
es iſt anders und bejjer gekommen als die beforgten 
Scnüther erwarteten. Mit Gottvertranen ergriff 
Der fromme Königsgreis auf's Neue das Ruder des 
Staatsſchiffes. Durch ſein väterliches Walten, durch 
die weiſen, jeden echten Fortſchritt fördernden Re— 
gierungen ſeiner beiden n Nachfolger, Anton und Fried— 
rich Auguit IL, wurden nicht nur die Wunden des 
Landes geheilt, es erhob ſich auch Sachſen zu einem 
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bis dahin nicht gefannten Grade des Wohlſtandes 
Der Name Sachjen blieb gechrt in allen deutichen 
Gauen und unverändert Dauert das heilige Band 
der Liebe zwijchen Volk und Könighaus, und hat 
ſich auch in den legten Tagen, als Gott uns cise 
neue Gnade erwicd,*) auf's Schönfte bewährt © 
erhebe ich denn das Glas um einen doppelten Trinß 
ſpruch auszubringen. 

Ter erſte Trunf ſei der Erinnerung an Friedrig 
Auguſt den Gerechten und die Männer geweiht, die 
tren und fejt zu ihm jtanden in den Tagen der Kotk 

‚Auf ihr Andenfen“ 

Der zweite Trunf gelte dem theueren Baterland 
und feinem ferneren Gedeihen, unerſchütterlich bes 
gründet durch gegenfeitige Liebe, Treue und Ber 
trauen zwifchen Fürſt und Volk. 

‚Tas theuere Baterland, c8 lebe hoch!“ 

Man kann „ich den Jubel denken, den dieje Worte i 
der Berfammlung erregten, doch unterblieb auf das beitimmit 
Verlangen des Königs cine jede Erwiederung. 

Wenig mehr als cin Jahr nach diefem Feſte war anf 
König Johann gezwungen, fein Land zu verlaffen, konnt 
auch er wieder zurückkehren, von dem allgemeinen Jubel di 
Volkes begrüßt. 

Während jener ganzen Periode (18601865) dauert 
die Verhandlungen über die Umgestaltung der Verjaffung de 
Dentſchen Bundes ununterbrochen fort, bei welchen die total 
verfchiedenen, ſich meiſt diametral entgegenſtehenden Anfichten 
der einzelnen Bundesſtaaten immer ſchärfer hervortraten um 
allmählig eine gegenfeitige Verbitterung entjtand, aus welder 


endlich, in Verbindung mit dem Folgen der Differenzen übe; 
die ſchleswig-holſteinſche Erbſchaft, die Kriſis von 186 : 


hervorging, die zur völligen Umgejtaltung aller deutjchen Ver⸗ 

hältnifje führte. Da aber alle dieje Differenzen und Ver— 

widelungen, auch injoweit fie in die Periode fallen, von 
*) Tie Geburt des Prinzen Friedrich Auguſt am 25. Mai 1865. 





jeiner umfaſſenden und genauen Kenntniſſe allı 
der ſächſiſchen Induſtrie dazu ganz vorzüglich 
irgend ein Anderer, geeignet war. Da id) 

ziemlich genan mit den Kräften und den Bedür 
Induſtrie bekannt und entjchieden Der Anficht w 
zielle Bedenken, ſelbſt wenn Ste ſich im Laufe 
lungen ergeben ſollten, nicht von großer 9 
könnten, jedenfalls aber gegen die einschlagen 
wichtigen volfswirthichaftlichen Rückſichten zurüd 
ſo vereinigten wir uns fehr bald in der Ueberzer 
ſächſiſche Induſtrie einer Erweiterumg und mög! 
jtellung ihres auswärtigen Abjaggebiet3 weſe; 
und zugleich eine, nicht zu bedeutende Herabſ 
Ginfuhrzölle, wenn ſie in rattoneller Weiſe erfi 
dertragen fünne Wir ſtimmten daher, nad) ci 
wägung aller einjchlagenden Rückſichten, und 1 
jpeetellen Beſprechungen mit verjchiedenen 
Induſtriellen und Naufleuten, im Allgemeinen | 
Nandelsvertrags mut Frankreich bei, und er 
preußiſche Negierung, Die Deshalb nöthigen 2 
wich tm Namen Sachjens zu führen, indem w 
lich die Entſchließung über die Ergebnifte di 
lungen im Einzelnen vorbehielten. Es iſt ga 
und auch Ipäter von Niemand in Abrede geitelli 





dann tyun, wenn ennveder die von m um J 
billigten Grundſätze jpäter aufgegeben oder di 
stellten Bedingungen nicht erfüllt worden ware 
Wir befanden uns aud über die große X 
Tragweite der damals zu faſſenden Entſchließu 
Augenblick im Zweifel. Obgleich das Miniſterir 
ſich bereits im Vefige eines ſehr reichen und 
itändigen Materials zur Beurtheilung der 
ragen befand, jo lich dasjelbe doch aud) no 
„bejonderen jachverftändigen Commiſſar in denjen 
len Bezirken des Yandes, welche vorzugsweije | 
trag betroffen wurden, die genaueften Erörter 
anjtellen, wie weit man mit den bezüglichen T 
Sefahr für die betheiligten Induſtriezweige her 
Zugleich benugten wir die damalige Anweſenhe 
verjammlung, um in einer Gonferenz mit den I 
Finanzdeputation und jünmtlichen, dem Han 
werbeftande angehörigen Mitgliedern beider 
ganze Frage jowohl im Allgemeinen, als von 
Standpunkte der ſächſiſchen Induftrie aus, mög 
bejprechen und Far zu jtellen. In Folge di 
vollitändigen Uel uſtimmung der Anfichten 
und Hewerbejtandes, der Vertreter der landu 
Intereſſen, ſowie aller finanziellen Capacitäte 
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damit er von letzterem auf gleichem Fuße, wie Englaı 
behandelt werde. In diefer Beziehung waren nun v 
Frankreich To weitgehende Forderungen gejtellt und bis dal 
fejtgchalten worden, daß die preußischen Unterhändler | 
unmöglich hielten, darauf einzugehen und die Verhandlung 
ganz in Stoden geriethen. Indem nun die preußiſche I 
gierung dieſe Sadjlage, unter Aufzählung der einzeln 
Differenzpunfte, ihren. Zollverbündeten mittheilte, erjudtte | 
diefelben zugleich, ihre Anſichten über dieſe Punkte, jow 
darüber auszuſprechen, ob und welche weiteren Anknüpfung 
punkte für eine Verftändigung mit Frankreich fid) etwa na 
darbieten möchten. Eventuell aber, für den Fall, dab cn 
ſolche Verſtändigung ohne zu große Opfer nicht gelinga 
jollte, jchlug Preußen vor, die Verhandlungen abzubreden 
und die unbedingt nothiwendige Reviſion des Bollvereins 
Tarifs, d. h. eine mäßige Herabjegung einiger Zollſätze, jelhi 
ſtändig auf einer dazu einzubernfenden Zollvereins-Conferch 
vorzunehmen und den jo revidirten Tarif allen den Stoakn 
gegenüber einzuführen, welche den Zollverein auf dem Fu 
der meiitbegünftigten Nationen behandeln. Die ſächſiſche Fe 
gierung tbeilte hierauf ihre Anfichten über diejenigen Punkt, 
in welchen etwa noch einige Conceſſionen gemacht werde 
fünnten, und diejenigen, an welchen ftreng feſtzuhalten jei, I 
preußijchen Regierung mit, und erklärte fich eventuell and 
mit eier ſelbſtändigen Reviſion des Tarif umd der En 
berufung einer Zollvereins-Conferenz zu dieſem Zwecke ein 
verſtanden. 

Die hierauf in Berlin wieder angeknüpften Verhandlunge 
zogen ſich ohne Reſultat noch ziemlich lange hin; mehr al 
einmal waren fie auf dem Punkte, abgebrochen zu werden, & 
eine Bereinigung unmöglich ſchien; endlich nahmen fie abe 
eine rafche Wendung dadurd), daß Frankreich einen The 
jeiner bis dabin ſtreng feitgehaltenen Forderungen füllen I 
oder wenigjtens wejentlic) ermäßigte, und Preußen darau) 
Die noch offen geblicbenen Punkte zugejtand. So wurden 
am 29. März 1862 die verschiedenen einzelnen Verträge, aus 
welchen das ganze Vereinigungswerk bejtand, von den beit: 





die Tarifermäßigungen noch auf einen völlig n 
ſtand, nämlich die Tarifzölle, erjtredt, und die 
derjelben zugejtanden worden, obgleich franzöfijd 
einmal ein bLejonderes Verlangen danach Funde 
weniger noch ein erbebliches Gewicht daran gelegt 

„Deſſenungeachtet hat ſich Die ſächſiſche Re 
ihrem bisher eingenommenen Standpunkt dadur 
bringen laſſen, vielmehr die Wirkung der V 
Handel und Verkehr in ihrer Zotalität ind Auge 
biernach den Wert der Bereinbarungen im 
urtbeilt, dabei Jic) aber für die Annahme des 
entſchieden.“ 

„Denn“, ſo fährt die Note fort, „die König 
Regierung hält ungeachtet der Opfer, welche fi 
verein im Allgemeinen und aus der Nichterfiillu 
jeitigen Wünſche ſpeeiell Fiir die ſächſiſchen Intere 
ſicht ſtehen, und ungeachtet der mancherlei ſonſtige 
im Einzelnen, welche die Vereinbarungen auch 
unaunsbleiblich zur Folge haben werden, doch im 
Ganzen die durch die Verträge betretene Richtu 
gemeinen, ſowie Die dadurch ſpeeiell angebahnte 
Jollvereins-Tarifs, volkswirthſchaftlich für jo t 
boten und von Jo überwiegendem Bortheile, daß fü 
der vorerwähnten Nüchichten, gemeint tft, den Be 
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D. æ or Nie Schranken treten konnte. Mit den rapü 
wemerne. welche Me Induſtrie in Verbindung mit | 
Sırt m Tienbabnen. Dampifchiffe u. ſ. w. berbeigeführ 
Serbrerrinhterun naen und der immer weiter gehenden V 


sr lumrına 8 Maſchinenweſens machte, hatte jedoch! 
Im des ereins nicht gleichen Schritt gehalten. 1 
„Trzorarzen Sare desſelben. Die auf einen mäßigen Sch 


Ar ı2_wenrei2 andiüchen Anduttrie, aber nicht auf den Au 
s2..r mımdier Oricuanifie berechnet waren, butten bei d 
semoren Dr Eenteren einen falt probibitiven (Charaft 
Srarormio. Yag nun Icon in dieſen Verhältniſſen ä 
Xi, aut can Ermäkigung des Tarifs hinzuwirken, ſo ei 
idren es cab vor der andern Seite als cin Poſtulat de 
Geredriate:t. Die Zolle aut das Maß deſſen herabzujen 
was sur Auirechterbaltung der Induſtrie wirklich noch noth 

wendia war, und dadurch zugleich eine Concurrenz des I 
lardes innerhalb Des ‚Hellvereins zu ermöglichen, durch welch 
ım Interciie aller Staatäeinwohner eine Ermäßigung de 
funiilid Berantacichraubten Breite herbeigeführt werden fonnt 
Ju dem Allen fam aber noch ein jehr wichtiger, cigentli 
allein chen Durdichlagender Grund, der in ganz bern 
ragender Wene für Sachſen, im Weſentlichen aber aud) fi 
den ganzen Jollverem, Geltung batte. Sachſen iſt bei jem 
verhältnißmaßig Jo ſehr ſtarken Bevölkerung und der gebirgige 
an ſich ſchon Dem Getreidebau wenig günſtigen Bodenbeſchaffe 
beit eines großen Theiles des Landes, in der Lage, alljh 
lich ſehr bedeutende Quantitäten fremden Getreides einführ 
zu müſſen: ſchon damals wurde die Summe, welche ſelbſt! 
einer guten Mittelerndte und bei mäßigen Preiſen für fremd 
Getreide jährlich aus Dem Lande ging, anf mindeſtens di 
bis dreiundeinhalb Millionen Thaler angeſchlagen, und es w 
klar, daß ſich dieſelbe bei geringeren Erndten und böhen 
Preiſen bedeutend vermehren mußte. Hierzu kam die gro 
Summe, welche jährlich für Salz, welches in Sachſen gel 
fehlt, ſowie für Colonialwaaren aller Art und viele, ſein 
Industrie unentbehrliche, Rohſtoffe an das Ausland gezad 
werden mußte. Die jehr großen Summen, welde Sachſe 
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z.rız Zmererinemung mit der Regierung, und, da vi 
® 2. Tr ımma3 gelagt worden ſei, was ciner Wide 
2272 1.2, ce zar en Zeiwerluſt jein würde, wenn | 
27 Berzrhaomz oder zur Erläuterung des Antrags d 
Hooırorı nz omas Sagen wollte, mich vichnehr deffen gän 
„Zoran Inme Es errolgte Daher aud) ſehr bad 
nmurmın Irnatm, Der Verträge in beiden Sammer, d 
zur Mer Ayirız beingeinat war, Die Regierung möge, wen 
„zorzupe noch Verhandlungen ttattfänden, verjuchen, no 
‚zz, Wizrlringen im Einzelnen berbeizuführen, ohne jede 
>: Annradete der Vertrage mit Frankreich jelbit davon al 
serzs az achen. Eine intereĩiſante Thatſache war es aud 
DR aui diciem vandtage. neben zahlreichen Petitionen, weld 
um die unvedinate Annahme Der Verträge baten, zwar au 
ie von GGewerbtreibenden eingingen, welche einzelne Al 
aunderungen derielben wünichten. daß aber Doch auch alle die] 
gie den Werth und die Wichtigkeit der Verträge im All 
zemenen anerlannten umd überhaupt von feiner Seite & 
dirieltren aus allgemeinen Gründen befämpft und ihre W 
lehnung empiohlen wurde. 

Nachdem nun auch Die nach dem Obigen von der ſächſiſche 
Regierung noch gewünſchten Erläuterungen in der beantragte 
durchaus beiriedigenden Weiſe ertheilt und protokollariſch fi 
geitellt waren, theilte Die ſächſiſche Regierung auf Grund de 
criolaten ſtandiichen Zuſtimmung in einer Note an den preußi 
schen Geſandten in Tresden am 7. Juli 1862 demjelben mi 
dat; Der Ratification der Verträge Seiten Sachſens — daft 
nur Deren Annahme auch Seiten der übrigen Bereinsttaakt 
geſichert Jet — fein Hinderniß weiter im Wege ſtehe. 

Aber Zachten traten damals noch Baden, Oldenburg 
Braunſchweig und Die tbüringiichen Staaten dem Vertrag 
bei. Hannover und Kurheſſen gaben ausweichende Erflärunge 
und jagten weder „Sa“ noch „Nein“; die übrigen Staaten 
Bayern, Württemberg, Großherzogthum Heſſen, Naſſau und 
Frankfurt zögerten ſehr lange mit einer Antwort und recht⸗ 
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jeßt im Zollverein ausſchließlich zuſtehende Rechte Fünftig mit 
Frankreich zu theilen. Dieſe Auffaſſung, die mit ganz be— 
ſonderem Nachdrucke ſpeciell der ſächſiſchen Regierung gegen: 
iiber ausgelprochen wurde, konnten wir unmöglich als zus 
treffend anerfennen. Denn wenn auch die Abjicht, „die all 
gemeine deutiche Zolleinigung anzubahnen“, in dem Eingange 
des Vertrags vom 19. Februar 1853 ausgefprochen war, jo 
genügte diefer To ganz allgemein gefaßte Sat; doch keinesfalls, 
nm daraus folgern zu können, daß die Contrahenten damit 
auf eine jede Autonomie in der Fortbildung ihrer eigenen 
Handelspolitik hätten verzichten wollen. Auch war, abgejchen 
don der Frage, ob unter der Bezeichnung „allgemeine deutſche 
Zolleinigung“ auch eine Jolche mit außerdeutſchen Bejitungen 
Oeſterreichs -- mit Ungarn, Galizien, Siebenbürgen und den 
italienischen Ländern — deritanden worden jet, doc) jedenfall 
joviel ganz zweifellos, daß zu einer allgemeinen deutſchen 
Zolleinigung auch die dem Sollvereine noch nicht beigetretenen 
norddentjchen Staaten, Medlenburg, Holſtein und die freiem 
Städte Hamburg, Bremen und Lübeck gebörten. Dieſe Staat 
hatten aber feine, oder viel niedrigere Einyangszölle, als der 
Jollverein; es wiirde Daher, wenn die üfterreichiiche Inter 
pretation, daß der Zollverein in Folge jenes Vertrags jan 
Jollſätze gar nicht erniedrigen dürfe, richtig gewejen wäre, die 
Vereinigung mit jenen Staaten wefentlich erjchwert, un 
daher Die allgemeine deutſche Zolleinigung nicht angebabkt, 
jondern im Gegentheil jebwieriger gemacht worden fein. IM 
denfbare Zweifel mußte aber durch $ 3 des Febrnarsvertrag 
bejeitigt werden, wo eine fünftige Serabfeung der Zölle in fe 
ſtimmte Ausſicht genommen, und mir eine, drei Monate vor 
ber zu bewirfende Mittheilung derfelben dann verlangt wurd, 
wenn fie Jich auf Gegenſtände beziehen jollte, die im Zwiſchen⸗ 
verkehr mit Oeſterreich begünftigt waren. Ueberhaupt aber würde 
die Uebernahme einer ſolchen Verbindlichkeit, wie fie der Zolb 
verein nach dieſer Anſicht durch den Vertrag von 1853 über 
nommen haben ſollte, für jeden Staat eine Unmöglichkeit ge 
wejen jein, denn er hätte damit auf jeden commerciellen um 
handelspolitifchen Fortjchritt für längere Zeit verzichten müſſen, 





reichs materielle Intereſſen hätten erreicht werden I 
wirklich zu erreichen. Deſſenungeachtet fand abe 
reichiſche Widerjpruch in Bayern, Württemberg, | 
thum Heſſen u. ſ. w. nicht wur bei den Regierung 
auch in der Bevölkerung großen Anflang. Dan 
Annabme des franyöfiichen Handelsvertrags nicht 
jeiner auf Herabſeßung der Eingangszölle gerid 
meinen Tendenz eine Verlegung der Oeſterreich ve 
witchenden Rechte, ſondern man nahm insbeſor 
mmung von $ 31 des Handelsvertrags, welch 
iicherung der Behandlung auf dem Fuß 
en Nationen enthielt, den größten Anito 
in derſelden den entſcheidenden Grund, welch 
nahme jenes Vertrags entgegenſtehe. Für St 
wohl auch für Preußen, war aber gerade die I 
dieſer Beitimmung die Vorausſetzung, unter wel 
nahme des Vertrags überhaupt nur möglid war 
ſcheidende Rückſicht für die Annahme des Vertr 
für uns die, der deutſchen Induſtrie für den € 
Waaren den franzöfischen Marft unter gleichen X 
wie der englijchen Induftrie, offen zu erhalten, di 
durch ließen ſich die Nachteile ausgleichen, weld 
ſchen Industrie durch den erleichterten Eingang fren 
in den Yollverein bereitet wurden. Behielt Fri 
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mitgetbeilt hatte, nicht bewahrbeitet. Die Erfa 
legten zehn Jahre waren in Wien ſpurlos vorül 
Oeſterreich Stand wieder ganz auf Dem Standpunl 
und verfolgte einen Plan, deſſen abſolute Unar 
ſchon Damals und unter Umfjtänden erwieſenen 
Die für Oeſterreich viel günſtiger lagen, als Die des { 

In Tresden wurde diejes Project am 12. Ju 
nachdem wir fünf Tage vorher unfere definitive E 
des franzöſiſchen Vertrags in Berlin angezeigt ba 
Diefen Umſtänden konnten wir don einer materi 
wortung des, wenn überhaupt ernit gemeinten, 
Anſicht noch vollitändig unausführbaren Projec 
und Die Ablehnung desfelben genügend damit me 
wir nicht nur Frankreich und Preußen, ſonder' 
ſächſiſchen Kammern und dem ganzen Lande ge— 
zur Aunahme der franzöftichen Vertrags bereitz 
hätten und Daher außer Stand ſeien, ein mit de 
dereinbares Project zu discutiren. Da aber Beuft 
weſend, im Parts, war, jo blieb anf feinen bejond: 
die Antwort, obgleich er mit meinen Anfichten üb 
reichiſchen Vorſchläge einverſtanden war, noch ein 
ausgeſetzt. 

Non Preußen wurden die öſterreichiſchen Vr 
21. Juli unter ausführlicher Motivirung abgelehr 





in eine eiwas veränderte formelle Stellung q 
dinge fejthaltend an unſerer Zuftimmung zu der 
Verträgen und vollfonmen überzeugt von der U 
feit der von Oeſterreich vorgeſchlagenen Zolleinig 
wir doch, mit Rückſicht auf die Verhältniſſe © 
altem und in erſter Linie auf die Erhaltun 
vereins entjcheidenden Werth legen und für di 
Ties glaubten wir am Beten dadurch zu thun, 
beiden Zeiten bin befünftigend auftreten und 
auch der Öfterreichijchen Regierung einen anſtänd 
möglich zu machen juchten, ohne fie durch die 
lehnung auch einer jeden Erwägung ihrer Vorſc 
legen. Aus dieſer Anffaſſung ging die Note vo 
vor, in welcher Beuſt, unter voller Aufı 
hen Standpunkts nach beiden Zeiten 
dab die jächlifehe Negierung es an vermittelnden 
nicht fehlen lajjen und insbejondere befürworte 
die öſterreichiſchen Vorfchläge einer jachlichen, 
Fröterung unterworfen würden, um zu ermittel 













E 
„Erreichbares“ und „dem Jutereſſe der gegenwär 
Jollkörper Eutſprechendes“ enthalten Auch 
und Stuttgart verſuchten wir eine Zeit lang , 
und in dieſem Sinne zu wirken, gaben dies at 
nachdem wir uns überzengt batten, daß auf di 
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2. Auguft als einen Ausdruck Des Willens anſehen müſſe, 
den Zollverein nicht fortzujegen. In einer ſpäteren, von 
Herrn von Bismard unterzeichneten Depejche von 12. November 
wurde dasſelbe in noch beitimmterer Form Württemberg 
gegenüber ausgejprochen. Schon vorher hatte Herr von 
Bimard in dem preußifchen Herrenhauſe ganz allgemein er: 
Märt, dan Preußen nur mit den Staaten den Zollverein 
wieder erneuern werde, welche die franzöfiichen Berträge ein— 
fach annähmen. Tiefe Drohungen wirkten in hohem Grade 
veritimmend und verletzend auf die Regierungen der diſſen— 
tirenden Staaten und die öffentliche Meinung in denjelben, 
vermochten aber auch nicht die beabfichtigte Einfchüchterung 
derjelben zu erreichen, da flar vor Mugen lag, daß Die 
preukiichen Drohungen genau cbenjo unausführbar waren, 
wie die öjterreichifchen Vereinigungsvorjchläge. Die franzö— 
füchen Verträge waren unter der ausdrüdlichen Boransfegung 
abgeichlofjen worden, daß alle Zollvereinsftaaten ihnen bei— 
täten; in dem Protokolle vom 2. Augujt war demgemäß 
noch bejonders feſtgeſetzt, daß der Austauſch der Natificationen 
nicht cher stattfinden jolle, als bis alle Zollvereinsſtaaten ihre 
Zujtimmung gegeben bätten. Erfolgte alſo dies legtere nicht, 
10 fümen die Verträge überhaupt nicht zu Stande; neue 
Verträge aber zwijchen Preußen allein und Frankreich konnten 
ent nach Auflöfung des Zollvereins, alſo erſt drei Jahre 
Ipäter, vom 1. Januar 1866 ab, gejchlojien werden. Es war 
aber höchjt zweifelhaft, ob Frankreich dann mehr als bisher 
geneigt jein würde, mit Preußen allein einen ſolchen Bertrag 
zu ſchließen. Preußen hätte daher, wenn es Die Drohung 
Biemarcks ausführen wollte, nicht nur auf den franzöſiſchen 
Vertrag verzichten, ſondern auch zu ſeinem eigenen größten 
Nachtheile den Zollverein aufgeben müſſen, deshalb konnte die 
ganze Drohung nur beleidigen und erbittern, aber der Sache 
gar nichts nützen. Die kurheſſiſche Regierung ließ ſich daher 
auch dadurch nicht abhalten, ſchon unter dem 12. October 
dieſes Jahres die Ablehnung des franzöſiſchen Vertrags aus— 
zuſprechen. 

Uebrigens ſchien die preußiſche Regierung ſich auch ſelbſt 


» Frieſen, Erinnerungen. II. 5 
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franzöſiſchen Verträge bereits angenommen hatten, und Preußen 
konnte dies noch weniger, da es nicht nur dasjelbe gethan, 
fondern auch die öjterreichifchen Vorjchläge bereits fachlich ge= 
prüft und in Folge deſſen abgelehnt hatte. Die bayerische 
Regierung lich ſich auch endlich bewegen, diejen Punkt wenig- 
tens nicht als einen Hauptgegenſtand der Verhandlungen, 
ſondern nur am Schluſſe einer längeren Reihe rein geſchäft— 
licher Propoſitionen als einen ferneren , Berathungsgegenſtand“ 
zu bezeichnen, über welchen „allenfallſige Anträge“ vorbehalten 
wurden. 

Dieſe Anträge gelangten auch wirklich an die General— 
conferenz durch cine Denkſchrift vom 25. April 1863, in welcher 
die Königlich bayeriſche Regierung für den Fall, daß eine all— 
ſeitige Vereinigung über die öſterreichiſchen Vorſchläge nicht 
zu Stande kommen ſollte, die mit ihr übereinſtimmenden Re— 
gierungen aufforderte, ſich über ihr weiteres Verfahren in 
dieſet Angelegenheit in beſonderen Conferenzen zu verständigen 
und dabei zugleich ausdrücklich als ihre Anficht ausſprach, daß, 
wenn andere Regierungen dabei beharren jollten, die Annahme 
der franzöſiſchen Verträge zu einer VBorausfegung der Er: 
neuerung des BZollvereins zu machen, dann dieſe Erneuerung 
allerdings als unerreichbar zu betrachten jei. In ihrer Er: 
Widerung auf Diefe bayerifche Denkſchrift ſprach die ſächſiſche 
Regierung, nachdem ſie die Anſicht Bayerns zu widerlegen ver— 
ſucht hatte, beſtimmt aus, daß ſie an solchen Separatverhand— 
lungen, wie fie in der bayeriſchen 2 Deukſchrift vorgeſchlagen ſeien, 
ſich nicht betheiligen werde. Nach einem ziemlich erregten 
Schriftenwechſel mit Preußen verzichtete Bayern endlich auch auf 
die Berathung der öſterreichiſchen Vorſchläge in der Conferenz 
glich und [ud die mit ihm auf gleichen Standpunkte befind— 
lichen Regierungen zu Verhandlungen über ein ſpeciell aus— 
gearbeitetes Project ein, nach welchen dieſe Staaten ſchon jetzt 
und für den Fall, daß Preußen und die mit ihm gehenden 
Staaten die franzöſiſchen Verträge als Vorbedingung des 
Viederabſchluſfes des Zollvereins feſthalten wollten, dieſen 
Verein — um deſſen Continuität aufrecht zu erhalten — unter 
ſich allein fortſetzen und dann mit Oeſterreich verhandeln, für 
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hierbei eine gemeinſame Baſis zur Fortſetzung der Verhand— 
lungen finden werde.“ Obgleich nun die Bevollmächtigten 
von Bayern, Württemberg, Heſſen-Darmſtadt und Naſſau 
auf dieſe Berathung nur „unter Vorbehalt ihres principiellen 
Standpunktes“ und „unpräjudicirlich“ eingingen, ſo mußte 
8 doch auch ihnen, wie allen anderen Betheiligten, klar ſein, 
dak der von Preußen vorgelegte Tarif, wenn auch in einer 
tormell etwas geänderten Aufitellung, doch fein anderer war, 
ala der mit Frankreich verabredete, und daß es doch kaum für 
möglih gehalten werden konnte, Tarif» Ermäßigungen, - welche 
man, wenn ſie don Preußen jelbjtändig und ohne alle Rückſicht 
auf die dadurch in anderen Ländern zu erlangenden VBortheile 
vorgejchlagen wurden, für annehmbar fand, danu abzu— 
lehnen, wenn fie als mit Frankreich verabredet und in Wer: 
bindung mit den von leterem gemachten Gegenconceſſionen vor: 
gelegt wurden. Indeſſen erfolgte die Beratbung in Gemäß— 
beit des badischen Vorjchlags wirklich und bewies auch bei 
ihrem ungejtörten und rajchen Fortgang, daß, obſchon gegen 
mehrere einzelne Poſitionen Einwendungen und Zweifel er- 
hoben wurden, doch bei Feiner Regierung ein tiefer begründe: 
WE und wejentliches Bedenfen gegen die Annahme des ganzen 
Tarifs vorhanden war. 

Es jchten Daher in der That, als vb die Aufregung der 
diſſentirenden Staaten jich etwas gemindert und einer ruhige: 
ten Erwägung Plab gemacht babe. Jedenfalls hatten fie 
die, von ihnen bisher ſtreng aufrechterhaltene und lebhaft 
dertretene Anſicht, daß eine jede Herabjegung des Zollvereins— 
Tarife eine Verlegung der Oeſterreich gegenüber durch den 
Vertrag vom 19. Februar 1853 übernommenen Verbindlich— 
fetten enthalte, thatjächlich vollſtändig aufgegeben. Vielleicht 
hatte auch der Druck momentan etwas nachgelaſſen, der von 
Bien aus auf ihre Entjchliejungen ausgeübt wurde, da fich 
gerade um dieſe Zeit in der ſchleswig holſteinſchen Angelegen: 
heit ein — freilich nicht ſehr dauerhaftes — freundſchaftliches 
Verhältniß zwiſchen Oeſterreich und Preußen zu entwickeln 
begann. 

Ber dieſer Sachlage glaubte die ſächſiſche Regierung mit 
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langen, Da dem gefammten Jollverein und ihnen, als Mit: 
gliedern desjelben, Gelegenheit geboten werde, ihre Meinung 
über die öſterreichiſchen Vorschläge auszuſprechen. Materielle 
Bedenken konnte aber Preußen gegen den Vorſchlag unmög— 
lich haben, denn über den Sinn, in welchen er von der 
Kchjichen Regierung gemacht worden war, und daß es fich 
dabei eben nur um cine Jachliche Bejprecbung und motivirte 
Ablehnung der öſterreichiſchen Vorſchläge handelte, konnte nad) 
der ganzen Stellung der ſächſiſchen Regierung in dieſer Frage 
und nad) Den wiederholten, früheren Erklärungen derjelben 
auch nicht Der geringite Zweifel beſtehn. Preußen wollte 
aber auch bei dieſer Gelegenheit beweifen, daß es ſich nur 
nach feinem eigenen Willen richte und jogar den Schein ver: 
meiden wolle, al& ob es auch nur die geringſte Rüchſicht auf 
die Anfichten und Wünjche der übrigen Bollvereinsjtaaten 
nehme, ſelbſt wenn dieſelben in der ganzen jchwierigen An— 
jelegenheit jo offen und unbedingt mit ihm gegangen waren, 
Be die ſächſiſche Negierung dies gethan hatte. Preußen 
Ente daher, aller Vorstellungen ungeachtet, den ſächſiſchen 
Bermittelungsantrag unter 2. ab, wodurd natürlich auch der 
Antrag unter 1. hinfällig wurde. 

Ibgleic) aber unter dieſen Umſtänden der ganze Ver: 
nittelungsvorſchlag ohne Nefultat blieb, jo ließen ſich Doch 
dayern und die übrigen dijjentirenden Staaten durch die 
lblehnung Preußens nicht abhalten, in Gemäßheit des erjten 
ächſiſchen Antrags, wenn auch „unter Wahrung ihres Stand: 
unftes“, auf cine periellere Prüfung md Beratbung des 
tanzöſiſchen Handelsvertrags jelbit einzugeben. Bei dieſen 
zerhandlungen ſtellte ſich aber von Neuem zur Evidenz 
eraus, daß der ganze Widerſtand gegen den Handelsvertrag 
UT gegen Artikel 31 und 32 desſelben gerichtet war. Auf 
Ue die früheren, im angeblichen Interehje der Induſtrie 
8 Yollvereins von einem mehr oder weniger ſchutzzöllneri— 
den Standpunkte aus erhobenen Eimvendungen und Be- 
enlen wurde, injoweit man fie nicht gänzlich fallen ließ, Doch 
in durchjchlagendes Gewicht nicht mehr gelegt. Nur zu Ar— 
fe 31 — die Zuſage der gegemfeitigen Behandlung als 


ri .zirsn Natron — gab Bayern, unter Zujtimmun 


‚m Brerzerrn Biormeomterg. beiden Heſſen und Naſſau, di 
„‚zern oAtrmera sb Dan ohne cine Modification dieſe 
Errk.a 322 DinNlerittog Nicht angenommen werden fünn 
Tr mom an rei Meter Artifel 31 gar nicht aufgegebe 
vr Nivrr, dar ohne ten der ganze Handelsvertrag ge 
aha zmarm beit. d. h. nicht blos wertblos, jondern ge 

2 azworden wire, babe ich Ichon vorhin bemerft. E 
or Neo zuch Der Könialich banertichen und Den mit ih 

in Regiernugen genau befamnt, jo daß die fraglide Er: 

sen konen anderen Zinn baben konnte, als den cine 
vw Dreier hörmmteor Atlehnung der Verträge aus lediglich 
rolmtbin Grunden. 
In dir kenn Zırung vor Weihnachten, in welcher ſich 
die Conierenz bis sum 19. Jannar 1864 vertagte, ſtellte 
Rreußen im cirer veionderen Schluß-Erklärung noch die 
Frage: 

„Ib reine yeinmmende Erklärung zu dem Zarif-Enb 
wurie ab unter der Vorausſetzung gegeben werde, daß dab 
Sir SER de Regelung der Handelsverhältniſſe mit Fraub 

abiidtiat warde? und ob Die übrigen Bedenken gegen 
den nn EDelsrertitn abgeſehen von Artikel 31 und 32, durch 
De im Lauie der Barathangen gegebenen Erläuterungen ol 
erledigt anzuſehen teten?” 

ir den Fall einer bejahenden Antwort erklärte Preuß 
zugleich Den Zeitpunkt iür gekommen, wo die Verhandlungen 
mit Oeſterreich und Frankreich beginnen könnten, und machte 
zugleich Vorſchläge uber Me Punkte, auf welche dieſe Ver 
handlungen zu richten ſein möchten. Die Antworten hieran) 
wurden Zeiten der Übrigen Jollvereinsitaaten für den Wiek: 
zuſammentritt der Conierenzen zugelagt. 

Inzwiſchen batte Preußen den Zollperein gekündigt, wat 
unter den damaligen Verhältniſſen ganz unvermeidlich war um 
an der Sachlage nichts änderte. 

Im Allgemeinen konnten wir den Verlauf der Berline 
Verhandlungen bis dahin, obſchon unſer Bermittelungsvor 
Ichlag erfolglos geblieben war, doch nicht als ungünstig ar 
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identiſch war — Die Verhandlungen fortzuſetzen, um cine 
Grundlage für Die Verhandlungen mit Toiterreich Feitzwtellen. 
Ta es hiernach beinabe den Anſchein gewann, als handele 
es ſich nur noch um den Namen, der dem vorliegenden Ent: 
wurie beigelegt werden tollte, Jo gingen alle Theile bereit: 
willig auf dieſen Vorſchlag ein und man wendete tich zur 
anderweiten Beratbung Des preußiichen Entwurfs, die am 
1. März — jo lange war Die Zache Durch dieſen Zwiſchenfall 
verzögert worden — ihren Anfang nahm. 

Für Die Jächlitche Regierung mußte aber ſchon damals 
Die Frage entſtehen, ob es unter dieſen Umſtänden ibr möglid 
ſein werde, Die bisher beobachtete, rejervirte und nad) beiden 
Zeiten möglichtt vermittelmde Haltung länger zu bewahren. 
Von einer eigentlichen Vermittelung fonnte nicht mehr die 
Rede ſein: der materielle Inbalt Des franzöſiſchen Vertrags, 
Die Frage nach Jeiner Nüglichleit oder Schädlichkeit für den 
»ollverein, war ganz in den Hintergrumd getreten; die jü 
deutichen Staaten batten bei den Verhandlungen in Berlin 
vollitändig gezeigt, daß ſie ſich keineswegs auf einem einjeitigen 
jchupzöllmerifchen Standpunkte befanden; es handelte ſich für 
fie offenbar nur noch um das Verhältniß zu Oeſterreich, in® 
bejondere um Artikel 31 und 32 des franzöfiichen Handel 
vertrags, wesbalb fie auch zunächſt Verhandlungen mi 
Deiterreich verlangten. Bet Diefer Frage beivegte man ſich 
aber offenbar in einem Cirkel, denn ein Vertrag des Hol: 
vereins mit Oeſterreich über das Jahr 1865 hinaus fonnte 
unmöglich cher abgeſchloſſen werden, al® bis feitgeitellt wat, 
daß Über das Jahr 1865 hinaus überhaupt noch ein Zole 
verein und aus welchen Staaten ev bejtchen werde. Dajzu 
war der Widerjtand gegen den Vertrag immer fchrwächer und 
unbejtimmter gavorden. Während in München noch ſieben 
Staaten zuſammenhielten, waren cs jegt nur noch ſechs, von 
denen die meiſten ſehr zurückhaltend auftraten; während im 
Sommer 1365 der franzöſiſche Vertrag noch als gar nicht vor: 
handen angefehen und für den Fall, daß die fofortige Einleitung 
von Verhandlungen mit Oeſterreich auf Grund der Vorjchläge 
vom 10. Juli 1862 nicht alljeitig angenommen werde, die 


Auflöſung des Bollvereind und die Bildung eines fleineren 
Vereins beitimmt in Ausficht genommen worden War, vers 
langte man im Februar 1864 weiter nichts, als das Reſul— 
tat der Verhandlungen mit Oeſterreich Fennen zu lernen, 
ehe man ſich über den franzöſiſchen Vertrag entjchliegen 
könne. 

Die ſächſiſche Regierung hatte an dem Ausgange der 
Kriſis niemals gezweifelt und derjelben daher jtets mit großer 
Auhe gegenübergejtanden; das, was fie jet zu beunruhigen 
anfing, war die lange Dauer derjelben. Ging die Sache jo 
fort, wie zeither, jo konnte die Tifferenz noch jehr lange 
Zat ſich hinzichen und es war zu fürchten, daß cine Wer: 
anbarung vielleicht erjt wenige Monate vor dem Ablauf der 
Zollvereinsverträge erreicht werden fünme Eine jo lange 
Zeit dauernde Ungewißheit mußte aber, ebenſo wie der, dann 
nothwendiger Weiſe ſehr raſch erfolgende Eintritt wejentlicher 
Tarifermãßigungen für die Induſtrie des Zollvereins, und 
insbeſondere Sachſens, von dem größten Nachtheile ſein. Die 
ſächſiſche Regierung war daher ſchon damals darauf gefaßt, 
daß ſie genöthigt ſein werde, einen entſcheidenden Entſchluß 
zu faſſen, um das Ende der Kriſis zu beſchleunigen und dem 
eigenen Lande für den unerwarteten, aber doch immerhin 
möglichen Fall der Auflöſung des Zollvereins eine, ſeinen 
Intereſſen entſprechende, feſte Stellung zu ſichern. Um aber 
den ſüddeutſchen Staaten gegenüber, mit denen ſie in jeder 
anderen Beziehung auf das innigſte verbunden war, jede 
moͤgliche Rückſicht zu beobachten und zugleich Die eigen— 
thũmliche Anſicht zu beſeitigen, als beabſichtige die ſächſiſche 
Regierung nur eine leere Demonſtration, von deren Be— 
thätigung ſie ſchließlich doch abſehen werde, erließ dieſelbe an 
den Königlichen Miniſter-Reſidenten zu München unter dem 
2. März eine Weiſung zur Mittheilung an die Königlich 
bayerische Regierung, in welcher fie darauf hinwies, daß es für 
Sachſen völlig unmöglich ſei, noch lange ruhig zuzuwarten, 
und daher in vertraulicher Weiſe um eine Aeußerung darüber 
bat, ob in naher Zeit Schritte zur Ermöglichung einer all— 
gemeinen Verſtändigung über die Fortſetzung des Zollvereins 
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ſſare am 24. März eine ſehr ausführliche Erklärung 
welcher alle diejenigen einzelnen Punkte der Verträge 
rife zuſammengeſtellt waren, hinſichtlich welcher Preußen 
var, wegen gewünſchter Abänderungen derſelben mit 
ach in neue Verhandlungen zu treten, zugleich aber 
ıt erklärt wurde, daß, um Dies zu thun, es unerläßlic) 
3 die Zujtimmung der Vereinsſtaaten zu den Verträgen 
efichert jei, wenn dieſe Wünsche erreicht würden. Da— 
rde an diejenigen Regierungen, welche den Berträgen 
iht beigetreten waren, dag Erjuchen gerichtet, ſich in 
Beziehung nunmehr beftimmt auszusprechen. In Be: 
ıf das Verhältniß zu Oeſterreich wurde in derfelben 
ing die Geneigtheit Preußens ausgeſprochen, über die 
ifel 25 des Vertrags vom 19. Febrnar 1853 in Ausg: 
nommene möglichjte Annäherung und Gleichitellung der 
tigen Zolltarife, jowie wegen Ausdehnung des Februar: 
je8 nach anderen Richtungen Hin, in Verhandlungen zu 


m den betheiligten Regierungen die erforderliche Zeit 
Schlupfajfung über die vorgelegten ragen zu laffeı, 
gte man fich, Die nächſte Sitzung bis auf den 18. April 
IHieben. Wenige Tage vor diefem Termin beantragte 
die Königlich bayerische Regierung eine Vertagung der 
enz auf ganz unbeſtimmte Zeit, inden fie ſich dabei 
franfung ihres Commiſſars und darauf bezog, dal; die 
jo wichtig jei, day zu einer Beſchlußfaſſung darüber 
ngleich längerer“ Zeitraum nothwendig jet. Da diefer 
| abgelehnt wurde, beantragte Bayern, unter Beitritt 
annover ımd Naſſau, eine Bertagung bis Ende Mai, 
8 auch dieje abgelehnt und nur mit Rückſicht auf die 
(ft abgelaufene Zeit Die nächſte Sigung bis auf den 
i hinausgejchoben wurde, erjchienen an diefem Tage 
vollmächtigten von Bayern, Württemberg, Hannover, 
erzogthum Helfen und Naſſau wicht in der Stuung, 
d Kurheſſen und Fraukfurt vertreten waren, ſich alſo 
n übrigen Theilnehmern an dev Münchner Conferenz 
it zu haben jchienen. 
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Unterzeichnung von beiden Kammern der jächjiichen Stände: 
vertammlung in geheimen Sitzungen berathen und einſtimmig 
genehmigt worden. 

Von der Unterzeichnung diefes Bertrags an ging Die 
ganze Differenz, Die Kriſis des Bollvereins, raſch zu 
Ende; am 23. Juni wurde zwiſchen Preußen und Sachjen 
auf der einen md Baden, Kurheſſen, den Thüringijchen 
Staaten, Braunſchweig und der freien Stadt Frankfurt auf 
der anderen Seite der neue HYollvereinsvertrag abgejchloffen 
und am 12. Juli brachten Hannover und Oldenburg die 
Hälfte ihres bisher bezogenen Präcipuums zum Opfer, um für 
fih das Werbleiben im Bollverein zu ermöglichen. Dagegen 
machten Bayern, Württemberg, Großherzogthum Heſſen und 
Naſſau noch verjchiedene Verjuche, ſich untereinander und mit 
Deiterreich zu vereinigen, ohne jedoch zu einem Nefultate zu ges 
langen, jo daß ſie ſämmtlich noch im Laufe des Monats October 
„1864 ihren unbedingten Beitritt zu den franzöſiſchen Verträgen 
und ihre Zuſtimmung zur Erneuerung des Jollvereins erklärten. 

Nunmehr fonnten aud die Verhandlungen zwiſchen 
Deſterreich und dem Bollvereine beginnen. | 

Schon im März 1864, alſo noch vor Abſchluß Des Ver: 
trage zwijchen Preußen und Sachjen, batten in Prag zwischen 
Öterreichijchen umd preußischen Gommifjaren vorläufige Be: 
Iprehungen über die Grundlagen eines Fünftigen Handels— 
dertrags ſtattgefunden, ohne jedoch zu einem befridigenden 
Reiultate zu führen. Bald darauf traten Bevollmächtigte 
von Bayern, Württemberg, Großherzogthum Heſſen und 
Laſſau in München mit einem öfterreichijchen Commiſſar zus 
ſammen, um sid) über die Grundlagen eines Dandelsvertrags 
zu verftändigen. Die in einer Regiſtratur — Punktation — 
dom 12. Juli 1864 zuſammengeſtellten Ergebniſſe diefer Vers 
handlungen wurden unter dem 28. Desjelben Monats von 
der Kaijerlich Stöniglich üfterreichifchen Negierung in Berlin 
borgelegt und in einer Note warm befürwortet, in welcher — 
m Folge der inzwijchen anjcheinend gänzlich geänderten poli— 
tiſchen Stellung beider Staaten zu einander — von den „gegen: 
Bärtig eng befreundeten Beziehungen beider Negierungen“ 
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Die Rede war. In Dieter Note erklärte Oeiterreich, daß d 
auf Der Grundlage einer Jolleinigung und auf der Verhand— 
lung über Die Bortchläge vom 10. Juli 1RG2 jetzt nicht weiter 
beiteben wolle, beyeichnete aber zwei Punkte „von eminent 
politiicher Bedeutung” als Worbedingungen der Verhand— 
lungen mit Preußen ſowie ihres Erfolgs, und war eritin:: 
dub Das tel Der Jolleinigung auch über Me Tamer dr 
machten Zollvereinsperiode hinaus vertragsmäßig Fetgekilt 
und deshalb von Preußen noch vor Beginn der Verbandlunge 
eine bündige Zuſage gegeben werde: und ſodann zweitent: 
dal; Die don Telterreich zu verlangenden Begünſtigungen trähr 
verabredet und Die Grundzüge Des neuen Vertrags übe 
feitgeitellt werden müßten, bevor De Ratification des trans 
ſiſchen Handelsvertrags erfolge. Mit Dem durchaus rem 
lichen und vertranenswollen Tone Dieter Note und den „eng 
berrenmdeten Beziehungen“ welche darin hervorgehoben wirkt, 
md Freilich Die am Schluſſe derſelben berindliche Bemwrfung 
nicht ganz im Einklang. Dat, wenn Preußen wider Arvorke 
ablehnen Sollte, in Die angebotenen Verhandlungen „Sorte 
linzutreten, Dies nur als eine „ Mißachtung“ der Toter 
gegennuber beitehenden Bertragsverprlihtimgen und als mr 
enbar mir den „To qlüdlich beſtehenden bundesireundlide 
Verhaltniſſen“ angeſehen werden müſſe. 

Herr von Bismarck — der übrigens das damals bitch 
in jeinen Conicquenzen direct zum Kriege von 1866 führe 
Kerraltam zwüchen Telterreidh und Preußen vielleicht m 
areßñerem Rechte, als Bra? Rechberg, ein „glücklich bene 
2” harte nennen können — ignorirte mit überwicgende 
Tacte in feiner. von Schönbrunn aus am 25. Auguſt 184 
crlaſienen Antwert. den eben angedeuteten Schluß der Site 
reichtichen Teveſche volditindia. und erklärte ſich bereit, 19 
eingeheltenn Etnverſtäandniiſe der, mit Preußen bereits verbind‘ 
ten Staaten in Div beantragten Verhandlungen cinzutekt 
beelt Sch weitere Vorichlege uber den Tag der Eröffnung 
Derielben vor, lehnte aber dabei die beiden, oben angeführt, 
lterreichtiben Prajudicial Forderungen in zwar jehr börlikt 
aber Doch ganz entichiedener Weile ab, indem er bemeft 
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er die Frage wegen einer künftigen SJolleinigung mit 
rreich nicht als Borbedingung der Berhandlungen ent— 
den, Jondern als einen der Gegenjtände der Ber: 
kungen jelbjt anjeben möchte, und in Bezug auf Die 
e Forderung erklärte, dieſelbe erledige ſich dadurch, daß 
tatification des Handelsvertrags und der übrigen Ber: 
mit Frankreich wicht unmittelbar bevorjtehe, vielmehr 
ı einiger Abänderungen und Ergänzungen derjelben vor: 
och verhandelt werden müſſe. Hierauf traten im Sep: 
er nochmals beiderjeitige Commiſſare zuſammen, und nach= 
am 12. October der Zollverein durch den Zutritt der 
ahin noch widerjtrebenden Staaten in jeinem volljtän- 
(, alten Umfange wieder bhergejtellt war, auch die nach— 
ichen Berhandlungen mit Frankreich einen, für ums 
jaus befriedigenden Abſchluß gefunden hatten, wurden tn 
weiten Hälfte des Monats Tecember 1864 die Verband: 
en in Berlin zwiſchen Bevollmächtigten Dejterreichs und 
Bollvereins eröffnet, wobei legterer, den Verträgen ge 
‚ dur) die Regierungen von Preußen, Bayern und 
en vertreten war. Dieſe Berbandlungen nahmen aber 
nglicy einen für Den Jollverein jchr unbefriedigenden 
auf und zogen Sich länger hin, als man erwartet hatte. 
erite und wichtigſte Frage, Die zu enticheiden war, ob 
unter welchen Vorausſetzungen der neue, mit Frankreich 
nbarte Zollvereinstarif auch Oeſterreich gegenüber in 
ung treten jolle, gab zunächſt Anlaß zu einer tief eins 
enden Meinungsverſchiedenheit. Der Hollverein hatte 
a Tarif Frankreich gegenüber Deshalb to wejentlich berab- 
#, weil legteres durch eine entjprechende Herabſetzung 
t Zölle uns cine Gegenconceſſion und der deutſchen 
satrie den Abſaß nach Frankreich möglich gemacht hatte; 
onnte jelbitverjtändlich die Ausdehnung dieſes niedrigen 
8 auf Oeſterreich uur dann zugeſtehn und dadurch der 
reichiſchen Induſtrie die Concurrenz mit der Induſtrie des 
vereins innerhalb des letzteren ermöglichen, wenn auch 
reich jeine Zölle joweit herabjegte, day ein legaler Ab: 
deutſcher Producte uach Tejterreich möglich wirde. Die 
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Als daher im Laufe der Verhandlungen nach langwierigen, 
nutzloſen Discuſſionen die Bevollmächtigten des Zollvereins 
endlich beſtimmt verlangten, daß Oeſterreich ſich darüber aus— 
ſprechen möge, welche Ermäßigungen ſeiner Zölle es als Gegen— 
leiſtung für die Conceſſionen eintreten laſſen wolle, die es 
von uns verlangte, lehnte Herr von Hock dies entſchieden ab 
und verlangte als „conditio sine qua non“ für jede weitere 
Verhandlung, daß der Zollverein zunächſt über einige Prä— 
judictalpunfte, darunter z. B. eine ſehr wejentliche Herabſetzung 
der Weinzölle und die Erneuerung der Sollcartells, ganz be 
jtimmte Zuſicherungen geben jolle, indem ev dieſes Verlangen 
ald jein ultimatıım bezeichnete, und für den Fall der Ab— 
lehnung desjelben mit jeiner jofortigen Abreife drohte. Da’ 
nun auch gleichzeitig die öſterreichiſche Regierung, offenbar 
durch die Berichte ihres Commiſſars veranlaft, über das, den 
Öiterreichtichen Intereſſen angeblich entjchieden feindliche Ver: 
halten des ſächſiſchen Commiſſars in Tresden Beſchwerden 
führte und dieſe Veſchwerden ſogar in injpirirten öffentlichen 
Blättern in einer für den Commifjar verlegenden Weiſe wieder: 
bolt wurden, Jchten Doch ein beſtimmtes Entgegentreten von 
unterer Seite nothwendig zu jein. Ich entwarf Daber eine aus: 
jührliche Widerlegung dieſer Beſchwerden, und gab dieſelbe am 
7. Februar 1865 zur Mittheilung nach Wien an das Miniſte— 
num des Auswärtigen ab. Schon unter dem 19. Februar 
konnte der damalige diesſeitige Miniſter-Reſident in Wien 
anzeigen, daß unſere Mitteilung nicht ohne Erfolg geblieben 
und überhaupt eine angemeſſene Einwirkung auf Die fernere 
Haltung des öjterreichifchen Bevollmächtigten bei den Berliner 
Verhandlungen in Aussicht gejtellt worden ſei. In der That 
nahmen auch die letzteren bald einen gümtigeren Verlauf, Ye: 
daß der neue Zoll: und Handelsvertrag zwiſchen Tefterreic) 
umd den Staaten des deutſchen Zollvereins am LI. Auguſt 
185 in Berlin unterzeichnet werden konnte. 
Tamit war denn auch das Verhältniß des Zollvereins 
mit Tefterreicd) wieder auf einer neuen Baſis regulirt und . 
der Zollverein jelbjt nach allen Nichtungen bin im eine neue 
Aera jeines Wirkens eingetreten. Ich bin bei der Darſtellung 
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benugen, das dürfte aus der obigen Darſtellung ſich ge: 
gend crgeben. 

In neueſter Zeit dat nun aber ein anerfannter Gelehrter, 
welchem die volljtändige Beherrjchung des Gegenſtandes 
eifellos iſt, Herr Profeſſor Schmoller aus Straßburg, in 
ter von ihm gehaltenen Rede in der Generalverſammlung 
3 Bereins für Socialpolitif zu Frankfurt a. M. am 21. April 
79 — vorausgejegt, daß der in der Augsburger Allge: 


Ainen Zeitung vom 23. April Nr. 113, ©. 164 enthaltene | 


uszug aus diefer Rede richtig iſt — ausgeſprochen: „Der 
anzöſiſche Handelsvertrag habe den großen politischen Zweck 
Habt, cin ‚Zollbündniß mit Defterreich‘ für alle Zeiten 
möglich zu machen: dafür müſſe man dem Reichskanzler 
wig dankbar jein.“ Nun ijt aber der Herr Reiche: 
mzler, wie doc) auch Herrn Profefjor Schmoller bekannt 
An dürfte, erit im October 1862 in das preußifche Miniſte— 
ium eingetreten, während jener Handelövertrag, nachdem er 
don im Jahre 1860 von Frankreich angeregt und während 
8 ganzen Jahres 1861 über ihn verhandelt worden war, 
ereits am 29. März 1862, aljo mehr als jechs Monate vor 
m Eintritt des Herrn von Bismard in das preußische 
Riniiterium, abgejchloffen und von den preußiichen Commiſ— 
wen unterzeichnet worden. Wenn aljo Herr Profeſſor 
Schmoller das Verdienſt, ein Zollbündniß mit Oeſterreich, 
finer Anſicht nach „für alle Zeiten“, unmöglich gemacht zu 
aben, wirklich für jo bedeutend Hält, daß «8 feine ewige 
dankharfeit verdient, jo wird er ſich mit der legteren wenig: 
mE an cine andere Berfon als den Herrn Reichskanzler 
enden müſſen, der übrigens die Schmoller’sche Auffaſſung 
finer Zeit jo wenig getheilt zu haben jcheint, daß er bereits 
“Anfang des Sahres 1865 ein jolches „Jollbündniß“ mit 
Kiterreich wirklich abſchloß. Sollte aber Herr Profefjor 
Schmoller ſich nur undentlich ausgedrückt und ſtatt eines 
zollbündniſſes den Abſchluß einer „ Zollveremmigung“ 
üt Dejterreich gemeint haben, jo it zu bemerken, dal; die 
Inausführbarfeit einer jolchen zur Zeit des Abjchluffes des 
tanzöjischen Handelsvertrags ſchon vollttändig erwieſen war, 
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identiſch war — die Verhandlungen fortzuſetzen, um eine 
Grundlage für die Verhandlungen mit Oeſterreich feitzuitellen. 
Da es hiernach beinahe den Anſchein gewann, als handele 
es ſich nur noch um den Namen, der dem vorliegenden Ent: 
wurfe beigelegt werden ſollte, jo gingen alle Theile bereit: 
willig auf diefen Vorſchlag ein und man wendete Nic) zur 
anderiweiten Werathung des preußiichen Entwurfs, die am 
1. März — jo lange war die Sache durch diefen Zwiſchenfall 
verzögert worden — ihren Anfang nahm. 

Für die jächfiiche Aegierung mußte aber jehen damals 
die Frage entjtehen, ob es unter diefen Umſtänden ihr möglich 
jein werde, Die bisher beobachtete, reſervirte und nad) beiden 
Seiten möglichſt vermittelnde Haltung länger zu bewahren. 
Non einer eigentlichen Vermittelung konnte nicht mehr die 
Rede ſein; der materielle Inhalt des franzöſiſchen Vertrags, 
die Frage nach feiner Nüglichkeit oder Schädlichkeit für den 
Zollverein, war ganz in den Hintergrund getreten; die ſüd 
deutſchen Staaten hatten bei den Berhandlungen in Berlin 
vollftändig gezeigt, daß ſie ſich keineswegs auf einem einſeitigen 
ſchutzzöllneriſchen Standpunkte befanden; es handelte ſich für 
ſie offenbar nur noch um das Verhältniß zu Oeſterreich, in 
beſondere um Artikel 31 und 32des franzöſiſchen Handelt 
vertrags, weshalb fie auch zunächſt Verhandlungen mit 
Defterreich verlangten. Bei diefer Frage bewegte man ſich 
aber offenbar in einem Girkel, denn ein Vertrag des Zul: 
vereins mit Defterreich über das Jahr 1865 hinaus fonnt 
unmöglich cher abgejchloffen werden, als biz fejtgejtellt wat, 
daß über das Jahr 1865 Yinaus überhaupt noch ein Jol 
verein amd aus welchen Staaten er bejtchen werde. Day 
war der Widerjtand gegen den Vertrag immer jehwächer und 
unbeſtimmter geworden. Während in München noch je 
Staaten zuſammenhielten, waren es jetzt nur mod) jechs, von 
denen die meiſten jchr zurückhaltend auftraten; während im 
Sommer 1863 der franzöfiiche Vertrag noch als gar nicht vor 
handen angefehen und für den Fall, daß die jofortige Einleitung 
von Verhandlungen mit Dejterreic) auf Grund der Vorjchläge 
vom 10. Juli 1862 nicht allfeitig angenommen werde, die 
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ıjlöjung des Zollvereins und die Bildung eines kleineren 
ereins beitimmt in Ausjicht genommen worden War, ver— 
ngte man im Februar 1864 weiter nichts, als das Reſul— 
it der Verhandlungen mit Oeſterreich kennen zu Lernen, 
x man jich über den franzüfiichen Bertrag entjchliegen 
banc. 

Die ſächſiſche Regierung batte an dem Ausgange Der 
diſis niemals gezweifelt und derſelben daher ſtets mit großer 
Ruhe gegenübergeitanden; das, was fie jeßt zu beunruhigen 
anfing, war die lange Dauer derfelben. Ging die Sache ſo 
fort, wie zeither, jo konnte die Differenz noch jehr lange 
Fat ſich hinzichen und es war zu fürchten, daß cine Ber: 
anbarung vielleicht erjt wenige Monate vor dem Ablauf der 
Zollvereinsverträge erreicht werden fünne. Cine fo lange 
Bit dauernde Ungewißheit mußte aber, ebenſo wie der, dann 
notwendiger Weiſe ſehr raſch erfolgende Eintritt wejentlicher 

Nermäßigungen für Die Induſtrie des Sollvereins, und 
imsbefondere Sachſens, von dem größten Nachteile fein. Die 
Khiiiche Regierung war daher ſchon damals daranf gefaßt, 
dab fie genöthigt jein werde, einen entfcheidenden Entjchluf; 
zu fallen, um das Ende der Kriſis zu beſchleunigen und dem 
Agenen Lande für den unenvarteten, aber doch immerbin 
wöglichen au der Auflöjung des Zollvereins cine, jeinen 
dutereſſen entſprechende, feſte Stellung zu ſichern. Um aber 

ſüddeutſchen Staaten gegenüber, mit denen ſie in jeder 
anderen Beziehung auf das innigſte verbunden war, jede 
mögliche Rückſicht zu beobachten und zugleich die eigen— 
thümliche Anſicht zu beſeitigen, als beabſichtige die ſächſiſche 

ierung nur eine leere Demonſtration, von deren Be— 
thätigung ſie ſchließlich doch abſehen werde, erließ dieſelbe an 
den Königlichen Miniſter-Reſidenten zu München unter dem 
°. März eine Weijung zur Mittbeilung an die Königlich 
bayeriſche Regierung, in welcher fie darauf himvies, daß es für 
Sadjen völlig unmöglid) ſei, noch lange ruhig zuzuwarten, 
und daher in vertraulicher Weiſe um eine Aeußerung darüber 
dat, ob in naher Zeit Schritte zur Ermöglichung einer all: 
meinen Berftändigung über die Fortſetzung des Zollvereins 


als aber num die Berathung der Literar-Co 
Frankreich vorgenommen werden follte, da trat aı 
neue, ganz unerwartete Schwierigkeit ein; die Eı 
Württemberg und Großherzogthum Heſſen erklä— 
Regierungen nicht in der Lage ſeien, auf die Be 
Convention einzugeben; und vorher erſt die 
Berathungen am Bundestage über cin allgeme 
Nachdruckgeſetz abwarten wollten. Da nun dich 
noch in dem allereriten Stadium der Vorber 
Sachverſtändige befand und daher im günftig) 
Rejultat erſt nach längerer Zeit erwartet werde 
der anderen Seite aber befannt war, daß die Litere 
von Frankreich als intergrirender Theil des gel 
tragawerfes, ja jogar als Vorbedingung des Ha 
jehen wurde, jo fan dieſe Erklärung eine 
digen Ablehnung des Tegteren gleich. Mı 
als dieſe Erklärung, mußte die des bayerifchen 
daß er über den Literar-Vertrag noch gar nicht 
im höchiten Grade unangenehm überrafchen. 

Als diefer Erklärung gegenüber in der ( 
Frage aufgeworfen wurde, ob unter dieſen Um 
banpt weitere Verhandlungen zu einem Ziele fü 
und es daher nicht beſſer jei, diejelben ganz ab 
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nmijjare am 24. März eine ſehr ausführliche Erklärung 

in weldyer alle diejenigen einzelnen Punkte der Verträge 
> Tarife zuſammengeſtellt waren, hinjichtlich welcher Preußen 
eit war, wegen gewünſchter Abänderungen derjelben mit 
anfreich in neue Verhandlungen zu treten, zugleich aber 
timmt erklärt wurde, daß, um dies zu thun, es unerläßlic) 
‚ da die Zuitimmung der Bereinzjtaaten zu den Verträgen 
an geſichert ſei, wenn dieſe Wünſche erreicht würden. Tas 
i wurde an diejenigen Regierungen, welche den Verträgen 
ch nicht beigetreten waren, das Erſuchen gerichtet, ſich in 
eher Bezichung nunmehr beſtimmt auszusprechen. Sn Be: 
ig auf das Verhältniß zu Oeſterreich wurde in derjelben 
Mlärung die Geneigtheit Preußens ausgejprochen, üder die 
Artikel 25 des Vertrags vom 19. Februar 1853 in Aus— 
ht genommene möglichjte Annäherung und Gleichttellung der 
fderjeitigen Zolltarife, jowie wegen Ausdehnung des Februar— 
erttages nach anderen Richtungen Hin, in Berhandlungen zu 
sten. 

Um den betheiligten Regierungen die erforderliche Zeit 
zn Beihtupfajjung über die vorgelegten ‚Kragen zu lajjen, 
Meinigte man jich, Die nächſte Sitzung bis auf den 18. April 
Iderichieben. Wenige Tage vor diefem Termin beantragte 
doch die Königlich bayerische Regierung eine Vertagung der 
onferenz auf ganz unbejtimmte Zeit, indem fie ſich dabei 
ij Erkrankung ihres Commiſſars und darauf bezog, dal; Die 
ache jo wichtig jet, daß zu einer Beſchlußfaſſung darüber 
n „ungleich längerer” Zeitraum nothiwendig je. Da diejer 
ntrag abgelehnt wurde, beantragte Bayern, unter Beitritt 
m Dannover und Naſſan, eine VBertagung bis Ende Wat, 
id als auch dieſe abgelehnt und nur mit Rückſicht auf Die 
mittelit abgelaufene Zeit Die nächtte Sitzung bis auf den 
Mai hinausgefchoben wurde, erjchienen an diefem Tage 
! Bevollmächtigten von Bayern, Württemberg, Hannover, 
tohherzogthum Heſſen und Naſſan nicht in der Sitzung, 
ihrend Kurheſſen und Frankfurt vertreten waren, ſich aljo 
a den übrigen Theilnehmern an der Münchner Gonferenz 
trennt zu haben ſchienen. 


us genommen worden waren, noch imme! 
Yin. irgend eine vdeitimmte Entſchließung übe 
iaſſen, hatte insbeſondere Die bayeriſche Regier 
ausgeöprochen. daß ſie hierzu noch eines länger 
Leduric, Jo war gar nicht abzuſehen, wie lange 
dicſer, nach allen Richtungen bin jo höchſt nad 
ſicherheit und Unentichloſſenheit noch andauern 
Sachien. und überhaupt für alle die Staater 
Verträge annehmen wollten und zugleich die Bft 
durch eine endliche beſtimmte Entſchließung wel 
ihcile von ihren Yandern abzuwenden, blieb 
nichts wetter ubrig, als nunmehr, nicht meh 
zu erklaren, ſondern mit der That zu beweil 
wear feinen Theil hindern fünne, das zu thin 
einem Intereiſe entiprechend hielt, daß aber 
endlich einmal ins Klare darüber fommen müſſe 
welcher Baſfis Der Jollverein fortbejtchen wer! 
Fall Der Nurlötung Des legteren gab es für 
eine Meglichkeit, und Diele war der Anſchluß a: 
deutichen Verein: iür den Fall der Erhaltun 
Hollvereins aber hatte Sachſen auch noch einige 
eigne Intereſſen zu wahren, Deren vorherige 
wir nicht aufgeben konnten. Es wurden da 
wegen Der Erneuerung der Hollvereinsderträ 
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Unterzeichnung von beiden Kammern der ſächſiſchen Stände— 
verſammlung in geheimen Sitzungen berathen und einſtimmig 
genehmigt worden. 

Von der Unterzeichnung dieſes Vertrags an ging die 
ganze Differenz, die Kriſis des Zollvereins, raſch zu 
Ende; am 28. Juni wurde zwiſchen Preußen und Sachſen 
auf der einen und Baden, Kurheſſen, den Thüringiſchen 
Staaten, Braunſchweig und der freien Stadt Frankfurt auf 
der anderen Seite der neue Hollvereinsvertrag abgeſchloſſen 
und am 12. Juli brachten Hannover und Oldenburg die 
Hälfte ihres bisher bezogenen Präcipuums zum Opfer, um für 
fh das Verbleiben im Bollverein zu ermöglichen. Dagegen 
mahten Bayern, Württemberg, Großherzogthum Heſſen und 
Raſſau noch verjchiedene Verfuche, ſich untereinander und mit 
Leiterreich zu vereinigen, ohne jedoch zu einem Refultate zu ges 
langen, jo daß fie ſämmtlich nod) im Yaufe des Monats October 
„864 ihren unbedingten Beitritt zu den franzöfischen Verträgen 
undihre Zuſtimmung zur Erneuerung des Zollvereins erklärten. 

Nunmehr Fonnten aud die Verhandlungen zwiſchen 
Leiterreic) und dem Zollvereine beginnen. 

Schon im März 1864, alfo noch vor Abjchlu]; des Ber: 
frags zwijchen Preußen und Sachſen, hatten in Prag zwiſchen 
Öterreichijchen und preußischen Commifjaren vorläufige Be— 
Irehungen über die Grundlagen eines Fünftigen Handels— 
dertrags ſtattgefunden, ohne jedoch zu einem befriedigenden 
Reſultate zu führen. Bald daranf traten Bevollmächtigte 
don Bayern, Württemberg, Großherzogthum Heſſen und 
Raſſau in München mit einem öfterreichijchen Commifjar zu— 
ſammen, um fich über die Grundlagen eines Dandelsvertrags 
zu verftändigen. Die in einer Regiſtratur — Punktation — 
dom 12. Juli 1864 zuſammengeſtellten Ergebniſſe dieſer Vers 
handlungen wurden unter dem 28. desſelben Monats von 
der Kaiſerlich Königlich öſterreichiſchen Regierung in Berlin 
borgelegt und im einer Note warm befürwortet, in welcher — 
in Folge der inzwijchen anjcheinend gänzlich geänderten polt- 
lichen Stellung beider Staaten zu einander — von den „gegen— 
wärtig eng befreundeten Beziehungen beider Negierungen“ 
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die Rede war. In dieſer Note erklärte Oeſterreich, daß es 
auf der Grundlage einer Zolleinigung und auf der Verhand— 
lung über die Vorschläge vom 10. Juli 1862 jest nicht weiter 


beiteben wolle, bezeichnete aber zwei Punkte „von eminent- 


politifcher Bedeutung“ als Vorbedingungen der Verband: 
lungen mit Preußen ſowie ihres Erfolgs, und zwar erjtene: 
da; Das Ziel der Zolleinigung auch über die Tauer der 
nächiten Zollvereinsperiode hinaus vertragsmäßig fejtgeitellt 
und deshalb von Preußen noc) vor Beginn der Verhandlungen 
eine bündige Zulage gegeben werde; und ſodann zweitens: 
daß die von Tefterreich zu verlangenden Begünjtigungen früher 
verabredet und die Grundzüge des neuen Vertrags früher 
jeitgeitellt werden müßten, bevor die Ratification des franz 
ſiſchen Handelsvertrags erfolge. Mit dem durchaus freund 
lichen und vertrauensvollen Tone diejer Note und den „eng 
befreundeten Beziehungen“ welche darin hervorgehoben wurden, 
ſtand freilich Die am Schluffe derjelben befindliche Bemerkung 
nicht ganz im Einklang, daß, wenn Preußen wider Envartn 
ablehnen jollte, in die angebotenen Verhandlungen „ſofort“ 
einzutreten, Dies nur als eine „Mißachtung“ der Dciterreih 
gegenüber bejtcehenden Bertragsverpflichtungen und als under 
einbar mit den „jo glücklich beftehenden bundesfreundlichen 
Verhältniſſen“ angeſehen werden müfje. 

Herr von Bismarck — der übrigens das damals beſtehende, 
in jeinen Gomjequenzen direct zum Kriege von 1866 führende 
Verhältniß zwiſchen Oeſterreich und Preußen vielleicht mit 
größerem Rechte, als Graf Rechberg, cin „glücklich beſtehen⸗ 
des“ hätte nennen können — ignorirte mit überwiegenden 
Tacte in ſeiner, von Schönbrunn aus am 25. Auguſt 18% 
erlaſſenen Antwort, den eben angedenteten Schluß der öſtet⸗ 
reichiſchen Tepejche vollftändig, und erklärte Jid) bereit, nad) 
eingeboltem Einverftändnifje der, mit Preußen bereits verbünde— 
ten Staaten in die beantragten Verhandlungen einzutreten, 
behielt fich weitere VBorfchläge über den Tag der Eröffnung 
derjelben vor, Ichnte aber dabei die beiden, oben angeführten, 
öfterreichifchen Präjudicial: Forderungen in zwar fehr höflihen 
aber Doch ganz entjchiedener Weife ab, indem er bemerkte, 
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B er Die Frage wegen einer künftigen Jolleinigung mit 
ejterreich nicht als Vorbedingung der Verhandlungen ent: 
beiden, jondern als einen der Gegenjtände der Ber: 
indlungen jelbjt anjeben möchte, und in Bezug auf die 
veite Forderung erklärte, dieſelbe erledige fich dadurch, Dal; 
€ Ratification des Handelsvertrags und der übrigen Ber: 
üge mit Frankreich nicht unmittelbar bevorjtche, vielmehr 
gen einiger Abänderungen und Ergänzungen derjelben vor: 
et noch verhandelt werden müſſe. Hierauf traten im Sep— 
ember nochmals beiderjeitige Commiſſare zuſammen, und nach: 
em am 12. October der Zollverein durch) den Zutritt der 
8 dahin noch wideritrebenden Staaten in feinem vollſtän— 
gen, alten Umfange wieder bergeitellt war, auch die nach— 
täglichen Berbandlungen mit ‚sranfreich einen, für uns 
durhaus befriedigenden Abſchluß gefunden hatten, wurden in 
der zweiten Hälfte Des Monats December 1864 die Verband: 
lungen in Berlin zwiſchen Bevollmächtigten Oeſterreichs und 
des Bollvereins eröfjnet, wobei leßterer, den Verträgen ges 
maß, ducch die Regierungen von Preußen, Bayern und 
Sahjen vertreten war. Tiefe Verhandlungen nahmen aber 
anfänglich einen für Dem Jollverein ſehr unbefriedigenden 
Berlauf und zogen ſich länger bin, als man envartet hatte. 
Tie erite und wichtigite Frage, Die zu entjcheiden war, ob 
und unter welchen Vorausſetzungen der neue, mit Frankreich 
kereinbarte Zollvereinstarif auch Oeſterreich gegenüber in 
Geltung treten ſolle, gab zunächſt Anlaß zu einer tief eins 
greifenden Meinungsverjchiedenbeit. Der Zollverein hatte 
feinen Tarif Frankreich gegenüber deshalb jo weientlich herab: 
lest, weil lepteres durch eine entſprechende Herabſetzung 
kiner Zölle uns cine Gegenconceſſion umd der deutſchen 
Induſtrie den Abſatz nach Frankreich möglich gemacht hatte; 
et konnte jelbitveritändfich Die Ausdehnung dieſes niedrigen 
Tarife auf Oeſterreich nur dann zugeſtehn und dadurch Der 
Ölterreichiichen Induſtrie Die Concurrenz mit der Induſtrie des 
Jollvereing innerhalb des legteren ermöglichen, wenn auch 
Leiterreich feine Zölle ſoweit berabfepte, day ein legaler Ab— 
jaz deuticher Producte nach Terterreich möglich würde. Die 


» riejen, Erinnerungen. 11. 6 


— 2 — 


öjterreichifche Regierung war der direct entgegengejegten An 
licht. Ihr Commiffar, Miniſterialrath von Hod, der mid 
auf der Turchreife durch Dresden befuchte, erklärte mir da: 
mals ganz beitimmt, dag Oeſterreich nicht in der Lage ja, 
dem Zollvereine für die Anwendung des neuen Zarijs irgend 
erhebliche Conceſſionen zu machen, daß dies aber auch ſeiner 
Anjicht nad) gar nicht nöthig ſei, weil der Zollverein zwei 
Tarife nebeneinander gar nicht aufrecht erhalten könne und 
daher jchen im eignen Intereſſe gezwungen werde, den neuen 
Tarif and) Oelterreich gegenüber zur Anwendung zu bringen. 
Er blieb auch hierbei ftehen, ungeachtet meiner Verficherung, 
dal; die Aufrechterhaltung zweier Tarife nebeneinander zwar 
für den Zollverein unbeguem und jchwierig, aber doc nicht 
unmöglich jei, und day wir jedenfall geneigter jein würden, 
dieje Schwierigkeit zu ertragen und zu übenvinden, als der 
Induſtrie des Zollverein durch die Herabjegung der Zölle 
auf öjterreichiyche Wuaren innerhalb der Grenzen des zZoll— 
vereing eine Concurrenz zu bereiten, ohne ihr gleichzeitig cin 
neues Abjaßgebiet in Defterreich zu eröffnen. Ein hiermit 
zuſammenhängender zweiter Tifferenzpunft betraf das Jol- 
cartell. Der Zollverein brauchte cin ſolches nicht, da ba den 
Verhältniſſen der beiderfeitigen Tarife em Schmuggel aus 
Tejterreich nach dem Zollveren ohnehin nur in Schr geringen 
Maße umd bei einigen wenigen Artikeln möglid), für die 
Sicherjtellung unjerer Zölle dagegen die eigne Bewachung 
dev Grenze vollfommen ausreichend war. Für Oeſterreich 
hatte aber das Gartell den Höchjten Werth), weil man dert 
außerdem genötbigt gewelen wäre, die Grenzbewachung wejent- 
lich zu verjtärfen, und felbjt dadurch den Zweck nicht jo volle 
jtändig erreicht Haben würde, wie durd) den Abſchluß eine 
Gartells. Ungeachtet der dadurch entjtehenden großen Be— 
läſtigung des Verkehrs im Grenzbezirke waren wir aber be 
reit, das Gartell fortbeftehen zu laffen, wenn nur Oeſterreich 
Jolche Tarifermäßigungen für unjere Waaren wollte eintretit 
lajjen, daß cin legaler Handel damit nach Dejterreid) über— 
haupt möglich wurde. Much hier wurde jede Gegenleiſtung 
abgelehnt. 
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Als daher im Laufe der Verhandlungen nach langwierigen, 
nußloſen Discuſſionen die Bevollmächtigten des Zollvereins 
endlich beſtimmt verlangten, daß Oeſterreich ſich darüber aus— 
ſprechen möge, welche Ermäßigungen ſeiner Zölle es als Gegen— 
leiſtung für die Conceſſionen eintreten laſſen wolle, die es 
von ums verlangte, lehnte Herr von Hoc dies entjchteden ab 
und verlangte ale „conditio sine qua non“ fir jede weitere 
Berhandlung, daß der Zollverein zunächſt über einige Prä— 
judictalpunfte, darunter z. B. eine ſehr wejentliche Herabjegung 
der Weinzölle und die Erneuerung dev Yollcartells, ganz be— 
itimmte Zuſicherungen geben folle, indem er diejes Berlangen 
als jein ultimatum bezeichnete, und für den Fall der Ab— 
Ichnung desjelben mit jeiner jojortigen Abreiſe drohte. Da’ 
nun auch gleichzeitig die öſterreichiſche Regierung, offenbar 
durd) die Berichte ihres Commiſſars veranlaßt, Über das, Den 
Ölterreichiichen Interejfen angeblich entjchteden feindliche Ber: 
halten des jächjijchen Commiſſars in Tresden Belchwerden 
führte und diefe Beſchwerden jogar in inſpirirten öffentlichen 
Blättern in einer für den Commiſſar verlegenden Weiſe wieder: 
holt wurden, ſchien Doch ein beſtimmtes Entgegentreten von 
unferer Seite nothwendig zu jein. Ich eutwarf daher eine aus: 
führliche Widerlegung diefer Beſchwerden, und gab diefelbe am 
7. Februar 1865 zur Mittbeilung nach Wien an das Miniſte— 
rium des Auswärtigen ab. Schon unter dem 19. Februar 
lonnte der damalige diesjeitige Meinijter-Nefident in Wien 
anzeigen, day unſere Mittheilung nicht ohne Erfolg geblieben 
und überhaupt eine angemejjene Einwirkung auf die fernere 
Haltung des öſterreichiſchen Bevollmächtigten bei den Berliner 
Verhandlungen in Ausſicht gejtellt worden jet. In der Ihat 
nahmen auch Die leßteren bald einen günstigeren Verlauf, ſo— 
dab der neue Boll: und Handelsvertrag zwiſchen Oeſterreich 
und den Staaten des deutſchen Zollvereins am 11. August 
1865 in Berlin unterzeichnet werden konnte. 

Tamit war denn auch das Verhältniß des Zollvereins 
mit Dejterreich wieder auf einer neuen Baſis regulirt unde. 
der Zollverein ſelbſt nad) allen Nichtungen bin im eine neue 
Hera jeines Wirfens eingetreten, Ich bin bei der Tarjtellung 
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dieſer Angelegenbeit ziemlich ausführlich gewejen, theils wı 
die damaligen Vorgänge jo recht eigentlid zu dem Fre 
meiner perjünlichen Erinnerungen gehören, theils weil 

neueſter Zeit — ich Ichreibe im Frühjahr 1879 — von 

vielen und höchſt einflupreichen Seiten ber die damals dur 
den Abſchluß des Handelsvertrags mit Frankreich eingeführ 
Wendung der deutſchen Handelspolitif als eine durchaus u 
richtige und unheilvolle angegriffen, ja jogar als cine ledi 
lich auf politischen Motiven beruhende bezeichnet worden ij 
Auf die Folgen jener Mapregel für die Industrie Deutſch 
lands und den gefammten Wohljtand der Nation näher em 
zugehen it hier nicht der Ort; mag es fein, daß man damal 
bei einzelnen Tarifpofitionen in der Herabjegung zu weit ge 
gangen iſt; die fächfiiche Regierung hat ja auch den preukt 
ſchen Unterbändlern ihre Bedenken deshalb, wie ic) ober 
nachgewiejen habe, fchon damals nicht verfchwiegen, cine Ver 
bejjerung der in dieſer Beziehung etwa mit untergelaufenn 
Irrthümer kann daher nur zwedmäßig, zum Theil joga! 
notbiwendig jein; aber das volks- und ſtaatswirthſchaftlich 
Syſtem, welchem ſich der Zollverein damals zuwendete, chen! 
wie Die Turchführung destelben durd) Abſchluß eines Handelt 
vertrags mit Frankreich, halte ich auch heute noch für richtig 
ja für das Einzige, welches für ein fo jtarf bevölfertes Land 
wie Deutſchland, paſſend und nüglich iſt, für ein Sant 
welches einen jehr großen Theil nicht nur der für feine Be 
völferung nöthigen Nahrungs- und Genußmittel, jondern aut 
die Rohſtoffe für jeine Induftrie nicht, wenigjtens nicht i 
ausreichender Menge, jelbjt erzeugt und die colofjfalen Wert 
der Michreinfubr von jolchen nur durch die Ausfuhr de 
Produecte jener industriellen Thätigkeit bezahlen kann. Ta 
aber den Abſchluſſe des Handelsvertrags mit Frankreich fein 
politijchen Zwecke zu Grunde lagen, fondern rein volkswirth 
jchaftliche und zwar jehr wohl erwogene und Elar durchdadt 
Zwecke; daß politische Gefichtspunfte in diefer ganzen In 
gelegenheit vielmehr erit dann eintraten, als Oeſterreich dr 
Verſuch machte, den Abjchlun jener Verträge zur Sprengung 
des Zollvereins und überhaupt für feine politijchen Zwele 





und dal; es daher, um eine Zolleinigung mit Oeſterreich 
unmöglich zu machen, des Abfchluffes eines Handelövertrags 
mit Frankreich keinesfalls und um jo weniger bedurft hätte, 
als dazu Der mehrfach ausgeſprochene entjchiedene Wille 
Preußens, eine jolche Vereinigung nicht abzuschließen, jchon 
an ſich vollkommen ausreichend war. 

Wenn aber Herr Profeffor Schmoller bei derjelben Ge 
legenheit auch noch ausgeſprochen hat: „Der franzöſiſche 
Handelsvertrag jet noch viel ungenügender vorbereitet 
gewejen, als der Solltarif“ (d. 5. der im Sabre 1879 vom 
Reichskanzler vorgelegte Entwurf desſelben), jo tjt nicht ab 
zuſehen, wie er dies beweiſen will. Glaublich iſt c& wenig: 
ſtens nicht, dal; die Männer, welche als preußiſche Kommiflare 
damals die Verhandlungen mit Frankreich führten, unter denen 
Delbrück Der berdorragendjte war, den langen Zeitraum vom 
Juni 1860 an, wo der Vertrag zuerjt angeregt wurde, bis zum 
29. März 1862 nicht dazu benutzt haben ſollten, um die ganze 
Maßregel genan zu erörtern und in allen einzelnen Punkten 
gehörig vorzubereiten. Schon aus den verschiedenen, jchr um 
fafjenden und gründlichen Mittheilungen, welche die preußiſche 
Regierung Damals ihren Jollverbündeten über den Fortgang 
der Verhandlungen gemacht bat und die Herr Profeſſor 
Schmoller ohne Zweifel kennt, geht Das Gegentbeil Flar her: 
dor. Aber auch die übrigen Staaten des Jollvereins haben 
gründliche Erörterungen anſtellen laffen, ehe fie dem Vertrage 
beiſtimmten; hinſichtlich Sachſens ergiebt ſich dies aus dr 
obigen Daritellung, und ich kann aus eigner Kenntniß hinzu— 
fügen, daß die ſächſiſche Regierung damals mit der größten 
Sorgfalt und Gewiſſenhaftigkeit verfahren iſt und nichts unter⸗ 
laſſen hat, um die, insbeſondere auch für Sachſen ſo hoch— 
wichtige Frage genau und in allen ihren Theilen zu erürtem 
und Sich mit den betbeiligten Induſtriellen darüber zu der 
jtändigen. Die Behauptung Schmoller® muß daher als einc 
gänzlich unbegründete zurückgewieſen werden. 

Tie Stellung der ſächſiſchen Regierung diefer Angelegen— 
heit gegenüber war eine eigenthümlich ſchwierige; ihr Nr 
halten in den Dadurch entitandenen Differenzen iſt vicliach 
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Die Zukunft zu erhalten und vielleicht ſogar zu vergrößern. 
Wir haben die Durchführung dieſer Maßregel vielmehr ent: 
ſchieden und in jeder Weiſe unterſtützt, weil wir ſie für richtig 
erkannten, und ums durch die politiſchen Rüchkſichten und die 
Schwierigkeiten, welche Dadurch zwischen uns und den uns 
am nächſten verbündeten Regierungen entjtanden, davon nidt 
abbalten laſſen. 

Tie gleichzeitig fortgehenden Differenzen in der deutjchen 
und der ſchleswig holſteinſchen Frage, denen id) perjünlid) des 
mals meitt fern ſtand, Die aber doch auch in den „Erinnerungen 
aus meinem Leben“ nicht ganz übergangen werden dürfen, 
wert fie im engſien Zuſammenhange mit dem Kriege von 
1866 Steben, werde ich, wie ich bereits oben angedeutet habe, 
in Dielem Zuſammenhange in dem folgenden Abjchnitte er 
wähnen. 

Während jo in den erſten ſieben Jahren meiner Ver⸗ 
waltung des Finanzminiſteriums meine Thätigkeit nach den 
verſchiedenſten Zeiten bin in oft ſehr anſtrengender Weile in 
Anspruch genommen wurde, war meine Geſundheit durdaus 
in einem ſchwankenden, wenig befriedigenden Zuſtande, ſodeß 
ich Fast in jedem Jahre genöthigt war, entweder in Marien⸗ 
bad oder in einem Seebade Heilung und neue Stärkung zu 
juchen. Im Uebrigen verfloß mein Privatleben während 
dieſer ganzen Zeit im rubiger, ungeftört glüdlicher Weiſe. 
Meine Brüder befanden ſich Damals ſämmtlich in Dreden; 
Julius ala Nat und jpäter als Vice-Präſident im Ober⸗ 
Appellationsgericht, mit dem Titel „Geheimer Rath“, Edwin 
als Oberſt im Kriegsminiſterium, wo er als Stellvertretet 
des Seneral: Intendanten, angettellt war, und Luitbert, MT 
nach Beendigung ſeines Kommandos im Cadettenhauſe zu— 
nächte längere Zeit im Generalſtabe bejchäftigt war und dann 
zum Flügel-Adjutanten des Nönigs Johann ernannt wurd. 
In den Familien der beiden legtgenannten Brüder — ZJulus 
blieb, wie ich, unverheirathet — fand id) nach anſtrengenden 
und vielfach unangenehmen Arbeiten oft eine erwünſchte und 
wohltbuende Erholung. 

Von wejentlichen Einfluß anf alle meine Verhättil 


Fünfter Abschnitt. 


Die jchlestwig-holjteiniche Angelegenheit bis zum Ausbruch des Kriege 
von 1866. 


In der Zeit zwiſchen der Beendigung des italieniſchen 
Krieges von 1859 und dem Ausbruch des deutſchen Kriege 
von 1866 wurden theils von Oeſterreich, theils von da 
deutſchen Mittelitnaten, insbefondere von Bayern und Sadja, 
mehrfach Verfuche gemacht, um die Verfaffung des deuticen 
Bundes in einer, den realen Machtverhältnifjen jeiner Pit 
qlieder beffer entjprechenden und zugleid) Die, immer endſchie— 
dener auftretenden nationalen Ideen und Beſtrebungen meht 
befriedigenden Weife auf dem Wege einer gegenfeitigen Ber 
jtändigung unter den betbeiligten Regierungen, alſo jtreng mm 
Wege des Nechtes, umzugeitalten und auf einer neuen Baſis 
zu ordnen. Ich bin bei derjelben perjünlid) weder direct noch 
indirect betheiligt geweſen. Selbſt von den verjchiedenen Plänen 
und Ideen, welche damals, nicht von der ſächſiſchen Regierung 
officiell, jondern von Herrn von Beuſt allein umd perjünld) 
vorgejchlagen und angeregt wurden, habe ich meift nur nad 
träglich) und ſehr mwollftändig Kenntniß erhalten; ich fan 
daher auch jene Verfuche und die damit zujammenhängenden 
Verhandlungen aller Art nicht zu meinen perjünlichen Er 
innerimgen zählen und muß auf eine jpecielle Darjtelung 
derjelben verzichten. Uebrigens bielten ſich alle jene Verſuche, 
und zwar nicht nur die verfchiedenen Reformpläne der Mittels 
jtaaten, jondern auch dic Verhandlungen des Fürftentags zu 
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anffurt a. M. durchaus in den Grenzen theoretischer Ideen 
d Erwägungen; dieſe Ideen jelbjt und die Belprechungen 
er diejelben blieben ohne jeden practiichen Erfolg. Ste 
ubten Dies auch bleiben, da eine Reform der deutichen Ber: 
Mung ohne die Theilnahme und die thätige Mitwirkung 
zreußens abjolut unmöglich war, dieſes aber eine Reform 
nt Beibehaltung des füderativen Charakters der Verfaſſung 
md mit der Theilnahme Oeſterreichs, wie fie doc) dieſes 
ehtere und die deutſchen Mittelftaaten allein wünſchen und 
m Wege gütlicher Verhandlungen annehmen konnten, über: 
yaupt nicht wollte, vielmehr eine völlige Auflöfung des Bundes 
und cine Erſetzung desjelben durch einen Bundesſtaat mit 
preußiſcher Spite und unter Ausschluß don Dejterreich als 
aleiniges Ziel vor Mugen hatte. In Conſequenz diejer Auf— 
faſſung widersprach nun auch Preußen jtets und beharrlich 
einem jeden Verſuche zur VBerbefjerung der bejtchenden Bundes— 
Einrihtungen, ja jogar jedem Verſuche, die Thätigkeit des 
Bundes, wie feit langer Jeit Shen gewünſcht wurde, auch 
auf verichicedene gemeinnügige Gegenſtände auszudehnen. Da 
Bun aber auch auf der andern Seite ebenſo unzweifelhaft 
ſeſtſtand, daß Oeſterreich ſich aus jeiner Stellung in Deutjch- 
land nicht ohne Weiteres und ohne ernjten Widerjtand werde 
herausdrängen lafjen, die Deutichen Mittelitanten aber, wenn 
ſie auch volljtändig bereit waren, große und wichtige Theile 
ihrer bisherigen Sonveränetätsbefugniffe zu Gunsten einer, 
08 ganze Deutſchland umfassenden Centralgewalt aufzugeben, 
Ih durchaus nicht geneigt waren, zu einer Zerreißung 
Deutichlands in zwei Theile mitzuwirken, und ſich der Ober— 
joheit Preußens freiwillig zu unterwerfen, jo jprach Herr von 
Bismard mit den berühmten Worten: die deutjche Frage 
Öune nur „mit Blut und Eiſen“ gelöft werden, eine zwar 
taurige, aber doch eine Wahrheit aus, deren Erkenntniſſe 
ih Mar und unbefangen denfende Männer ſchon damals 
Nicht entziehen Eonnten. Daß es die „Miſſion“ Preußens 
ei, die Oberherrichaft in Deutichland Für ſich allein zu er=. 
derben und Oeſterreich aus jeiner politifchen Ztellung zu 
Beutichland hinauszudrängen, das war mindeitens jeit dem 
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Jahre 1848 ein feitltehender Gedanke der preußiichen Bolitit, 
der auch vom preußiſchen Standpunkte aus in den thatſäch— 
lich) beitehenden Verhältniſſen jeine vollftändige Erklärung 
und Rechtfertigung fand. Herr von Bismard unterſchied ji 
in Diefer Beziehung don jeinen Vorgängern und von anderen 
Vertretern derjelben Anticht nur dadurd), daß er Jich jeined 
Zieles klarer und beſtimmter bewußt war, mit größerer 
Conſequenz und Energie darauf losſteuerte, in der Wahl 
jeiner Mittel und Wege aber ſich weder vor einem plöglichen 
Wechſel derjelben ſcheute, wenn ſich ergab, daß die biöher 
angewendeten und betretenen nicht zum Ziele führten, noch 
durch irgend welche moralische oder rechtliche Bedenfen um 
Zweifel genirt fühlte. Schon damals handelte er nach dem 
jelben Grundjage, den er jpäter einmal im Reichstage dei 
norddeutschen Bundes mit den Worten ausjprah: „Durch 
juriſtiſche Spinnefüdchen werde ic) mich in der Verfolgung 
meiner Pläne nicht hindern laffen.“ 

Als Herr von Bismard im Detober 1862 das Miniite 
rium der auswärtigen Angelegenheiten und den Vorjig m 
Staatsminiſterium übernahm, hatten die inneren Zerwürfnfe 
in Deutſchland ihren Höhepunkt erreicht. Durch den Berjud, 
den Preußen im Sabre 1859 gemacht hatte, um das Uns 
glück Tefterreihs in Italien zu feinem eigenen Vortheile 
zu benugen, indem es jein thätiges Eintreten für Oeſterreich 
von Zugeſtäudniſſen in Bezug auf die deutjche MeilitärBer 
faſſung abhängig machte und daher jo lange zügerte, bi 
Oeſterreich nach zwei verlorenen Schlachten jid) entſchloß— 
Frieden zu machen und die Lombardei abzutreten, war di 
öffentliche Stimmung in dem außerpreußiſchen Deutſchland 
wieder ehr gegen Preußen aufgeregt worden. Durch den 
plößlichen Tod König Friedrichs VIR von Dänemark hatte 
die ſchleswig-holſteinſche Frage einen acuten und für di 
inneren VBerbältniffe Deutjchlands höchſt gefährlichen Charaftt 
angenommen. Es fcheint, das Herr von Bißmard jehr bald 
lach feinem Eintritt in das Minifterium den Entjchluß faßt—, 
Diefe Angelegenheit zu benugen, um mit deren Hilfe zugleich 
auch die Frage der deutſchen Verfaſſung im irgend einer 
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Standpunkte ſeiner eignen, wichtigſten Intereſſen aus nur von 
zwei Wegen einen zu wählen gehabt. Entweder es mußte ſich 
mit Preußen verſtändigen, ſich deſſen Anſprüchen gegen irgend 
welche angemeſſene Gegenleiſtung fügen, oder — wenn es 
Dies nicht thun wollte oder nicht konnte — dann wenigitens, 
mit Aufwendung aller Jeiner Mittel, conjequent dabin itreben 
und wirken, jene Stellung in Deutſchland möglichſt zu be- 
feltigen amd Fich in dem Bunde einen wicht nur trenen und 
zuverläſſigen, jondern auch einen möglichſt Fräftigen Freund 
zu erhalten. Das fonnte aber wiederum nur Dadurd ge 
ſchehen, daß cs ich bemühte, auch das Anſehen und die Be 
deutung des Bundes jelbjt zu Fräftigen und deshalb den 
offenkundigen Bemühungen Breußens, durch jeine Behandlung 
der holfteinjchen Angelegenheit das Anſehen des Bundes zu 
untergraben und deſſen völlige Macht: und Bedeutungsloſig— 
feit recht augenfällig zu zeigen, mit allen feinen Kräften ent 
gegen zu wirken. Die holſteinſche war die erjte große poli: 
tiſche Frage, bei der es fich zeigen mußte, ob der deutide 
Bund überhaupt noch irgend eine Lebensfähigkeit, noch irgend 
eine Macht befige, ob er daher überhaupt noch cine Stühe 
für Tefterreich jein und bleiben könne, — und gerade in 
dieſer Frage trennte fich Tefterreich von dem Bunde, ließ ſich 
von Preußen aus ſeiner naturgemäßen und durch alle jene 
eigenen Intereſſen ihm augewieſenen Stellung herausdrängen 
und dazu briugen, ſie im einſeitigen Einverſtändniſſe mit 
Preußen und gegen das Recht und die Intereſſen des Bundes 
zu behandeln und löſen zu wollen; damit trug aber Oeſter⸗ 
reich zur Erjchütterung und Untergrabung des Anjchens, jur 
Herabziehung der Bedeutung und der Macht des Bundes 
jelbjt ganz wejentlich, und zwar zu feinem eigenen Nachteile, 
bei. Es wird die Aufgabe eines fünftigen Gejchichtsjchreibert 
dieſer Periode ſein, zu unterjuchen und nachzuweiſen, durd 
welche Mittel und im welcher Weiſe cs Herrn von Bismard 
gelungen ift, dieſes Reſultat zu erreichen. Erjt ein künftiger 
Geſchichtsſchreiber wird, nach genaner Einficht aud) der öfter 

reichijeben Archive, die Frage entjcheiden fünnen, ob Gt 

Rechberg damals den Zuſammenhang der ſchlesweg-holſteinſchen 


. — — — 





— 96 — 


trag wurde auch, nachdem es gelungen war, einige der 
fleineren Bımdesttaaten einzuſchüchtern, am 7. December 1863 
von der Bundesverſammlung mit einer Mehrheit von ciner 
Stimme angenommen. Die ſächſiſche Negierung mußte ih 
natürlich dev Majorttät untenverfen, und ſchon am 15. December 
1863 rückte Generallientenant von Safe mit etwa der Hälfte 
des ſächſiſchen Armee-Corps aus, um den Oberbefehl über 
das, aus ſächſiſchen und hannoverſchen Truppen bejtchende 
Bundes-Executions-Corps zu übernehmen. Gleichzeitig ging 
der MWirfliche Geheime Rath von Könnerig nach Holſtein, um 
dort im Gemeinschaft mit dem, von der hannoverjchen Ke 
gierung dazu ernannten, damaligen Geheimen Regierungsrat 
Nieper, al» Bundescommiſſar die interimiſtiſche Verwaltung 
Des Yandes In Die Hand zu nehmen. 

Am 23. December beantragte Bayern in Frankfurt die 
Beſchleunigung der Entjcheidung über die Erbfolge in Hol 
jtein, und die große Majorität des Bundestags nahm dieſen 
Antrag an. 

Ter Beſchluß von 7. December 1863, deſſen Bedeutung 
als eine totale Niederlage des Bundesrecht gegenüber Ku 
vereinigten beiden Großmächten allgemein anerkannt wurd, 
machte auch in Zachjen einen tief niederfchlagenden Eindrud. 
Weide Kammern der Ständeverfammlung erklärten jih m 
entjchiedenen Beſchlüſſen zu Gunsten des fächliichen Ver— 
fahrens. Intereſſant war hierbei die Verſchiedenheit in den 
Rejchlüffen beider Nammern, indem die Zweite Kammer ſich 
ganz beitimmt für die Anerfeunung des Erbpringen Fried 
rich von Auguftenburg als Herzog don Schleswig: Holjten 
erflärte, die Erjte Kammer aber diefen Paſſus ablehnte und 
nur den Wunjch ausſprach, da die Entjcheidung über die 
Erbfolge in den Herzogthümern nicht länger verzögert werden 
möge. Es war dies offenbar ein Zeichen des Mißtrauens 
und der Abneigung, welcher die Candidatur des Erbprinzen 
in den comjervativen Streifen Deutjchlands, und zwar nicht 
ohne jeine eigene Schuld, begegnete. Der ehrenwerthe und 
loyale Charakter des Prinzen wurde zwar allgemein and 
kannt, aber die Feſtigkeit und Stärke des Charakter? un 
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Die geiſtige Begabung, die nöthig ſchien, um unter jo überaus 
ſchwierigen und ungünjtigen Verhältniſſen ein Yand zu ve 
gieren, wollte ihm eigentlich Niemand vecht zutrauen. Weber: 
dies war er als ein intimer Freund des Herzogs Ernjt von 
Boburg bekannt, auf deſſen Rath und Verwendung er fich 
mit vertrauten Rathgebern umgeben batte, die nicht nur ſelbſt 
einer ausgejprochen liberalen Nichtung angehörten, jondern 
auch die Unterſtützung des Prinzen in Hollſtein ſelbſt vor— 
zugsweiſe in den Demofratijchen Elementen der Bevölkerung 
juchten, was wieder zug, Folge hatte, daß die Erbfolge des 
Prinzen in den cönſervativen und ariſtokratiſchen Kreiſen 
der Herzogthümer wenig oder gar keinen Anklang fand. 
Dies blieb natürlich nicht ohne Rückwirkung anf die ähnlichen 
Kreiſe des übrigen Drutfchlando— to man ſich immer noch 
viel lieber mit einer Vergrößerung Preußens, als mit der 
Entſtehung einer neuen ſchwachen, mit allen demokratiſchen 
Elementen kokettirenden Regierung — wie man es damals 
nannte, einem Nveiten Coburg — befreunden wollte, 

Lie beiden Großmächte ſetzten nun ihre gemeinſchaftlichen 
Bemühungen, die Ausführung des Londoner Protokolls zu 
ſichern und Durch ihr Verfahren in dieſer Angelegenheit das 
Anſehen und die Bedeutung des Bundes' zu untergraben, 
conſequent fort. Ihr Antrag, daß der Bund dann, wenn 
der König von Dänemark ſich weigern ſollte, das Grundgeſetz 
dom 18. November 1863 für Schleswig definitiv aufzuheben, 
diejop,. gar nicht zum deutſchen Runde gehörige Land wegen 
ſeiner ſtaatsrechtlichen Verbindung mit Holſtein als Pfand 
in Beſitz nehmen möge, wurde am 14. Januar 1864 von 
der Bundesperjanmlung abgelehnt, weil darin eine neue An. 
erfennung des Nönigs Chriſtian IX. als Herzog don Hol: 
ſtein gelegen haben würde. Gewiß wäre es Herrn don Bis 
mard zur Durchführung feiner Pläne wünſchenswerth geweſen, 
den Bund in einen Krieg mit Dänemark zu verwickeln und 
zugleich die Anerkennung Des Königs Chriſtiaun als Herzog 
don Holftein zu erlangen, um bei dem künfitigen Friedens— 
ſchluſſe, da der Ansgang des Krieges doch nicht zweifelhaft 
ſein tonnte, einen alljeitig anerfannten Landesherrn vor ſich 
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werden, was cr wirklich war, als cine, politifch be= 

tungslofe, Ungeſchicklichkeit. As aber im Monat Juni 
Helben Jahres cbenfalls wieder in Rendsburg eine Schlägerei 
chen hannoverjchen und preußischen Truppen — wie jie 
Orten gemijchter Sarnijonen damals nicht ſelten vor: 

nen — ſtattgefunden hatte und dabei einige Steine in ein 
ziter eines benachbarten preußiſchen Lazareths gefallen waren, 
te Herr von Bismard diefe Gelegenheit nicht vorüber: 
ben lajfen, ohne einen neuen, veruichtenden Schlag gegen 
8 Anfchen und die Rechte des Bundes zu führen Er 
achte dieſes Ereignig in Verbindung mit der Wegnahme 
er preußischen zahnen am 29. Mai, und erklärte auf Grund 
med angeblichen inneren Zufammendanges beider Vorkomm— 
fe, daß Hier nicht eine einfache und gewöhnliche Soldaten: 
blägerei, jondern ein abjichtlic) herbeigeführtes Attentat 
wgen die Ehre der preußiſchen Armee und gegen die Sicher: 
pt eines preußiichen Lazareths vorliege. Wäre aber aud) 
jieſe Auffaſſung richtig gewejen, was Herr von Bismard 
qwerlich ſelbſt glaubte, jo wäre doc) immer nur eine jtrenge 
Unterſuchung und eine energiſche Beſtrafung der Schuldigen 
xrechtfertigt geweſen. Allein Herr von Bismarck wollte die 
wünichte Gelegenheit zur weiteren Verfolgung ſeiner Pläne 
we unbenutzt vorübergehen laſſen: es wurde daher die ſo— 
fort eingeleitete Unterſuchung fir nicht genügend erklärt, 
Belmehr, zur Sühnung der angeblich verlegten Ehre der 
ſreußiſchen Armee, Der Gommandirende der preußiſchen 
Truppen in den Herzogthümern, Prinz Friedrich Carl, ohne 
Beiteres angewieſen: „Tich im Den Beſitz von Rendsburg zu 
ſeſen“ umd die Bundestruppen, wenn ſie ſich nicht freiwillig 
8 der Stadt herauszögen, mit Gewalt ans derſelben zu 
werten. Als der Prinz am 21. Inli den Commandirenden 
der Bundes-Erecutionstruppen, Generallieutenant von Hake, 
von dieſem ſeinem Auftrag in Kenntniß ſetzte, mußte der lee 
kte vorausjchen, daß ein thätiger Widerftand zu blutigen 
Eonflicten führen müſſe. Da er nun zwar in Folge eines 
inter ausdrücklicher Zuſtimmung von Preußen gefaßten 
beſchluſſes zur Belegung des Herzogthums Holſtein, 
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In Leicht erkeunbaren — Erfolg eines Mitbeſitzes der Herzog 
thunmer, der Machtitellung Oeſterreichs in Deutſchland die 
Wunde beizubringen, am dev fie verbluten ſollte: dies AUS 
hut dahin geführt, jenen Friedensſchluß mit Dänemark zu 
einem der größten Triumphe zu machen, die Herr von Pr 
mar in jeiner jo erfolgreichen politifchen Thätigkeit jemal® 
gefeiert Dat. 
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jiicher Iruppen dajelbit gar nichts gewußt. Won den An: 
ſchuldigungen gegen die politische Haltung der ſächſiſchen 
Regierung und des Geheimen Raths von Könnerig nahm cr 
aber nichts zurüd. 

Wenige Tage nad) dem Abjchluffe des Wiener Friedens 
trat in Wien ein ganz unerwarteter und unter den damaligen 
Verhältniſſen höchſt Üüberrajchender Miniſterwechſel ein. Graf 
Rechberg wurde entlafjen, unmittelbar nachdem cr durch den 
Abſchluß Des Friedens mit Dänemark eine feite und, wenige 
itens für Die nächte Bett, nicht Wieder aufzugebende Baſis 
für Die öſterreichiſche Politik geichaffen Hatte. Wenn dr 
weitere Verlauf der Dinge umviderleglich bewiejen bat, daB 
dieſe Vaſis eine für Oeſterreich überaus nachtheilige umd un 
glückliche war, wenn fie der Anlaß zum größten Unheil, zu 
einer tieren Niederlage der Monarchie geworden ijt, jo würk 
doch Der ſtrengſte Benrtbeiler nicht viel dagegen Jagen können, 
wenn Graf Rechberg zu feiner Vertheidigung ſich hätte darauf 
berufen wollen, daß es ihm nicht vergönnt gewejen fer, di 
Conſequenzen jeiner Politik ſelbſt zu ziehen und dasjenige 
Syſtem praftijch durchzuführen, welches er im Intereſſe Toter 
reichs im Auge gebabt habe, als er die Idee eines preußiſch 
öſterreichiſchen gemeinſchaftlichen Eigenthums an den Elb— 
herzogthümern acceptirte. 

Ein weſentliche Aenderung der öſterreichiſchen Politi 
war, unmittelbar nach dem Friedeusſchluſſe, unmöglich, cin 
Miniſterwechſel in jenem Augenblicke alfo nur dann verjtänd® 
lich, wenn die Gewißheit vorlag, daß der neue Miniter in 
demſelben Geiſte, zu demſelben Ziele, vielleicht aber mit 
größerer Klugheit und Feſtigkeit als ſein Vorgänger, fort 
wirken werde. Die Monarchie ſtand, darüber konnte ſich 
Niemand täuſchen, an der Schwelle einer gefahrvollen Zeit, 
an dem Rande eines Abgrundes; im Innern durch den Kampf 
der politiſchen Parteien, durch den gegenſeitigen Haß der Det 
ſchiedenen, das Reich bildenden, untereinander aber ſich heftig 
widerstrebenden Nationalitäten zerrüttet und geſchwächt, M 
den umglüdlichiten finanziellen Verhältniffen, oft von de 
nöthigiten Geldmitteln entblößt, ohne allgemein anerkannte 





Br dieſer Zuchlage und einem ſolchen Manne gegenüber 
bedurfte Tehterreich eines Miniſters, der, wenn er dem legen 
auch nicht geiftig ebenbürtig war, wenigitens ſoviel geitige 
Kraft, ſoviel ſtaatsmänniſche Einſicht und politiiche Klugheit 
beat, ven Die Lage, in der ſich Oeſterreich Damals befand, 
. md Die daraus erwachſenden Gefahren Far zu erfennen und 
richtig zu Leurtbeilen, Der aber mit Dieter politiſchen Einſicht 
und Klugbeit auch noch ſoviel Energie und Charafterjtärk 
verband, um rür Die unter dieſen Umſtänden zu befolgende 
Politik nicht nur einen beitimmten und flaren Plan zu ent: 
werten, tondern denſelben auch fett und conjequent durchführen 
zu formen, und Dadurch jenen Gefahren entgegen zu treten 
und von dem ſinkenden Anſehen der Monarchie und dem Einfluß 
dertelben in Deutſchland ſoviel zu retten, als damals über: 
buupt noch gerettet werden fonnte. 

Ein ſolcher Mann war nun Graf Mensdorf, der Nach⸗ 
tolger Rechbergs, nicht. Ein Ehrenmann in der volliten 
Vedeutung Des Wortes; cin durch und Durch makelloſer 
Charakter mit den feinſten und liebenswürdigſten Formen, 
beſaß er auch nicht im geringſten Grade die ſtaatsmänniſce 
Bildung und Sachkenntniß und ebenſowenig den Felbjtändigen 
Charakter und die Willensfraft, die unbedingt notwendig 
geweſen wären, um im jener Zeit einen jolchen Poſten au® 
fillen zu fünnen. Der damalige ſächſiſche Geſandte in 
Ken, Herr don Nömerig, der Durch feinen  vieljährigen 
Aufenthalt daſelbſt und feine intimen gejellichaftlichen Br 
jiebungen mit den Verbältniffen und Perjönlichkeiten Wirt: 
namentlich auch mit den Grafen Mensdorf genau hefann 
war, Iprach ſich über den neuen Miniſter, nachdem er einige 
Zeit mit ibm aeichäftlich verkehrt hatte, in verſchiedenen 
Berichten in folgender Weiſe aus: Graf Mengdorf verdient 
perjönlich alle Hochachtung, aber er babe gar feine Geihäft® 
kenntniß, gar fein politijches Programm; er führe die Ei 
jchaft Nechbergs fort, wie cs eben gehe, ohne eigene Seen 
und ohne einen bejtimmten Plan; bei ihm habe immer der 
echt, dev zulegt mit ihm gejprochen; dies fer aber um I 
gefährlicher, al3 in der nächiten Umgebung des Minifter? 
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wer ganz verjchiedene Richtungen ihre Vertreter hätten. 
An der Spige der einen ſtehe der Geheime Nat von Biege— 
leben, der das Heil Oeſterreichs in Dem engſten Anſchluß au 
Deutſchland und im feſten Widerſtand gegen das bundes— 
widrige Vorgehen Preußens erblicke; an der Spitze der 
andern Partei ſtänden dev Miniſter Graf Moritz Eſterhazy— 
und der Geſandte in München, Graf Blome, ein zur katho— 
liſchen Religion übergetretenes Mitglied der bekannten hol— 
ſteinſchen Familie. Dieſe letztere Partei ſtehe auf dem ſtreng— 
iten, conſervativen Standpunkte, halte dafür, daß die deutſchen 
Mittel: und Kleinſtaaten ganz von der Demokratie durchfreſſen 
und der Revolution vettungslos anheim gefallen jeten, daß 
daher für die öfterreichiiche Monarchie, die, nach dieſer Anyicht, 
nur auf einer ſtreng conſervativen Baſis beitehen könne, die ein— 
zige Rettung in einer engen Verbindung mit dem conjerdativen 
Preußen umd in einer entjchiedenen Bekämpfung der demokra— 
twirten Meittelitaaten gefunden werden könne. Zwiſchen dieſen 
beiden Anfichten, deren Anhänger faſt in allen praftischen 
tagen zu derjchiedenen Reſultaten fümen, ſchwanke nun 
Graf Mensdorf, ohne eigene Meinung, rathlos bin und ber. 
Ter weitere Fortgang der Ereigniffe bat die Nichtigkeit 
dieſer Beurtheilung volljtändig bewieſen. Vorerſt war aber 
Graf Mensdorf noch roſiger Laune und voll glücklicher 
Zuverſicht. Schon wenige Tage nach ſeinem Eintritt in das 
Miniſterium, unter Dem 12. November 1864, erließ er cine 
an die deutſchen Regierungen gerichtete, in Dresden am 
14. November übergebene Note, in welcher er mittheilte, daß 
Graf Karolyi nach Berlin gehe, um „alle ſchwebenden Fragen 
mit Preußen auszugleichen“ und zugleich ausſprach, der 
Wunſch und das Beſtreben Oeſterreichs ſei, das enge Bünd— 
niß mit Preußen, „durch welches ſchon ſo glänzende 
Lortheile für Deutſchland errungen worden Jeten”() 
u erhalten und zu befeitigen. Dabei erflärte er zu— 
gleich: „die öſterreichiſche Regierung ſetze ihren Stolz 
darein, den Wiener Frieden einſt als cin Werk anerkannt zu 
ſehn, welchem Deutſchland nicht blos die glückliche Löſung 
einer ſchwierigen, auswärtigen Verwickelung, ſondern auch die 
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volle Wiederherſtellung der Eintracht und des wechſelſeitigen 
Vertrauens im Innern des Bundes zu verdanken habe.“ 

Die logiſchen Prämiſſen, auf welchen dieſe letztere Er: 
wartung beruhte, waren und blieben unverſtändlich. Auch 
wurde Graf Mensdorf aus ſeinem ſüßen Traume von der 
Wiederherſtellung der Eintracht und des wechſelſeitigen er: 
tranens in Dentjchland ſehr bald in bitterer Weiſe envedt. 
Ter hinkende Bote, der einer jeden Selbſttäuſchung mit Roth 
wendigfeit folgt, kam diesmal noch früher, als er jonjt zu 
kommen pflegt. | 

Unmittelbar nad) Abſchluß des Friedens verlangte Preußen 
ein gemeinjchaftliches Vorgehen mit Oeſterreich gegen die 
Bundestruppen in Sollten und Die fofortige Entfernung 
derfelben, während Oeſterreich, wohl fühleyd, wie gejäht: 
lich dies auch für feine dortigen Intereſſen werden fünne, 
damit nicht eimverftanden war, vielmehr die Anjicht ver: 
trat, dal; der Wiener Frieden an der von den Bunde be 
Ichloffenen Execution nicht? ändere und die YBundestruppen 
jo lange in Holjtein bleiben müßten, bis der Bund über 
die Erbfolge entjchieden babe, Preußen Jah diefe letztere In 
ficht als einen Eingriff in feine Rechte an; durch den Wiener 
Frieden jei die Sachlage gänzlich geändert, jet ſeien Tot 
reich und Preußen die vollberechtigten Eigenthümer der Hetzog— 
tbümer, ſie allein hätten fich darüber zu verftändigen, eb 
und unter welchen Bedingungen fie diejelben an einen Ar 
deren abtreten wollten; der Bund babe damit gar nid 
mehr zu thun und mr die Pflicht, feine Truppen ſofort auf 
Holftein herauszuziehen. 

Schon am 4. November, alfo acht Tage vor der oben 
erwähnten Mensdorfichen Note, berichtete Graf Hohenthal 
aus Berlin, Herr von Bismarck habe gegen mehrere Perſonen 
ansgejprochen, die Bımdestruppen müßten aus Holitein heraus; 
er wolle mit Oeſterreich, und wenn dies nicht mitgehe, allein, 
in Frankfurt ihre Entfernung beantragen und, wenn KT 
Bund nicht zuſtimme, die Truppen mit Gewalt herauswerfen. 
Am 18. berichtete derjelbe Geſandte über ein Gejpräd mit 
Heren von Bismard, in welchen feßterer ihm gegenüber da 
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zu können; da ſie aber diefelben nicht aus cigenem Antrich, 
jondern in Folge eines Bundesbeichluffes und zur Ausführung 
desjelben nach Holſtein geſchickt Hatte, Jo konnte ſie ſich auch — 
und darin jtimmten ihr nicht nur Oeſterreich, Tondern alle 
bedentendere Bundesſtaaten bet — nicht für bereditigt halten, 
dieſelben eigenmächtig zurüdzuberufen, jondern mußte ent 
abwarten, daß der Bund die Erecution für beendet erklärte 
und Sachſen ſowohl als Hannover zur Yurüdzichung dr 
Erecutionstruppen veranlapte Wir nahmen allerdings an, 
da cs Die Aufgabe Oeſterreichs und Preußens jet, einen 
jelchen Bundesbeſchluß zu beantragen; da aber Preußen 
drobte, thatjächlich und mit Gewaltmaßregeln gegen uns vor 
zugeben, jo beauftragte Herr von Beuſt am 27. November 
unjern Bundestags-Geſandten, Herrn von Boſe, ſofort zu 
beantragen, daß der Bund über die Beendigung der Execution 
Beſchluß faſſen möge. 

Iwei Tage darauf, am 27. November, ging eine preu— 
ſßiſche Note ein, im welcher Herr von Bismarck, auf die Wr 
ſicht geſtüßt, daß durch dein — dem Bunde damals officel 
noch gar nicht mitgetbeilten — Wiener Frieden die Bundes 
exccution thatſächlich gegenttandglos geworden und dat 
Sachjen und Hannover nunmehr ohne Weiteres, und ohne 
einen befonderen Bundesbeſchluß zu erwarten, zur Räumung 
des Landes verpflichtet jeren, an die ſächſiſche Regierung dar 
„bundesfreundliche Erfirchen“ jtellte, ihre Commiſſare um 
Truppen aus Holſtein zurückzuziehen. Gleichzeitig wurde 
eine zweite, von demſelben Tage datirte Note übergeben, M 
welcher Preußen, in jeiner Eigenschaft als curopäijche Grof 
macht und Mitbefiger von Holſtein, in etwas anders motivirtet 
Weiſe Dasjelbe Verlangen noch einmal jtellte. Herr von Beuſt 
antwortete unmittelbar darauf, daß Sachſen nichts eifrigel 
wünſche, als die Zurückziehung ſeiner Truppen, dieſe aber aus 
den oben entwickelten Gründen nicht ohne einen vorherigen 
Bundesbeſchluß ausführen könne und einen ſolchen auch be— 
reits beantragt habe. 

Am 30. November vereinigten ſich Preußen und Oeſter— 
reich dahin, gemeinſchaftlich bei dem Bunde einen Antrag auf 
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Succeſſionsfrage fünne ſich Preußen nicht cher aussprechen, 
als bis die Bedingungen für feine eigne Stellung zu dem 
fünftigen Staate genau feitgeftellt jeien, da es die wichtigen 
Intereſſen, die es dort habe, nicht der Willführ des küuftigen 
Souveräns überlaffen könne. Dieſe Bedingungen würden 
eben berathen. 

Dieſe beiden Schrifſtücke hatte Graf Mensdorf unter dem 
A. December 1864 ebenfalls in zwei geſonderten Depeſchen 
beantwortet. In der einen derſelben, welche die Beendigung 
der Bundesexecution betraf, hatte er zwar eine weitere Dis— 
cuſſion über vollendete Thatſachen als zwecklos abgelehut, 
aber doch auf die Bemerkung, daß Preußen ſich einem etwaigen, 
im Sinne der Minorität gefaßten Bundesbeſchluſſe thatſächlich 
und mit den Waffen in der Hand würde widerſetzt haben, 
erwidert, daß Preußen dann nur das Recht des Stärkeren 
auf ſeiner Seite und alle Verantwortlichkeit für ſeine Hand— 
lung allein zu tragen gehabt haben würde. In der anderen 
Depeſche dagegen Hatte Graf Mensdorf erklärt, die Erbfolge 
in den Herzogthümern ſei eine ganz Deutſchland berührende 
Angelegenheit; hier liege eine Frage vor, an deren Löſung 
Leſterreich im deutſchen Intereſſe Theil genommen habe 
und deren Löſung cs auch im deutſchen Intereſſe zu Ende 
bringen wolle. „Wenn Preußen auf den Gedanken einer 
Annexion jener Yänder zurückkomme, jo müſſe er (Graf 
Mensdorf) daran erinnern, daß ja ſchon Graf Karolyi er: 
mächtigt geweſen jei, dem Könige Wilhelm jelbit zu erklären, 
dar Tejterreich in dieſe Einverleibung nur gegen 
das Aequivalent einer ibm jelbit zu gewährenden 
Vergrößerung jeines Deutschen Gebietes ermwilligen 
könne.“ 

Nach der Veröffentlichung des Inhalts dieſer Schrift: 
Ntüde wurde von Wien aus durch Die officiöſe Preſſe und 
inſpirirte Artikel in anderen Blättern der Verſuch gemacht, 
den überaus ungünstigen Eindruck, den Die legte Erklärung 
überall, namentlich aber bei den deutſchen Regierungen, hervor: 
gebracht hatte, durch die Bemerkung abzuſchwächen, daß,dieſe 
Erklärung offenbar nicht ernſtlich gemeint, ſondern weiter 
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nichts jei, als eine zwar verfchleierte aber doch ſehr be 
itimmte Zurückweiſung des Gedankens einer Annerion der 
Herzogthümer an Preußen. Denn fein Vernünftiger werde 
leterem zumutben, von jeinem eigenen Gebiete etwas abzu- 
treten, fremdes Land aber, was Preußen verjchenten fünne, 
ſei nicht vorhanden. Die Sache war aber doc nicht jo 
unschuldig, wie man jie biernad) darjtellen wollte, denn ın 
einer ganz vertraulichen, aber in Dresden befannt gewordenen 
Depeſche an den öfterreichiichen Botichafter in London, Grafen 
Apponyi, mit welcher dem leßteren Abjchriften diejer Gorre 
ſpondenz mitgetheilt wurden, jagte Graf Mensdorf: de 
durch ſei der Krieg noch nicht unvermeidlich getworden, denn 
ev boffe immer noch, Preußen werde „modifier ses determi- 
nations“ oder „si elle persistait à vouloir retirer de 
avantages de la guerre“ aud) bereit jein, Oeſterreich „des 
eompensations“ zuaugeftehen. Worin dieje Compeniationen 
bejteben follten, darüber war aber wenigjtens in jener Depeſche 
nichts gejagt. Von Wien aus wurde in nicht offieler 
Weiſe die Notiz verbreitet, Preußen babe Dejterreih für 
die Eimwilligung in die Annexion die Summe von hundert 
Millionen Thalern verfprochen, Graf Mensdorf aber jene 
Einwilligung in böflicher Weife abgelchnt, indem er cine 
ihm jelbjt unmöglich dünkende Gegenforderung geſtellt habe 
In Berlin glaubte man zwar, wie Graf Hohenthal am 
19. Januar 1865 anzeigte, die Einwilligung Oeſterreichs zur 
Annexion werde auch durch eine Garantie Venetiens zu 
erlangen ſein, wollte aber eine ſolche nicht ausdrücklich über: 
nehmen, weil dies fofort eine erufte Spannung, möglicher 
Weiſe jogar einen Krieg mit Frankreich zur Folge gehabt 
haben würde. An em Bündniß mit Stalien zum Kriege 
gegen Defterreich Tcheint man damals in Berlin noch mat 
gedacht zu haben. 

Am 25. Februar 1865 jagte Herr von Thile dem Graf 
Hobenthal: Preußen wolle bei dem Widerjpruche Oeſterreich 
auf Die Annexion verzichten, und babe nunmehr nad) Wien 
die Bedingungen mitgetheilt, unter welchen es bereit ſei, die 
Länder dem Prinzen von Auguſtenburg zu übergeben. Bolt 
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Der Vorſchlag, cine ſolche Nationalverſammlung anzu 
berufen, gab mm Anlaß zu einem umfaſſenden Schriften⸗ 
wechjel und zu den bitterften Differenzen mit Oeſterreich, die 
ſich hauptjüchlich auf zwei Punkte bezogen, zunächjt auf das 
Wahlgeſetz, nach welchem die Verſammlung einberufen werden 
jollte, und ſodann auf die Stellung, welche die beiden Wit- 
eigentbiimer derjelben gegenüber einzunehmen hätten. Ins— 
bejondere die Differenz über den zweiten Bunft war carafte 
viitisch Für Das ganze Verhältniß; denn, während Vclterreid 
auf Grund des gemeinjchaftlichen Miteigenthums verlangte, 
das; der Verſammlung nicht® vorgelegt werden dürfe, wasnicht 
don beiden Regierungen gemeinſchaftlich ausging, behauptete 
Preußen mit der größten Entjchiedenheit, daß jeder einzelne 
Miteigentbümer das Mecht haben müſſe, der Verſammlung 
vorzulegen, was er wolle, ohne ſich um Den Andern zu be 
fiimmern. 

Inzwiſchen batte die preußiſche Negierung am 8. Rat 
1865 dem preußiſchen Landtage eine Denkſchrift fiber die 
ſchleswig-holſteinſche Frage vorgelegt, in welcher fie erklärte: 
Preußen trete den Erbanfprüchen des Großherzogs von Older 
burg und Des Prinzen von Auguſtenburg nicht unbedingt 
entgegen, müſſe aber auch eine unbefangene Brüfung der 
brandenbargijchen Anſprüche verlangen; jedenfalls aber werk 
Preußen, wenn Das Land in andere Hände komme, ſich vor 
behalten: Die Feſtung Rendsburg, den Striegshafen zu Kid, 
eine Militärconvention, das Necht, Reeruten für die Marine 
auszuheben, einen Canal anzırlegen und endlich gewiſſe Handel® 
und VBerfehrs-Erleichterungen. 

In Derjelben Zeit ſuchte Herr von Beuſt ſich mit Herm 
von der Piordten über einen gemeinſchaftlichen Schritt in 
Wien zu verſtändigen. Er glanbte, es ſei jetzt der Heitpunft 
gekommen, wo man an ſeinen früheren Vorſchlag, eine alge 
meine dentſche Nationalverſammlung zu berufen, wieder al 
knüpien müfje Tiefen Borjchlag babe man damals in Wien 
für unbedacht angeſehen und „vornehm belächelt“. Icht 
werde man ſich dort wohl davon überzeugt haben, daß 
Bismard, wenn er jehe, daß er mit den biäher bochgehaltenen 
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jeinen troftlofen Finanzen nicht daran denfen fünne, ernſt— 
y mit Preußen zu brechen. 

In derjelben Zeit gaben auch die preußiſchen Kronjuriſten 
d von ihnen verlangte Sutachten über die Erbfolgeberech— 
ung in den Herzogthümern ab, welches in den Hauptpunkten 

dem Schlufje fam: daß der König Chriſtian IX. durch 
8 däniſche Erbfolgegeſeß vom 31. Suli 1853 ein voll: 
mdiges Recht auf die Herzogthümer erlangt und dieſes durch 
n Riemer Frieden von 30. October 1864 in vechtögiltiger 
kije auf Oeſterreich und Preußen übertragen babe, dieſe 
jo durchaus nicht verpflichtet jeien, irgend einen andern 
TDiolgeanipruch anzuerkennen. 

Am 21. Juni 1865 reiste der König don Preußen nach 
arlsbad; einige Tage darauf folgte ihm Bismarck nach. 
ton da begaben jich beide jpäter über Negensburg und Salz— 
ug nad) Gaſtein. Während fonad) die qegenjeitigen Corre— 
pondenzen einige Zeit rubeten, brachen in den Herzogthümern 
Abit bei jeder Gelegenheit tbatjächliche Gonflicte aus, jo z. B., 
% für den 6. Juli cine große Maffendemonjtration für den 
Bringen von Auguſtenburg beabſichtigt wurde, welche Deiter: 
Ah dulden, Preußen aber mit Waffengewalt unterdrüden 
dollte. 

sn Oeſterreich jtieg während deſſen die Verwirrung und 
anere Auflöſung immer mehr. Es hatte dort eben cin poli— 
iſch wichtiger Miniſterwechſel ſtattgefunden, indem Herr von 
hmerling aus dem Miniſterium aus- und dafür die Grafen 
Lailath und Beleredi in dasjelbe eingetreten waren. Am 
3. Juli jagte Graf Mensdorf mit feiner gewohnten Tffenbeit 
m ſächſiſchen Geſandten: „Oeſterreich befinde ſich finanziell 
3 militärisch in einer höchſt unvortheilhaften Lage. Auch 
Hitiich ſtehe es ſehr jchlecht; es Ferien zwar die Namen da 
Ir das neue Miniſterium, aber fein Programm für 
i8ſelbe; über .gewijje Fragen‘ mühe ſich das Miniſte— 
um aber doch verjtändigen amd einig werden! Da ſeien nun 
ver die Meinungsverjchiedenheiten jo groß, daß eine homogene 
erwaltung nicht zu Stande kommen könne.“ 

Auf der Durchreiie von Carlsbad nad) Gaſtein hielt der 


wen wen nu 
welche Das Rerfapren” bei der Beendigung der B 
in Holjtein behandelte, nachzuweiſen gefudht, 
reich in dieſer Angelegenheit feine Concejlion 
gemacht, letzteres vielmehr Berweife von V 
Selbſtbeherrſchung gegeben habe, die man il 
nicht vergefjen werde, dabei aber ganz offen 
dah, wenn der bezügliche Bundesbeſchluß ii 
Minorität ausgefallen wäre, Preußen ſich de 
desjelben thatjächlic) und mit den Waffen 
widerjept haben würde. In derjelben Depejd 
von Bismarck zur Motivirung ſeines Verfa 
deutjchen Angelegenheiten überhaupt nod) hir 
jeinem Kampfe gegen den deutjchen Bund un 
jtaaten Leite ihn namentlich auch das Princip, } 
auf die vota von Regierungen Fein G 
dürfe, die ſich in ihren Entjchließungen ı 
nifejtationen ihrer Landesvertretungen 
liegen. Es fei das parlamentarifche, ja das 
Princip, welches er in den Uebergriffen der 
befänpfe, wie er demjelben im Innern von 
Krieg mache.“ 
In der zweiten, die Erbfolge in den Herz: 
treffenden Depejche don demjelben Datum ha 
Bismard entwickelt, daß Defterreich feiner 
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Succeflionsfrage fünne ſich Preußen nicht eher austprechen, 
als bis die Bedingungen für jeine eigne Stellung zu dem 
künftigen Staate genau feſtgeſtellt jeien, da es die wichtigen 
Intereſſen, die es dort habe, nicht der Willführ des künftigen 
Souveräns überlaffen könne. Dieſe Bedingungen würden 
eben berathen. 
Tiefe beiden Schrifitüce Hatte Graf Mensdorf unter dem 
21. December 1864 cbenfalls in zwei gejonderten Depejchen 
beantwortet. In der einen Dderjelben, welche die Beendigung 
der Bundeserecution betraf, hatte er zwar eine weitere Dis: 
cuſſion über vollendete Thatſachen als zwecklos abgelehnt, 
aber doch auf die Bemerkung, daß Preußen ſich einem etwaigen, 
im Sinne der Minorität gefaßten Bundesbeſchluſſe thatſächlich 
und mit den Waffen in der Hand würde widerſetzt haben, 
erwidert, daß Preußen dann nur das Recht des Stärkeren 
auf ſeiner Seite und alle Verantwortlichkeit für ſeine Hand— 
lung allein zu tragen gehabt haben würde. In der anderen 
Depeſche dagegen hatte Graf Mensdorf erklärt, die Erbfolge 
in den Herzogthümern ſei eine ganz Deutſchland berührende 
Angelegenheit; hier Liege eine Frage vor, an deren Löſung 
Leſterreich im deutſchen Interejje Theil genommen habe 
und deren Löſung es auch im deutſchen Intereſſe zu Ende 
bringen wolle. „Wenn Preußen auf den Gedanken einer 
Annexion jener Länder zurückkomme, ſo müſſe er (Graf 
Wensdorf) daran erinnern, daß ja ſchon Graf Karolyi er— 
chtig gewejen jei, dem Könige Wilhelm ſelbſt zu erklären, 
daR Tejterreich in dieſe Einverleibung nur gegen 
das Hequivalent einer ihm ſelbſt zu gewährenden 
ergrößerung ſeines deutſchen Gebietes einwitligen 
One“ 
.  Nad) der Veröffentlichung des Inhalts dieſer Schrift: 
üde wurde von Wien aus durch die officiöfe Preſſe und 
inſpirirte Artikel in anderen Blättern der Verſuch gemacht, 
den überaus ungünſtigen Eindruck, Den die letzte Erklärung 
überall, namentlich aber bei den deutſchen Regierungen, hervor— 
Poracht hatte, durch die Bemerkung abzuſchwächen, daß dieſe 
ẽrllãrung offenbar nicht ernſtlich gemeint, ſondern weiter 
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ungenan” bezeichnet worden jind, jie aud) mit dem, was 
font in der Sache befannt worden iſt, überemitimmen, jo 
darf man fie wohl in der Hauptjache wenigſtens als ridtig 
betrachten. Nach dieſen Mettheilungen der „Preſſe“ hatte 
nun Herr don Bigmard unter dem 13. December 1864 
zwei Depejchen an den preußiichen Gejchäftsträger in Wien, 
Herrn von Ladenberg, gerichtet und in der eriten derjelben, 
welche dag Verfahren bei der Beendigung der Bundeserecution 
in Holſtein behandelte, nachzuweiſen gejucht, daß Oeſter— 
reich in dieſer Angelegenheit keine Conceſſion an Preußen 
gemacht, letzteres vielnehr Beweiſe von Mäßigung und 
Selbſtbeherrſchung gegeben habe, die man ihm hoffentlich 
nicht vergeſſen werde, dabei aber ganz offen ausgejproden, 
dal, wenn der bezügliche Bundesbeſchluß im Sinne der 
Minorität ausgefallen wäre, Preußen jid) der Ausführung 
desfelben thatſächlich und mit den Waffen ın der Hand 
widerjegt haben wirde In derfelben Depejche hatte Herr 
von Bismarck zur Motwirung ſeines Berfahrens in den 
deutjchen Angelegenheiten überhaupt noch Hinzugefügt: „u 
jeinem Kampfe gegen den deutfchen Bund und die Mitte: 
staaten leite ihn namentlich auch das Princip, das Preupen 
auf Die vota von Regierungen fein Gewicht legen 
dürfe, die Jich im ihren Entſchließungen von den Ma— 
nifejtationen ihrer Landesvertretungen beeinfluſſen 
ließen. Es jei das parlamentarifche, ja das revolutionäre 
Princip, welches er in den Uebergriffen der Mittelſtaaten 
befümpfe, wie er Demjelben im Innern von Prenßen den 
Krieg mache.” 

In der zweiten, die Erbfolge in den Herzogthümern be 
treffenden DTepejche von demjelben Datum hatte Herr vor 
Bismarck entwidelt, daß Oeſterreich feiner geographiſchen 
Vage nach Fein Intereſſe daran babe, ſich einen Theil der 
Herzogthümer einzuverleiben, daß dagegen die Annerion der? 
jelben an Preußen den deutſchen Antereffen im hödjiten 
Grade fürderlich, den preußischen aber „nicht zuwider”, 
indeſſen ohne Zuſtimmung Tefterreichs, als des Mitbeſitzers, 
nicht ausführbar je. Weber die von Dejterreich angeregte 
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Succeſſionsfrage könne fi) Preußen nicht cher aussprechen, 
als bis Die Bedingungen für ſeine eigne Stellung zu dem 
künftigen Staate genau feitgejtellt ſeien, da es die wichtigen 
Intereſſen, Die es dort babe, nicht der Willführ des fünftigen 
Souveräns überlaffen könne. Dieſe Bedingungen würden 
eben berathen. 
Tiefe beiden Schrifitüde hatte Graf Mensdorf unter dem 
21. Tecember 1864 ebenfalls im zwei gejonderten Depejchen 
beantwortet. In der einen derjelben, welche die Beendigung 
der Bundesexecution betraf, hatte er zwar eine weitere Dis— 
cuſſion über vollendete Ihatjachen als zwecklos abgelehnt, 
aber doch auf Die Bemerkung, day Preußen fich einem etwaigen, 
im Sinne der Minorität gefaßten Bundesbeſchluſſe thatjächlich 
und mt den Waffen im der Hand würde widerjept haben, 
erwidert, daß Preußen dann nur das Necht des Stärkeren 
auf ſeiner Seite und alle Verantwortlichkeit für ſeine Hand— 
lung allein zu tragen gehabt haben würde. In der anderen 
Depeſche Dagegen hatte Graf Mensdorf erflärt, die Erbfolge 
in den Herzogthümern jei eine ganz Deutjchland berührende 
Angelegenheit; bier Liege eine Frage vor, an deren Löſung 
Loiterreich im dentjchen Intereſſe Theil genommen habe 
und deren Löſung es auch im deutſchen Intereſſe zu Ende 
bringen wolle „Wenn Preußen auf deu Gedanken einer 
Aunexion jener Yänder zurückkomme, jo müſſe er (Graf 
Mensdorf) daran erinnern, dal; ja ſchon Graf Karolyi er— 
mächtigt geweſen ſei, dem Könige Wilhelm ſelbſt zu erklären, 
daß Teiterreich im dieſe Einverleibnug nur gegen 
das Aequivalent einer ibm ſelbſt zu gewährenden 
Vergrößerung feines deutſchen Gebietes einwilligen 
könne.“ 
Nach der Veröffentlichung des Inhalts dieſer Schrift— 
ſtücke wurde von Wien aus durch die officiöſe Preſſe und 
inſpirirte Artikel in anderen Blättern der Verſuch gemacht, 
IM überaus ungünjtigen Emdrud, den die legte Erklärung 
überall, namentlid) aber bei den deutſchen Regierungen, berdor: 
gebracht hatte, durch die Bemerkung abzuſchwächen, dat; dieſe 
ẽrklärung offenbar nicht ernſtlich gemeint, ſondern weiter 


— 16 — 


nichts ſei, als cine zwar verfchleierte aber doch ſehr be: 
ſtimmte Zurückweiſung des Gedankens einer Annerion der 
Herzogthümer an Preußen. Denn fein Bernünftiger werde 
legterem zumuthen, von feinem eigenen Gebiete etwas abzu- 
treten, fremdes Land aber, was Preußen verjchenfen könne, 
jei nicht vorhanden. Die Sadje war aber dod) nidt ſo 
unschuldig, wie man ſie hiernach darftellen wollte, denn in 
einer ganz vertranlichen, aber in Dresden befannt gewordenen 
Depeſche an den öjterreichiichen Botjchafter in London, Grafen 
Apponyi, mit welcher dem leßteren Abfchriften diejer Corre 
ſpondenz mitgetheilt wurden, ſagte Graf Mensdorf: de 
durch jet der Krieg noch nicht unvermeidlich geworden, denn 
er boffe immer noch, Preußen werde „modifier ses determi- 
nations“ oder „si elle persistait & vouloir retirer des 
avantages de la guerre‘“‘ aud) bereit fein, Oeſterreich „des 
eompensations“ zuzugeftehen. Worin diefe Compenſationen 
bejtehen follten, darüber war aber wenigjtens in jener Depeſche 
nichts gejagt. Von Wien aus wurde in nicht vfficieler 
Weiſe die Notiz verbreitet, Preußen habe ODeſterreich für 
die Eimvilligung in die Annerton die Summe von hundert 
Millionen Ihalern verjprochen, Graf Mensdorf aber jene 
Cimvilligung in höflicher Weiſe abgelchnt, indem er einec. 
ihm jelbjt unmöglich dünkende Gegenforderung gejtellt habe- 
In Berlin glaubte man zwar, wie Graf Hohenthal am 
19. Januar 1865 anzeigte, die Einwilligung Oeſterreichs zu* 
Annexion werde auch durch eine Garantie Venetiens ># 
erlangen fein, wollte aber eine folche nicht ausdrüdlid) übet” 
nehmen, weil dies ſofort cine ernjte Spannung, möge! 
Weiſe jogar einen Krieg mit Frankreich) zur Folge gehaP! 
haben würde An ein Bündniß mit Stalien zum Krieg! 
gegen Oeſterreich jcheint man damals in Berlin nod nich)‘ 
qedacht zu haben. 

Am 25. Februar 1865 ſagte Herr von Thile dem GrafeF 
Hohenthal: Preußen wolle bei dem Widerfpruche Oeſterreich)* 
auf Die Annexion verzichten, und babe nunmehr nah Nie} 
die Bedingungen mitgetheilt, unter welchen es bereit je, Dit 
Vänder dem Prinzen von Auguſtenburg zu übergeben. Wo Il: 
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Aeußeren übernommen. Ber jenem, ohnedies tief eingewurzel⸗ 
ten Mißtrauen gegen Oeſterreich fand er in den Enthüllungen 
der „Preſſe“ nur die Beſtätigung einer Anjicht, daß Oeſter⸗ 
reich auch in dieſer Angelegenheit lediglich ſeine eigenen 
Intereſſen verfolge, die Deutſchlands aber nur jo lange be 
rückſichtige, als ſie mit jenen übereinſtimmten, und ie lacht 
hin aufopfere, wen es dadurch einen Vortheil für ji cr: 
langen könne. Aber jelbit von diefem Standpunfte aus 
jeige Delterreich einen Fläglichen Mangel von Energie und 
Klugheit. Wolle es — jagte Herr von der Pfordten am 
W. März zu dem ſächſiſchen Geſandten — feine Stellung in 
Tenttchland aufgeben, jo ſei das ſeine Sache; es möge nur 
Nismards Ratb befolgen und jenen Schwerpunft nad) Peſt 
verlegen. Bayern ſtehe ganz gut mit Preußen; löſe ſich der 
deutsche Bund auf, dann werde Bayern dabei „nicht Ychleht 
fahren“. 

Anch war die perjönliche Spammung zwiſchen Pfordten 
und dem württembergiſchen Miniſter von Warnbühler jet 
empfindlich und dadurch Das alte Mißtrauen zwijchen beiden 
Megierungen noch mebr dverfchärft worden. Die hannoverſche 
Megterung, obſchon ſonſt faſt in allen Beziehungen gegen 
Preußen geſinnt, war Doch Für die Anuexion der Herzog— 
thümer an Preußen. Der dirigirende Miniſter, Graf Platen, 
ſelbſt einer der erſten holſteinſchen Adelsfamilien angehören, 
war ein entſchiedener Gegner des Erbprinzen, mit deſſen 
Regierung er die Etablirung einer reinen Demokratemirth— 
ſchaft in Holſtein befürchtete. Verſchiedene andere Regierungen 
waren Durch Die geographiſche Lage ihrer Länder oder duch 
derwandtichaftliche Beziehungen ihrer Fürſten jo eng an 
Preußen gebunden, daß irgend eine ſelbſtändige Haltung von 
ihnen nicht erwartet werden durfte. Unter dieſen Umſtänden 
mußten Die Bemühungen Herrn von Beuſts, die deutſchen 
Mittel- und Kleinſtaaten zur Befolgung einer übereinjimmen 
den Politik den beiden Großmächten gegenüber zu vereinigen, 
ganz erfolglos bleiben. Er erreichte auch weiter nichts, ald 
day am 27. Mär, von Bayern, Sachjen und Heſſen⸗Dam⸗ 
ſtadt in Frankfurt der Antrag geſtellt wurde: der Bund mög 
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Der Vorſchlag, eine ſolche Nationalverſammlung einzu 
berufen, gab nun Anlaß zu einem umfaſſenden Schriften 
wechjel und zu den bitteriten Differenzen mit Oeſterreich, die 
ſich bauptjüchlich auf zwei Punkte bezogen, zunädjit auf dad 
Wahlgeſetz, nach welchem die Berfammlung einberufen werden 
jollte, und ſodann auf Die Stellung, welche die beiden Mit— 
eigenthümer derjelben gegenüber einzunehmen hätten. Ins— 
befondere die Differenz, über den zweiten Punkt war charafte 
riſtiſch für das ganze Verhältniß; denn, während Oeſterreich 
auf Grund des gemeinſchaftlichen Miteigenthums verlangte, 
das; der Verſammlung nichts vorgelegt werden dürfe, was.nicht 
von beiden Negierungen gemenmjchaftlich ausging, behauptete 
Prenßen mit der größten Entjchiedenheit, daß jeder einzelne 
Miteigentbümer das Necht haben müfje, der Verſammlung 
vorzulegen, was er wolle, ohne fid) um den Andern zu be 
kümmern. 

Inzwiſchen hatte die preußiſche Regierung am 8. Mei 
1865 dem preußiſchen Landtage eine Denkſchrift über die 
ſchleswig-holſteinſche Frage vorgelegt, in welcher ſie erklärte: 
Preußen trete den Erbanſprüchen des Großherzogs von Older 
burg und Des Prinzen von Auguſtenburg nicht unbedingt 
entgegen, müſſe aber ach eine unbefangene Prüfung der 
brandenburgijchen Anſprüche verlangen; jedenfalls aber werk 
renden, wenn das Land in andere Hände komme, jich vor 
bebalten: Die Feſtung Rendsburg, den Kriegshafen zu Kich 
eine Militärconvention, das Necht, Recruten für die Marın 
auszuheben, een Canal anzulegen und endlich gewiſſe Handel® 
und Verkehrs-Erleichterungen. 

In derjelben Zeit ſuchte Herr von Beuſt ſich mit Herm 
von der Pfordten über einen gemeinſchaftlichen Schritt in 
Wien zu derftändigen. Er glaubte, es ſei jet der Beitpunlt 
gekommen, wo man an jenen früheren Vorjchlag, eine allge 
meine dentſche Nationalverſammlung zu berufen, wieder ats 
fnüpfen müfje. Tiefen Vorſchlag babe man damals in Wien 
für unbedacht angeſehen und „vornehm  belädyelt“. deht 
werde man ſich dort wohl davon überzeugt haben, daß 
Bismarck, wenn er ſehe, daß er mit den bisher hochgehaltenen 





— 18 — 


und der Mittelftaaten, to viele Conceſſionen machen, al 
Preußen nur wiünfcde Er werde daher in Wien viel: 
mehr vatben, ſchon jet vernünftige Concejjionen an Preußen 
zu machen, um einen Krieg zu vermeiden. Er halte die Her⸗ 
jtellung eines beſtimmten Verhältniſſes des neu zu bildenden 
Staats Schleswig-Holſtein zu Preußen für billig und unbe 
denflich, wenn Dasjelbe don dem Bunde genehmigt werde und 
der neue Derzog damit einverstanden ſei. 

Tb von der Pfordten in dieſem Simme thatjädlid in 
Wien gewirkt hat, ut mir unbefannt, jedenfall® aber kam m 
jener Zeit dort eine ähnliche Auffaſſung zur Geltung. Denn, 
wie der damalige ſächſiſche Gejchäftsträger in Berlin, Ser 
von Watzdorff, unter dem 15. Juni berichtete, hatte Oeſterreich 
in einer Depejche am 5. Juni erklärt, Daß, wenn aus dm 
Herzogthümern Schleswig und Holjtein ein befonderer Bunde® 
jtaat gebildet werde und Preußen damit einverjtanden ja, 
dar dem jegt einzuberufenden Landesvertretungen die beiden 
Miteigenthümer nur gemeinschaftlich gegenüber treten dürften, 
dann Oeſterreich — Die Zuftimmung des Bundes voraus 
geſetzt — darein willigen wolle, day Kiel zu einem preußiſchen 
Nriegsbafen und Nendsburg zu einer Bundesfeſtung mit 
preußiſcher Beſatzung erklärt, ferner Preußen das Recht MT 
Rekrntirung für die Marine in den Herzogthümern zugeſtanden, 
und endlich das ſchleswig-holſteinſche Bundescontingent dem 
preußiſchen Tberbefeble unterjtellt werde. 

Tiefe Ingeſtändniſſe, die übrigens im directen Wider: 
ſpruche zu Dem Ttanden, was Graf Mensdorf dem ſächſiſchen 
Geſandten gegenüber als ſeine Anficht ausgeſprochen hatte, 
jchienen, nach einem anderweiten Berichte des genannten Öe 
jchäftsträgers vom 21. Juni, nicht ganz nach dem Gejchmade 
Bismarcks geweſen zu jein, der die völlige Annexion feſt im 
Auge behielt, wenigſtens hatte derſelbe ſich nad) verfchtedenen 
Seiten bin ausgeſprochen: Er acceptire zwar bie öjler: 
reichiſchen Conceſſionen, aber immer nur als cine Abſchlage⸗ 
zahlung, mit der Preußen auch nicht im Entfernteiten zu 
frieden fein könne. Freilich werde Oeſterreich nicht mehr 
bewilligen wollen, aber es werde es wohl müſſen, di ® 
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‚feinen trojtlofen Finanzen nicht daran denfen könne, ernſt— 
y mit Preußen zı brechen. 

In derjelben Zeit gaben auch die preußiſchen Kronjuriſten 
8 von ihnen verlangte Gutachten über die Erbfolgebered)- 
jung in den Herzogthümern ab, welches in den Hauptpunkten 

dem Schluſſe Fam: daß der Nönig Ehriftian IX. durch 

8 däniſche Erbfolgegeieg vom 31. Juli 1853 cin voll: 
Indiges Recht auf die Herzogthümer erlangt und dieſes durch 
m Wiener Frieden dom 30. October 1864 in rechtögiltiger 
zeiſe auf Oeſterreich und Preußen übertragen habe, dieſe 
fo durchaus nicht verpflichtet jeien, irgend einen andern 
tbiolgeanpruch anzuerkennen. 

Am 21. Juni 1865 reifte der König don Preußen nad) 
jarlsbad; einige Tage Darauf folgte ihm Bismarck nad). 
don da begaben ſich beide jpäter über Regensburg und Salz 
rg nad) Gaſtein. Während jonach die gegenjeitigen Corre— 
ſendenzen einige Zeit ruheten, brachen in den Herzogthümern 
Abit bei jeder Gelegenheit thatjüchliche Gonfliete aus, ſo z. B., 
1 für den 6. Juli eine große Mafjendemonjtration für den 
Irinzen von Auguſtenburg bwabfichtigt wurde, welche Oeſter— 
ch dulden, Preußen aber mit Waffengewalt unterdrücen 
ollte. 

In Oeſterreich ſtieg während deſſen die Verwirrung und 
mere Auflöſung immer mehr. Es hatte dort eben ein poli— 
ſch wichtiger Miniſterwechſel ſtattgefunden, indem Herr von 
chmerling aus dem Miniſterium aus- und dafür die Grafen 
dailath und Beleredi in dasſelbe eingetreten waren. Am 
3. Juli ſagte Graf Mensdorf mit ſeiner gewohnten Offenheit 
m ſächſiſchen Geſandten: „Oeſterreich befinde ſich finanziell 
id militäriſch in einer höchſt unvortheilhaften Lage. Auch 
litiſch ſtehe es ſehr ſchlecht; es ſeien zwar die Namen da 
It das neue Miniſterium, aber fein Programm für 
WBiclhe; über .gewijje ‚ragen müſſe ſich das Miniſte— 
um aber doch verjtändigen und einig werden! Ta ſeien nun 
ver die Meinungsverichiedenheiten jo groß, daß eine homogene 
erwaltung nicht zu Stande kommen könne.“ 

Auf der Durchreiſe von Carlsbad nad) Gaſtein hielt der 


Die Weittel dazu Jeren in Regensburg fſeſtgeſetzt 

In Salzburg, wo der König und H 
einen kurzen Aufenthalt machten, trafen 
der Pfordten zujammen, der ſich auf erhalte 
dorthin begeben hatte. Letzterer fand, nad) 
Mittbeilungen darüber, den König und Bismar 
gegen Oeſterreich und gegen den „Augujtenbur 
jo habe Herr von Bismard zu Herrn von der 
jagt, müfje fort aus Holſtein, und wenn Dejterr 
wolle, komme es zum Krieg. Tiefer Krieg get 
gar nichts an, der fünne ganz ruhig dabei bleil 
babe dies legtere für unmöglich erklärt, aber a: 
Bismarck gejagt, der Bund jei gar nicht dagegen, 
e, weitgehende Berechtigungen in den F 
gewährt würden und werde gewiß Preußen mel 
als Oeſterreich thun wolle. 

Im Allgemeinen hatte Herr von der Pf 
weiß nicht auf welche Grundlage hin — jeine Ei 





















Salzburg ımd die dortige Beſprechung jo aufg 
Preußen die Vernittelung Bayerns behufs einer ! 


mit reich wünjche umd eventuell nicht abg 
Entjeheidung der ganzen Differenz dem Bunde , 
Ties hatte Herr von der Pfordten jofort nad) W 
und hierauf von dort die Einladung erhalten, j 
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dem Erbprinzen Friedrich aufgettellten Anfichten entiprächen 
und der Bund nicht wohl mehr verlangen könne, ale der zu: 
nächſt Betheiligte ſelbſt, ſo halte er, der König, dafür, dar 
eine Berbandlung in dieſem Sinne anzurathen, und bei der: 
ſelben bebilflich zu fein, ebenfo unbedenklich als pflichtmäßig 
jein würde.“ 

Dieje Niederſchrift beweiſt zunächſt, day der Stönig Johann 
damals noch annahm, day die ſchleswig-holſteinſche Angelegen: 
heit Der eigentliche Kermpunft der vorhandenen Tifferenzen 
jet, und daß Preußen daher durch eine Nachgiebigkeit in diejer 
Frage wenigſtens für jegt befriedigt und der drohende Stumm 
vermieden oder aufgejchoben werden fünne. Set freilich far 
fein Zweifel mehr darüber beitehen, daß Preugen, und jpeill 
Herr von Bismard, dieſe Angelegenheit jchon damals nur aß 
einen Weg anjah, durch deſſen geſchickte Benutzung ein md 
tigeres Ziel, Die Verdrängung Oeſterreichs aus Teutjchland, 
erreicht werden folle Immerhin aber bleibt cs zweifelhaft, 
was Preußen gethan haben würde, wenn Defterreich, auf folk 
Anfichten eingehend, die preußijchen Forderungen in KT 


ſchleswig-holſteinſchen Angelegenheit einfach zugeitanden um 


jomit Dieje, damals brennende Frage aus der Welt gejhaft 


=—__.. 


hätte. Jedenfalls würde es für Preußen, weun es in dieſct 
Suche ſeinen Zweck erreicht hätte, wicht ſo leicht geweſen fm, 


einen neuen, gleich günstigen, Gegenstand zum Streite auf 
aufinden; Die deutſche Neformfrage würde dann möglidkt 
Weiſe wieder in das Geleis ruhiger Berathungen zurüdgefcht 
und hierbei vielleicht um ſo cher zu einem befriedigende 
Ziele geführt worden fein, als die drohende Kriegsgejaht 
doch überall die Einficht hervorgerufen hatte, daß eine fie 
liche Berftändigung aller Betheiligten dringend zu wünſchen 
ſei. Auffallend erjcheint es aber, daß im den Aeußerungen 
Herrn von der Pfordtens über die Zuſammenkunft in Saly 
burg, wenigstens joweit ſie nach Dresden mitgetheilt worden 
Ind, von der oben erwähnten öſterreichiſchen Note vom 5. Jun 
in welcher Oefterreich den größten Theil der bier fraglichen 
Conceſſionen bereits, wenn auch nur bedingungsweiſe, gemacht 
hatte, gar nichts erwähnt wird. 
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hatte doch nicht den Mutb, Die Compenſation beſtimmt zu be: 
zeichnen, die es allein erhalten konnte, die ihm auch die 
liebſte geweſen wäre, d. b. eine Geldentichädigung. Unter 
dieſen Umſtänden fonnte kaum chvas Anderes herausfommen, 
als eine mehr jcheinbare, als wirkliche Meodification des 
Proviſoriums, bei der dieſes ſelbſt unverändert und mit allen 
ſeinen Gefahren fortdauerte. 

Die in Ausjficht genommene Unterredung des Kaiſers 
von Oeſterreich mit Herrn von der Pfordten in Salzburg 
fand gar nicht ſtatt, da der Kaiſer jeine Reife nad) Gaitem 
aufgab; Prordten hatte aljo feine Gelegenheit zu vermitteln. 
Beuſt aber konnte, als er auf jeiner Reife nach Gaſtein am 


7. Auguſt in Wien anfam, nicht einmal zu einer Belpredjung | 


mit Graf Mensdorf oder einer anderen einflußreichen Ber: 
jünlichfeit gelangen und mußte underrichteter Sadıe die Reiſe 
nach Gaſtein fortſetzen. 

In Wien ſtanden ſich damals die ſchon früher von Herm 
von Könnerig richtig charakteriſirten Auſichten noch ganz uns 
vermittelt gegenüber. Die eine Partei, unter Führung der 
Grafen Moritz Eſterhazy und Blome, von der Ücberzeugung 
ausgehend, daß der eigentliche und gefährlichſte Feind Oeſter 
reichs Der don den deutſchen Mittelſtaaten angeblich vertretene 
Liberalismus, der ſicherſte Hort conſervativer Principien und 
daher der beſte und wünſchenswertheſte Freund Oeſterreich 
aber Preußen ſei, empfahl die einfache Annexion der Herzog 
thümer an Preußen, jedoch unter dev Bedingung zuzugeſtehen, 
daß Teiterreich dafür eine angemeſſene Compenfation erhalte 
und glaubte daher, Oeſterreich müffe, da eine folche Compenſation 
augenblicklich nicht möglich war, dahin jtreben, das Provtjerium 
ſo lange aufrecht zu erhalten, bis eine ſolche Compenfation aus 
findig gemacht worden ſei und jegt nur ein Mittel ſuchen, durch 
welches die fortwährenden Colliſionen der beiden Verwaltungen 
für die Zukunft vermieden werden könnten. Die zweite, im 
Miniſterium ſelbſt hauptſächlich durch Herrn von Biegeleben 
vertretene Partei, welche den größten Werth auf die Erhaltung 
der Stellung Defterreichs an der Spike des deutjchen Bund“ 
legte, empfahl dagegen jtrenges Feſthalten an legterem und 
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Territorialcompenjation für Oeſterreich; che fünne von ciner 
Geldentſchädigung die Rede ſein, noch aber jchwebten darüber 
die Verhandlungen, Oeſterreich verlange zu viel, er wolle 
lieber weniger gewähren. Jedenfalls fer er jeßt für cim 
‚zortdaner des Provijoriums, denn die Verhältniſſe würden 
ſich bald To gejtalten, daß Oeſterreich der Annerion ohne 
irgend welche Gompenjation werde zuſtimmen und überhaupt 
froh fein müſſen, ohne weitere Nachtheile aus dem conde- 
minium berauszufonmen. 

Durch den Berfauf von Lauenburg um eine jo gering: 
fügige Summe, hatte Bismard weiter bemerkt, habe Oeſter— 
reich viel in der allgemeinen Achtung verloren; wer Taufe, 
jet ein vornehmer Mann, wer um ein Spottgeld verkaufe, 
gelte für das Gegentheil. Doch habe er die preußiſche Preſſe 
angewieſen, Oeſterreich zu jchonen und deſſen Verfahren zu 
loben. Tas Wort „Garantie für Benetien“ babe er noch 
nicht ausgeſprochen; er wilje aber, daß, wenn er es thue, er 
von Oeſterreich Alles verlangen fünne, was er wolle; vielleicht 
thue er es doch noch, denn wenn Tefterreid) Benetien ver: 
liere und dadurch aus den italienischen Verwickelungen 
herauskomme, könne cs mit jener ganzen Macht in Deutſch— 
land wirken und bier dann vielleicht unbequemer werden, als 
jet. 

Intereſſant waren aud) die Aeußerungen Bismards in 
München über ſein Verhältniß zu den politischen Parteien. 
Tie Demokratische Partei fürdjte er nicht, er kenne fie genau, 
fie ſei ungeſchickt und unfähig zu großen Combinationen; 
feine deutſche Regierung, jelbft nicht Männer wie Herr von 
Weit, Dem es Doch weder an Geiſt noch an Energie fehle, 
könne es Wagen, mit der Revolution zu gehen. Damit wolle 
er aber nicht jagen, day er nicht in einem gegebenen Falle 
fic) auch der Bewegungspartei bedienen könne, wenn es in 
jeine Pläne paſſe. „Ich kenne meine Preußen genau, % 
ſtecht etwas von den Franzoſen in ihnen, wenn man ihnen 
etwas Ruhm und etwas Einfluß nac) Außen verichafft, ſo 
iſt Alles mit ihnen zu machen.“ 

Noch in demjelben Monate reifte Herr von Bismard nad) 
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Bon da an trat in den zahlreichen Aeußerungen Bismards, 
die faſt täglich nad) allen Seiten Hin verbreitet wurden, die 
beitimmte Abficht hervor, Delterreih zum Kriege zu zwingen. 
So berichtete 3. B. Graf Hohenthal am 13. Februar 1866, 
Herr von Bismard habe ihm gejagt: der Öjterreichijche Statt: 
halter in Holitein, Herr von Halbhuber, arbeite im Schmer: 
ling’jchen Sinne für die Demokratie. Oeſterreich zeige überall 
Mangel an Muth und Verläplichkeit und Haß gegen Preußen. 
So gebe es nicht fort; es müſſe ein neues Provijorium ge: 
ihaffen und der Auguftenburger aus Holſtein weggemwicien 
werden. Wolle Oeſterreich das nicht, jo möge es zujchen, 
„ob es ſich mehr vor der preußiſchen Armee oder vor dem 
Geſchrei der Liberalen Blätter zu fürchten habe“. 

Bei dieſer Gelegenheit jprach jich Herr von Bismard 
auch) ehr beftig gegen die „PBopularitätsjucht“ und den 
Yiberalismms der ſächſiſchen Regierung aus, die, wie er be 
banptete, nur auf Haß gegen Preußen beruhten. Am 
28. Februar 1866 fand in Berlin unter Vorjit des Königs 
und unter Zuziehung einiger Generale eine Berathung ſtatt, 
in welcher bejchlofjfen wurde, daß in Wien die jofortige Ent: 
fernung Des Prinzen don Auguſtenburg aus Holjtein und die 
Zuſtimmung zur Annexion der Berzogthümer an Preupen 
gegen eine Geldentjchädigung für Oeſterreich verlangt, um, 
wenn letzteres dieſes Verlangen ablehnen follte, der Krieg cr 
Eärt und mit Hinauswerfen der Defterreicher aus Holiten, 
der Aufſtelluug einiger Armeecorps in Schlefien und mit der 
jofortigen Occupation Sachſens, welches Land man als 
Operationsbaſis gegen Oeſterreich unbedingt bedürfe, begonnen 
werde jolle Am 14. März publieirte die Provinzialcorreſpon— 
den, eine dom 23. Januar datirte Adreffe von neunzehn der 
größten holſteinſchen Grundbeſitzer, in welcher diefelben dringend 
um Ginverleibung in die preußische Monarchie baten, in 
welcher allein fie das Heil und das Wohl ihres Vaterland? 
erblicken fünnten und zugleich die vom 2. März datirte Antwort 
darauf, in welcher Bismarck in einem jehr freundlichen und wohl: 
wollenden Tone auch jeine Ueberzeugung ausſprach, daß unter 
allen Formen, in welchen die Nechte Preußens und die Jr 
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Während ſo die Verhandlungen zwiſchen Oeſterreich und 
Preußen einen immer ernſteren und bedrohlicheren Charakter 
annahmen, fand zwiſchen Bayern und Sachſen ein Ideen— 
austauſch über die Frage ſtatt, wie ſich die Mittelſtaaten 
dieſer Situation gegenüber zu verhalten hätten und was 
etwa der Bund dabei thun könne. Unter dem 27. Februar 
richtete die bayeriſche Regierung eine Mittheilung an die 
ſächſiſche folgenden Inhalts: Der Krieg zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich ſtehe in ſicherer Ausſicht, widerſpreche aber dem 
Artikel XI. der Bundesgete; der Bund müſſe daher vermittelnd 
einſchreiten, könne dies aber nicht eher, als bis einer der 
beiden ſtreitenden Theile die Sache an den Bund bringe und 
ſein Einſchreiten provocire. Dahin ſei daher in Wien und 
in Berlin zu wirken. Inzwiſchen dürfe kein deutſcher Staat 
ein Separatbündniß mit einem der ſtreitenden Theile ſchließen. 
Wenn aber trotz alledem der Krieg ausbrechen ſollte, dann 
würde — nach bayeriſcher Anſicht — der Bund überhaupt 
zerriſſen, jeder einzelne deutſche Staat erlange dann ſeine 
volle Freiheit und könne ſeine Kräfte brauchen, wie er wolle. 
In ſeiner Antwort vom 3. März erklärte Herr von Beuit 
ſich mit dem erſten Theile der Pfordten'ſchen Deductionen umd 
insbejondere damit einverjtanden, daß, jo lange der Bund 
bejtebe, Fein Deutjcher Staat einen Separatvertrag mit einem 
der ſtreitenden Theile abjehliegen dürfe, fügte aber bei: er 
jebe als zweifellos voraus, daß Preußen vor Beginn des 
Krieges ein Separatbündniß mit Sachſen verlangen und im 
Weigerungsfalle ihm den Krieg erklären und mit jeinen Truppen 
in Das Land einfallen werde; für diefen Fall nehme er, Beult, 
an, daß danu der Bund verpflichtet ſei, Sachſen zu ſchützen, 
wünſche aber eine beſtimmte Zuſage, daß Bayern dieſe An— 
ſicht theile und nach ihr handeln werde. In Bezug auf den 
zweiten Theil der Pfordten'ſchen Deductionen, alſo über die 
Frage, welche Folgen ein ausgebrochener Krieg zwiſchen Oeſter—⸗ 
reich und Preußen auf den Fortbeſtand des Bundes äußern 
könne, ſprach er dagegen die, der bayeriſchen direct entgegen— 
geſetzte Anſicht aus, daß der Bund durch einen ſolchen Krieg 
nicht aufgelöſt werde, die übrigen, an demſelben nicht unmittel— 





werde. Auf eine directe Frage Blomes: was Bayern im 
Falle eines Krieges thun werde? erwiderte Pfordten: das 
könne er erjt jagen, wenn er genau wiffe, über welche Straft- 
mittel Tejterreich im Falle eines Kriegs gebiete; Bayern werde 
auch nicht cher mobilifiven, als bis Oeſterreich in die volle 
Kriegsbereitjchaft eingetreten fe. 

Am 12. März 1866 berichtete der Geſandte über ein 
Geſpräch mit Herrn von der Pfordten, in weldyem diejer das 
jelbe wiederholt und zugleid) bemerkt hatte: cr habe Feine Luſt 
zu Rüftungen, während man jich in Oeſterreich noch in feiner 
Weiſe pofitiv ausgeſprochen babe; er wille, daß Frankreich 
in Berlin zum Kriege hetze; zugleich aber habe Drouyn de 
Lhuis dem bayerischen Geſandten in Paris gejagt: Bayern 
müſſe ich unbedingt an Oeſterreich anſchließen. Er, Ser 
von der Pfordten, verjtche das recht gut; Frankreich wolle 
die Pfalz, deshalb den Krieg und daß Bayern mit Oeſterreich 
gejchlagen werde. 

In einem Berichte vom folgenden Tage (13. Mär) 
ſprach der Geſandte jeine eigene Anficht dahin aus, daß auf 
eine Unterſtützung Sachſens durch Bayern gar nicht zu rechnen 
jei, in Bayern ſei Alles, der König, die Miniſter, mit Aus 
nahme von der Pfordtens, und Die ganze Bevölferung, die 
alles Intereſſe für Schleswig-Holſtein verloren habe, gegen 
jede Theilnahme an einem $triege; die leitenden Perſön— 
lichfeiten Der Armee ſeien insbeſondere gegen jede Allianz 
mit Oeſterreich, Da ſie Diefen Staat für viel zu ſchwach zu 
einem Kriege gegen Preußen  bielten. Nur Herr von dr 
Pfordten balte dafür, daß Bayer feine Bundespflichten zu 
erfüllen md ſich daher unter Umſtänden an dem Kriege u 
betbeiligen habe Er müſſe aber ſehr vorfichtig verfahren, 
da er keine Partei für fi) habe und überhaupt feinen Halt 
im Lande beſitze. | 

In der Prodinztalcorrejpondenz vom 21. März heit es: 
Oeſterreich rüſte überall zum Kriege, auch Sachjen rüjte ju 
gleichem Zwecke. Dadurch) werde Preußen gezwungen, dasſelbe 
zu thun. Mean werde einer angreifenden öſterreichiſch-ſäch— 
ſiſchen Armee eine gleiche gegenüberftellen. Zu jener Zeit 
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Bundesſtaaten, durch Ehre, Pflicht und Intereſſe gezwungen, 
gegen Preußen zu kämpfen, aber er, Herr von der Pfordten, 
glaube nicht an einen Krieg, Oeſterreich habe kein Geld; die 
öſterreichiſche Armee ſei ſchwach und ungeniügend und könne 
gegen die preußiſche nichts ausrichten, darüber ſeien alle 
bayeriſchen Militärs einig; auch rüſte man in Oeſterreich noch 
gar nicht ordentlich. Unter dieſen Umſtänden werde auch 
Bayern feinen Mann cher rüſten, als bis Oeſterreich ernit 
liche Kriegtvorbereitungen mache; für jeßt wolle er, Herr von 
der Pfordten, eine Vermittelung verfuchen, und habe daher 
zunächlt in Berlin und Wien angefragt, was man cigentlih 
beabfichtige. 

Ueber den Vermittelungsvorjchlag jelbit, den Herr vo 
der Pfordten machen wollte, war in der Depejche nicht? am 
gedeutet; wohl aber theilte derfelbe dem ſächſiſchen Gejandten 
mündlich mit, Daß er Preußen in Bezug alıf die Reform der 
deutichen Berfaffung wejentliche Zugeſtändniſſe machen und 
daher zur Vermittelung vorjchlagen wolle, daß der Bund m 
drei große Gruppen getheilt werden folle, nämlich: erſten? 
Defterreich, zweitens Preußen nebjt dem ganzen Nor 
dentjchland unter preußifcher Oberleitung, mit dem Kömsg 
von Preußen als Bundesfeldherrn, und drittens Bayern 
mit Dem ganzen Süddentjchland unter bayerischer Überleitung 
und dem Könige don Bayern als Bundezfeldherrn. Das 
wäre allerdings auch eine Trias gewefen, aber eine anders, 
als die bis dahin vielfach befprochene, eine lediglich auf den 
Vortheil Bayerns berechnete Trias. 

Ob diefer Vorſchlag wirflich jemals in Berlin oder Bin 
gemacht worden, wert ich nicht. Jedenfalls war er nach wenigen 
Tagen ſchon völlig antiquirt, als Preußen am 9. April 
jeinen Reformvorſchlag an den Bund brachte. Hier beantragte 
Preußen Die Zuſammenberufung einer allgemeinen deutſchen 
Bolfsvertretung auf breitejter Bafis, d. h. auf der Grund 
lage des allgemeinen Stimmrechts und mit directen Wahlen, 
ſowie die ſofortige Beſtimmung des Tags, am welchem dieſe 
Verſammlung zufammentreten folle, obgleich noch fein Wahl 
gejeß vorhanden und über den dieſer Verfammlung vorzu— 
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Nationalverſammlung zuſammentreten ſollte, um über die 
künitige deutſche Verjaſſung zu entſcheiden, von der noch 
nicht einmal ein eriter Entwurf vorhanden war! 

Mührend deſſen nahm Die directe Correjpondenz zwiſchen 
Wien und Berlin einen immer drohenderen Charafter an 
Unter dem 7. April richtete Graf Mensdorf eine jchr jcharfe 
und in verlegendem Tone geiaßte Note nach Berlin: Oeſterreich 
babe erklärt, es babe nicht die Absicht, Preußen anzugreiie 
und Deshalb auch noch gar nicht gerüitet; Preußen babe ganz 
dasjelbe gegenüber an Ceſterreich erflärt, ſetze aber deuned 
jeine Rüſtungen ununterbrochen fort; Oeſterreich könne nich 
länger mehr gleichgültig zuichen und verlange daher cm 


ganz beitimmte Erflärung über die cigentlichen Abjidis . 


Preußens Tiefer Schritt wurde wiederum allgemein mb 
entjchieden gemißbilligt. Die Note war, während jie die 
tage in ganz unnöthiger Reife auf die Spige trieb, au 
in einem durchaus jchroffen und verlegenden Tone abgefakt; 
fie ließ Fi) nur dann erflären, wenn Oeſterreich den Krieg 
ernitlid) wollte und dazu aud) vollfommen vorbereitet war. 
Ties war aber beides nicht der Fall und Graf Menidorf 
machte auch gar fein Hebl Daraus. Am 13. April, aljo eiwe 
acht Tage nad dem Datum Dieter propocirenden, fajt Friege 
riſch Elingenden Note berichtete Herr von Könnerig, nachden 
er die in Wien bervichende Verwirrung und Unflarheit ge 
schildert hatte, Graf Mensdorf babe ihm gejagt: „die 
Öjterreichifchen hoben Militärs jeien gegen ihn, den Grafes 
Mensdorf, ſehr aufgebracht; ſie hielten nämlich den baldigen 
Ausbruch Des Kriegs für unvermeidlich und verlangten 
daher ernſtliche und umfaſſende Rüftungen und die Be 
willigung des dazu nöthigen Geldes; er aber (Graf Mens 
dorf) jei anderer Anficht, er halte vielmehr — zwar nigt 
aus Gründen, denn er habe feine dazu, jondern mehr 
aus Inftinet — die Erhaltung des Friedens immer noch 
für möglich und ſcheue daher jedes Geldopfer für Kriege 
rüſtungen.“ 
Herr von Bismarck, der gewiß von den Zuſtänden in 
Wien genau unterrichtet war, lehnte in einer ſehr jcharfen 


ulie. 
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Mensdorf jeinen eignen Vorſchlag einer gleichzeitigen, gemem- 
ichaftlicyen Abrüftung zurüdnahm, am 26. April, itellte er 
in Berlin den Antrag: Oeſterreich und Preußen jollten ge 
meinjchaftlid) in Frankfurt erflären, daß fie bereit jeien, die 
Herzogthümer Schleswig und Holjtein dem ald Landesherrn, 
zu übergeben, welchen der Bund für den beitberechtigten Erben 
erffären werde. Dadurch wurden freilich die Verhältniſſe 
nicht gebeffert. Ja, es ift Schwer, die Stellung diejes Antrags 
in der damaligen Zeit überhaupt zu begreifen. Er fonnte, 
zumal im Zuſammenhange mit der an demielben Tage er 
folgten Zurücknahme des Abrüſtungsvorſchlags, nad all 
dem, was bisher zwiſchen Oeſterreich und Preußen in der 
Herzogthümerfrage verhandelt worden war, von legteren u 
als cine directe Provocation zum Kriege aufgefaßt werden 
Aber Graf Mensdorf, der am 13. noch „inftinetiv“ die Ce 


haltung des ‚Friedens achofft und jedes Geldopfer für Kriege : 


zwecke gejchent hatte, wäre der am 26. bereits jo umgewandelt 
geweſen, daß er zum Krieg provociren wollte? 

Herr von Bismarck hielt Jid), wie nicht anders zu er 
warten war, nach dieſem Vorgehen Oeſterreichs jeder weiteren 
Rückſichtsnahme überhoben und ging direct auf den Krieg zu. 
Am 27. Aprit ſchon richtete er eine Note an die ſächſiſche 
Regierung, in welcher ev eine Aufklärung über den Zweck der 


ſächſiſchen Rüstungen verlangte, und zugleich erklärte: Preußen 


erde, wenn dieſe Aufklärung nicht in einer vollkommen ge 
nügenden Weiſe erfolge, ebenfalls militäriſche Dlapregela 
gegen Sachſen anordnen. Sn der Antwort hierauf am 
29. April jagte Bert: eigentliche Nüftungen hätten in Sachſen 
noch nicht jtattgefunden, was in diefer Beziehung bis jegt 
geſchehen, jet durd) die vorbergegangenen preußifchen Rüjtungen 
veranlaßt worden, und bezwede nur die Abwehr etwaiger An 
ariffe und die nothiwendigjte Vorbereitung, um gegebenen Falls 
den Anordnungen des Bundes genügen zu können. Hierauf jagt 
Herr von Bismard am 1. Mai dem Grafen Hohenthal: Tie 
Jächjijche Antwort fer ganz ungenügend; Preußen werde daher 
Truppen an die ſächſiſche Grenze jchiefen und „was dieſe dann 
jpäter vielleicht dort thun werden, iſt Sache für ji“. 
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Reichlojien wurde weiter nichts, ala cin — am 19. Mai auch 
wirklich geitelltev — Antrag beim Bundestage, der Bund 
möge alle Staaten, welche gerüstet hätten, zur Abrüftung 
auffordern, und ſodann cinen Antrag an die preußiice 
Regierung auf möglichit baldige Vorlegung eines ſpeciell 
formulirten Projectes für Die von ihr vorgejchlagene Bundes 
reform. Auperdem wurde von Bayern und den Staaten des 
achten Armeecorps aud die Mobilifirung ihrer Truppen und 
Die Aufstellung eines combinirten Corpo von 80000 Mann ki 
Achaftenburg verabredet. Für Sachſen wurde aljo gar nichts 
erreicht. Beuft aber wollte dies nicht zugeben. Er war zu 
jeinem eignen Unglück oft ſehr geneigt, Verhältniſſe und Pers 
jonen nicht jo, wie ſie wirflich waren, jondern To zu be’ 
urtbeilen, wie er wünjchte day fie fein möchten; damit ie 
Zuſammenhange ſtand bet ihm die Neigung, auf gewiſſe Per 
onen ein unbedingtes Vertrauen zu jegen, weil er, ungcadte 
aller Zeichen vom Gegentheile, feſt an der Hoffnung bit : 
dan es ihm im legten Momente nod) gelingen werde, fie zu 
einer anderen, mit der Jeinigen übereinſtimmenden Ueberzeugung 
zu bringen. Sn dieſen Perjonen gehörte insbejondere auf 
Herr von der Pfordten. Als daher Beuft nad) feiner Rüd: 
febr von Bamberg uns im Geſammtminiſterium die Ergebniffe 
der dortigen Beſprechungen mittheilte und ich in Ddenjelben 
weiter nichts finden konnte, als die traurige Gewißheit, dab 
wir, Die wir uns doc an feinen der ftreitenden Theile ar 
ſchließen, Tondern auf dem Standpunfte des Bundes ſtehe 
bleiben wollten, vollfommen iſolirt jeien und auf gar fein 
Hilfie Jeiten des Bundes rechnen könnten, und Dies ihm gegen: 
über ausiprach, erklärte Beuft diefe meine Anficht für unde 
gründet, ſprach vielmehr ſeine beſtimmte Ueberzeugung aus, 
daß Herr von der Piordten ſeine Anſicht noch ändern und 
Bayern, wenn es wirklich zum Kriege kommen ſollte, un 
jedenfalls zu Hilfe kommen werde. 

Zur Erläuterung des in Bamberg beſchloſſenen Antrags 
an Die preußiſche Regierung bemerfe ich nod), daß die leptere 
am 11. Mai dem Ausſchuſſe des Bundestags cine vertrauliche 
Mittheilung über ihren Plan zur Bundesreform gemadt 
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Gunsten Oeſterreichs einlaſſen dürfe, nachdem letzteres ſo 
Athörig“ gehandelt babe. „Bet der Unzuverläſſigkeit und 
Duplicität der öſterreichiſchen Regierung müſſe jede friedliche 
Kombination zu Schanden werden.” 

Die öſterreichiſche Erklärung über den Coungreß erfolgte 
am 31. Mai. Am folgenden Zage bereits, am 1. Juni, erflärte 
Telterreih in Frankfurt auf Den obenerwähnten Antrag Des 
Bundes: es fünne nicht cher abrütten, als bis Preußen ab: 
gerüftet hätte, während Preußen erwiderte, es könne nicht cher 
abrüſten, als bis Terterreich und Sachſen abgerättet hätten. An 
demſelben Tage erklärte Tolterreid) zugleich, und erläuterte 
dadurch ſeine Erklärung über den Congreß in unzweideutiger 
Weiſe: Es könne ſich in Der holſtein ſchleswigſchen Frage 
mit Preußen nicht verſtändigen, letzteres ſehe dieſe Frage als 
eine Machtfrage an und Oeſterreich übergebe daher ununmehr 
dieſe ganze Angelegenheit an den Bund zur Entſcheidung, 
babe aber Die holſteinſche Ständeverſammlung bereits ein— 
berufen. Hierauf erividerte Preuſſen in Wien: Es fünne Dielen 
Schritt nur als einen Bruch des Gaſteiner Vertrags und 
ala cine Friedensſtoöͤrung anſehn, werde ſich Daher au jenen 
Vertrag auch nicht mehr halten und auch in Holſtein gan, 
jenem Intereſſe gemäß dorgeben. 

In Sachſen batten wir ſchon jeit Anfang des Monats 
März Die Wahrſcheinlichkeit eines Krieges jeſt ins Auge ge: 
jaßt. Wir wußten aus einer ganz ſicheren Quelle, daß ſchon 
ber Dem Berliner Kriegsrathe am 28. Februar Die Occupation 
Sachſens nicht blos Für den Fall Des Ausbruchs eines Krieges, 
jondern als eine Damals ſofort zu ergreitende Vorbereitungs 
Maßregel für den Krieg ernſtlich in Frage gefonunen und 
in Folge entſtaudener Bedenken vorerſt zwar aufgeſchoben, 
aber doch als erſter Schritt des Krieges, der gleichzeitig mit 
der Erklärung desſelben gethan werden müſſe, beſchloſſen 
worden war. Wir bedurften aber nicht einmal dieſer Nach 
richt, um zu wiſſen, daß es jo kommen mußte. Hätte uns 
auch der Vorgang von Sabre 1756 nicht bhelehrt, ſo hätten 
wir uns doch immer ſagen müſſen, daß Preußen gar nicht 
anders handeln könne, daß es bei dem Ausbruche eines Krieges 
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Kationalverfammlung zujammentreten jollte, um über die 
fünftige deutſche Verfaſſung zu enticheiden, von der noch 
nicht einmal ein eriter Entwurf vorhanden war! 

Wührend deſſen nahm die directe Correſpondenz zwiſchen 
Wien und Berlin einen immer drohenderen Charafter an. 
Unter dem 7. April richtete Graf Mensdorf eine fchr Icharfe 
und in verlegendem Tone gefaßte Note nad) Berlin: Oeſterreich 
babe erklärt, es habe nicht die Abjicht, Preußen anzugreifen 
und Deshalb aud) nod) gar nicht gerüjtet; Preußen babe ganz 
dasjelbe gegenüber an Oeſterreich erklärt, fee aber dennoch 
feine Rüftungen ununterbrochen fort; Dejterreich könne nick 


länger mehr gleichgültig zujchen und verlange daher em : 


ganz beitimmte Erklärung über die cigentlichen Abfichte 
Preußens. Dieſer Schritt wurde wiederum allgemein u 
entichieden gemißbilligt. Die Note war, während fie dk 
Frage in ganz unnöthiger Weiſe auf die Spitze trieb, au 
in einem durchaus fchroffen und verlegenden Tone abgefaßt; 
fie ließ ſich nur dann erklären, wenn Oeſterreich den Krieg 
ernftlid) wollte und dazu aud) volllommen vorbereitet wer. 
Divs war aber beides nicht der Fall und Graf Menddorf 
machte auch gar fein Hehl daraus. Am 13. April, aljo etwa 
acht Tage nach dem Datum diefer provocirenden, faſt Friege 
riſch Elingenden Note berichtete Herr von Könneritz, nachdem 
er die in Wien berrichende Verwirrung und Unflarheit ge 
ichildert hatte, Graf Mensdorf habe ihm gejagt: „Di 
Öjterreichifchen hoben Militärs feten gegen ihn, den Grafen 
Mensdorf, jehr aufgebracht; fie hielten nämlich den baldigen 
Ansbrucd) Des Kriegs für undermeidlid) und verlangten 
daher ernjtliche und umfaſſende Rüftungen und die Be 
willigung des dazu nöthigen Geldes; er aber (Graf Pen 
dorf) jei anderer Anficht, er halte vielmehr — zwar nidt 
aus Gründen, denn er habe feine dazu, fondern mehr 
aus Inftinet — die Erhaltung des Friedens immer nod 
für möglich und fchene daher jedes Geldopfer für Kriege 
rüſtungen.“ 

Herr von Bismarck, der gewiß von den Zuſtänden in 
Wien genau unterrichtet war, lehnte in einer ſehr ſcharfen 
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Mensdorf feinen eignen Vorjchlag einer gleichzeitigen, gemein 
schaftlichen Abrüftung zurüdnahm, am 26. April, jtellte er 
in Berlin den Antrag: Deiterreich und Preußen jollten ge 
meinjchaftlich in Frankfurt erflären, daß fie bereit jeien, die 
Herzogthümer Schleswig und Holjtein dem als Landesherm, 


zu übergeben, welchen der Bund für den beftberedhtigten Erben . 


erklären werde. Dadurch wurden freilich die Verhältniſſe 
nicht gebejjert. Ja, es iſt Schwer, die Stellung diefes Antrags 
in der damaligen Zeit überhaupt zu begreifen. Er fonnte, 
zumal im Zujammenbange mit der an demjelben Tage er 
folgten Zurücknahme des Abrüjtungsvorjchlags, nad ale 
dem, was bisher zwijchen Oeſterreich und Preußen in der 
Herzogthümerfrage verhandelt worden war, von lchterem na 
als eine directe Provocation zum Kriege aufgefapt werde 
Aber Graf Mensdorf, der am 13. noch „inſtinctiv“ die Er 
haltung des Friedens gehofft und jedes Geldopfer für Kriege 


zwecke gefchent hatte, wäre der am 26. bereit® jo umgewandelt | 


geweſen, daß er zum Krieg provociren wollte? 

Herr von Bismard hielt ſich, wie nicht anders zu er 
warten war, nach dieſem Vorgehen Oeſterreichs jeder weiteren 
Rückſichtsnahme überhoben und ging direct auf den Krieg zu 
Am 27. April ſchon richtete er eine Note an die ſächſiſche 
Regierung, in welcher er eine Aufflärung über den Zweck der 
ſächſiſchen Rüſtungen verlangte, und zugleich erflärte: Preußen 
werde, wenn dieſe Aufklärung nicht in einer vollkommen ge 
nügenden Weiſe erfolge, ebenfalls militärische Mapregeln 
gegen Sachſen anordnen. In der Antwort bicrauf am 
29. April fagte Beuft: eigentliche Rüftungen hätten in Sachſen 
noch nicht Jtattgefunden, was In diefer Beziehung bis jeht 
gejchehen, jet durch die vorbergegangenen preußifchen Rüſtungen 
veranlapt worden, und bezwede nur die Abwehr etwaiger An 
griffe und die nothwendigſte Vorbereitung, um gegebenen Falle 
den Anordnungen des Bundes genügen zu können. Hierauf fagte 
Herr von Bismarck am 1. Mai dem Grafen Hohenthal: Tie 
ſächſiſche Antwort jei ganz ungenügend; Preußen werde daher 
Truppen an die ſächſiſche Grenze jchiefen und „was dieſe dann 
ſpäter vielleicht dort thun werden, ift Sache für ſich“ 
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Vejchloffen wurde weiter nicht?, al® ein — am 19. Mai auch 
wirflid) gejtellter — Antrag beim Bundestage, der Bund 
möge alle Staaten, welche gerüjtet Hätten, zur Abrüjtung 
auffordern, umd ſodann einen Antrag an die preußiſche 
Regierung auf möglichit baldige Vorlegung eines ſpeciell 
formulirten Brojectes für die von ihr vorgefchlagene Bunde 
reform. Außerdem wurde von Bayern und den Staaten de 
achten Armeecorps auch die Mobilifirung ihrer Truppen umd 
die Anfitellung eines combinirten Corps von 80000 Mann bi 
Achaffenburg verabredet. Für Sachſen wurde aljo gar nidte 
erreicht. Beuſt aber wollte dies nicht zugeben. Er war zu 
jeinem eignen Unglück oft ehr geneigt, Verhältniffe und Ber: 


jonen nicht jo, wie jie wirflid) waren, jondern jo zu be’ 


urtheilen, wie er wünjchte day tie jein möchten; damit ı 
Zuſammenhange ftand bei ihm dic Neigung, auf gewiſſe Per 
jonen ein unbedingtes Vertranen zu jeßen, weil er, ungcadte 
aller Zeichen vom Gegentheile, feſt an der Hoffnung bie 
daß es ihm im legten Momente noch gelingen werde, fie zu 
einer anderen, mit der jeinigen übereinftimmenden Weberzcugung 
zu bringen. Yu dieſen Perſonen gehörte insbejondere auch 
Herr von der Pfordten. Als daher Beuſt nad) jeiner Rüd- 
kehr von Bamberg uns im Geſammtminiſterium die Ergebniffe 
der dortigen Bejprechungen mittheilte und ich in Denjelben 
weiter nichts finden Fonnte, als die traurige Gewißheit, dh 
wir, Die wir uns doch an feinen der ftreitenden Theile ar 
ſchließen, ſondern auf dem Standpunkte des Bundes ſteha 
bleiben wollten, vollkommen iſolirt ſeien und auf gar fin 
Hilfe jetten des Bundes rechnen könnten, und dies ihm gegen: 
über ausſprach, aflärte Beuſt Diefe meine Anficht Für unbe 
gründet, ſprach vielmehr ſeine beſtimmte Weberzengung aus, 
daß Herr von der Pfordten ſeine Anſicht noch ändern und 
Bayern, wenn es wirklich zum Kriege kommen ſollte, un 
jedenfalls zu Hilfe kommen werde. | 

Zur Erläuterung des in Bamberg befchloffenen Antrag 
an Die preußische Regierung bemerfe ich noch, daß die leptete 
am 11. Mai dem Ausſchuſſe des Bundestags eine vertrauliche 
Mittheilung über ibren lan zur Bundesreform gemadit 
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verfammlung bejtinmt. Graf Bißmard*) jagte damals 
dem Grafen Karolyi, wenn auf dem Congreß cin Ausgleich 
nicht zu Stande fonıme, müſſe Preußen angreifen, denn der 
jeßige Zuſtand fer auf die Dauer unerträglich; doch wurden 
in Preußen jofort nad) der Annahme der Einladung zum 
Congreß, am 28. Mai, ſämmtliche Marjchordres, cbenjo wi 
die Auszahlung der Kriegszulagen, ſiſtirt. Oeſterreich aber 
erflärte: Es werde dem Gongreß nur dann zujtimmen, wenn 
vorher fejtgeitellt worden, daß auf Demjelben von feiner Seite 
ein Anſpruch auf einen Territorialzuwachs gemad)t werk. 
Damit jollte alfo die Frage wegen der Annerion der Herzog: 
thümer an Preupen und wegen der Abtretung von Venetien 
an Italien, die beiden einzigen Fragen, wegen denen über: 
haupt Frankreich, Italien und Preußen einen Congreß wünjcen 
konnten, im Voraus ausgejchloffen werden. Das war nichts 
Anderes, als Ablehnung des Congreſſes und damit war nicht 
nur der Krieg mit Preußen und Italien, die bereits für dieſen 
Fall eng mit emander verbunden waren, unvermeidlich, jon 
dern auch Frankreich tief verlegt worden, jo daß fein Zweifel 
darüber beftchen Fonnte, daß dasjelde nunmehr im beiten 
Falle ſich ganz zurücdhalten und Oeſterreich feinem ſelbſt 
gewollten Schieffale überlafjen werde. Preußen nahm natür: 
lich Yofort, nachdem es von der öſterreichiſchen Bedingung 
Kenntniß erhalten, jeine Zuſtimmung zu dem Congreſſe zuräd 
und ſetzte ſeine einſtweilen fijtirten Vorbereitungen zum Kriege 
eifrigjt fort. Der Congreß war. damit gefallen. 
Insbeſondere wurde Herr von der Pfordten, als der zum 
Congreß gewählte Vertreter des deutjchen Bundes, durch das 
Verhalten Tejterreichs von Neuem tief verlegt und verbittert. 
Nach einem Verichte des ſächſiſchen Gejandten vom 7. Jun 
jagte er demſelben: Jetzt müffe der Bund die jchlegmig: bel 
ſteinſche Frage jefort in die Hand nehmen; er ſei aber nun 
mehr ſehr zweifelhaft, ob Bayern ji) in einen Krieg zu 
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* Er war nad Abſchluß des Gaſteiner Vertrags im den erblichen 
Grafenſtand erhoben worden. 


| 
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Humiten Oeſterreichs einlaſſen dürfe, nachdem leßteres jo 
„thörtg” gehandelt habe „Bei der Unzuverläſſigkeit und 
DTuplicität der Öfterreichifchen Negierung müſſe jede friedliche 
Combinatiou zu Schanden werden.“ 

Die öſterreichiſche Erklärung über den Congreß erfolgte 
am 31. Mai. Ant folgenden Tage bereits, am 1. Juni, erklärte 
Deſterreich in Frankfurt auf den obenerwähnten Antrag des 
Bundes: es könne nicht cher abrüften, als bis Preußen ab: 
gerüftet hätte, während Preußen erwiderte, 08 könne nicht cher 
abrütten, als bis Oeſterreich und Suchjen abgerüſtet hätten. Au 
Deimjelben Tage erklärte Oeſterreich zugleich, und erläuterte 
dadurch jeine Erklärung über den Congreß in unzweidentiger 
Weiſe: Es könne Tich in der holſtein-ſchleswigſchen Frage 
mit Preußen nicht verständigen, letzteres ſehe dieſe Frage als 
eine Machtirage an und Oeſterreich übergebe daher nunmehr 
dieſe ganze Angelegenheit an den Bund zur Entſcheidung, 
habe aber die holſteinſche Ständeverſammlung bereits ein— 
berufen. Hierauf erwiderte Preußen in Wien: Es könne dieſen 
Schritt nur als einen Bruch des Gaſteiner Vertrags und 
als eine Friedensſtörung anſehn, werde ſich daher an jenen 
Vertrag auch nicht mehr halten und auch in Holſtein ganz 
ſeinem Intereſſe gemäß vorgehen. 

sm Sachſen hatten wir ſchon ſeit Anfang des Monats 
März die Wahrſcheinlichkeit eines Krieges feſt ins Auge ges 
jaßt. Wir wußten aus einer ganz ſicheren Quelle, daß ſchon 
bei Dem Berliner Kriegsrathe am 28. Februar die Oecupation 
Sachſens nicht blos für den Fall des Ausbruchs eines Krieges, 
ſondern als eine damals ſofort zu ergreifende Vorbereitungs 
Maßregel für den Krieg ernſtlich in Frage gekommen und 
in Folge entſtandener Bedenken vorerſt zwar aufgeſchoben, 
aber doch als erſter Schritt des Krieges, der gleichzeitig mit 
der Erklärung desſelben gethan werden müſſe, beſchloſſen 
worden war. Wir bedurften aber nicht einmal dieſer Nach 
richt, um zu willen, daß vs ſo kommen mußte. Hätte uns 
auch der Vorgang vom Jahre 1756 nicht belehrt, ſo hätten 
wir uns doch immer ſagen müſſen, daß Preußen gar nicht 
anders haudeln könne, daß es bei dem Ausbruche eines Krieges 


_ 28 — 


m D—I— mu span Rreakesthrentigfet 

wirtar 6° Zamer uryrz sı &hrm SI nere end daß 
3 Yınz me gumier me Ser moment gast batte, 
‚dr „re hundeomp rrgu 13 Teer Italien Kinn“. 
a "nn Ir o nomaminmın zum Satire: Yetzalen wir 
ms Wins IE mem Roc onror Bemieme, alz ; B. 
Im. ad Dot DI me Tier een ler in irgend 
em 2er Somlesungle cr °2 ms sı wein Frank 
nrpenaT le Beerrzenner 22 von act Did 
war para mzender Toamimozı Is 22% -berraichen 
I ser god Img Tuer Troe u 
amer Bs:zmyzr mer In: wm Mer selhe cin totale 
Ka pre Weiz Sα unkeer Gr 
rar die Sn euer more Schke zu cup 
yır 9 or wI Do! go Mini "2fez,. OEM Telnet ge 
size San IT De 22 Res womdes. le der Cveration- 
„me npr Dlrmer ırdmut meorter Tieter Norinvendg: 
ir mperimr sfärer di zes Dulsıng Der Jüchtiden 
Merz Gr Primer 22 Zermeestennter Bedeutung 
weririz 2er zum 23 272 “escort ak Stat Rismari 
wre: 2:27 Burm !mı mruo mer, und Sk in Far 
9.7 Lwrnıgr ri Brworı Zittens 218 cine nothmendig 
„er 22m Sirmertiriose Moerogel angeicben wurde. A 
Zt zur zer hr Monte Meinung im hõchiten Grad 
zizır Proeir zurzmgr: Sieten wir bei Dem Nahen N 
Erizsrirıiı rim: be Nebier xzrirccht erbaltene, allein 
‚222... Farben: Rohe verlafien und uns Preußen in dt 
Arrı zeren Zom, 'o wärdtn wir dort mit Dem größten 
IKrerzzen autzeremmm, ın Sachſen velbit aber geradezu 
alz Xerrörher Torrahiet worden fin. Tas Schichſal dee 
Yandea würde ter bei ciner preußiichen Occupation gewiß 
Dann ihr beſſer acmorden fein, wenn $reußen uns ale 
unwilligen und unzuverläſſigen Freunden mißtrauiſch gegen: 
überſtand, als wenn es uns als Gegner zu behandeln hatt, 
Die Ihre Intereſſen, cbenio wie Preußen die jeinigen, in offenet 
und chrenhafter Reife vertheidigten. Die Oeſterreicher wünſch⸗ 
ten wir ebenſowenig im Lande zu haben, wie die Preußen. 





— 150 — 


Antheil Des Königlich ſächſiſchen Armeecorpé an dem Feld— 
zuge don 1866“ eine ausführliche Darftellung gefunden. Ich 
kann mich daher bier lediglich darauf beziehen und will nur 
wegen des Zuſammenhangs mit der politijchen Haltung 
Sachſens noc Folgendes deshalb bemerken. Da wir in dem 
bevorstehenden Kampfe weder für Oeſterreich noch für Preupen 
Partei ergreifen, jondern unjere Arne dem Bunde erhalten 
wollten, jo war es unſere, von Beuſt lebhaft und conjequent 
vertretene Abſicht, Die Armee an der bayeriſch-ſächſiſchen Grenze, 
im Botgtlande oder bei Hor aufzuitellen, was freilich) nur 
unter der Vorausſetzung möglich war, dat don Bayern cn 
einigermaßen entjprechendes, wenn auch nur 2O— 30000 Mann 
ſtarkes Corps ebenfalls dort aufgeltellt wurde. Es wurk 
daher auch anfänglich und Jo lange wir auf letzteres rechnen 
zu können glaubten, eine Concentrirung der Armee zwiſchen 
Chemnitz und Zwickan beabfichtigt, zu deren Worbereitung 
auch Die gerammten Magazine der Armee nad) Annaberg umd 
Umgegend gejchafft wurden. Dieſe NAufitellung hätte den 
Vortheil gewährt, daß jelbit dann, wenn der Weg nad) Hof 
von dem preußiſchen Armeecorps, welches bei Zeig concentnrt 
wurde, abgeichnitten werden jollte, eine Vereinigung mit dr 
baperiichen Armee immer noch über Garlsbad und Eger aus 
führbar geblieben wäre Dieſer lan brachte jedoch, als er, 
in Folge der Verlegung der Magazine u. ſ. w. in jene Gegend, 
befanmt wurde, eine lebhafte Aufregung im LXande hervor, 
weil biermm Die Hauptitadt Tresden gan, von Truppen ent 
blößt und daber ohne Weiteres aufgegeben worden wäre. And 
traten Die Zweifel darüber, ob denn überhaupt auf irgend 
welche Unterſtützung Seiten Bayerns au rechnen jei, nament- 
lich ber den Führern dev Armee immer entjchiedener hervor, 
wenn auch Beuſt an jeinem Vertrauen auf Herrn von der 
Pfordten noch lange fejtbielt. Das Generalcommando Kr 
Armee, welches bis dahin der Kriegsminiſter, Generallieutenant 
von Rabenhorſt, mit geführt hatte, war bei der Mobilifirung 
der Armee Seiner Königlichen Hoheit dem Kronprinzen über: 
geben worden. Derſelbe hatte einen höheren Officier nad 
München geſchickt, um ſich über die dortigen Zuſtände umd 
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hatten Tich nicht bejtätigt. Im Folge der Vermehrung kr 
Einnahmen aus dem cignen Vermögen, jowie aus den ge— 
werblichen und Verkehrsanſtalten des Staats auf der einen, 
und einer jorgjamen umd ſparſamen Berwaltung auf der 
andern Seite, hatte Die Finanzverwaltung, ungeachtet der 
eingetretenen jehr bedeutenden Erhöhung aller Etaatödiener: 
gehalte und Penſionen, in den legten Sahren jo erheblidk 
Ueberſchüſſe geliefert, day aus denſelben alljährlid) ſehr ke 
dentende Zummen auf den Eifenbahnbau verwendet werden 
konnten und daher die Realiſirung der zu diefen Bauen von 
den Nummern bewilligten Anleihen nur zu einem verhältniß— 
mäßig geringen Theil erforderlic) wurden. So befand jih 
denn im Anfange des Jahres 1866 die Finanzhauptkaſſe im 
Befige einer großen Summe in leicht verfäuflichen und zum 
Verkaufe beſtimmten Staatspapieren. Ich benutzte daher jchen 
in den erſten Monaten des Jahres den günſtigen Cours 
derjelben — Die ſächſiſchen 4% Ztaat3papiere jtanden im 
Januar zwichen 100 und 101, während jie am 15. Juni 
auf 887; gefallen waren — um größere Beträge davon zu 
verfaufen, und da ich anßerdem von ſämmtlichen Kafjenver: 
waltungen des Landes alle irgend entbehrlichen Geldbeſtände 
an Die Finanzhaupteaſſe einfenden lieh, jo befand fich leptere 
im Beſitze einer unverhältnißmäßig großen Menge baaren 
Geldes, welches, wie beſtimmt vorauszujehen war, die feind: 
lichen Truppen als gute Beute würden betrachtet haben. Ta 
ſich nun auch bet der herrfchenden Ungewißheit durchaue 
nicht überjehen lien, ob der Staat nad) eingetretener Ta 
pation überhaupt noch in der Lage jein werde, jeine Ber: 
bindlichferten zu erfüllen und namentlich die Gehalte und 
Penſionen pünktlich auszuzahlen, ſo ordnete ich zunächſt au, 
Die Civilliſte und ſämmtliche Appanagen bi8 Ende Augut, 
Die Gehalte, Aequivalente und Remunerationen aller Staat: 
Diener, und ſämmtliche Penſionen und Wartegelder aber bis 
Ende Juli voranszubezahlen. Auch wurden, foreit Dies 
gend möglich war und juſtificirte Rechnungen vorlagen, alle 
ſonſtigen Staatsausgaben gededt, und eine, von der Stände 
verſammlung zur außerordentlichen Unterjtügung der noth— 





— 14 — 


den Kammern die ohnedies Vorhandene große Aufregung und 
Verbitterung ohne dringende Nothivendigfeit zu vermehren, 
ichoben wir die Zufammenberufung der Stammern ſo lang 
hinaus, als noch irgend eine Ausficht auf Vermeidung des 
Kriegs vorhanden war. Der Landtag wurde daher auf den 
26. Mai einberufen und jo jehnell vollzählig, daß er jchoen 
am 28. Mai eröffnet werden konnte. In der von dem Könige 
mit fräftiger Stimme vorgelefenen Thronrede wurden in« 
befondere die Süße: 
„auch der minder Mächtige würde ſich entehren, wenn ct 
unberechtigten Drohungen nicht mit männlichem Muthe 
entgegenträtc“ 
und 
„Sch werde mit wahrer Freude bereit ſein, zu einer den 
wirklichen Bedürfniffen Dentſchlands entjprechenden, auf 
dem Wege des Rechts und unter Theilnahme von Vertretern 
der Nation ins Leben zu rufenden Reform der Bunde: 
verfaffung die Hand zu bieten“ 
mit lauten und lebhaften Beifall von den Mitgliedern beider 
Kammern aufgenommen. Die von der Regierung zur Dedung 
des außerordentlichen Bedarfs vorgejchlagenen Finanzmaß— 
regeln, nämlich die Ausgabe eines nod) vorhandenen Reſewe— 
quantums von Kaſſenbillets, ſowie die Aufnahme fündbarer 
Darlehne, ſoweit nöthig gegen VBerpfündung von Staats 
papteren, wurde von beiden Kammern einjtimmig genehmigt, 
die bisher jchon gemachten Ausgaben und die Benutzung der 
vorhandenen Kaſſenbeſtände nachträglich gebilligt und endlich 
die ſchon oben erwähnten eine Million Thaler zur Unterjtütung 
der Induſtrie bewilligt. Dabei wurde das bisherige Ber: 
halten der Regierung in der ganzen Angelegenheit von beiden 
Nummern wiederholt entjchteden und fräftig gebilligt. Am 
14. Juni wurde der Landtag durd) cine Nede des Minijter 
von Benft gejchloffen. | 
Neben diefen militärifchen und finanziellen Vorbereitungen 
für den Nrieg mußten aber auch Maßregeln getroffen werden, 
um während der bevorjtchenden Occupation des Landes und 
der dadurch nöthig werdenden längeren Entfermung des Königs 
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Verhältniſſe es gejtatten und Durch feindliche Gewalt fein 
Hinderniß in den Weg gelegt wird, beziehentlich in Gemäß— 
heit und innerhalb der Grenzen der mit den feindlichen Be: 
fehlshabern zu treffenden und öffentlich befannt zu machenden 
näheren Stipulationen. | 

Hieraus folgt, was id) ohnchin von jelbjt veritehen 
würde, daß auch alle übrigen Staat3behörden und dern 
einzelne Mitglieder, bis zu etwaiger, ausdrüdlicher Anordnung 
eines andern, auf ihrem Bojten und in ihrer amtlichen und 
geichäftlichen Wirkfamfeit verbleiben, damit zunächſt die laufen: 
den Geſchäfte fortgeführt und in möglichjt geregeltem Gange 
erhalten werden ꝛc.“ 

„x. Die den Kriegsſtand charaktetijirende und währen 
desfelben alle Berhältniffe beherrichende vis major bringt von 
jelbjt mit jich, day die Landesbehörden, unbejchadet ihrer 
dem Könige gelobten Eidespflicht, fich den thatjächlicen 
Wirkungen jenes Zuſtandes und den daraus folgenden Nötbig: 
ungen auch in ihren amtlichen Berhältniffen unterwerfen müſſen, 
da ſie alfo den vom Feinde an ihre Mitwirkung gejtellten 
Anforderungen und Anmuthungen nicht einen vorausſichtlich 
unnützen und daher unklugen activen oder paſſiven Widerjtand 
entgegenzuſetzen, jondern ihre hauptjächliche Aufgabe vielmehr 
darin zu erkennen haben, die Zajten und Drangjale des Krieges, 
Die ſie nicht abwenden können, wenigitens zu mildern und 
dem Lande umd der Bevölferung thunlichht zu erleichtern. 
Dierzu gehört vor allem, dal fie mit den feindlichen Befehls— 
habern und Autoritäten einen in angemeffenen und coulanten 
Formen ſich bewegenden perfünlichen Verkehr zu unterhalten 
ſuchen und Alles vermeiden, was nach diejer Seite hin Mir; 
tranen und Erbitterung hervorrufen könnte Ohne ſchwäch— 
liche Deferenz und eine, die eigne Würde verleugnende ge 
fliſſentliche Zuvorfommenbeit gegen die Anforderungen det 
Feindes an den Tag zu legen, giebt es doc) aud) im den, 
durch Die Verhältniffe gebotenen amtlichen Bezichungen zu 
dieſem cin gewiſſes Mal von Loyalität, welches chrenhajter 
Weiſe inne zu halten ift und deffen gewiljenhafte Beachtung 
am meisten geeignet fein wird, ſich Vertrauen zu erwerben 
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das Recht, die Kammern zuſammenzuberufen; ſowie das Recht, 
Todesurtheile zu beſtätigen, ferner das Recht, bleibende An— 
ſtellungen und Beförderungen im Staatsdienſte vorzunehmen, 
ſowie Titel und Orden zu verleihen. Aus ſpeciellen Gründen 
wurde auch eine jede Verfügung über den Königttein und 
die ſächſiſche Bejaßung desſelben, jowie über die in Münden 
befindlichen Geldbejtände von der Competenz der Lan 
commijlion ausgejchloffen. Es lag übrigens in der Natur 
der Verhältniffe, daß eine beitimmte und jpecielle Inſtruction 
der Letzteren unmöglich war; diejelbe mußte jich im Allge 
meinen anf den Satz bLejchränfen, daß es ihre Aufgabe 
jet, während der Abwejenheit des Königs die landesberr: 
licdyen Rechte desjelben, die Verfaffung und die Geſetze de 
Landes thunlichht aufrecht zu erhalten und für die unge 
ſtörte Fortdauer der JZujtizpflege umd der Verwaltung Sorge 
zu tragen, dabei aber durd) ein freundliches Eutgegenfommen 
gegen die preupifchen Militär- und Givilbehörden dahin 
zu jtreben, day die dem Lande während des Kriegs unab- 
weislich aufzulegenden Laſten und Beſchwerden möglichſt cr: 
leichtert und erträglich) gemacht würden. Zu dieſem Zwed 
jollte die Landescommiſſion insbeſondere auch Jolchen, von 
den fremden Militärs und Givilbehörden angeordneten Maß— 
regeln, Die mit den Rechten des Königs und mit der Ver— 
fajfung an ſich unvereinbar waren, zwar widerſprechen und 
Proteſt Dagegen einlegen, Ddiejelben aber, wenn fie ſich ale 
nicht abwendbar darjtellten, Lieber jelbft in die Hand nehmen 
und ausführen, weil Dadurch eine größere Schonung und 
Berückſichtigung der Intereſſen des Landes möglid) wur, 
als wenn die Ausführung durch fremde Militärs und Eivik 
behörden erfolgte. 

Nachdem der König dieſe Vorſchläge allenthalben ge 
nehmigt hatte, trat noch eine etwas peinliche Berjonalfrage 
ein. Es lag in der Sache, daß die Miniſter des Aeußern 
und des Kriegs den König begleiten mußten, für Die Yander 
commiſſion blieben alſo die Miniiter von Behr, von Fallen—⸗ 
jtein und ich übrig, und der König beſchloß, uns noc den 
Generallientenant von Engel als Collegen beizugeben, weil 
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mit dem Grafen Bismard getreten war. Beust hatte ihn bie 
dahin perjünlich nur ganz oberflächlich gekannt, war daher 
einigermaßen überraſcht, als er ihm folgende Eröffnung machte: 
Ter Kaiſer von Oeſterreich und der König von Preußen 
wünjchten beide den Frieden, feiner von ihnen könne aber zu 
Verhandlungen darüber die Initiative ergreifen, es }ei daher 
zu winjchen, daß Sachfen Dies thue und zunächit folgenden 
Plan, von dem er wilfe, day man in Berlin damit einver- 
jtanden jein werde, in Wien in Vorſchlag bringe und zur 
Annahme empfehle: Tie Herzogthüner würden ala bejondcrer 
Bundesſtaat an den Prinzen Albrecht Sohn oder den Groß— 
herzog don Oldenburg gegeben, Preußen behielte Kiel, Düppel 
und Sonderburg und zahle dafür 5 Millionen Thaler an 
Oeſterreich. Ferner nehme Preußen jenen Blan zur Bundek 
reform zurüd, verlange aber jofortige Reviſion der Bunde 
friegsverfaffung in der Art, daß zwei Bundesarmeen, eine 
norddeutiche unter Preußens, cine füddeutiche unter Leiter: 
veich® Führung, gebildet würden. Dabei verficherte aber Herr 
von Gablenz wiederholt und auf das Beſtimmteſte, dag er 
zwar zu wiljen glaube, daß dieſe Ideen auch bei der preu 
ßiſchen Regierung eventuell Anklang finden würden, er aber - 
zu feiner jeßigen Metthetlung von Niemand beauftragt worden 
jei und mur aus eigenem Antrieb handle, denn es ſeien dies 
alles zur Zeit nur noch feine eignen Ideen. Wenn dies 
richtig war, jo verloren dieje Ideen freilich) jede Bedeutung 
und es war faum zu begreifen, wie Herr von Gablenz glau— 
ben konnte, daß der ihm perjönlich ziemlich fernstehende Hert 
von Beuſt darauf bin in cine vermitteinde Thätigfeit eins 
treten werde. Beuſt aber, durd) Erfahrung jehr mißtrauiſch 
geworden, bielt die Gablenz'ſche Verſicherung für falſch, 
glaubte vielmehr, er handle im Auftrag Bismarde und 
fürchtete, day lepterer dadurd) in Wien Miptrauen gegen 
Nuns erregen und uns don Oeſterreich trennen wolle. ‚Er cr 
widerte daher Herrn von Bablenz, der Blan jei allerdings von 
der Art, daß man ſich, wenn die beiden Großmächte ſich über 
denſelben verjtändigten, nur darüber freuen fünne, denjelben 
aber als Vermittelungsvorjchlag ſelbſt zu bringen, dazu fünne 
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ch die jüchtische Regierung, bei der Zweifelbaftigfeit des Er— 
olgs, nicht veranlagt finden. Ueber diefe Angelegenheit hat 
tr Später einmal, am 18. Februar 1869, Graf Bismard 
gende Mittheilung gemacht, die hier zu erwähnen ich um 
> weniger Bedenken trage, als Graf Bismard mir dabei 
usdrüdlid) bemerkte, es liege ihm viel daran, day Die 
zablenz'ſche Miſſion richtig beurtheilt werde. Graf Bismarck 
ıgte mir, er babe, mit Rüdjicht auf damals vorliegende 
eſondere Berhättniffe, zu jener Zeit dringend gewünscht, 
nieder den Krieg ganz zu vermeiden vder, wenn Dies 
icht möglich geweſen wäre, deu Beweis in die Band zu 
ekommen, daß Dies cben unmöglich je. Er babe daher 
twa zwei bis drei Wochen vor Ausbruch des Kriegs 
Jerrn von Gablenz, von dem er gewußt, day er, als Bru— 
er des bekannten öſterreichiſchen Generals, viele und em: 
lugreiche Verbindungen in Wien habe, dorthin mit folgenden - 
Zorſchlägen geſchickt: Auflöſung des deutſchen Bundes, Bildung 
weier Bünde, eines norddeutſchen mit Preußen, eines ſüd— 
eutſchen mit Oeſterreich an der Spitze; enges Bündniß 
wiſchen beiden, mit vollſtändiger, gegenſeitiger Garantie des 
Yinderbeliges. Dabei habe er auch noch beſonders darauf 
mfmerkſam machen laſſen, day in dieſem Mugenblide, wo 
ide Theile bis an die Zähne bewaffnet ſeien, cs leicht mög 
ich jein würde, einen joldyen Plan mit gemeinjchaftlichen 
träften ganz Europa gegenüber durchzuführen. Herr von 
Sablenz babe aud) dieſe Vorſchläge nach Wien überbracht 
md Dort vorgelegt. Sie ſeien auch nicht ſofort zurück— 
ſewieſen, ſondern ausführlich beſprochen worden. Von den 
jjterreichiſchen Miniſtern hätten ſich einige dafür, die meiſten 
iber Dagegen erklärt; Graf Mensdorf aber, deſſen Stimme 
Joch gerade im dieſer Angelegenheit von Dem größten Ge— 
vichte geweſen wäre, habe gar feine beitimmte Meinung aus: 
jejprochen, vielmehr wiederholt erklärt, er halte ſich in dieſer 
frage ganz neutral und werde alles thun und auszuführen 
yerjuchen, was ihm der Kaiſer bLefeble. Unter dieſen Um— 
tänden ſeien die gemachten Vermittelungvorſchläge ſchließ 
id; abgelehnt worden. Ich Lemerfe dabei noch, day Graf 


v. riefen, Erinnerungen. I. 11 


Bismarck in diefem Geſpräche die oben gedachten Vorſchläge 
wegen Schleswig-Holſtein nicht erwähnte, mir auch nichts da- 
von jagte, daß Gablenz beauftragt geweſen jei, der ſächſiſchen 
Regierung den Vorſchlag zu machen, diejen Plan als einen 
Bermittelungsvorfchlag in Wien einzubringen. Bei der de: 
maligen großen Verſtimmung des Grafen Bismarck gegen 
Beuſt möchte ich auch annehmen, daß Herr von Gablen;z einen 
jolchen Auftrag nicht gehabt, diefen Schritt vielmehr auf eigne 
Hand gethan bat, weil er vielleicht glaubte, daß der Plan, 
wenn er in der Form eines VBermittelungsvorjchlags dur 
Herrn von Beuſt nach Wien gebracht werde, dort cher An: 
nahme finden dürfte, als wenn er, Herr von Gablenz, ihn 
überbringe. Etwas Beſtimmtes über dieſen Punkt ijt mir 
aber nicht bekannt. 

Sch babe die Erzählung der Differenzen zwifchen Oeſter— 
reich und Preußen oben mit der Erklärung Oeſterreichs vom 
1. Juni, durch welche es die ganze ſchleswig-holſteinſche 
Frage an den Bund zur Entſcheidung übergab, abgebrochen, 
um eine Ueberſicht der gleichzeitigen Vorkommniſſe in Sachſen 
einzuschalten, und will, nachdem dies gejchehen, nunmehr dort 
wieder anfnüpfen. 

Preußen hatte jenen Schritt Oeſterreichs für einen Bruch 
des Gaſteiner Vertrags erflärt und den General von Mau: 
teuffel angewieſen, nunmehr ohne Weiteres Holftein zu be 
jegen und die Regierungsgewalt in dieſem Lande zu über: 
nchmen. Darauf beſchloß Oeſterreich, wegen Bruchs des 
Gaſteiner Vertrags und Störung des Bundesfriedens in Frank— 
furt Die Mobilifirung des ganzen Bundesheeres zu beantragen. 
Als Herr von Werner, telegraphiich dazu angewieſen, dies 
am 3. Juni Herrn don Beuſt mündlich mitthetlte, bat letzterer 
ihn, ſofort nach Wien zu telegraphiren, daß cr dringend von 
einem jolchen Antrage abrathen laffe; der Bund fenne ja 
den Gaſteiner Bertrag gar nicht; die öſterreichiſche Regierung 
habe denſelben niemals dem Bunde mitgetheilt, niemals die 
Zuſtimmung desjelben dazu für nöthig erachtet, jie könne 
daher auch unmöglich jeßt von dem Bunde verlangen, dab 
er wegen eines Bruchs diefes Vertrags, der ihm gar nidts 
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ngehe, ibm amtlich gar nicht befannt jei, mobilifiren jolle; 
uch jei gar nicht daran zu denfen, daß der Antrag in Frank— 
irt angenommen werde, da, außer der Ölterreichiichen, höch— 
ens noch auf drei bis vier Stimmen dafür zu rechnen ſei. 
in demſelben Tage beauftragte er auch den jüchjischen Ge: 
mdten in Wien, dem Grafen Mensdorf dringend von dem 
mtrage abzurathen. Xejterreich blieb aber bei jeinem Vor: 
aben jtchen md ſtellte am 11. Juni wirklich diejen Antrag 
ı ‚Frankfurt. | 

Snzwijchen hatte Preußen am 9. Sum als Antwort auf 
en öſterreichiſchen Antrag vom 1. Juni eine jehr ſcharf und 
hroff abgefaßte, für Telterreich geradezu beleidigende Er: 
ärung in Frankfurt übergeben, in welcher die Anführungen 
er öfterreichischen Regierung über das Verfahren Preußens 
13 „wahrheitäwidrig” bezeichnet wurden. Unter dem 10. Juni 
ichtete die preußische Regierung an jümmtliche Bundes 
egierungen eine ausführliche Note: Die preußiichen Vor: 
Hläge zu einer Bundesreforin kämen in Frankfurt nicht vor— 
arte. Die Regierungen mühten daher die Sache jelbit in 
tie Hand nehmen; dabei legte ſie denſelben einen in zehn 
lrtikeln gefaßten Entwurf zur Erklärung vor, deſſen haupt: 
ichlichite Beitimmungen folgende waren: das Bundesgebiet 
leibt wie bisher, nur ohne die üfterreichtichen und nieder: 
indischen Beligungen; die Umgeſtaltung der Bundesverſamm— 
ing wird der Fünftigen Sejeugebnng vorbehalten; für jeßt 
leibt dieſelbe unverändert; Die Geſeßgebung wird von dem 
Jundestage in Verbindung mit einer Natienalverfanmlung 
usgeübt, welche leßtere aus einer Kammer beitcehn und bei 
Ugemeinem Stunmrechte durch directe Wahlen gewählt wer: 
en joll; eine Kriegsmarine ſoll hergeftellt und das Bundes: 
eer in zwei Theile, einen norddentichen unter preußiſchem 
nd einen Jüddeutichen unter bayerifchem Oberbefehl, getbeilt 
erden u. ſ. w. 

Am 11. Juni theilte Herr von Werner in Tresden 
nit: Feldmarjchall- Lieutenant von Gablenz ſei angewieſen 
vorden, Holſtein zu räumen und ſich zurückzuziehen, Durch 
ie Selbithilfe Preußens und deſſen gewaltſames Vorgehn 
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gegen die Öfterreichijchen Truppen jet der casus belli comtatirt: 
demgemäß jet Graf Karolyi von Berlin abgerufen worden, 
während Herrn von Werther jeine Bälle zugeichidt wor: 
den ſeien. 

So war denn der Krieg zwiſchen Oeſterreich und Preupen 
wirklich ausgebrochen. Ob der Bund als jolcher cbenjalls 
in den Krieg eintreten werde, das hing zunächſt noch von 
der Abjtimmung in Frankfurt ab. Dieſe aber nahm einen 
ung ganz unerwarteten Berlauf. Wir erfuhren am 12. Sum 
von München, daß Herr von der Pfordten zwar mit Kr 
Mobilifirung des geſammten Bundesheeres einverjtanden je, 
aber die Faſſung und Motivirung des Öjterreichifchen Antrags 
für ganz unbrauchbar halte und daher der Bundesverjamm- 
lung einen gleichen Antrag, aber in einer anderen, von ihn 
volljtändig umgearbeiteten Zorm und Faſſung und mit anderen 
Motiven zur Beſchlußfaſſung vorlegen werde. Beujt war 
dur) das rajche und unerwartete Vorgehn Oeſterreichs im 
höchſten Grade erregt; er ſprach die bitterften Vorwürfe 
darüber aus, daß Oeſterreich, welches jahrelang den Bund 
und feine Rechte ganz unbeachtet gelaffen, nur jeine eignen 
Intereſſen verfolgt und dadurch) bei allen Bundesjtaaten Ri 
tranen, wenigſtens Gleichgiltigkeit erregt habe, jet auf ein 
mal, nachdem cs durch ſein eignes Vorgehen den Krieg un 
vermeidlich gemacht babe, den Bund mit hineinzichen wolle 
und von ihm Hilfe verlange Wir waren damals allerdings 
in einer überaus peinlichen Lage; Preußen, deſſen innerite, 
auf Die völlige Annexion Sachſens gerichtete Gedanfen 
uns bekannt waren, jtand uns als entjchiedener Feind gegen: 
über, von Bayern und dem Bunde hatten wir nicht die aller: 
geringite Unterftübung zu erwarten; jtimmten wir gegen die 
Veobilifirung des Bundesheeres, fo beleidigteu wir aud) noch 
Oeſterreich auf das Tiefſte, vericherzten aud) feine Unter 
ſtützung, waren ganz ijolirt und verloren. Für den Antrag 
zu ſtimmen war aber aud) bedenklich, denn es war klar, daß 
Preußen dies als einen Bundesbruch anſehen und uns ſo— 
fort den Krieg erklären werde; ſchon die geographijche Lage 
Sachjens nöthigte hierzu. Unter diefen Umſtänden hatte Beuſt 
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Yand zerjtrent. Es fer Daher ganz undenkbar, dal; Hannover 
für die Mobilifirung ſtimmen könne, denn letztere müſſe un: 
bedingt zum Kriege mit Preußen führen und dieſer ſei jet 
und bei dem Mangel aller Vorbereitungen für Hannover 
gleichbedeutend mit dem gänzlichen Verluſte feiner Arme. 
Aehnlich verbalte es Sich mit Kurbeflen, dort fehle es voll 
tündig an Geld, um zu mobilifiren, die dortige Regierung 
babe sich bereits nach Frankfurt gewendet und gebeten, 
die Garantie Für eine Anleihe zu dieſem Zweck zu über: 
nehmen, da ſie außerdem fein Darlehn erhalten künne Auch 
Kurheſſen könne daher unmöglich für die Mobiliſirung ſtimmen. 
Nach Beuſts Anficht war es daher ganz zweifellos, daß dr 
Antrag im Frankfurt verworfen werde und Preußen daher 
keinen Anlaß haben werde, dem Bunde den Krieg zu erflären. 

Aber troß alledem fam es doc anders. Das Unerwartete, 
von Beuſt für unmöglich Erflärte geſchah, Hannover und 
Kurheſſen ſtimmten für den Antrag, und die Mobiliſirung 
Des ſiebenten, achten, neunten und zehnten Bundesarmeecorp 
wurde mit nem gegen ſieben Stimmen bejchloffen. Ich hatte 
von Anfang an Fein Vertrauen zu den Hoffnungen Bet: 
gebabt und Daher in meinem Refjort alles jo vorbereitet, als 
vb Der Ausbruch des Krieges jofort zu eriwarten ſei. Am 
14. Sum, dem Tage der entjcheidenden Abſtimmung in 
Frankfurt, fand auch der Schluß unferes Yandtags jtatt; der 
König batte Die Mitglieder beider Kammern, die Mintiter 
und Regierungscommiſſare zu einem Schluß: Dirier nad) Pillnit 
geladen: ich konnte mich aber nicht entjchlichen, dieſer Ein: 
ladung zu folgen, entjchuldigte mich vielmehr und blieb m 
Tresden zurück, um jorort, wenn eine Nachricht von Frank— 
furt ankäme, Die nöthigen Anordnungen zur Rettung unſerer 
Vermögens und Kaſſenbeſtände zu treffen. Seit einigen Tagen 
chen ſtand der Extrazug, der dieſelben — dreiundeinhalb 
Millionen Thaler an baarem Gelde, theils Silber, theils Kaſſen⸗ 
billets, und zwiſchen zweiunddreißig und dreiunddreißig Millio— 
nen Thaler an Staats- und ſonſtigen Werthpapieren der 
Finanzhauptkaſſe, der Hauptdepoſitenkaſſe und andrer öffentlicher 
Kaſſen — nach München in Sicherheit bringen ſollte, wohl 
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verpackt und ſtreng bewacht, auf dem böhmiſchen Babnbofe, 
wo anch die erforderlichen Yoromotiven geheizt und zum jo: 
fortigen Abgange fertig, bereit ſtanden. Die zur Begleitung 
Dieter Sendung beitimmten Beamten und Tiener waren alle 
veranlaßt, ſich bereit zu balten, um zu jeder Zeit jo: 
fort abreiien zu können. Als ich Daher Nachmittags das 
Telegramm, welches den Beſchluß der Bundesverſammluug 
meldete, von Frankfurt erhielt, begab ich mich ſofort auf den 
Rahnhof und ordnete den unmittelbaren Abgang des ‘Zuges 
au, Der auch kurz daranf, im Ganzen chva drei Stunden 
ſpäter, als die Abſtimmung in Frankfurt erfolgt war, den 
NRahnbof verlieh und über Prag und Regensburg nach Mün— 
chen Dampfte. Als meine Gollegen von dem Pillnitzer Timer 
nach Tresden zurückkamen, hatte der Zug bereits Die öſter— 
reichiſche Grenze überſchritten. Es war für mich em tief 
ernſter Moment, mit trüben Gedanken blickte ich dem jchei 
Denden Zuge nach: ſeit mehr als Steben Jahren batte ich 
mich vedlich und emſig bemüht, die Finanzen Sachjens zu kräf— 
tigen und in cine Yage zu bringen, Die es möglich machte, 
nicht nur Die Verhältniſſe der Staatsdiener danernd und weient: 
lich zu verbeſſern, ſondern auch umfaſſende, für die Erhöhung 
Des Nolfswohlitandes und ſonſt im Intereſſe des Yandes drin— 
gend nöthige Eiſenbahn- und Waſſerbauten, ſowie andre, für 
die Entwickelung des Verkehrs und des allgemeinen Wohl— 
ſtands nöthige Unternehmungen auszuführen, und jegt hatte ich 
von den hierzu beſtimmten Ergebniſſen meiner Thätigkeit ſchon 
einen großen Theil für Die nöthigen Rüſtungen und Kriegs— 
vorbereitungen aufwenden müſſen, während ich den Reſt der— 
ſelben, um ihn ſicher zu ſtellen, im das Ausland ſchaffen 
mußte, mit der traurigen Gewißheit, daß er, ſelbſt im beiten 
Falle, nicht hinreichen würde, um die weiteren Koſten des 
Kriegs zu decken und die Wunden zu heilen, welche dieſer 
dem geliebten Vaterlande ſchlagen mußte. Aber ſchmerzlicher 
noch als dies Alles war mir in dieſem Augenblicke der Gedanke 
an die Zukunft Sachſens, au das Schickſal des Königs. Daß 
Sachſen der eigentliche Schauplatz dieſes Krieges ſein, daß die 
erite große Schlacht in Sachſen, vielleicht in der unmittelbaren 
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Nähe Tresdens werde geichlagen werden, darüber jchten da- 
mals faum ein Zweifel: möglid) zu fein. Der „Kriegsplan“ 
Benedeks war ja nod) ein Geheimniß. Was konnte da alle 
über das Yand, über die Stadt fommen! was konnte uns alles 
bevorjtehn! Aber der Blick in die weitere Zukunft war nod 
trüber. Ich hatte Ichon einmal in meinem Leben, als id m 
Mai 1849 in das Miniſterium eintrat, in ähnlicher Weiſe einer 
ganz unberechenbaren Zukunft gegenüber geitanden. Aber 
damals hatte ich einen Feind dor mir, mit dem es cinen Kampf 
auf Tod md Yeben galt, von dem id) wußte, dan er uns 
vernichten würde, wenn es uns nicht gelang ihn zu befiegen. 
Tamals wußte ih, day ich auf der Seite des zweifelloſen 
Rechts, der gejeplichen Ordnung ſtand, daß meine Gegner nichte 
(Heringeres, als den Umſturz der monarchiſchen Stautsordnung 
bezweckten und daran mit aller Kraft und jedem Tpfer ver 
hindert werden mußten: und darum ging ich mit friichem 
frendigen Muth, mit ruhiger Zuverſicht in den Kampf, wie 
dir Soldat in die Schlacht geht, wenn der eine Gedanke: 
„es muß gekämpft werden“ den ganzen Menſchen beherrict 
und feine anderen Gefühle und Gedanfen aufkommen läßt. 
Seht aber, nachdem ich ſiebzehn Jahre Älter und um manche 
Illuſionen ärmer geworden war, jest lagen die Dinge ganz 
anders. Zwei große Mächte fümpften miteinander und der 
Siegespreis war Die Tberberrichaft in Deutſchland! Bee 
fünpften mm für ihre eigen Intereſſen, Die Deutſchlande 
hatten für ſie beide nur injoweit Bedeutung, als jie zur 
Vergrößerung Ihrer eignen Macht benußt werden Eonnten. 
Wir lagen zwiſchen ihnen in der Mitte, welcher Theil von 
beiden auch ſiegen mochte, wir waren immer die Beſiegten! 
Preußen hatte uns über jene innerſten, lebhafteſten Wünſche 
m Vezug auf Sachjen nie in Zweifel gelaffen, der Sieg 
Preußens war, wie wir damals annahmen md nach allem, 
was Preußen bis dahin gethan und gejagt hatte, annehmen 
mußten, gleichbedeutend mit der Annerion Sachjens, mit 
der Entthronung des Königs! Vom Bunde verlafien, 
war uns Daher nichts übrig geblieben, als der Anſchluß 
an Oeſterreich; aber Sympathien für Tejterreid) waren in 
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Sachſen gar nicht, höchſtens vielleicht bei einer verſchwin— 
dend fleinen Anzahl Einzelmer vorhanden, und der Gedanke, 
was dann aus Deutichland werden jollte, wenn Deiterreich 
einen enticheidenden Sieg erringe, wenn die Bolitif, die da— 
mals unter dev nominellen Leitung Mensdorts dort berrjchte 
und Die wir in den lebten Jahren genan hatten fennen gelernt, 
ohne jedes Gegengewicht zur alleinigen Geltung und Macht 
in Deutjchland gelangen jollte, dieſer Gedanke war auch wicht 
verführeriich. Wenn aber endlich), was damals von vielen 
Sxiten angenommen wurde, don feiner Seite, ein entjcheiden: 
Der Sieg errungen, wenn der Krieg ohne ein großes Nejultat 
durch einen „faulen“ ‚srieden beendet werden ſollte, dann 
dauerten Die jammerdollen, fait unerträglid) gewordenen u: 
Hände Tentjchlands, Die zu Dem Kriege geführt hatten und 
durch ihn beendet werden jollten, unverändert fort, bis wieder 
einmal Kraft und Stimmung zu einem neuen Kriege gefunden 
war. Kurz! mochte das Ende des Krieges ſein, welches es 
wolle, für uns war der Ausgang immer ein unglücklicher, 
wir hatten dabei mie etwas zu gewinnen, Fonnten ums ſeiner 
niemals erfreuen! Der Krieg war und blieb, wie König 
Johann es jo richtig ausgelprochen batte, ein „großes 
nationales Unglück“. Das Bewußtſein, day Zachjen 
nichts dazu beigetragen batte, ibn berbeizurühren, ja! nad 
dm Maße jeiner Nräfte gar nicht im Ztande war, etwas 
dazu beizutragen, konnte den Beſchuldigungen unſerer Feinde 
gegenüber unſer Gewiſſen beruhigen, aber den Blick in die 
Zukunft nicht erheitern. Deshalb fehlte mir auch jener friſche, 
jfreudige Muth, jene ruhige Zuverſicht gänzlich, die mich im 
Mai 1840 keinen Augenblit verlafjen hatte! 

Tod ſolche Gedanken konnten auch in meinem Innern 
damals nur für Augenblicke auftauchen. Sie wurden durch 
die bittere Wirklichkeit der Zuſtände ſofort zurückgedrängt. 
Tie Forderungen des Momentes waren To gebieteriich, To 
umfaſſend, daß ſie alle geiſtigen und fürperlichen Kräfte in 
Anſpruch nahmen und keine Zeit für Gemüthsbewegungen 
und Erwägungen übrig ließen, die damals doch ganz müßig 
waren und zu nichts mehr führen konnten. 
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Ron da an gingen die Ereigniffe, weldje unmittelbar 
zum Ausbruch des Krieges führten, in rajcher Folge fort. 
In der Rımdestagsfißung am 14. Juni, unmittelbar nad 
der Abjtimmung über den Mobilifirungs-Antrag, erklärte der 
preußische Geſandte: durch dieſe Abjtimmung jei der Bund 
aufgelöft und jeine, des Geſandten, Function erledigt. Gegen 
dieje Erklärung protejtirte der öſterreichiſche Geſandte, unter 
Juſtimmung der ganzen VBerfammlung, weil der Bund un 
auflöslich jei und fein Mitglied das Recht babe, auszu— 
treten. 

Am 15. Juni übergab Herr von Echulenburg in Dresden 
eine Note, in welcher angefragt wurde: ob der König von 
Sachjen bereit jet, mit dem Könige von Preußen ein Bünd— 
niß des Inhalts abzuſchließen, dab Sachſen jofort abrüite 
und feine ganze Armee wieder auf den Friedensfuß bringe, 
jowie der ſofortigen Berufung eines Parlements zuſtimme, 
wogegen ihm der König von Preußen fein Gebiet und die 
Spuveränetät nach Maßgabe der Reformvorjchläge vom 
10. Juni garantiren wolle. Die Antwort auf dieje Anfrage 
wurde „noch heute“ und zwar mitt der Bemerkfung verlangt, 
daß cine jede Verzögerung der Antwort darüber binaus 
und jede ausweichende Antwort als cine ablchnende auf 
gefaßt und eine Majeftät der König von Preußen Sad 
jeon als im Kriegszuſtand gegen ihn befindlich anjchn 
werde. Die Antwort darauf erfolgte noch an deinjelben Tage 
und zwar ablebnend, wie unter den damaligen Umſtänden 
anders nicht möglich war. Der Bundesbeſchluß vom 14. Zum 
jet durchaus verfafjungsmäßig; der Bund jet nicht aufgelött, 
beitehe vielmehr noch fort. Eachjen fünne daher nicht demobili⸗ 
jiren, ohne dem geitern erjt gefaßten legalen Bundesbeſchluß 
zuwider zu handeln. Ein deutjches Parlament wünſche Sachſen 
auch, aber, wie der König in Uebereinſtimmung mit beiden 
Kammern wiederholt ausgejprochen habe, nur ein jolches für 
ganz Dentjchland Ein jolches Fünne jedod) nur vom Bunde 
einberufen werden, nicht aber von den einzelnen Regierungen. 
Wenn Preußen in Folge dieſer Erflärung ſich als in Kriege 
ſtand mit Sachjen bLefindfich anſehn wolle, jo müſſe Sachſen 
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Dagegen entjchieden protejtiren und die Hilfe des Bundes in 
Anspruch nehmen. 

Noch an demjelben Abend, gegen 210 Uhr, erbat 
ſich Herr von Schulenburg eine Audienz bet dem König und 
überbrachte ihm perſönlich die preußische Kriegserklärung. 
Nach zehn Uhr empfing der König noch einmal die Miniſter, 
um von uns Abjchied zu nehmen. Es war ein ernjter, tief 
ergreifender Moment. Zur derjelben Stunde rückten preußiſche 
Truppen in Rieſa cin. 

Am 16. Juni verließ der Nönig Die Refidenz; lebhafte 
Jurufe des Volkes und Zeichen treuer Liebe und Anhäng— 
lichkeit begleiteten ihn auf ſeinem Wege. 

Unmittelbar nach der erfolgten Kriegserklärung hatte 
Sadıjen in Frankfurt die Hilfe des Bundes gegen Die von 
Preußen angethane Gewalt beantragt. Dieje wurde auch 
von dem Bunde mit zehn Stimmen — bier ſtimmte jogar 
Baden mit für Sachjen — beſchloſſen. Zugleich erklärte 
Der Bund mit derjelben Majorität das Berfahren Preußens 
für „dem Völferrechte entgegen und im Widerjpruch ſtehend 
mit dem Bundesrechte“. 

Nachdem ſomit auf den eignen Antrag Bayerns der 
Bund am 14. Juni bejchloffen batte, gegen Preußen zu 
mobilifiren und am 16., Sachſen Hilfe gegen Preußen zu 
leisten, ſchien die Ansicht gerechtfertigt, daß nunmehr auch in 
München andere Anfichten als bisher zur Geltung gekommen 
jeien. Tas war aber nicht der Fall. 

Der Seneral von der Tann, welcher von der bayerischen 
Regierung nad) Wien gejendet worden war, hatte Dort 
einen Uperationsplan verabredet, nach welchen die bayeriiche 
Armee nad Böhmen gehn und ſich Dort mit Der geſamm— 
ten Bfterreichtichen Armee vereinigen jollte. Tiefer Plan 
berubte auf der, vom militärischen Ztandpunfte aus ge— 
wi; richtigen Annahme, day die Entſcheidung Des Kriegs 
im unmittelbaren Zuſammenſtoß der beiden großen Armeen, 
alje in Böhmen fallen werde, während die Fleineren Kämpfe 
im weitlichen und mittleren Deutichland ohne weſentlichen 
Einflug auf die Hauptjache bleiben mürten, und daß es 
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daher die Hauptaufgabe auch Bayerns ſei, die den Preußen 
in Böhmen gegenüberſtehende Armee durch ſeine, oder über: 
haupt durch Bundestruppen möglichjt zu verjtärfen. Tie 
Auffaſſung des Herrn von der Pfordten war aber eine andere; 
er bewog den König von Bayern, jenen Plan nit zu ge 
nehmigen. Much der Prinz Carl von Bayern fand es be 
denflich, Die bayeriſche Armee unter öfterreichifchen Oberbefehl 
zu stellen; er wollte vielmehr ſelbſt den Oberbefehl über 
ſämmtliche Armeen der ſüddeutſchen Staaten übernehmen. 
Ueber die Auffaffungen, die damals in München berridten, 
jprach ſich der dortige ſächſiſche Geſandte, Herr von Boſe, 
im eimem Berichte vom 20. Juni jo aus: Herr von dr 
Pfordten lehne jede Cooparation mit Oeſterreich ab, er ſage: 
„er begreife nicht, wie Oeſterreich eine joldhe von Bayern 
verlangen könne: wenn die öſterreichiſche Regierung ihre eigne 
Armee ohne Die Bayern für zu ſchwach halte, um der preus 
ßiſchen Armee zu widerftehen, jo fei das ja gerade für ihn, 
Pfordten, ein durchjchlagender Grund, jich an cine jo ſchwache 
Macht nicht anzuſchließen“. Er, Pfordten, beabjichtige viel 
mehr, wie er ſelbſt wiederholt ausſprach, dieſe Gelegenheit 
zu benugen, „um das ın den legten Zabren — d. h. während 
Pfordten in Frankfurt und Herr von Schrent Winter 
war — tief geſunkene Anſehn Bayerns wieder zu heben; cr 
verlange daher für Bayern den Oberbefehl über alle ſüd— 
Deutschen Kräfte, werde ſich aber nicht Oeſterreich unterordnen, 
welches immer glaube, über Bayern wie über eine öfterreichtiche 
Präfectur verfügen zu fünnen“ Einige Tage päter, am 
24, jchrieb der Geſandte, der politische Plan, die jegige 
Situation zu Gunſten Bayerns zu benugen, entwickle ſich 
immer mehr. Als Ziel der bayerischen Bolitif, als „Parole“ 
werde ausgegeben: „ein bejfonderer, Telbjtändiger, von Nord 
deutſchland unabhängiger, ſüddeutſcher Bund unter Leitung 
Bayerns nit eignem Zollverein und einer Bundesarmee unter 
bayeriſchem Oberbefehl“. Pfordten fpreche davon, in ber 
nächtten Zeit Bevollmächtigte aller ſüddeutſchen Staaten nad) 
München einladen zu wollen, um ſich zunächſt über die Con— 
ſtituirung eines bejonderen Zollverein zu verftändigen und 
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dann das Weitere vorzubereiten. Dagegen bemerkte der Se: 
jandte: in Württemberg, Baden, Helfen, Naſſau ı. ſ. w., wo 
man im jchlimmjten Falle doch immer noch lieber einer preu— 
ßiſchen, als einer bayerischen Oberhoheit jich unterwerfen 
wolle, jet man durd) dieſes Gebahren Pfordtens im höchſten 
Grade mißtrauiſch gegen Bayern geworden. Tort traue ihm 
Niemand mehr. Dies müſſe auf die Vorbereitungen zu dem 
bevorstchenden Krieg und deſſen Führung jelbjt den nach: 
theiligjten Einfluß Haben. Much ſtehe es durchaus in feinem 
Einklang mit diejen weitgehenden Plänen Pfordtens, daß Die 
Kriegsrüftungen in Bayern nur in jehr läſſiger Weiſe und 
ohne alle Energie betrieben würden, die Einrichtungen für 
die Verpflegung der Armee beränden ſich in einem ganz ms 
zulänglichen Zuftand, cbenjo der Train; bei der Gavallerie 
fehlten noch viele Pferde; die ganze Armee werde kaum 
35000 Dann jtarf ansrüden fünnen. Daß unter Dielen 
Umftänden der Krieg in dem weltlichen und mittleren Deutſch— 
land nicht anders verlaufen konnte, als wirklich der Fall war, 
bedarf feiner Erläuterung. Wer in einer jolchen Zeit des 
Zujammenbruchs alles Beitehenden aus der allgemeinen Ber: 
wirrung auf Koſten Anderer etwas für Jich gewinnen will, 
muß entweder der geijtig Bedeutendſte oder der Mächtigite 
unter allen Betheiligten ſein. Bet Herrn von der Pfordten 
war feines von beiden der Fall: dadurch erklärt ſich ſowohl die 
Möglichkeit der Entjtehung jeiner Pläne, wie die Nothwendigkeit 
ihres Mißlingens. Ob der Krieg in Böhmen einen anderen Aus 
gang genommen haben wirde, wenn auch nur die 3DCOO Bayern 
nad) Böhmen gezogen und dort vereint mit den Sachſen in einer 
Stärke von etwa 60000 Mann cine entiprechende preußiſche 
Macht von dem Hanptangriffe auf die Teiterreicher abgezogen 
hätten, das zu umterjuchen führt jept zu nichts und gehört 
namentlich nicht hierher. Für mich giebt aber das Sabr 1866, 
wenn id) in unbefangener Weiſe die Zuſtände und das ganze 
politijche Verhalten in Berlin auf der einen, in Wien, München 
und Frankfurt auf der andern Seite erwäge, einen neuen Ve 
weis dafür, day, wenn in dem Leben der Völker die hiſtoriſche 
Nothwendigkeit eintritt, alte, unbrauchbar gewordene Formen 
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und Einrichtungen zu bejeitigen und durch neue zu erjegen, dann 
auch ſchon dafür gejorgt ift, daß dem Sturme, der heranbrauit 
um das Alte zu zeritören und Play für Neues zu jchaffen, 
nicht nur durch den morjchen und in jich zerfallenden Zuſtand 
jener alten Formen und Emrichtungen jelbjt, jondern aud 
durd) die Verblendung und die Selbjttäufchung der Beſchützer 
und VBertheidiger derjelben, und ihre daraus hervorgehenden 
verkehrten und ungeſchickten Mapregeln jeine Arbeit erled; 
tert wird. 

Es ijt nicht meine Abjicht, den Krieg in jeinem weiteren 
Verlaufe zu verfolgen und die Betheiligung der Sachſen dabeı 
zu ſchildern; ich befchränfe mich vielmehr hier auf die Ber: 
hältniſſe Sachjens während des Krieges und bis zum Friedens: 
ſchluß, bei deren Entwiclung und Sejtaltung ich jelbjt perön- 
lich betbeiligt geweſen bin. 


Scerhster Abschnitt. 
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Vom Ausbruch des Krieges bis zum Beginn der Friedensverhandlungen. 


Nachdem der König am 16. Juni Dresden verlaſſen 
hatte, trat die Landescommiſſion ſofort in Thätigkeit. Sie 
beſiand aus den Miniſtern von Falkenſtein, welcher, als 
der Aelteſte der drei Miniſter, den Vorſitz führte und die 
Leitung der Geſchäfte beſorgte, dem Miniſter Dr. Schneider, 
dem Generallieutenant von Engel und mir. An der Stelle 
er beiden Miniſter von Beujt und von Rabenhorft, welche den 
*önig begleiteten, hatte Seine Majejtät die Verwaltung der 
Miniſterien des Aeußeren und des Krieges, joweit überhaupt 
inter den damaligen Umſtänden davon die Rede jein konnte, 
em Miniſter von Falkenstein, die des Miniſteriums des 
Iunern aber mir übertragen. Die Idee, Die much bei der 
Entwerfung des Plans für die Landescommifjion geleitet 
satte, und ſowohl von den Geſammtminiſterium als von 
Seiner Majeftät dem König genehmigt worden war, beruhte 
Bejentlicd) auf der Annahme, daß der Krieg, in Folge defjen 
Sachſen von der preußiichen Armee verupirt wurde, ein Krieg 
wiſchen den beiden Regierungen jet, der über die Fünftige 
Form der deutjchen Verfaſſung geführt werde, aber nicht 
Lothiwendiger Weiſe eine gegenjeitige Erbitterung und Feind: 
iche Haltung der, dem Militärverbande nicht angehörigen 
Bevölkerung zur Folge Haben müffe. Ich wollte den Verſuch 
wachen, ob es nicht möglich jein werde, auch während der 
Sceupation des Landes nicht nur die Continuität der ge— 
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ſammten Staatsverwaltung aufrecht zu erhalten, jondern auch 
Die ſouveräne Regierungsgewalt des Königs dadırd) als fort: 
beitchend zu Feunzeichnen, dab die ſämmtlichen Meiniiterien 
in Function blieben und cine bejfondere, mit der Ausübung 
der perjönlichen Rechte des Königs beauftragte, oberſte Be: 
hörde, Die Landescommiſſion, eingelegt werde, welche jich dem 
preußiſchen Gouvernement in Sachſen ſofort beim Beginn der 
Occupation als diejenige Behörde vorstellen ſollte, welche be 
anftragt und bereit ſei, mit ihm zu verhandeln und die durd 
den Kriegsſtand unabweislic) gewordenen Forderungen in 
einer, Dem Jutereſſe der preußiſchen Militärverwaltung ent 
jprechenden, zugleid) aber aud) das Land möglichſt wenig 
drücdenden Weiſe zu erfüllen. Jusbeſondere legte ich aber 
emen jehr großen Werth darauf, daß auch während der Ge 
cupation des Landes Die vollftändige Wirkſamkeit aller, 
auch der unteren Jächfischen Behörden als Jolcher, aufrecht cr: 
halten werde, um dadurd) den fortdanernden rechtlichen Zu: 
ſammenhang Des Königs mit dem Lande und dem Jächlichen 
Wolfe auch nad) Außen und dem legteren gegenüber zur Er: 
ſcheinung zu bringen. Ich hielt dies für um jo nothwendiger, 
weil ich nicht daran zweifelte, daß Die preußiſche Negterung, 
Die ja nad) der ganzen damaligen Sachlage für die Zukunft 
entweder Die einfache Annexion oder doch wenigſtens cin ſeht 
inniges und unmittelbares Bundesverhältniß Sachſens zu 
Preußen als Folge des Kriegs im Auge behalten mußte, die 
im Sachſen eingeſetzten preußiſchen Behörden und Beamten 
zu einem möglichſt freundlichen und wohlwollenden Verhalten, 
wenn auch nicht gegen die ſächſiſchen Behörden und Beamten, 
ſo doch gegen die Bevölkerung des Landes anweiſen werde, um 
dadurch das Mißtrauen und die Abneigung gegen Preußen, die 
noch in weiten Kreiſen des ſächſiſchen Volkes herrſchte, nach 
und nach zu überwinden und letzteres mit dem Gedanken, 
preußiſch zu werden, allmählig zu verſöhnen. Glüdlicer 
Weiſe hatte ich mich in dieſem Punkte vollkommen getäuſcht. 
Die prenßiſchen Civil- und Militärbeamten, die nad) Sachſen 
kamen, hatten es offenbar unter ihrer Würde gehalten, ſich 
vorher mit den Verhältniſſen des Landes und mit der wahren 
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Macht, von welcher ein Angriff auf diejelbe zu erwarten je; 
es wurden die an ſich jedenfall® erforderlichen militärifchen 
Sicherheitsmaßregeln in einer Weiſe und einem Umfange durd- 
geführt, die TJich nur durch diefe Annahme erklären läht. 
Zwei Tage nad) dem Einmarſch wurde die ganze Bejagung 
alarınirt ımd an der füdweltlichen Seite der Stadt zufammen: 
gezogen; dort wurden Kanonen aufgefahren und alle Bor: 
bereitungen getroffen, um einen Angriff von Außen zurüd 
zufchlagen; ja, die Bewohner der Häujer in jener Gegend 
wurden jogar aufgefordert, fich bereit zu machen, um jeden 
Angenblid ihre Quartiete verlaffen zu fünnen. Da fi) aber 
jchr bald zeigte, day Fein Syeind in der Nähe vorhanden war, 
jo hörte auch der ganze Alarm bald wieder auf. Aehnliches 
erfuhr man auch aus anderen Orten des Landes. Ber ir 
vortrefflichen Einrichtung des Recognoscirungsweſens in der 
preußiſchen Armee laſſen ſich dieſe Befürchtungen wohl nur 
dadurch erflären, daß in den leßten Wochen vor dem Auf 
bruche des Krieges die Berliner Blätter fortwährend durch 
aus umbegründete Nachrichten über öfterreichifche Truppen 
Anhäufungen an der fächjiichen Grenze gebracht hatten, welche 
zu einem Angriff durd) Sachſen nad) Berlin beftimmt fein 
jollten. Ich erinnere mid 3 B. eines ſehr eclatanten 
alles dieſer Art, als in den eriten Tagen des Juni eine 
Berliner Zeitung — wenn ich nicht ganz irre, die Norddeutſche 
Allgemeine Zeitung — ein Telegramm aus Bodenbad) bradte 
mit der Nachricht, daß dort ſoeben fieben Bataillone öfter: 
reichtscher Infanterie angefommen jeien und die Umgegend von 
Soldaten wimmele Ta wir eine jächlische Eifenbahnver⸗ 
waltung in Bodenbad) haben, fo fragte ich ſofort bei der: 
jelben telegraphifch au, vb diefe Nachricht begründet fer und 
erhielt umgehend die Antwort, ſie beruhe durchaus auf Er: 
findung, es ſei kein öfterreichiicher Soldat dort angekommen, 
Die ganze Gegend überhaupt von Truppen frei. Aehnliche 
faljche Nachrichten famen damals in einigen Berliner Zeitungen 
häufig vor. 

Die preußischen Truppen hatten an allen Orten de 
Landes, wo fie einrüdten, ihre Thätigkeit mit der Wegnahme 
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werde. Ta wir nun alle doch Männer waren, die, wen 
auch Herr von Yurmb noch nicht |peciell mit ihnen befannt 
war, doch jchon ihrer perjönlichen und amtlichen Stellung 
nach und mit Rüdjicht auf das Vertrauen, welches ihnen der 
König durch den ertheilten Auftrag bewiejen hatte, auch unter 
ſolchen Umitänden den Anſpruch auf Achtung und rüdjicht2volle 
Behandlung erheben durften, fo fam uns dieſe ziemlich unver: 
blümte Trobung mit Todtſchießen jofort im erjten Momente 
unjerer Refanntichaft und als Einleitung zu einem weiteren 
geſchäftlichen Zuſammenwirken doch etwas eigenthümlich vor. 
Wir batten uns jedoch vorgenommen, ung durch feine, aud) nod) 
jo jchroffe und verlegende Behandlung aus unferer ruhigen 
und bejonnenen Haltung berausbringen zu laffen und jede Ge⸗ 
legenheit zu einem Eonflicte zu vermeiden, der mit der völligen 
Refeitigung der Landescommiſſion hätte endigen fünnen; wir 
waren vielmehr feſt entichloffen, alle perjönlichen Empfindungen 
und Gefühle der einen Pflicht unterzuordnnen, dem Vertrauen 
des Königs zu entiprechen und uns, jo lange es irgend 
möglich war, in unſerer jchwicrigen und jo höchſt verant- 
wortlichen Stellung zu erhalten. Wir erwiderten daher die 
Wurmb'ſche Mittheilung nur mit der durch Herrn Gencral 
von Engel ausgejprochenen Bemerkung, daß es für unſere 
gegenfeitige Stellung und tm Intereſſe unſeres weiteren ge: 
ſchäftlichen Zuſammenwirkens dod) vielleicht beffer jet, die 
Frage wegen eines eventuellen Todtſchießens für jet bei 
Erite zu laſſen, zumal das letztere doch wohl nicht fo fchnell 
gehn werde, wie Herr von Wurmb anzunehmen fcheine und 
gewiß nicht von feinem alleinigen Ermeffen abhängig je. 
Herr von Wurmb erwiderte hierauf nicht3 und nahm, al 
wir nun zu den Geſchäften jelbjt übergingen, einen anderen, 
den Verhältniffen angemeffenen und rückſichtsvollen Ton an. 
Er erflärte zunächſt die Wegnahme der öffentlichen Kaffen — 
obſchon er ſie ſelbſt in einigen Füllen angeordnet hatte — für 
ein Mißverſtändniß des Commandeurs der Avant-Garde; die 
weggenommenen Bejtände würden fofort wieder zurüdgegeben 
werden. „Seiner Majejtät dem Könige von Preußen“ — 
fügte er bei — „liege nichts ferner, als das, in die Thätigteit 





von Wurmb wenige Stunden vorher in der Landescommiſſion 
abgegeben hatte, jo glaubte ich, daß auch Hier wieder ein 
Mißverſtändniß vorliege, ſchrieb daher jofort an Herm von 
Wurmb und bat ihn um Abhilfe. Dieje erfolgte jedoch nicht, 
die Kaſſe blieb den ganzen folgenden Tag verjchloffen, 
Niemand konnte hinein, alle an diefem Tage fälligen Zah: 
lungen mußten unterbleiben. 

Am folgenden Tage (20.) erſchien Herr von Wurmb zu 
der derabredeten Stunde bei mir im Finanzminiſterium und 
erklärte mir zunächſt: die Beichlagnahme und Berfiegelung 
der Finanzhauptfafje beruhe keineswegs auf einem Mißver⸗ 
jtändniffe, Tet vielmehr von ihm bejonders angeordnet worden. 
Er könne nod) nicht willen, ob er ji) mit mir über die 
Frage wegen der Zinanzgebahrung werde einigen können und 
müſſe daher, für den Fall, daß die nicht möglich fein jollte, 
jich ein Pfand ſichern. Vereinigten wir uns nicht, jo werde 
er nicht nur die Bejtände der Finanzhauptkaſſe, ſondern auch 
die aller übrigen bereit$ weggenommenen und jpäter nod 
wegzunchmenden Kaſſen zurüdbehalten, überdie® aber in 
Dresden und bei allen Kaffen im ganzen Lande die jächjischen 
Finanz und Saffenbeamten entfernen und durch preußiſche 
erſetzen, welche ſodann alle Einnahmen und Ausgaben be 
ſorgen und die Ueberſchüſſe an ihn abliefern würden. Dieſe 
Drohungen ſtanden im directen Widerſpruch mit dem, was 
derſelbe Herr Wurmb vierundzwanzig Stunden vorher in der 
Landescommiſſion erklärt hatte, ſie waren aber auch voll 
ſtändig unausführbar, da die ſofortige Erſetzung aller ſäch—⸗ 
ſiſchen Kaſſen- und Finanzbeamten durch Preußen ebenſo un 
möglich war, wie die ſofortige, unmittelbare Ablieferung von 
Ueberſchüſſen an Herrn von Wurmb, da letztere ſich nicht aus 
der täglichen oder wöchentlichen, nicht einmal aus der monat⸗ 
lichen Differenz zwiſchen Einnahmen und Ausgaben der einzelnen 
Staffen ergeben, fondern erjt nach Jahresſchluß aus den Red- 
nungen jümmtlicher Staatskaſſen ermittelt werden fonnten. 
Es war Übrigens, da in der nächjten Zeit fein Stenertermin 
bevorjtand, der Eingang an Zollgefällen in Sad)jen aber da- 
mals nicht erwartet werden und aud) von ‚den Forjten und 
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von Wurmb auf jede Aufficht und Eontrole der Kaſſen und 
der Finanzverwaltung unbedingt verzichte, mir diejelbe viel- 
mehr ganz felbjtändig überlaffe.e Herr von Wurmb nahm 
endlich) diefen Gegenvorjchlag an, und es wurde demgemäh 
für die Dauer der Occupation ein Vertrag abgejchloffen, zu 
welchem die Landescommiffion nod) an demfelben Tage ihre 
Genehmigung ertheilte. Erft nachdem die erfolgt war, wur: 
den die Eicgel von der Finanzhauptkaſſe abgenommen. 

Bei der Beichlagnahme der legteren mochte übrigens den 
preußifchen Rechnungsbeamten die geringe Höhe des Baar: 
beitande® aufgefallen fein. Site hatten daher, um ihn zu 
verificiren, einen ſummariſchen Abfchluß der Bücher vor: 
genommen, in welche ich, da ich eine folche Unterfuchung ala 
möglich vorausgefeßt Hatte, auch die Beträge, welche nad) 
München und auf den Königſtein geichafft waren, genau der 
Wahrheit gemäß als Ausgaben der Kaffe hatte eintragen 
laffen. Die preußifchen Beamten fonnten daher aus den 
Büchern nicht nur die Richtigkeit des Kaffenbeitandes confta- 
tiren, jondern aud) genau erjehen, wohin die übrigen Beſtände 
geichafft worden waren. 

In Folge de mit Herm von Wurmb abgefchloffenen 
Vertrags wurden jämmtliche Kaſſen- und Finanzbeamte dei 
Landes angewieſen, ihre Geichäfte ganz wie in gewöhnlichen 
Zeiten fortzufeßen, die etatmäßigen Ausgaben zu beforgen 
und dic Einnahme-Ueberſchüſſe an die Finanzhauptfafie ein 
zujenden. Diefer Vertrag Hatte die wichtigften Folgen, denn, 
abgejchen von dem ſchon oben erwähnten politischen Einfluß 
auf die Stimmung des Landes, welche die Aufrechterhaltung 
der Königlichen Verwaltung an ſich ausüben mußte, wurde 
cs mir auch nur durch diefen Vertrag möglich, die Gel 
mittel aufzubringen, um die enormen Ausgaben zu beitreiten, 
welche in Folge der Occupation nothwendig wurden. In 
erjter Linie gehörten hierher die ganz außerordentlich bedew 
tenden Lieferungen aller Art, die zur Unterhaltung der preus 
Bifchen Armee in Sachſen an Lebensmitteln aller Art, Tabat 
und Gigarren, Fourage für die Pferde und an zahllofen an 
deren Gegenftänden zu leijten waren. Sehr große Koften 





_ 18 — 


:>z „rar Riese des Krieges zweifellos war, wurde 
> grrirznse ir Raftenbillers zur Auswechjelung bei der 
grızzz_ ste: Ne m gamöhnlicdgen Zeiten zu den äuberiten 
2.2.7.2 „sm und von em Verlangen nad) Papier: 
2.2 277 ISTENiE DU, etwas häufiger. Die Kaſſen⸗ 
IrmıT Dorn min grökern Andrang. und es wurde mir 

277 zu..,z Zezm qrrathen, eine ähnliche Einrichtung 
27. zu. "rom Zeit vorher bei der Aufnahme der 
islenn Zorn NT @terreichiichen Bank ftattgefunden 
um. 2 ı ® —— zwar eintreten zu laſſen, aber 
se! zurizas su beichräufen, daß ſie nur von einem 
on Bm * mit kleinen, einzeln aufzuzählenden 
IU_-:°,. 277 — Tdaelcritücken — vorgenommen werde, jo 
Jet zn: zur me Sehr geringe Zumme eingewechjelt werden 
:iır.  Sz zz Yo Acınlıben Mapregel, die eher dazu beis 
„ mzirz ein zone Die Reſorgniſſe des Publikums zu ver 
22777 N tr ans Verlegenbeit des Finanzminiſteriums vers 
‚zız nam Syrıe vb mid nicht entſchließen; ich ordnete 
7°..7.27 22 za ontaegengeichte® Verfahren an, um damit, 
ız 27 9, vries arökte Vertrauen zeigte, auch das Ber: 
2.7 Ne Barnim su erböben. Ich ließ daher zwar ın 
nimm dorani auimerkſam machen, daB es nad 
z ar) zunTeindg cn würde, wenn das Publikum ſich 
rs; ndearundete Befũrchtungen verleiten liche, die 
Kriens om grekerem Umiange zur Einwechjelung zu pr% 
erz 2 diei oen unbedingt ſicher geitellt jeien, wohl aber 
Ns omım nmstenbaften Andrang derielben bei den großen 
At:aceer. weiche die Finanzhauptkaſſe jest zu bejtreiten habe, 
dx Nothvendiakeit berdeigefübrt werden fünne, die Einlöfung 
Far mac Het zu iuependiren. Dadurch werde aber jorort 
ein nalen Des Courſies Der Najienbillets eintreten, mas von 
aroßem NRNachtheil fir das Publikum jen und nur den Spe 
culanten Vortheil bringen werde. welche dieſelben dann 
unter Pari auftaufen und nach kurzer Zeit für ihren vollen 
Werth wieder anbringen würden. Zugleich lich ich aber auch 
bekannt machen, daß für Jeden, der deſſen ungcadhtet jeine 
Kaſſenbillets weggeben wolle, die Einlöfung derjelben täglich 
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Mittheilungen und wiederholten Verſicherungen erklärlich war. 
Ic Felbit habe Herrn von Wurmb gegenüber nie ein Bort 
davon erwähnt; es würde Dies zu perſönlichen Auseinander: 
jeßungen geführt haben, die unter den damaligen Umjtänden 
vermieden werden mußten. Auch Herr von Wurmb hat dieſes 
Vorgangs mir und der Landescommiſſion gegenüber niemals 
gedacht. Sch kenne denſelben jelbft nur aus den mündlichen 
Berichten der betheiligten Beamten, die id) damals crhiclt. 

Die finanzielle Uecbereinfunft vom 20. Juni ſchien übri⸗ 
gend in Berlin wenig Beifall zu finden. Ebenfo unzufrieden 
ſchien man dort darüber zu jein, daß die Landescommiſſion 
ale Beauftragte des Königd von Sachſen anerkannt wor: 
den war. Wenigſtens jchließe ic) dies aus verjchiedenen 
Aeugerungen Herrn von Wurmb's und daraus, daß er am 
21. Juni der Landescommiffion mündlich, aber amtlich, mit 
theilte, der Regierungspräfident von Möller fei angetommen, 
um ihn zu erſetzen und als Eivil-Souverneur die Verwaltung 
des Königreichs zu übernehmen. Es ließ fich erfennen, daB 
Herr von Wurmb dadurch empfindlich verlegt war; mit 
einer Sichtbaren Genugthuung jagte er mir etwa acht Tage 
darauf, daß Herr von Möller wieder abgereift fei und Ale 
beim Alten bleibe. Später habe id) gehört, daß man m 
Berlin die Idee gehabt habe, für Sachſen eine ähnliche Ein 
richtung zu treffen, wie in Hannover, wo alle Miniiterien 
nad) Entfernung der Minifter unter der Leitung der General 
feeretäre, jedoch unter preußifcher Oberaufficht, ihre Gejchäfte 
fortführten. 

Die Durchführung diefer oder einer ähnlichen Einrid- 
tung in Sachſen würde freilich auf viele Schwierigkeiten ge 
jtoßen fein, da mit dem Abgange der Miniſter, jedenfalld aud 
der größte Theil der Directoren und Räthe der Minifterien, 
ſowie die meisten Mitglieder und Räthe der Mittelbehörden 
ihre Stellung aufgegeben hätten und daher die preußifche Re 
gierung genöthigt gewejen fein würde, eine große Zahl 
höherer preußischer Beamter nad) Sachfen zu fchiden. Yon 
dieſem Sachſtande foll fi) nun Herr von Möller überzeugt 
und daher ſelbſt gerathen haben, es lieber bei der zwijden 
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Als der Polizeidirector ſich weigerte, dieſe Broclamation 
öffentlich anfchlagen zu laffen und der Gouverneur deshalb bei 
der Landescommiſſion Beſchwerde führte, mußte die leptere 
das Verfahren des Polizeidirectors entſchieden billigen; ſie 
erklärte dem Gouverneur, daß fie völlig außer Stande je, 
jenen zu einer offenbar pflichtwidrigen Handlung anzuweiſen, 
und cine ſolche würde die Veröffentlichung einer Proclama- 
tion jein, die jo Heftige und völlig grundlofe Beichuldigungen 
gegen die fächfische Regierung enthalte. Als Hierauf der Gou- 
verneur dieſelbe durch feine eignen Leute anſchlagen lich, er: 
regte fie den allgemeinen Unwillen der Bevölkerung in einem 
jolchen Grade, dag jie ſchon am andern Morgen in der ganzen 
Stadt abgeriffen war. Darauf wurde ſie noch einmal an 
gejchlagen, aber genau mit demjelben Erfolge; dann gab man 
ſie ganz auf und fo tt diefe Broclamation nur an eier ein 
zigen Stelle in der ganzen Stadt, an der Wohnung des Gou— 
verneurs und des Kivilcommiffars, dem Hotel Bellevue, ange 
ſchlagen geblicben, wo unmittelbar davor ein preußifcher Wacht⸗ 
pojten jtand. Genau dasſelbe Schickſal Hatte jene unglüd- 
liche Proclamation auch in Leipzig, wo fie auch zweimal an 
geichylagen und zweimal allgemein wieder abgeriffen wurde. Es 
war cin auffallender, nur aus einer völligen Unkenntniß der 
Verhältniffe und derStimmung des Landes erklärlicher Irrthum, 
zu glauben, dag man durd) ſolche Schmähungen und Angriffe 
gegen Die Regierung das ſächſiſche Volf günjtig für Preußen 
ſtimmen könne. Dieſe PBroclamation hat wefentlich dazu bei: 
getragen, Die ohnedies ſchon gereizte Stimmung im Lande nod) 
mehr zu verbittern. Als Verfaſſer derjelben wurde damals 
allgemein Herr von Wurmb genannt; indejjen iſt es doch faum 
glaublich, day gerade cr, als der Sohn eines chemaligen 
ſächſiſchen Officiers, und als Landrat) des an Sachſen an- 
grenzenden Weißenfeljer Kreifes, mit der Stimmung de 
Landes ſo gänzlid) unbefannt jollte gewejen jein, um von 
einer ſolchen Broclamation einen günjtigen Erfolg für Preußen 
zu erivarten. 

Am 24. hatte ich eine Audienz bei Ihrer Majeftät der 
Königin Wittive, Marie, welche cbeufo wie Ihre Königliche 
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Die wichtigſte Mittheilung, die uns Herr von Wurmb da— 
mals machte, war aber die, daß die Umwandelung Dresdens in 
eine große Feſtung und, als Vorbereitung dazu, zunächſt die 
Umgebung der Stadt auf dem linken Elbufer mit einem Gürtel 
von Schanzen beſchloſſen worden ſei. Zugleich legte derſelbe 
uns einen ſpeciellen Plan zu letzteren vor, aus welchem wir cr: 
jahen, daß nicht nur die Schanzen ganz nahe an die Stadt, 
zum Theil unmittelbar an die legten Häufer derfelben kommen 
jollten, wodurd) eine jede Ausdehnung der Stadt unmöglich 
werden mußte, jondern daß auch ein großer Theil des „großen 
Gartens“, dieſes Schönen Parks mit feinen herrlichen, alten 
Bäumen, weggejchlagen werden ſollte. Alle unfere lebhaften 
Gegenvorjtellungen wurden, obgleid) Herr von Wurmb jelbit 
fein Bedauern über die Zerftörung des „großen Gartens“ 
ausjprach, doch ohne jedes nähere Eingehen mit der einzigen 
Benerfung zurüdgewiefen, daß dies eine von Sr. Majettät 
dem König von Preußen Selbſt beſchloſſene und angeordnete, 
aljo ganz unabwendbare Mapregel fei. Als wir eventuell 
wenigjtens um die Anlegung der Schanzen in ciner größeren 
Entfernung von der Stadt baten, was nicht nur für Dice 
legtere etwas weniger drückend geweſen wäre, -fondern aud 
in militärischer Hinſicht zweckmäßiger zu fein ſchien, er 
widerte Herr von Wurmb: Die Anlegung der Schanzen in 
der unmittelbarſten Nähe der Stadt jet nicht aus militärischen 
Gründen beſchloſſen worden, jondern aus politijchen, man 
wolle eben den Bewohnern von Dresden vecht deutlid) und 
fühlbar machen, welche Nachtheile ihnen die Politik des 
Königs bringe und leßteren zugleid), wenn er etwa in Folge 
des wechjelnden Kriegsglücks und mit Hilfe fremder Truppen 
zurückkäme, in die Lage ſetzen, „daR jede auf die Schanzen 
abgefchofjene ſächſiſche Kugel feine eigne Stadt Dresden 
treffen und den Bewohnern VBerderben bringen müfje!“ 

Nach längerer Verhandlung erklärte ſich jedoch Herr von 
Surmb bereit, unter Zuziehung des commandirenden Ins 
genieur-Offiziers, Oberft Mertens, und mit zwei Mitgliedern 
der Landescommijjion, wozu fi) Miniſter von Falfenjtein 
und Öencrallieutenant von Engel erboten, noch an demjelben 
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Armee abführen zu können. Ich beſchloß nun, da ich wußte, 
daß in der Gegend. von Freiberg ſehr viele arbeitsloſe Berg⸗ 
leute vorhanden waren, auch dort einen Verſuch zu machen, 
beauftragte aber vorher einige dortige Bergbeamte, ſich zu: 
nächſt felbjt in die von Bergleuten bewohnten Dörfer zu be 
geben, um die Leute, wenn etwa aud) dort ein ähnliches 
Gerücht, wie bei Dresden, verbreitet fein follte, deshalb zu 
beruhigen und ihnen zu erflären, daß fie bet dem Schanzen- 
ban mit den Preußen in gar feine Berührung kommen, jon- 
dern unter ſächſiſchen Aufſehern und Ingenieuren arbeiten 
und von einer ſächſiſchen Behörde bezahlt werden jollten. 
Dies hatte auch die beite Wirkung gethan. Einige Taufende 
von Bergleuten hatten fich bereit erflärt, am andern Morgen 
nach Freiberg zu fommen, ſich dem von mir dorthin ge 
ſchickten Ingenieur zur Dispofition zu Stellen und mit ihm 
nach Dresden zu geben. Dies alle Hatte ich vorher mit 
Herrn von Wurmb bejprochen und legterer hatte es dem Ge 
nerallieutenant von der Mülbe mitgetheilt. Diefer aber, der 
es wahrſcheinlich gar nicht für möglich) hielt, daß fo etwas 
ohne Soldaten ausführbar fer, Schiete eine Abtheilung Ulanen 
unter dem Commando eines Lieutenants nach Freiberg, um 
den Ingenieur zu unterſtützen. Dieſer leßtere, der cbenje: 
wenig, wie ich, von diefer Maßregel etwas wußte, war nidt 
wenig erichroden, als er früh, fehr zeitig fchon, die Ulanen 
in Freiberg anfommen ſah, welche alle Eingänge der Stadt, 
ſowie Die hHauptjächlichiten Straßen und den Marftpla, wo 
die Uebernahme der Arbeiter Seiten des Ingenieurs erfolgen 
jollte, befegten. Der Erfolg diefer Maßregel blieb natürlid 
nicht aus; die Bergleute hielten fich, als fie preußiſches Mi- 
litär erblidten, für hinterfangen, die in Freiberg Wohnenden 
blieben zu Baus und die von den benachbarten Dörfern 
in großen Mafjen Hereinfonmenden fehrten, als fie die Thore 
der Stadt von preußischen Soldaten bejegt fanden, erjchroden 
wieder um. Der Ingenieur fam zurüd, ohne auch nur einen 
einzigen Arbeiter mitzubringen. 

Da mir nun Herr von Wurmb ſchon am 25. gejagt 
hatte, daß er, wenn es nicht gelingen follte, in den aller- 
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jedoch Ihon unter dem 26. Juni diefen Antrag ab, indem ſie 
bemerfte: Der König habe in dem Ichten Landtags-Abſchiede 
verjprochen, zu einem Parlamente für ganz; Deutſchland 
Wahlen auszufchreiben; das werde er auch gewiß thun, jo: 
bald er in fein Land zurüdgefehrt jet; die Landescommiſſion 
aber jei dazu nicht berechtigt, da diefe Sache nad) der be 
ftimmten Faffung ihrer Inſtruction außerhalb ihrer Com- 
petenz liege. Nach Verfluß eines Monates erjt, unter dem 
25. Juli, wiederholte Herr von Wurmb jein Verlangen, die 
Wahlen zum Barlamente auf Grund der preußijchen Bor: 
ſchläge vom 10. Juni, d. h. aljo für ganz Deutſchland ohne 
Oeſterreich und Luxemburg, feien unbedingt nothwendig, 
die Landescommiſſion habe daher binnen acht Tagen für 
Sachſen die Wahlbezirke zu bilden und die Wahlcommiljare 
dem Gouverneur dorzufchlagen; auf formelle und Competenz- 
bedenfen könne feine Rüdjicht genommen werden; wenn die 
Landescommiffion das von ihr Verlangte nicht thun wolle, 
jo werde der Gouverneur ſelbſt die Wahlbezirfe bilden, die 
Commiſſare ernennen und die Wahlen anordnen. Die Lande 
commiſſion Ichnte jedoch die cigue Anordnung ſolcher Wahlen 
unter dem 27. Juli anderweit und aus demjelben Grunde ab. 
Nachdem jie jedoch von dem Nidolsburger Prältminar-Bertrage 
Kenntniß erhalten hatte, richtete fie unter dem 29. Zuli ein 
anderweites Echreiben an Herrn von Wurmb, in welchem fie 
bemerkte: da Sachjen den norddeutichen Bunde beitreten werde 
und daher für diefen demnächſt ein Barlament erwählt werden 
müſſe, jo dürfte doc) für die jegt von der preußifchen Re 
gierung verlangten Wahlen gar fein Anlaß mehr vorhanden 
und daher die ganze Differenz wohl erledigt fein; darauf iſt 
auch nichts weiter erfolgt. 

Die Verhältniffe zwiichen den preußischen Truppen 
und der Dresdner Bevölkerung, die fi) in den erjten Tagen 
ganz erträglid” zu gejtalten jchienen, wurden nad umd 
nad) immer peinlicher und umangenchmer. In Breußen 
hatte man offenbar von der Stimmung der Sachſen 
und den Verhältniffen des Landes gar feine Idee gehabt, 
man Hatte jich, Lediglidy der Gewalt der Waffen ver: 
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verlegt, daß Herr von Wurmb bald nad jeiner Antunit, 
begleitet von mehreren Soldaten, ſich in die verjchlofjene 
Wohnung einer, von Dresden damals abwejenden, Dame, 
welche mit Herrn von Beuft näher befannt war, begab und 
dort Schränke und Schreibtische öffnen ließ, weil er, vielleicht 
durch falfche und gehäſſige Denunciationen irre geführt, ver: 
muthete, dort wichtige Briefe und fonftige Papiere Beuſts 
finden zu fünnen. 

Diefe Haltung der Tresdner Bevölferung war den preußi⸗ 
chen Autoritäten äußerjt unangenehm; man war in Berlin 
mit dem Gange der Dinge in Sachjen unzufrieden, man tadelte 
den General Herwarth und Herrn von Wurmb, daß jie 
anfänglich zu mild aufgetreten feien, man wünſchte die Be 
jeitigung der Zandescommifjion, die Aufhebung der finanziellen 
Convention und die Anwendung ftrengerer Maßregeln gegen 
die Bevölferung. Das alles war aber doch nicht fo leicht 
auszuführen, als man es in Berlin dachte; die Lande 
commiſſion hielt jich äußert vorſichtig und durchaus offen 
und ehrlich, die Bevölferung blieb zwar den Preußen gegen: 
über durchaus zurüdhaltend und jede Annährung ablchnen, 
aber doch ganz ruhig und jeden Conflict vermetdend, und jo 
fehlte e& durchaus an cinem Anlaffe, ja an einem Vorwand, 
um jtrengere Maßregeln zu ergreifen. Ohne einen folden 
Anlap aber dies zu thun und die in den erften Tagen ge 
troffenen Berabredungen wieder aufzuheben, dazu war Her 
von Wurmb, wie ich gern anerfenne, doch zu ſehr Ehren 
mann; er bat mir zu jener Zeit einmal ſelbſt gefagt, man 
jet in Berlin mit ihm unzufrieden und weigere fid), die finan- 
zielle Convention zu genehmigen; er werde aber unbedingt 
an dem mir gegebenen Worte fejthalten und cher feine 
Stellung aufgeben, als letzteres brechen; er wolle ſich daher 
noch direct an Herrn von Bismard wenden und hoffe von 
ihm eine richtigere Beurtheilung feines Verhaltens. E3 fcheint 
diefe Hoffnung auch erfüllt worden zu fein, wenigftens it 
an der Convention nicht weiter gerüttelt worden. Im Uebrigen 
aber konnte es feinem Zweifel unterliegen, daß feit der An 
funft des Generallieutenants von der Mülbe, wenigſtens von 





—  — 


directe Befehle von dem Miniſter Beuſt und vom Könige 
jelpit erhalte, die unteren Behörden aber gehordhten dieſer 
Nebenregierung mehr als der Landescommiljion, welche, wie 
man annehmen müſſe, von dem Könige nur zum Schein cin- 
gejeßt jei, um die Preußen durd) ein freundliches Entgegen- 
fommen zu tänjchen und deſto ungeftörter im Gcheimen das 
Bolt aufwiegeln, ſowie einen Aufftand vorbereiten zu fönnen. 
Dabei wiederholte er mehrfach jeine bejtimmte Ueberzeugung, 
daß die Mitglieder der Yandescommilfion davon nichts wühten 
und ſelbſt die Getäufchten feien. Die Erfindung dieſer 
Fabel, die doch Herr von Wurmb ſelbſt unmöglid) für 
Wahrheit halten konnte, war nur dann erflärlich, wenn ſie ala 
Einleitung zu irgend einer Gewaltmapregel dienen jollte, über 
die fich aber Herr von Wurmb nicht ausſprach. Nebenbei 
hatte fie wohl auch die Abſicht, uns zu falfchen Schritten 
zu verleiten. Als Beweis für ſeine Anficht über das Beſtehn 
einer Nebenregierung in Sachſen brachte Herr von Wurmb 
Damals nur zweierlei vor. Einmal, daß er ſelbſt vor Kurzem 
bei einer Beſprechung mit dem Oberbürgermeijter Pfotenhauer 
auf dem Arbeitstiſche desselben eine Schrift habe Tiegen jehen, 
auf welcher er, allerdings nur aus der Ferne, die Unterjchrit 
des Königs Sohann erkannt Habe, woraus er ſchloß, daß der 
Stadtrath von Dresden noch immer geheime Befehle von dem 
Könige erhalte, Jodann, daß, wie er wife, der Bolizeidircetor 
Schwauß jeit einiger Zeit Gendarmen in Eivilfleidung in der 
Stadt herumfchide, um Exceſſe bervorzurufen und das Boll 
gegen Breußen aufzuhegen. In Bezug auf den eriten Bunt 
fonnten wir Herrn von Wurmb jofort envidern, dar, ſelbſt 
wenn er ſich bei feinem Blicke „aus der Ferne“ nicht getäujdt e 
habe, ein Beanter, wie der Oberbürgermeifter von Dresden, 
Jich doch gewiß mehrfach) im Befige von älteren Schriftftüden, 
welche Die Unterfchrift des Könige trügen, befinden mülle 
und Daher aus dieſem Umſtande allein noch nicht auf dad 
jeßige Beitehen einer Nebenregierung gejchloffen werden dürft. 
sn Bezug auf den zweiten Punkt aber wußten wir genaı, 
und erwiderten es Herrn von Wurmb, daß fi die Sadk 
gerade umgefehrt verhalte; die Berliner Polizei — der be 
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Bedauern über dieſen, durch nichts gerechtfertigten und in der 
ſchroffſten Weiſe durchgeführten Gewaltact ausſprach und mich 
dabei über den, in Bezug auf jene verdienten und allgemein 
geachteten Beamten von ihm gebrauchten Ausdrud „Spion“ 
beſchwerte, juchte er den letztern durch die Verficherung zu 
erläutern und zu entjchuldigen, daß er das Wort „Spion“ 
nicht auf jene Herren jelbit habe anwenden, jie nicht dadurch 
verlegen, jondern nur das Berfahren habe charaftenjiren 
wollen, welches im alle der Nichtbefolgung des Befehles 
gegen fie werde angewendet werden. Uebrigens fagte mir Herr 
von Wurmb bei dieſer Gelegenheit noch ganz vertraulid: er 
habe im cignen Öntereffe jener Beamten gehandelt, als er 
deren Ausweiſung aus dem Lande beantragt habe; es jet fo 
beffer für fie; wären fie bier geblichen, jo Hätte er nidt 
dafür ftehen können, daß es ihnen nicht noch viel jchlimmer 
ergangen wäre. Sc glaube auch, daß Herr von Wurmb 
hierin Recht Hatte, denn ich weiß, daß ein oder zwei Tage 
vor der Ausweiſung Herr Stieber aus Berlin Abends in das 
Dresdner Polizeihaus gelommen war und dort den Hau 
mann, ohne zu wiffen, daß diejer ihn perſönlich kannte, ge 
fragt hatte: ob denn der Bolizeidirector Schwauß noch ummer 
sicht abgejeßt und verhaftet jei? Dieſe Augweifung machte 
im ganzen Lande einen tief niederjchlagenden, beunruhigenden 
Eindrud; einem jo ganz willführlihen Gebrauche der Macht 
gegenüber mußte das Gefühl der perfönlichen Unsicherheit, 
der Rechtlofigkeit allgemein und tief empfunden werden. Nicht 
unintereſſant iſt e8 übrigens, daß derjelbe Schwauß, der de: 
mals auf Antrieb feiner Berliner Feinde ausgewieſen wurde 
und den dieſe am liebften abgejegt und verhaftet, wenn nicht 
gar als Spion erfchoffen hätten, ſich nicht nur heute noch 
unter allgemeiner Anerkennung in feiner, feitdem wejentlid 
erhöhten Stellung befindet, jondern aud) einige Jahre nad) 
jener Augweifung, als man aud) in Berlin ihn und jeine 
Gejchäftsführung beffer Hatte kennen und achten lernen, durch 
die Verleihung de8 Ordens der preußiichen Krone zweiter 
Klaſſe ausgezeichnet worden ijt. 

Die Landesconmifjion legte gegen jene Maßregel bei dem 
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daß der gejammte Freiberger Stiberbergbau, wenn feine Be 
zahlung für die ausgebradjten Erze mehr. geleitet wurk, 
nicht weiter fortgejegt werden Fonnte und daher mehrer 
Taufende von Arbeitern mit ihren Samilien brodlos würde, 
jo wies ich das Oberbergamt an, Alle aufzubieten, um durd 
eine gütliche Vereinbarung mit dem in Freiberg cödmman- 
direnden preußischen Offizier den Fortbetrieb der Hüttenwerke 
wieder möglich zu machen. Dies gelang auch endlich in ir 
Weiſe, daß die ſächſiſchen Beamten die Leitung des Betrichbes 
unter Aufſicht und Controle eines preußiſchen Dffizierd wieder 
übernahmen. Meine gegen diejes ganze Verfahren bei dem 
Civilcommiſſar von Wurmb erhobene Bejchwerde führte nah 
einigem Echriftenmwechfel dahin, daß der Betrieb der Hütten 
werfe wieder frei gegeben wurde und die preußische Regierung 
anerfannte, daß das weggenommene Silber zurüdzugebe, 
dagegen das Blei ald Kriegscontrebande Preußen entweder in 
Natur verbleiben, oder, injofern es mit dem Silber vermiſcht 
und ohne Weiterungen nicht von demjelben zu trennen wor, 


jeinem Werthe nad) zu vergüten fei. Die wirkliche Zurüd⸗ | 


gabe des weggenommenen Silbers machte aber noch jehr vide 
Schwierigkeiten und konnte troß aller Erinnerungen erft einige 
Zeit nad) abgejchloffenem Frieden durchgefegt werden. 

Da General von Herwartb, als er in Dresden antım 
und die Landescommiffion ihn jchriftlich begrüßte und ihn 
von ihrem Beftehen und ihrer Beitimmung in Kenntniß jehte 
ihr mitgetheilt hatte, daß er, als Militärgonverneur, mit 
den jJächliichen Behörden und überhaupt mit Werwaltung% 
fachen nichts zu thun habe, wir uns vielmehr deshalb fediglid 
an den Givilcommiffar zu wenden hätten, fo hatten wit, 
als an feiner Stelle Generallieutenant von der Mülbe nach 
Dresden Fam, ihm gegenüber dasselbe Verfahren beobadttet, 
ihn überdies noch durch Herrn General von Engel perjönlid 
begrüßen laffen; unjerem geſammten Geſchäftsverkehr aber, wie 
bisher, mit Herrn von Wurmb fortgeführt und in vollftändigem 


Einverjtändnig mit deinjelben alle unfere chriftlichen Mittheil-⸗ 


ungen an ihn adrejjirt. Dies hatte der Generallieutenant 
von der Mülbe, der fein Verhältnig zum Givilcommifat, 
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Verkehr nad) Außen vermittele. Zugleich ſprach er ji in 
der ſchroffſten und Heftigiten Weife gegen die Bevölkerung 
Sachſens aus: „welche äußerli Ruhe beobachte und jeden 
Conflict vermeide, im Innern aber den bitterjten Haß gegen 
Preußen hege; das müjje anders werden, er werde bald 
Mapregeln ergreifen, um eine Sinnesänderung herbeiju: 
führen.“ Unjere Remonjtrationen gegen dieſe Auffaffung und 
die fpeciellen Erläuterungen, die ich, in meiner Eigenschaft 
als Interimsverwalter des Minijteriums des Innern, ihm in 
Beziehung auf jeine, dieſes Reſſort jpeciell berührenden %: 
jchwerden geben konnte, ſchienen ihn jedoch in der Hauptjadk 
zu beruhigen, dag Geſpräch nahm nach und nad) einen freund 
licheren Charakter an, jo daß wir am Ende ohne tieferen 
Zwieſpalt und, wie es jchien, verfühnt auseinander gingen. 

An demjelben Tage Abends kamen die erjten 800 Schanz⸗ 
arbeiter aus Berlin an, deren Unterbringung in der Stadt 
und Ueberwachung ſehr viele Mühe und Arbeit verurfadte. 
Ebenjo an den folgenden Tagen; es wurde verfucht, die Leute 
in den benachbarten Dörfern unterzubringen, was dort zu 
den lebhafteſten Beichwerden Anlaß gab. 

Am 4. Juli Vormittags verfündeten 101 Kanonenſchüſſe 
der Stadt den großen Sieg der Preußen bei Königgräg, aud 
famen unbejtimmte Nachrichten von einigen vorhergegangenen 
Gefechten der Sachſen, und, daß vicle ſächſiſche Offiziere und 
Soldaten geblieben feien, andere verwundet oder frank in den 
Lazarethen lägen. Die Stadt war in der äußerjten Auf— 
regung, voll der fchlimmiten Befürchtungen. Zu den größten 
Leiden unſeres Zuftandes gehörte die völlige Abgejchlofien 
heit, in der wir uns befanden; Poſt und Telegraphen waren 
in preußijchen Händen, die Communication mit dem Könige, 
mit der Armee völlig unmöglich, ſelbſt der übrige Briefverkeht 
mit den größten Schwierigfeiten verbunden. Längere Zeit 
hindurch bejtand die Anordnung, daß nach Dresden gelangende 
Briefe erjt drei Tage nad) ihrer Ankunft ausgetragen, von 
hier nad) Außen beftimmte Briefe aber erjt drei Tage nad 
ihrer Aufgabe abgefendet werden durften. Im Folge dieler 
Abſperrung entjtanden verfchiedene höchſt beunruhigende Gr 
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der ganzen Occupation von der Berliner geheimen Boligi 
eine Tätigkeit in Sachjen entwickelt wurde, von welcher der 
Eivilcommiffar und der Militärgouverneur wenig oder gar 
nicht3 wußten. 

Bon dem Kriegsminiſterium war eine Heine, von einem, 
dem Eiviljtande angehörigen Rathe geleitete Abtheilung zurüd: 
geblieben, um gewiſſe, auch während des Krieges und der Ab: 
wejenheit der Armee noch nöthige Gefchäfte zu bejorgen. 
Nun war aber bei dem preußilchen Gouverneur der eigen: 
thümliche Verdacht entitanden, c8 finde in Sachen in aller 
Stille eine von dem Kriegsminiſterium geleitete Refrutirung 
und die Abjendung der Ausgehobenen an die Armce ftatt; 
Generallieutenant von der Mülbe lieg daher plößlich das 
Kriegaminiiterium jchließen und befeßen, den Ddirigirenden 
Rath entfernen und alle Acten und Regiftranden genau durd: 
forichen; als fich aber hierbei der Verdacht nicht beftätigte, 
vielmehr die Thätigfeit der zurücdgebliebenen Abtheilung des 
Kriegsminiſteriums ſich als ganz unſchädlich, ja jogar noth⸗ 
wendig erwies, ließ er dasſelbe wieder eröffnen und ruhig 
fortwirken. Um jo unerwarteter kam es uns daher, als der- 
ſelbe einige Tage darauf, am 5. Juli, der Landescommiſſion 
mittheilte, er könne durchaus nicht dulden, daß neben dieſer noch 
beſondere ſächſiſche Miniſterien beſtänden, er habe die Landes— 
commiſſion und die Stellung der einzelnen Miniſter anerkannt, 
außerdem aber noch beſondere Miniſterien beſtehn zu laſſen, 
ſei ihm nicht möglich; er verlangte daher ganz kategoriſch die 
ſofortige Aufhebung und Beſeitigung ſäumtlicher Miniſterien. 
Da dieſes Verlangen gänzlich unausführbar war und über: 
haupt von einer vollſtändigen Unkenntniß der Staatsverwaltung 
zeugte, ſo waren wir nicht einen Augenblick in Zweifel, daß 
Herr von Wurmb bei dieſer Maßregel nicht mitgewirkt habe, 
ie ihm ſogar wahrſcheinlich ganz unbekannt ſei. Dies be 
Htätigte fi) auch, denn als wir deinjelben davon Meittheilung 
machten, war er felbjt überrajcht und verwundert, jagte aber: 
helfen könne er uns nicht, denn er habe gar feinen Einfluß 
auf den Generallieutenant von der Miülbe, feine Stellung fi 
überhaupt jeßt fo unangenehm, daß er fie aufgeben würd, 
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übrigen Familie näher zu jein, nad) Dresden gegangen und 
wohnte bei mir. Die Nachricht wirkte tief erjchütternd auf und 
ein; die nächſten Tage verliefen in tieffter Trauer; der Schmer; 
wurde durch die vielfachen Beweije wahrer Theilnahme — aud) 
die Königin Marie und Prinzejfin Amalie befuchten die Witte 
perfönlic” — immer von Neuem aufgeregt und dadurd noch 
befonder® erhöht, daß auch über das Scidjal des jüngiten 
Sohnes meines Bruders, der, nod) nicht ganz 18 Jahre alt, 
die Schladht von Königgrätz als Lieutenant cbenfall® mits 
gemacht hatte, jede Nachricht fehlte. Ein von ihm nod am 
Tage der Schlacht ſelbſt mit Bleiſtift gejchrichener Zettel, 
durch den er mir anzeigen wollte, daß er gejund aus der 
Schlacht gekommen, traf nach verjchiedenen Irrfahrten ent 
3—4 Wochen Später in Dresden ein. 

Am 11. Suli zog Oeneraflieutenant von der Mülbe 
mit jeinem Corps nad) Böhmen ab, nahm aber dabe 
jümmtliche, in den hiefigen Magazinen befindliche Vorräthe 
an Lebensmitteln aller Art, Fourage für die Pferde, Be 
Eleidungsgegenftände u. }. w., das vorhandene Schlachwich 
jowie die geſammte Ausrüstung und alle Vorräthe der Laza: 
rethe mit. Als die Dresdner Aerzte davon Kenntniß erhielten, 
day auch die ſämmtlichen preußischen Militärärzte mit ab» 
gegangen feien umd fie ſich in die Lazarethe begaben, um fi 
der Kranken anzunehmen, fanden fie dort, außer den Betten, 
die mit Kranken und Verwundeten belegt waren, nichts vor, 
nicht einmal ein Handtuch, nicht die nothwendigſten chirur⸗ 
giſchen und ſonſtigen Inſtrumente. Zur Rechtfertigung dieſes 
Verfahrens wurde angeführt: Böhmen ſei durch außerordent⸗ 
lich umfängliche Militärleiſtungen ſchon ſehr ausgeſaugt, man 
könne daher nicht unbedingt darauf rechnen, dort die erforder⸗ 
lichen Lebens: und Verpflegungsmittel, ſowie die nöthigen 
Yazaretheinrichtungen in genügender Menge und Beſchaffen⸗ 
heit zu finden oder in Furzer Zeit erlangen zu können; darum 
jei es im Intereffe der Truppen nöthig geweſen, dies all 
von hier mitzunchmen, wo es ja jchnell wieder erfegt werden 
fünne. Wenn man dies aber auch vom Standpunfte der 
Militärverwaltung aus als richtig anerkennen will, jo wär 
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der Elbe und der Eitenbahn zugeitanden worden fe. Da 
wir wußten, dat der Generallicutenant von Nojtig zu einem 
ſolchen Zugeſiändniſſe ohne eine ſpecielle Genehmigung des 
Königs nicht berechtigt, aber auch nicht der Mann war, der 
jih Durch Trobungen von jeiner Pflicht abwendig machen 
lieh. jo jagten wir Herrn von Wurmb die Erfolglofigfeit 
jeinet Reiſe voraus. Ta aber die Aufrechterhaltung jener 
Zperrmakregel bei dem Stande des Krieges ung feinen Ruten 
mehr gewähren fonnte, für das Land aber jogar nachtheilig 
war, weil in Folge derjelben die geſammten Armeebedürjniſſe 
aut Umwegen mit einem weit größeren, Sachjen allein treffen: 
den Koſtenaufwande, auf der Landſtraße transportirt werden 
mußten, 10 cntichlefjen wir uns, bei dem Könige die An 
weiſung des Commandanten des Königſteins zur Freigebung 
der Elbe und der Eiſenbahn ſelbſt zu beantragen. Als wir 
diee jedoch Herrn von Wurmb, der von ſeiner Beſprechung 
mit Herrn von Noſtitz unverrichteter Sache zurückgekommen 
war, am folgenden Tage mittheilten, erklärte uns derſelbe, 
er wolle zwar cine ſolche Sendung nad) Wien nicht hindern, 
könne aber auf den Erfolg derjelben nicht warten; es werk 
vielmehr, da man die Idee, finanzielle Zwangsmittel gegen 
das Yand anzuwenden, aufgegeben habe, nun jofort mit der 
Beſchießung Des Königſteins begommen werden; jchwere Be: 
lagerungsgeſchütze ſeien zu dieſem Behufe ſchon aus Magde 
burg angekommen. 

Es war in jenem Augenblicke gerade ein ziemlich empfind⸗ 
licher Geldmangel in der Finanzhauptkaſſe eingetreten. Die 
Einzahlung von Handdarlehnen Seiten vieler Privatperjonen 
dauerte zwar ununterbrochen fort, Die Ausgaben aber jtiegen 
durch die tägliche Zahlung von 10000 Thalern an den Com⸗ 
mijlar, Durch Die Koften der Unterhaltung eines ganzen 
preußiſchen Armeecorps, ſowie in Folge der vielfachen und 
umfänglichen Requifitionen aller Art, ſelbſt für die in Böh- 
men jtehenden preußifchen Truppen, und insbeſondere durch 
den, überaus Eojtjpieligen Schanzenbau in jo hohem Grade, 
daß id) gezwungen war, für viele Leiftungen Anweiſungen 
auf Fünftige Zahlung (Bons) zu geben und dennoch oft 
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zwiſchen Eger und Adorf cine Berlegung am Fuße zuzog, 
Die ibn nach feiner Rückkehr nöthigte, nod) längere Zeit das 
Zimmer nicht zu verlajjen, war cin ſchöner Beweis patriotiſcher 
Aufiopferung und moraliſchen Muthes, der in hohem Grade 
anzuerkennen iſt. 

Die Anweiſung Des Königs an den Gencrallieutenant 
von Noſtitz wegen Freigebung des Elb- und Eijenbahnverfchts 
kam noch zur rechten Zeit an; die Beſchießung hatte noch 
nicht begonnen. Die hierauf wegen dieſes Punktes zwiſchen 
den Generalen von Schack und von Noſtitz abgeſchloſſene 
Vereinbarung war daher nichts weniger, als eine Folge der 
Ridolsburger Präliminarien, wie Flathe (a. a. D., ©. 80) 
annimmt, ſtand vielmehr mit denſelben in. gar feinem Ju 
jammenbange und war materiell ſchon vorher verhandelt und 
gcordnet. 

Inzwiſchen dauerten die Bedrückungen des Landes durch 
maſſenhafte Requiſitionen aller Art ununterbrochen fort. Die 
Umgegend von Dresden, mehrere Meilen in der Runde, war 
von Wagen und Prerden fait gänzlich entblößt; denn nicht 
nur Die ſächſiſche Armee hatte bei ihrem Abmarſch eine grobe 
Menge derſelben mitgenommen, jondern auch die Corps der 
denerale von Herwarth und von der Mülbe hatten bei ihrem 
Wegzuge von bier weit umd breit alles, was noch an Wagen 
und Pferden vorbanden war, requirirt und mitgenommen, 
aber nur wenig davon war zurüdgefehrt. Als daher jetzt 
noch ganz plöglid die Herbeifchaffung von 200 bejpannten 
Wagen mit suhrleuten zum Gebrauche in Böhmen binnen 
wenigen Tagen verlangt wurde, mußte deshalb bis weit in 
Die Gegend von Leisnig und Döbeln hin requirirt werden. 
Non der Stadt Zittau wurde fogar noch cine befondere 
Nriegscontribution in baarem Gelde erhoben. 

Die maſſenhafte Einguartierung preußifcher Soldaten 
war überall im Lande, insbeſondere aber in Dresden, zu einer 
ſchweren Laſt geworden. Nach der jächfifchen Gefeßgebung 
mußte die Einquartierung im Kriege nach einem bejtimmten 
Maßſtabe zum Theil von den Haugsbefigern, zum Theil von 
den Miethbewohnern getragen werden. Unter letzteren be 
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von jenen Zahlungen abgezogen werden möge, wurde aber 
mit dieſem Geſuche abgewichen; nur die Zittauer Gontribution 
int ſpäter zurüdgezahlt worden. 

Zu allen dieſen Uebeln, die uns der Krieg mitbrachte, 
fam aber noch cin anderes — die Cholera, dic in den meilten 
Orten Des Landes, wenn aud in vertchiedenem Grade der 
Heitigkeit, auftrat und ſehr viel dazu beitrug, die Stimmung 
su verdüitern und Die allgemeine Niedergejchlagenheit nod 
zu vermehren. 

Cine große Aufregung im Lande rich auch die Zer— 
ſtörung einer Strede der Zwidau = Chemniter Eijenbahn 
in Der Nähe von Chemnig um deswillen hervor, weil fie 
offenbar aus militärtjchen Gründen völlig unnöthig war. 
Tenn die Benugung der Eifenbahn zu einem etwaigen An 
arıft von bayeriſcher Seite ber, an den doch damals, nad er 
Schlacht bei Königgrätz, überhaupt gar nicht mehr gedacht 
werden fonnte, war bereits durch die Zerſtörung einiger 
Arüden im Noigtlande unmöglich gemacht. Pie neuerlidk 
Zerttörung bei Chemnig hatte feinen andern Erfolg — id 
will nicht Jagen: Zweck — als den, die Zufuhr von Stein: 
fohlen nad Chemnig zu verhindern und dadurch den Forte 
betrieb der Chemnitzer Fabriken unmöglich zu madjen. In 
Chemnitz lagen nämlich noch größere auswärtige Bejtellungen 
vor, durch welche der Tyortbetrieb einiger Fabriken noch eine 
Jeit lang gefichert war; durd) jene Zerjtörung, welche die 
Zufuhr von Steinfohlen abjehnitt, wurde derjelbe unmöglich, 
wurde eine große Anzahl von Arbeitern mit cinem Schlage 
brodlos gemacht, ohne dab dadurd) auch nur der geringite 
Nutzen für die preußifche Kriegführung entſtand. Auf die 
deshalb erhobene Bejchwerde der Landescommiffion erwiderte 
Herr von Wurmb, dab er fein Wort von dieſer Zerjtörung 
gewußt babe und bereit jei, ſoviel als möglich dahin zu 
wirken, daß die Wiederherjtellung der Bahn geftattet werde. 
Dies geſchah auch endlich; die Bahn wurde, — natürlich auf 
ſächſiſche Koſten, — wieder hergeftellt. Der ganz unnöthiger 
Weiſe angerichtete indirecte Schaden war aber nicht zu er 
ſetzen. 
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ſtrecke gelegenen Orte ſehr nachtheilig war, bald wieder auf- 
gehoben. 

Gegen alle dieſe und ähnliche Bedrückungen gab es keine 
Hilfe. Die Preſſe ſtand unter der ſtrengſten Beaufſichtigung 
die Leipziger Zeitung war lange Zeit hindurch einer fürm- 
lichen Genfur unterworfen, das Dresdner Sonrnal wurde 
itreng beauflichtigt und durfte ſelbſt Bekanntmachungen ber 
Zandescommijjion nur nach vorheriger Signatur durch den 
preußischen Eivilcommiffar aufnehmen; einer ähnlichen ftrengen 
Beaufjichtigung unterlagen alle übrigen Blätter; für eine 
jede, der preußifchen Behörde mißliebige Acußerung drohte 
ihnen das fofortige Verbot ferneren Erſcheinens. Wenn biete 
Maßnahme gegen die Preſſe bei dem bejtehenden Kriegsſtande 
an jich erflärlich und natürlich war, fo machte es einen ım 
jo tieferen und traurigeren Eindrud, daß der Preſſe der an 
nerioniftiichen Partei gegenüber ein ganz anderes Verfahren 
beobachtet wurde. Dieſe durfte in ihren Sournalen und 
Flugſchriften alles jagen, was fie wollte, ſelbſt die ärgiten 
Schmähungen und Verdächtigungen gegen den König, die 
offenbarjten Majeftätöbeleidigungen; Herr von Wurmb ver 
hinderte jede Verfolgung derjelben Seiten der Juſtizbehörde; 
wenn er erfuhr, daß cin Staatsanwalt in einem folchen Falle 
eingefchritten war, befahl er unter Drohung fofortiger Ab 
jegung und Verhaftung die Zurüdnahme des geftellten Straf 
antrags. Der ärgjte diefer Fälle, der die allgemeinjte Auf 
regung bervorrief, war der mit der befannten Schmähſchrift 
Treitfchles; doc) werde ich über diefen Fall und den Zu— 
ſammenhang, in welchem er mit dem ganzen erfahren gegen 
Sachſen jtand, weiterhin ausführlicher fprecjen. Wenn Flathe 
(a. a. O., ©. 792) diefen Thatjachen gegenüber jagt: „die 
Preſſe erfuhr, abgejchen von der Unterdrüdung der Leipziger 
Abendpoft und zweier Chemniger Blätter, keine Behel: 
ligung“, fo Hat er hierbei eben nur die annexioniſtiſche 
Preſſe, Die allerdings nicht behelligt, jondern beſchützt wurd, 
im Auge, und glaubt von feinem Standpunkte aus ganz 
ignoriren zu dürfen, daß es auch noch andere Blätter in 
Sachſen gab, die fehr wejentlich „behelligt” wurden. 
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fortdauern jollte, und bejchloffen, dieſe Bufammenjtellung Herm 
von Beuft mitzutheilen, jobald wir von dem Beginne jolder 
Bräliminarverhandlungen Kenntniß erhielten und eine Com: 
munication mit Wien für uns möglich wurbde. 

Auf die Lage der Dinge in Sachſen ſelbſt hatten die 
Neolsburger Verträge nicht den geringiten Einfluß; es ge 
wann ım Gegentheil immer mehr und mehr den Anſchein, 
als wolle man die Bevölkerung Sachſens durch fortwährend 
Bedrüdungen zum Aeußerſten bringen, und gerade weil m 
Nickolsburg die Annexion Sachſens an Preußen aufgegeben 
worden war, wenigſtens die finanzielle Ausſaugung Sachſens 
ſyſtematiſch betreiben. 

Ueber den innern Zuſammenhang aller dieſer Maßregeln 
und den eigentlichen Zweck derſelben habe ich ſpäter, bei meiner 
Anwejenheit in Berlin, vollfommen genügende Auskunft er- 
halten, und werde weiterhin darauf zurückkommen. 

Endlid), am 31. Juli, erhielten wir durch zwei Briefe 
Beuſts an Minijter von Falfenjtein vom 23. und 25. Juli, 
die auf denr Umwege über Paris an ihre Adreffe gelangten, 
die erjten zuverläjfigen und fpeciellen Nachrichten über die 
Lage der Dinge in Wien und über das, was big dahin ge 
jchehen war, um die Intereſſen Sachſens bei den fünftigen 
Friedensverhandlungen ficher zu jtellen. . In dem erjten diejer 
Briefe gedachte Beuſt zunächſt der ausgezeichneten, auch von 
den Gegner anerkannten Haltung der jächfifchen Arme 
während des Krieges und der vortrefflichen Führung derjelben 
Seiten Sr. Königlichen Hoheit des Kronprinzen, insbejondere 
auch des Rüdzugs der Sachſen nad) der Schlacht bei König: 
gräg, der als cin Meijterjtüd angefehen werde. Dann er 
zählte er ausführlich den Hergang in der Conferenz, in welcer 
Die Abtretung Venetiens an den Kaiſer Napoleon bejchlofien 
worden war und an welcher er jelbjt Theil genommen hatte, 
jowie den Zwed und Anlaß jeiner Reife nad) Paris, welche, 
wenn einige Tage früher unternommen, vielleicht hätte von 
Augen jein fünnen, aber erfolglos geblieben wäre, weil er zu 
ſpät, d. h. erit dann in Baris angekommen fei, als der Kuijer 
am Tage vorher wegen der Aufrechterhaltung der Neutralität 





— 226 — 


abjchriftlich Hatte mittheilen laffen. Diefer Anjchluß würde 
aber, abgejchen davon, dap ihm Preußen niemals würde zu: 
geftimmt haben, nad) der übereinjtimmenden Anjicht aller Mit: 
glieder der Landescommiſſion ein Unglüd für Sachſen, würd 
das Unpopulärſte geweſen jein, was man dem ſächſiſchen Volfe 
hätte bieten fünnen. Sachſen iſt nach jeiner geographijcen 
Lage, ebenjo wie nach dem Charakter jeiner Bewohner an 
integrirender Theil des Nordens von Deutſchland; zu ihm 
gehört es mit allen ſeinen Intereſſen, mit ihm jteht es in 
Bezug auf alle jeine materiellen und geijtigen Beſtrebungen 
und Verhältniffe in der engiten Berbindung, während feine 
Beziehungen zu Süddeutjchland verhältnigmäßig viel unbe 
deutender ſind. In politischer Bezichung aber wollte — wenn 
man von der Eleinen, aber damals allerdings ſehr vorfauten 
Anneriongpartet abjicht — die ganz überwiegende Mehrheit des 
ſächſiſchen Volkes zwar entſchieden und unbedingt die Er: 
haltung der möglichiten Selbjtändigfeit des Landes und ds 
Königs, aber nicht? weniger als einen dauernden politifchen 
Antagonismus gegen Preußen, als eine bejtändige feindielige 
Stellung gegen diefen Staat. Die Herbeiführung und Er: 
haltung eines feiten und treuen Zuſammengehens mut Preußen, 
an welches wir einmal durch die Lage des Landes und die 
Natur aller Verhältniffe gewiefen find, wurde vielmehr von 
der überwiegenden Mehrheit des Volkes als die nothwendige 
Baſis der fünftigen Politik Sachſens angejehn und verlangt. 
Wenn die Stimmung des ſächſiſchen Volkes während der 
Dauer der Occupation zum Theil eine andere war, ja cine 
Preußen geradezu feindjelige zu jein jchien, fo war dies — 
wie ich in der vorjtchenden Darjtellung wiederholt angedeutet 
habe — die natürliche und nothwendige Folge der Art und 
Were, in welcher die preußtfchen Behörden während jener 
Zeit in Sachjen verfuhren, des willführlichen Druckes, den jie 
ausübten und vor allem der offenfundigen Verbindung, in 
welche fie mit der Annerionspartei und ihrer Preſſe getreten 
waren. Wir aber, die Mitglieder der Landescommiſſion, die 
wir an Ort und Stelle die Sachlage vollftändig und befier, 
als der von dem Waterlande entfernte, von fremden lm: 
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das war das Uebelſte in der Sache, indem er ſeinen Plan 
bis zum letzten Momente fejthielt, gänzlich) unterlaffen, 
irgend welche ficherjtellende Bedingungen für den Eintritt 
Sachſens in den norddeutichen Bund zu Ytellen, dies aud 
dann nicht getban, als er gezwungen war, denſelben aufzu: 
geben, vielmehr dann den Eintritt ganz bedingungslos zuge 
itanden, Sachſen alfo dem Sieger auf Gnade oder Ungnade 
überlaffen. Denn die Phraſe des Nickolsburger Vertrages, 
dag „Ze. Majejtät der König von Preußen ich vorbehalte, 
die Fünftige Stellung Sachſens im norddeutichen Bunde durch 
Verhandlungen mit St. Majejtät dem Könige von Sadjen 
zu regeln“, konnte doc) in feiner Beziehung und nad) feiner 
Richtung Yin als eine genügende Sicheritellung Sachſens an 
gejehen werden. Nicht einmal die Ausdehnung des Waffen: 
jtillitandes auf Sachſen war in Nickolsburg verabredet worden. 
Die ſächſiſche Armee genoß denfelben thatjächlich infoweit, 
day fie in Folge ihres Aufenthalt? auf üfterreichiichem Ge: 
biete vor den Angriffen der preußiſchen Armee gefichert war, 
jonjt aber befand ſie ſich noch vollftändig im Kriegsſtande 
gegen Preußen, was z. B. die Folge hatte, daß ohne die Ju: 
ſtimmung der preußischen Regierung die Kriegsreſerviſten nicht 
entlajfen und nad) Haufe gejchieft werden konnten, weil ſie, 
nach Sachſen zurücdgefehrt, bier jofort von den preußiſchen 
Militärbehörden als Kriegsgefangene, wo nicht gar, wie jene 
ſelbſt es auffapten, als Spione behandelt worden wären. 
Ebenſo befand ſich Das Land noch in vollem Kriegszuſtande, 
jo day die preußiſchen Militär- und Givilautoritäten gan; 
wie in Feindesland willführlic) Tchalten und walten konnten. 
Da die Ausdehnung des, zwiſchen Oeſterreich und Preußen 
abgejchloffenen Waffenftillitandes auf Sachſen von fächjiicher 
Seite gar nicht beantragt worden war und die öjterreichiichen 
Commiſſare deshalb auch gar nicht inftruirt waren, jo kam 
dieſer Punkt in Nickolsburg gar nicht zur Sprache. Dieſer 
Umſtand wurde von den preußischen Behörden in Sachſen 
und don der preußischen Regierung jelbft bei den ſpäteren 
Friedensverhandlungen in Berlin zum größten Nachtheile des 
Landes weſentlich betont und rückſichtslos ausgebeutet, wie 
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dingungen für unfere Fünftige Stellung im Bunde einen 
relichen Werth für uns haben fünnen. 

Da übrigens durch den Abjchlug der Friedensprälimi— 
wien zwijchen Oeſterreich und Preußſen doch auch die Hoff: 
ing auf einen Frieden zwilchen Preußen und Sachſen näher 
rüdt war, jo befchloß die Landescommislion, die Ergänzungs— 
ihlen für den ſächſiſchen Landtag auzzufchreiben, welcher 
x im Jahre 1866 zufammentreten mußte. Dieſe Wahlen 
aren auch deshalb nothwendig, damit der Landtag, wenn 
r Friedensſchluß mit Preußen zu Stande fam, über die 
nnahme desjelben in verfaffungsmäßiger Zuſammenſetzung 
eſchluß jaffen konnte. Das Wahlausfchreiben der Landes— 
mmijlion erfolgte daher unter dem 23. Suli, nachdem die 
edenfen des preußischen Givilcommiffars, der anfänglich 
Ihe Wahlen während der Oceupation für unſtatthaft hielt, 
Kt ohne Mühe übernvunden waren. 


Siebenter Abschnitt, 


Die Friedensverhandlungen in Berlin. 


Am Sonntag den 5. Auguft 1866, ſpät Abends, beſuchte 
mich Graf Adolph Hohenthal; er fam cben von Wien zuräd, 
wo er den Auftrag erhalten hatte, nad) Berlin zu gehen und 
dort zunächſt über die Modalität der nad) Maßgabe der 
Nickolsburger Präliminarien zwiſchen Sachſen und Preupen 
nunmehr einzuleitenden Verhandlungen vorläufige Rüchkſprache 
zu nehmen und die Mittheilung der Forderungen Jich zu cr: 
bitten, welche Preußen bei den Friedensverhandlungen zu 
stellen beabjichtige. Vorher war aber über Baris in Berlin 
angefragt worden, ob man ihn dort zu dieſem Behufe em 
pfungen wolle, worauf eine Antwort noch nicht eingegangen 
war. Zugleich überbrachte Graf Hohenhal mir den Beichl 
des Königs, mit den preußischen Forderungen, die er, Hohen: 
thal, in Berlin erfahren werde, nad) Wien zu kommen und 
mir dort die nöthige Inſtruction zu holen, da id) in Ge 
meinjchaft mit th, Hohenthal, beſtimmt jet, Die Friedens⸗ 
verhandlungen in Berlin zu führen. Dieſe Nachricht über: 
vajchte, ja erjchredte mid) in hohem Grade; Die ganze 
Schwierigkeit der Aufgabe trat mir lebhaft vor die. Augen 
und zugleich war ich mir vollkommen bewußt, daß gerade Id) 
zu Ihrer Löfung nur wenig geeignet war; id) war zwar daran 
gewöhnt, in parlamentarischen Kämpfen meine Anjichten zu 
vertheidigen und hatte auf diefem Gebiete manche Erfolge 
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geipreben nd ſich Daher überzeugt, daß auch hier der Abgang 
Rare algencn für notbig gebalten werde. Auch wir, die 
Mitglieder der Yandescommttten, wußten Dies bereits jeit 
längerer Jet, waren auch perſönlich davon überzeugt, dat 
ohne den Abgang Beuits cin erträglicher Frieden mit Preupen 
nicht möglich ſein werde, hatten aber bisher Bedenken ge 
tragen, einen politiven Schritt zu tbun, um denſelben herbei⸗ 
zuführen, tbeils weil es unſern Gefühlen widerjpradh, und 
jet im der Notb von Beuſts Schicjale zu trennen, theils 
weil wir vorausiegten, daß er, in richtiger Erkenntniß der 
Rerbältnifje und der gefammten Yage, ſich auch ohne unjere 
Dazwiſchenkunft entichliegen werde, den König um jeine Ent 
laſſung zu bitten. Sett, nachdem wir ung aus den Mit 





allein zum Abgang zu veranlaffen. Es jchten mir daher bei 
der damaligen Sadjlage nur der eine Ausweg übrig, dar die 
in Dresden befindlichen Minijter in einer gemeinfchaftlichen 
Vorjtellung an Se. Majeftät den König erflärten, daß ihrer 
Ueberzeugung nad) die nunmehr nothwendig gewordene gänz— 
liche Veränderung der Politik Sachſens auch nad) Aupen hin 
in beitimmter und unyveidentiger Weiſe gekennzeichnet werden 
müffe und jie daher, damit Se. Majeſtät Sich zu dieſem Be: 
bufe mit neuen Nathgebern umgeben könne, es für ihre Pflicht 
hielten, um ihre Entlaffung zu bitten. Ich ſchlug daher vor, 
den vorgelegten Entwurf in dieſem Sinne abzuändern, dabei 
aber jede Bezugnahme auf die beiden im Wien befindlichen 
Minijter und darauf zu vermeiden, ob fie ſich unferem Ges 
juche anſchließen wollten oder nicht. Herr Minifter von alten: 
jtein hatte zwar biergegen anfänglich Bedenken, indem cr es 
nicht für angemefjen hielt, Se. Majeſtät den König in diejem 
Augenblide durch ein Entlaffungsgefuch von unjerer Seite in 
Verlegenbeit zu jepen, überzeugte fid) aber bald, daß, wenn 
Beuſt und Nabenhorit, wie wir al3 zweifellos annahmen, ſich 
dieſem Geſuche anfchliegen würden, der König im Gegentheil 
dadurch vollfommen freie Hand befomme, zu thun, was er für 
gut hielt, und, ohne Dabei Jemand zu verlegen, die Geſuche 
der Miniſter, deren Abgang Er jest für zweckmäßig hielt, 
annehmen und die der andern aber ablchnen fünne Der 
Vorſchlag wurde daher jchliehlich allfettig genchmigt; das 
danach abgeänderte Schreiben ging noch an demselben Tage 
nach Wien ab. " 

Gleichzeitig erhielt Graf Hobenthal die telegraphifce 
Nachricht von Berlin, day man ihn dort gern empfangen 
werde; er reifte daher ſofort dorthin ab und fam fchon ın 
der Nacht vom 9. zum 10. Auguſt mit der Nachricht zurüd, 
daß man bereit ſei, ihn amd mich in Berlin zu empfangen 
und über den Friedensſchluß mit uns zu verhandeln, aber — 
angeblich weil Hohenthal feine Vollmacht zum Verhandeln 
bejige — es abgelehnt habe, ſich ſchon jegt über die fünftig 
an uns zu jtellenden Forderungen auszujprechen. 

Ich reiste daher am 10. Auguft Abends nach Leipzig, 
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Ankunft in Paris erfahren müffen, daß der Kaiſer Napoleon 
gerade am Tage vorher ſich definitiv entjchieden babe, ſeine 
Neutralität aufrecht zu erhalten. Beuft war daher feit über: 
zeugt, daß er, wenn er jet abgehe, ſich ganz in das Privat: 
leben zurüdzichen müffe und das entſprach jeinen Wünſchen 
und Neigungen durchaus nicht. 

In dieſem innern Widerftreite jeiner Gerühle war er nun 
auf den eigenthümlichen Gedanken gekommen, jelbit nad 
Berlin zu gehen und dort die Friedenäverhandlungen zu 
führen, indem er hoffte, durch cine perſönliche unmittelbare 
Auseinanderjegung mit Graf Bismard das gegen ihn de 
jtehende Mißtranen bejeitigen und jich in feiner Stellung 
erhalten zu fünnen. Er hatte deshalb durch Vermittelung 
der franzöfiichen Regierung in Berlin anfragen laſſen, ob 
man ihn dort als jächjischen Bevollmächtigten für die Frieden“ 
verhandlungen annehmen wolle, war aber darauf Furz umd 
beitimmt abgewiejen worden. Dieſe Idee war erit in den 
legten Tagen, nad) der Abreife Hohenthals, aufgetaucht, und 
ihre Ausführung auch ſofort verfucht worden. Unmittelbar 
hierauf war nun das Schreiben der in Dresden befindlichen 
Miniſter mit ihrem Entlaffungögejuche, für Beuſt jehr uner— 
wartet und unerwünſcht, angekommen, jeine Mißſtimmung 
darüber aber durch zwei Privatbriefe des Herrn von Falten 
jtein und Graf Hobenthal nod) wejentlich vermehrt worden. 
Dieje beiden Herren hatten gegen meinen Vorſchlag, wie id 
ſchon oben bemerkte, anfänglich einige Bedenken gehabt, indem 
fie cs für nicht recht loyal hielten, den König in einer jo 
fritiichen Zeit durch ein gleichzeitiges Entlaſſungsgeſuch jämmt- 
licher Miniſter in Vergelegenheit zu jegen und hatten mın, 
zur Wermeidung eines jeden Mißverſtändniſſes im dieſer 
Nichtung, an Herrn von Benjt gejchrieben, die in Dresden bes 
findlichen Miniſter hätten durchaus nicht die Abficht, den 
König in dieſer Nothlage zu verlaffen, ſetzten vielmehr voraus 

vder wie Hohenthal es ausgedrüdt hatte, das „sous-cartes* 
der Minifter wäre — daß der König nur die Minijter, deren 
Abgang aus politiichen Gründen jegt nothwendig geworden, 
entlaffen, Die Bejuche der übrigen aber ablehnen werde. G 
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ganzen Aufenthalts in Wien fort; erſt am letzten Tage, nad; 
dem ich deshalb eine längere, eingehende Unterredung mit 
Sr. Majeftät dem König gehabt, und Diejer in Folge derjelben 
Beuft gegenüber auch feine Ueberzeugung dahin ausgeſprochen 
hatte, dan deſſen Abgang im Interefje des Landes nothiwendig 
jei, entjchloß fi) Beust, ſich dem Entlaffungsgejuche der übrigen 
Miniſter anzufchliegen. Sein Entlafjungsgefuch erhielt aud 
jofort die Genehmigung des Königs, wogegen derſelbe die Se 
ſuche von Falkenjtein, Dr. Schneider und mir ablehnte, weil 
bei uns die für die Entlafjung Beujts Tprechenden Motive 
nicht maßgebend jeien. Als Beujt in meinem Beijein dem 
Könige verfprady, noch an demjelben Tage jein Entlaffung& 
gejud) einzureichen, bat ev denjelben zugleich, ihm bei der Ge 
währung desselben noch eine jchriftliche Anerkennung jeiner 
bisherigen Leiftungen und ein Zeichen davon zu geben, dak 
Er ihn nicht in Ungnade entlaffe, was ihm der König auch 
jofort verſprach. Der in Folge dieſes Verſprechens an Beuſt 
geichriebene Brief des Königs iſt derjelbe, deſſen jofortige 
Neröffentlihung durch Herrn von Beujt die Verhandlungen 
in Berlin uns jo überaus erjchwert und dem Erfolg derjelben 
jo ſehr gejchadet bat, worauf ich noch mehrfach werde zurüd: 
kommen müſſen. 

Die Entlaſſung des Kriegsminiſters von Rabenhorſt iſt 
damals in Wien nicht Gegenſtand ähnlicher Verhandlungen 
und Einwirkungen geweſen. Denn obgleich ſeine Anſichten 
und Stimmungen für die neuen Verhältniſſe, in welche wir 
nunmehr eintreten ſollten, noch weniger geeignet waren, als 
diejenigen Beuſts, ſo ſchien doch ſein Abgang weniger dringend 
zu ſein, da allgemein bekannt war, daß er auf die Behand- 
lung der politischen Gejchäfte keinen Einfluß ausübte. Aud 
hätte, da Die geſammte ſächſiſche Armee in der Nähe von 
Wien bereinigt und daher die Anweſenheit eines Kriegs— 
miniſters in vielen Beziehungen nothiwendig war, jeine Stellung 
Jofort wieder bejegt werden müſſen, was bei den damaligen, 
ſo ganz ungewifjen Berhältnifjen fast unmöglich gervejen wäre. 
Ich hatte daher dieſe Angelegenheit nur ganz vertraulich mit 
Sr. Majeftät dem König beſprochen, der ebenfall® der Anficht 
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haft erjchroden gewefen feien. Die Bereinigung Sadjıns 
mit dem Süden würde, wenn fie überhaupt möglich geweſen, 
für Sachſen insbefondere auch in Bezug auf jeine gejammten 
materiellen und Verfehrsverhältniffe ganz ungeeignet, jogar 
höchſt nachtheilig gewejen fein; jie würde den König in einen 
ganz weſentlichen Zwieſpalt mit dem Lande gebracht und in 
letzterem ſehr bald die Anficht begründet haben, dar die Cr: 
haltung der Dynaſtie und der Integrität de& Territoriums 
durch Die Aufopferung der weſentlichſten materiellen Landes 
intereffen jehr tbeuer erfauft worden ſei. Meiner Anſicht 
nach hätte man in Nickolsburg den Anſchluß Sachſens an 
den norddeutichen Bund ſofort zugeſtehen, aber dabei hin: 
Jichtlich der Bedingungen, unter welchen dieſer Anſchluß er: 
folgen jolle und Hinfichtlich der Fünftigen Stellung Sachſens 
in dem Bunde doch twenigitens einige Sicherftellung verlangen 
jollen. Daß dies letztere nicht gejchehen, daß nicht einmal 
em Waffenitillitand zwifchen Preußen und Sacjjen abge: 
jchloffen worden war und die Öjterreichtichen Commiſſare dazu 
gar nicht injtruirt waren, glaubte Herr von Beust durch die große 
Eile, mit der damals alles hätte beſorgt werden müffen, durd) 
Die ſchwierige und mangelhafte Verſtändigung mit den öfter: 
reichiſchen Behörden und die Ungefchielichfett der Commiljare 
erklären zu können, wollte aber nicht zugeben, day dadurd 
gend ein werentlicher Nachtheil für Sachſen entſtehen könne, 
da ausdrücklich beſtimmt fer, day weitere Verhandlungen über 
die Bedingungen des Anjchluffes zwiſchen Preußen und Sachſen 
jtattfinden jJollten. Ich konute, wie ich bereit bemerkt habe, die: 
ſem Vorbehalte feinen erheblichen Werth beilegen; denn da der 
Zutritt Sachſens zu dem norddeutſchen Bunde entjchieden war 
und der König don Preußen ſich vorbehalten hatte, die fünf: 
tige Stellung Sachſens im Bunde durch Verhandlungen mit 
dem Könige von Sachjen zu „regeln“, jo fonnte in dem Bor: 
behalte ſolcher Verhandlungen eine Sicherjtellung der ‚Inter: 
ejjen des Yandes umd des Königs in feiner Weiſe gefunden 
werden; ir waren vielmehr, zumal bei den Drud, der da: 
mals und während der Fortdaner des Kriegsſtandes auf dem 
Lande lajtete, gänzlich) und ohne jede Sicherjtellung in die 
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Deutfchland geweſen fei. Er habe aber dieſe Mängel ſtets 
anerfannt und fei fortwährend bereit gewefen, Theile jeiner 
Souveränetätsrecjte zum Opfer zu bringen, um cine Umge— 
staltung des Bundes und eine Stürfung der Centralgewalt 
unter Beibehaltung des füderativen Princips herbeizuführen. 
Diejer Weg ſei durch den Ausgang des Krieges unmöglid 
geworden; wie die Berhältniffe jegt lägen, habe Sachſen feine 
andere Wahl, als den Anſchluß an den norddeutichen Bund; 
er unterwerfe jich diefer Nothwendigkeit; das Wohl Sachſens 
erheifche aber, daß dieſer Anſchluß ein ganz ehrlicher, Toyaler 
und von jeden Hintergedanfen freier jet, da Sachſen für die 
Infunft nur in einem engen und treuen Anjchluffe an Preußen 
fortbejtehen fünne Damit aber er, der König, dies durd- 
führen fünne, müſſe er in dem neuen Bunde eine chrenbafte 
Stellung und einen verhältnigmäßigen Antheil an der Central 
gewalt erhalten. Eine ſolche Stellung ihm vertragsmäßig zu 
Jichern, werde die Hauptaufgabe der Friedensverhandlungen jein. 

Dem Könige gegenüber war biernad) meine Aufgabe cine 
leichte; ich fand ihn bereit? auf dem Standpunkte ftchend, den 
auch ich für den allem richtigen hielt. Im diefer Richtung 
blieb mir daher nichts zu thun übrig. Deſto ſchwieriger war 
es aber, zu einer gehörigen, geſchäftsmäßigen Behandlung der 
Sache ſelbſt zu gelangen. Die Inſtruction für Graf Hohen: 
thal und mich jollte in einer, am Vormittag des 13. Auguit 
im Beiſein St. Majejtät des Königs abzuhaltenden Gonferenz 
jeitgejtellt werden. Da aber noch gar nichts vorbereitet war, 
jo mupte über die in der Snjtruetion feitzubaltenden, allge: 
meinen Geſichtspunkte und über den Umfang der uns zu er— 
theilenden Bollmachten in der Gonferenz ſelbſt erſt Ent: 
Ichliegung gefaßt werden, ehe die Entwerfung der Inſtruction 
jelbft vorgenommen werden fonnte Sch übernahm es jodann, 
auf Grund der in der Conferenz ausgejprochenen, mit meinen 
Ueberzeugungen durchaus übereinſtimmenden Anfichten. des 
Königs einen Entwurf zu fertigen, was ic) aud) nad) der 
Rückkehr nach Wien noch am fpäten Abend und während der 
Nacht ansführte. Diefer Entwurf wurde fodann am 14. Auguſt 
in Hietzing im Beifein Sr. Majeftät des Königs, Ihrer König: 
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er nichts verſprechen, was unvereinbar mit ſeiner Ehre und 
Würde, oder mit dem Wohle des Landes ſei; wenn es nicht 
in einer ehrenhaften Weiſe geſchehen könne, wolle er licber 
gar nicht in das Land zurückkehren.“ 

So wurden denn die Hauptpunkte der Inſtruction in 
dieſem Sinne feſtgeſtellt und ich arbeitete die letztere noch am 
Abende und in der folgenden Nacht aus und legte ſie am 
15. Auguft Vormittags dem Könige in Hietzing dor, worauf 
fie von Demfelben genehmigt und paraphirt wurde. Da ıd 
noch an demfelben Tage, Nachmittag, abreifen wollte, jo wurde 
bejtimmt, daß der Gcheime Legationsrath von Zobel, der mid 
nach Berlin begleiten follte, einen Tag jpäter reifen und mir 
die vollzogene Reinjchrift der Inftruction, ſowie einen Ar: 
tifel für das „Dresdner Journal“ über die erfolgte Entlaffung 
des Miniſters von Beuſt nachbringen folle. 

Am 16. Abends kam ich in Dresden an, wurde aber in 
derjelben Nacht noch Frank; ein ziemlich heftiger Anfall der 
Cholera war die Folge des ſehr unruhigen und bewegten 
Aufenthalts in Wien, wo damals die Cholera herrjchte, und 
der ſehr anftrengenden Reife, die auch rückwärts über Regens— 
burg, Eger und Leipzig ausgeführt werden mußte. Durch das 
energiſche Einfchreiten meines Arztes, des Geheimen Medt- 
cinal-Raths Dr. Walther, wurde jedod) die Krankheit jo jchnell 
gehoben, daß ich jchon am 18. das Bett wieder verlaffen 
konnte. 

In Dresden fand ich die öffentliche Stimmung in Bezug 
auf die künftige Stellung Sachſens ſchon bedeutend aufge— 
regter, als bei meiner Abreiſe nach Wien. Das Verlangen 
nach der Entlaſſung Beuſts wurde ganz offen ausgeſprochen, 
und es beſtätigte ſich ſomit das, was ich hierüber in Wien 
geſagt hatte, noch ſchneller als ich dort vorausſetzen konnte. 
Während die demokratiſche Partei eine Verſammlung ausge— 
ſchrieben hatte, um von dem Könige die Entlaſſung Beuſts 
zu verlangen, wobei aber ſchon die Einladung in Ausdrücken 
abgefaßt war, die ein Einſchreiten des Staatsanwalts veran— 
laßten, bereitete die conſervative Partei in würdigeren und 
ruhigeren Formen eine ähnliche Bitte vor, und einer meiner 
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Außerdem überbraddte Herr von Zobel eine Notiz über 
die Entlaffung des Miniſters von Beujt, ſowie Abjchriften 
feines Entlaſſungsgeſuchs und eines Briefes Sr. Majeſtät 
des Königs an Herrn von Beuſt, nebſt einer, von Letzterem 
unterzeichneten Verfügung mit, durch welche die Landescom— 
miſſion veranlaßt wurde, dieſe Schriftſtücke ſofort durch das 
„Dresdner Journal“ veröffentlichen zu laſſen. Da ich noch 
zu unwohl war, um auszugehen, fand die Berathung darüber 
in der Landescommiſſion ohne meine Theilnahme ſtatt; da— 
gegen war Graf Hohenthal dabei anweſend. Ueber das Er— 
gebniß der Berathung theilten mir aber der letztere und 
Generallieutenant von Engel ſofort nach der Sitzung mit, 
daß die Landescommiſſion beſchloſſen Habe, jetzt nur den offi⸗ 
ciellen Erlaß des Königs an ſie und die Notiz über die Ent— 
laſſung Beuſts im Journale zu veröffentlichen, in Bezug auf 
den Brief des Königs an Beuſt aber, unter Hervorhebung der 
Nachtheile, die aus deſſen Bekanntmachung entſtehen könnten, 
bei Er. Majeſtät dringend zu beantragen, daß von der Per: 
öffentlichung desjelben abgejchen werden möge. Ich fonnte 
mich mit dieſem Befchluffe nur vollfommen einverjtchen. Dem 
Jo volljtändig ich auch die Geſinnung des Königs veritand, 
die ihn bei der Abfaſſung dieſes Briefes geleitet hatte und 
die durchaus mut ſeinen, mir in Hietzing eröffneten Anjichten 
übereinſtimmte, jo ſehr ich es auch anerkennen und achten 
mußte, day der König, indem er in Folge der totalen Ver: 
änderung aller Berhältuiffe in eine neue politiiche Bahn ein- 
lenkte, ſich nicht entſchließen fonnte, feine bisherige Politik 
als cine nach den früheren Berhältniffen falfche und unge 
rechtfertigte zu verdammen und den Mann, auf deffen Rath: 
Ichlägen ſie wejentlich beruhte, jeßt ohne ein Zeichen der Ans 
erfennung und Danfbarfeit für feine vichjährigen, treuen und 
ausgezeichneten Dienfte zu entlaffen, jo lag dod) Har am Tage, 
day die VBeröffentlihung dieſes Briefes gerade in dem 
Augenblide, in welchen der König beſchloſſen hatte, feine bis— 
herige Politik in der deutjchen Frage zu verlaffen und in der 
leteren eine andere Haltung anzunehmen, zu vielfachen Miß— 
verſtändniſſen und einer ganz faljchen Beurtbeilung der wahren 
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geſehen und vorausgeſagt habe, wie alles kommen müſſe, daß 
er namentlich dem Miniſter von Beuſt ſchon in Bamberg 
nachgewieſen habe, daß Oeſterreich nicht im Stande ſei, einen 
Krieg zu führen; man habe ihm aber nicht geglaubt, ihn ſogar 
als Verräther verſchrien, jo daß er endlich auch ſich habe ent— 
ſchließen müſſen, Antheil an dem Kriege zu nehmen. Vor 
Beginn desſelben habe cine Berathung bayeriſcher Generale 
in München ſtattgefunden, und dieſe ſeien einſtimmig der 
Anſicht geweſen, der Krieg müſſe unglücklich ausfallen, Oeſter— 
reich ſei nicht vorbereitet und gar nicht im Stande, einen 
Krieg auszuhalten. Dies Alles habe er Beuſt mitgetheilt, 
dieſer habe aber nicht darauf gehört, ſondern immerfort zum 
Kriege getrieben, Beuſt allein ſei Schuld daran, daß es ſo 
gekommen; jetzt ſtehe es ſehr ſchlecht; Bayern werde mit 
einigen Opfern durchkommen und fortbeſtehen können, für 
Sachſen aber ſei ihm ernſtlich bang, er könne ihm „höchſtens 
noch auf etwa fünf Jahre Leben zugeſtehen“, dann müſſe es 
von Preußen abjorbirt werden; von dem Fünftigen norddeutſchen 
Bunde könne er fi) gar keine Vorftellung machen; wie neben 
Preußen nod) ein anderer Staat in dem Bunde eriftiren könne, 
jet ihm ganz unbegreiflich. In dieſem Tone ging cs cine 
Zeit lang fort, namentlich leuchtete überall die heftigſte Er: 
bitterung gegen Beuft hervor, von dem er in den jtärfiten 
und härteſten Ausdrücken ſprach. Die ganze Art und Weiſe, 
in der ſich Pfordten ausdrücdte, fein Beſtreben, alle Schub an 
dem ganzen Unglück allein auf Sachen und Beuſt zu werfen 
und das rüchichtslofe Pochen auf die beffere Stellung Bayerns 
mir gegenüber, von dem er wußte, in welcher höchſt peinfichen 
Yage ich mich eben befand — alles dies machte einen fo un: 
angenehmen Eindrud auf mich und empörte mich jo, daß id), 
um nicht etwa eine, unter den damaligen Umftänden gan; 
ungeeignete Differenz hervorzurufen, mich darauf bejchränfte, 
ihm in allem, was er über Beuft und die ſächſiſche Politik 
jagte, beftimmt zu widerfprechen und ihm zu Gemüthe zu 
führen, daß, wenn die Lage Bayerns jegt augenbliclich eine 
befjere jet, als die von Sachſen, der Grund davon nicht in 
einer Hügeren Politif oder font richtigerer Haltung der 
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höchſten Grade darüber verjtimmt, daß in Nidolsburg die 
territoriale Integrität Sachjens zugeſtanden worden jet; man 
mache deshalb dem Grafen Bismard ganz allgemein bittere 
und heftige Vorwürfe, und diefer werde jich gewiß bemühen, 
die Annexion, die auf directem Wege nicht zu erlangen ge 
wejen ſei, nunmehr auf einem indirecten Wege dadurd zu 
erreichen, daß er für die Stellung Sachſens im norddeutichen 
Bunde jo harte und demüthigende Bedingungen Ttelle, dat 
der König von Sachſen fie nicht annehmen könne, umd, che er 
das thue, Lieber frenvillig auf feine Krone verzichten werde. 
Wir möchten überhaupt ja nicht hoffen, bier irgend cine 
Regung zu finden, Die einer „Großmuth des Siegers“ aud) 
nur entfernt ähnlich ſehe; davon ſei nirgends aud) nur eine 
Spur vorhanden, im Gegentheile werde man die erlangten 
milttärsschen Vortheile „bis an die äußerſte Grenze der Mög: 
lichkeit“ uns gegenüber ausbeuten. 

Arch wurde uns ſchon an demselben Tage ein Wort des 
Grafen Bismarck, welches in diplomatischen Streifen Berlins 
circulirte, von verſchiedenen Seiten ber mitgetheilt: „Ic 
werde dem Könige von Sachſen Bedingungen jtellen, 
Die er chrenbafter Weiſe gar nit annehmen fann.“ 

Wenige Tage dor unſerer Ankunft hatte, wie wir aus 
den Öffentlichen Blättern erſahen, Graf Bismard in der Com: 
miſſion des Abgeordnetenhaufes die verschiedenen Verfahrungs— 
weiſen auscinandergeſetzt, welche Preußen den einzelnen nord: 
deutschen Staaten gegenüber anwenden könne und dabei ge 
jagt: „Die zweite Methode ſei die Theilung der Hoheitstedhte, 
jo daß es gewiſſermaßen einen Militärherrn und einen Civil— 
herrn gebe. Durch die Umſtände gezwungen, werde man Diele 
Methode auf Lachen amvenden müſſen“. Es ſei dies, hatte 
er hinzugefügt, ein Experiment, zwar ſchwierig, aber unver: 
metdlich, denm man könne Sachfen nicht mehr im Beige einer 
Milttärmacht laſſen. Tas Alles wußten wir, che wir und 
Abends 8 Uhr zu Graf Bismard begaben, der uns, nachdem 
wir zieinlich eine Stunde lang in einem Nebenzinmer hatten 
warten müſſen, ſehr Falt und ernſt empfing und das Gejpräd) 
mit einem kurzen Ucberblid der Sachlage begann. 
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Stellung gebracht werden würde, die mit der Königlichen Würde 
völlig unvereinbar ſei. Graf Bismarck wollte dies nicht zu— 
geben, der König von Sachſen behalte noch viele Souveräne— 
tätsrechte, auch wenn er gar keine Militärgewalt mehr habe. 
Preußen könne unmöglich das Fortbeſtehen einer ſächſiſchen 
Armee geſtatten, ſie ſei vortrefflich im Stande, habe ſich aus— 
gezeichnet geſchlagen und könne daher, wenn wieder einmal 
eine Differenz zwiſchen der preußiſchen und ſächſiſchen Re: 
gierung entſtünde, der erſteren ſehr gefährlich werden, wenn 
fie ſich auf eine andere größere Armee ſtütze, und daher dürfe 
fie nicht fortbeſtehen. Wir bemerkten dagegen, die Verfaſſung 
des Fünftigen norddeutſchen Bundes werde derartige Bor: 
kommniſſe ganz unmöglich machen; wir ſeien injtruirt, auf 
nichts zu beſtehn, als auf der Erhaltung eines bejonderen 
Jächfischen Armeecorps unter ſächſiſcher Kriegsherrlichkeit und 
mit Garniſonen im Lande, die vollſtändige Unterftellung des 
jelben unter preußischen Oberbefehl im Kriege und unter 
gewiffen Vorausſetzungen auch im Frieden aber zuzugeitchn. 
Graf Bigmard hörte diefer längeren und ſpeciell motivirten 
Darstellung aufmerkſam zu, erwiderte aber dann, daß er dar: 
auf nicht eingehn, und wenn wir nicht inftruirt jeien, jeine 
an die Epige geftellten (Forderungen zuzugeftehn, ſich auf gut 
feine Verhandlungen ceinlaffen könne. Hieran knüpfte ſich 
noch ein etwas lebhaftes Geſpräch, in welchem wir unter 
Anderem hervorhoben, daß es für Seine Majeſtät den König 
von Sachjen doch moralifch unmöglich ſei, die Armee, die jid 
in dieſem Kriege jo ausgezeichnet gehalten und für ihren 
Allerhöchiten Kriegsherrn fo viel getan und gelitten habs, 
gradezu der Vernichtung und Auflöjung preiszugeben, worauf 
Graf Bismard nur erwiderte, daß «8 für Preußen unmöglich 
jet, dieſe Armee fortbejtehen zu lafjen. Seine Forderung 
enthalte übrigens fein Miptrauen gegen die Armee, ſondern 
die Negierung ſei 08, welche ihn zu jener Forderung nöthige. 
Sachſen ſei ſtets und unter allen Umſtänden der Feind 
Preußens gewejen, das könne ſich wiederholen; unferer Ber: 
jicherung, daß wir jegt die beften Intentionen hätten, wolle 
er gern glauben, das könne fich aber ändern, alle er: 
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Untheilbarkeit des Landes, aber nicht einmal die Erhaltung 
der Dynaſtie garantirt wurde, wie Graf Bismard annahm, 
dann war Preußen durch jene Beitimmung nur behindert, 
ſich einzelne Theile von Sachſen abtreten zu lajjen, nicht 
aber das ganze Land. Wenn legteres beiſammenblieb, konnte 
es in das VBerhältnig einer BerfonalsUnion mit Preupen 
gebracht werden, ohne dag dadurd) der Nickolsburger Bertrag 
verlegt wurde. Eine vollftändige Trennung der Militärhoheit 
von der Eivilhoheit, wie fie Graf Bismarck vorjchlug, würde 
aber ohne die größten Schwierigkeiten und Unzuträglichkeiten 
nicht ausführbar gewefen fein, würde fortwährende Differenzen 
und Berwidelungen hervorgerufen haben, jedenfalls aber den 
König von Sachſen feinem Lande gegenüber in eine ganz 
unwürdige, ja geradezu unmögliche Lage gebradjt haben, fo 
daß jelbit die völlige Abtretung des Landes an Preußen für 
den König beffer und auch für das Land vortheilhafter ge 
wefen wäre. Wir fonnten daher nicht im Zweifel jein, dap 
jene Forderung eben die Bedingung fei, von welcher Graf 
Bismarck jelbjt gefagt hatte, daß fie der König von Sachſen 
ehrenhafter Weiſe gar nicht annehmen könne. 

Cs Hütte uns daher der Gedanke wohl näher treten 
fönnen, ob es unter diefen Umjtänden wicht beſſer und rid> 
tiger jet, Berlin Sofort wieder zu verlaffen und uns neue 
Inſtructionen zu erbitten. Abgeſehen aber davon, daß dies 
einen jehr üblen Eindruck tm Lande gemacht haben würd, 
glaubten wir doch auch, nicht gleich nach dem erjten, um 
günſtigen Anfang, die Hoffnung auf einen beſſern Erfolg 
aufgeben zu dürfen, und befchloffen daher, auszuharren und 
bis an die Grenzen der Möglichkeit zu verjuchen, ob wir nidt 
durch Fortſetzung der Verhandlungen nod) giünftigere Be 
dingungen erhalten könnten. Da wir uns nun aucd, um 
die Möglichkeit Hierzu offen zu Halten, am Schluſſe unferes 
Geſprächs mit dem Grafen Bigmard eine fchriftliche Erklärung 
vorbehalten hatten, jo entwarf ich nachſtehendes Schreiben, 
welches, von dem Grafen Hohenthal und mir unterzeichnet, am 
folgenden Tage, 21. Auguſt, dem Grafen Bismard über: 
geben wurde, 
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„Euer Ereellenz ſtellten in der geitrigen Beſprechung 
mit den Unterzeichneten als unbedingte Vorausſetzungen anf, 
ohne deren vorheriges Zugeſtändniß von Friedensverhand— 
lungen überhaupt nicht die Rede ſein könne: das völlige Auf— 
hören einer beſonderen ſächſiſchen Armee und deren Ver— 
einigung mit der Königlich preußiſchen, die Leiſtung des 
Fahneneides an Seine Majeſtät den König von Preußen, die 
Anweiſung von Garniſonen außerhalb Sachſens an die ſäch— 
ſiſchen Truppen und die Uebergabe des Königſteins. 

Die Unterzeichneten geſtatteten ſich bereits geſtern zu be— 
merken, daß ſie durch ihre Inſtructionen zu ſoweit gehenden 
Zugeſtändniſſen nicht ermächtigt ſeien, und beehren ſich nun— 
mehr Euer Excellenz ihre Auffaſſung der Sachlage und das— 
jenige, wozu ſie nach ihren Inſtructionen ermächtigt ſind, in 
Folgendem fürzlich darzulegen. 

Erine Majeftät der König don Sachſen ſchließen ſich, 
nach den wejentlichen Veränderungen, welche in Folge des 
Krieges in ganz Deutſchland eingetreten ſind, dem zu bilden: 
den norddentichen Bunde nicht nur in ganz loyaler Weiſe und 
ohne jediveden Rückhalt, Jondern auch in der fejten Leber: 
zeugung an, dat; Die gefammten Intereſſen Sachſens für Die 
Zukunft nur durch einen feſten und innigen Anſchluß an 
Norddeutſchland geſchützt und geſichert werden können. Seine 
Majeſtät ſind daher vollſtändig bereit, auch dieſenigen Sou— 
veränetätsrechte aufzugeben oder beſchränken zu laſſen, deren 
Aufgabe oder Beſchränkung durch die künftige Bundesver— 
faſſung nothwendig wird, md erbliden eine Grenze hierfür 
nur binfichtlich ſolcher Zugeſtändniſſe, durch welche es Ahnen 
. unmöglich gemacht werden würde, Ihre Stellung dem Bunde, 
jowie Ihren eignen Untertbanen gegenüber hi einer würdigen 
Weiſe zu behaupten. Eine völlige Abtretung der geſammten 
Militärgewalt, worauf die von Euer Excellenz formnlirten 
Bedingungen, wenn fie diesjeits richtig aufgefaßt worden ſind, 
binauzlaufen müſſen, würde nun aber oftenbar über dieſe 
Grenze hinausgehen, zugleich aber auch, da in dem praf 
tiichen Getriebe der Staatsverwaltung die Conſequenzen Der 
Militär: und der Eivilverwaltung To vielfach in: und durch— 
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einander laufen, zu unaufhörlichen Reibungen und Differenzen 
führen und damit an die Stelle eines jo höchſt wünſchens— 
werthen einmüthigen Zuſammenwirkens bald einen Zujtand 
gegenjeitigen Mißtrauens und gegenjeitiger Berbitterung jegen, 
durch welchen eine dauernde, innere Confolidirung des neuen 
Bundes fait unmöglicd) gemacht werden würde. 

Die Unterzeichneten glauben aber auch, daß ſich eine 
Einrichtung treffen laſſen werde, durch weldje das Fort: ' 
beitchen eines befonderen ſächſiſchen Armeccorps ermöglicht 
und zugleich der Fünftigen Bundesgewalt auch eine eventuelle 
Zicherftellung gegen Gefahren gewährt werden würde, die aus 
einem ſolchen Berhältniffe für den Bund denfbarer Weiſe 
etwa entſtehen könnten. 

Nach der Anſicht der Unterzeichneten würde dies etwa 
im folgender Weiſe erreicht werden können. Die jächitjche 
Armee wirde ein für ich beſtehendes Armeeccorps der Bundes 
armee bilden, innerhalb deffen Sr. Majejtät dem Könige von 
Sachſen die Ernennung ſämmtlicher Officiere, einjchlicklid 
des Corpscommandanten und der Militärbeamten, zuſtünde, 
und welches jene Garniſonen in Sachfen behielte. Dieis 
Armeecorps, für welches die für die Königlich preußiſche Armee 
bejtebenden Einrichtungen, ſoweit Died bei näheren Verband: 
lungen als nöthig erachtet wird, anzunehmen wären, würde, 
als Theil der Bundesarmee, unter dem Oberbefehle de 
Bundesfeldherrn ſtehn und cs den weiteren Verhandlungen 
vorbehalten bleiben können, Die Art und Werje feitzuitellen, 
in welcher ſich dieſer Oberbefehl in Friedenszeiten bethätige, 
fir den Krieg und die Vorbereitungen zu demſelben aber 
denjenigen Zeitpunkt zu beftimmen, von welchem an das ſäch— 
ſiſche Armeecorps zur unbedingten Verfügung des Oberfeld— 
herrn ſtehn ſoll. 

Euer Excellenz werden bei fortgeſetzter ſpecieller Be: 
rathung hoffentlich die Ueberzeugung gewinnen, daß es auf 
dieſe Weiſe möglich ſein werde, die etwa denkbaren Gefahren 
zu bejeitigen, die aus dem Fortbejtehn eines bejonderen jüdy 
ſiſchen Armeecorpo für den Bund entſtehn könnten. Die 
ſächſiſche Armee, deren ausgezeichnete Haltung um gegen— 
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zurück. Der König hatte unſere Note vom 21. und Alles, 
was wir ſonſt gethan hatten, gebilligt. 

Am 26. Auguſt bekam ich durch Miniſter von Falkenſtein 
die erſte Nachricht davon, daß in Dresden nun auch auf dem 
rechten Elbufer mit dem Baue von Schanzen begonnen und 
zu dieſem Zwecke eine etwa 1200 Morgen große Fläche des 
ſchönen Waldes in der unmittelbaren Nähe der Stadt nieder: 
gejchlagen werden ſollte. Die in Dresden befindlichen preußiſchen 
Ingenieur: Iffictere Sprachen jich, wie mir Herr von Falken— 
jtein ſchrieb, ganz unumwunden darüber aus, daß zu dielem 
Schanzenbau auch nicht der entferntejte militärische Anlaß 
vorhanden, derfelbe vielmehr nur auf politischen Gründen 
berube und „die preußiſche Antwort jet, auf den Brief des 
Königs von Sachſen an den Minijter von Beuft“. 

An demfelben Tage, den 26. befuchte mic) Minijter von 
Dalwigk aus Darmjtadt, nachdem wir uns gegenfeitig einige 
Male verfehlt hatten. Er war jehr niedergefchlagen; obgleich 
er fid) Ichon jeit dem 8. Auguft hier befand, war doch nod) 
fein Vorfchritt in den Verhandlungen mit ihm erfolgt, jet 
1+ Tagen batte er gar nichts davon gehört. Die Haupt: 
differenzen, die noch obwalteten, bezogen ſich auf die Größe 
der Territorial-Abtretung, die Preußen verlangte und auf die 
fünftige Stellung der hejlischen Armee. In Bezug auf diee 
hatte man ihm nur gejagt, ſie ſolle ebenſo behandelt werden, 
wie die ſächſiſche, und Herr von Dalwigk war daher jehr un— 
angenehm überrajcht, als ich ihm mittheilte, was Graf Bit 
mare in Bezug auf leßtere verlange. Er jagte mir darauf, 
da; er nunmehr die einzige Rettung für Helfen und für 
Sachjen nur noch in einer entjchiedenen und Fräftigen Inter: 
vention Frankreichs erbliden könne, deren Eimtritt er aber 
jelbjt für ſehr zweifelhaft hielt. Er empfahl mir daher, ın 
möglichht dringender Weiſe bei Graf Benedetti dahin zu 
wirfen, daß er fich der fächlischen und heſſiſchen Intereſſen 
mehr annehme, als bisher gefchehen; es ſei dies das einzige 
Mittel, was uns noch übrig bleibe; wenn dag nichts helfe, 
dam ſeien wir verloren. Ic ſprach ihm dagegen meine ab- 
weichende Anficht dahin aus, daß ein Anrufen franzöfischer 
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vertrat, und ftellte, mit Rüdjicht darauf, daß die Verband: 
[ungen wegen des Friedensſchluſſes noch eine längere Zeit in 
Anspruch nehmen könnten, den Antrag, jegt wenigſtens wegen 
eines Waffenjtillftandes mit uns in Verhandlung zu treten. 
Herr von Savigny jagte mir hierauf, daß er zwar feinen 
Auftrag Habe, mit uns zu verhandeln, aber in feiner 
Eigenjchaft als interimiftiicher Unterjtaatsfecretär gern bereit 
jei, dem Grafen Bismard meinen Wunsch vorzutragen, theilte 
mir auch noch an demjelben Tage Folgendes mit: Da ein 
Waffenjtillftand zwischen Sachſen und Preußen noch nit 
beitehe, jo jei Graf Bismarck gern bereit, über einen folchen 
mit uns verhandeln zu laffen, jedoh nur unter der Be: 
dDingung, daß der König von Sadjjen noch vor Beginn 
diefer Verhandlungen ſich bereit erkläre, die Feſtung König: 
ftein an Preußen zu übergeben und, die ſächſiſche Armee bei 
Wien auf den Friedensfuß zu jeßen. Ich übernahm es jo- 
fort, deshalb bei Sr. Majejtät anzufragen, und bemerkte nur, 
da cine volljtändige Demobilifirung dev Armee im Auslande 
wohl jchwer auzführbar fein werde, worauf Herr von Savigny 
erividerte, daß ſie auch nur ſoweit verlangt werde, als ſie jetzt 
ausführbar ſei, aljo namentlich durch Entlaſſung der Kriege 
reſerviſten. 

Bei dieſer Gelegenheit ſagte mir Herr von Savigny 
noch im Auftrag des Grafen Bismarck: in Prag hätten die 
öſterreichiſchen Commiſſare noch einen „ungeſchickten“ Verſuch 
gemacht, zu Gunſten Sachſens zu wirken, der aber entſchieden 
abgelehnt worden ſei, überhaupt mache die vielfache Ein— 
miſchung anderer Staaten in die Verhältniſſe zwiſchen Preu— 
pen und Sachſen bier einen ſehr ungünſtigen und für ung ſehr 
nachtyeiligen Eindruck, denn jie bewiefen, daß Sachſen noch 
immer nicht bereit jet, Jich offen und direct mit Preußen zu ver- 
jtändigen, jondern fortwährend auf fremde Hilfe rechne. Ich 
erflärte hierauf ganz entjchteden, daß von uns, mir und Graf 
Hohenthal, niemals eine fremde Hilfe angerufen worden jei, 
wir auch nicht wühten und nicht glaubten, daß dies neuer: 
dings von Wien aus gejchehen fei. 

Bei dieſer Unterredung theilte ich auch meine Nachrichten 





Rerbandlungen über den von ihm als unmöglich bezeichneten 
Foribeſtand einer ſächſiſchen Armee eutichteden abgelehnt habe. 
Herr von Brenner, deſſen gänzlich gejcheiterte Miſſion uns 
jedenfalls mehr gejchadet, al$ genußt hatte, war darauf jorort 
wieder abgereiſt. 

Ta ich überhaupt, jo lange die Forderung, die Kriege: 
herrlichkeit des Königs von Sachſen ganz an Breußen abzu: 
treten, jortbeſtand, die Sendung eines ſächſiſchen Generals, 
um über Die Stellung Ddiejer Armee zum Heere Des nord 
deutſchen Bundes zu verhandeln, nicht Für angemesjen hielt, 
überdies aber Die directe und unmittelbare Anmeldung dieſes 
Generals bei dem Brafen Bismarck durch einen öfterreichtichen 
Tiplematen, ohne dar wir, die officiell beglaubigten Bevoll: 
müchtigten des Königs, ein Wort davon wußten, auf unjere 
Stellung in Berlin den nachtbetligiten Einfluß ausüben und 
Das Mißtrauen, weldyes gegen Sachjen bejtand, offenbar ver: 
großern mußte, jo erlaubte ich mir, deshalb eine ausführ: 
liche Vorſtellung an Se. Majeſtät zu richten. Hierauf cr 
widerte mir der König ſofort, daß das Berfahren des Herm 
von Brenner auf einem höchſt bedauerlichen und ganz unbe 
areitlihen Mißverſtändniſſe beruhe. Er, der König, babe an 
ordnet, daß Ich beauftragt werden Jolle, bei Graf Bismard 
vertraulich anzuftagen, ob die Sendung Des Generalmajors 
don Fabrice jeßt angenommen Werde; da aber zu derjelben 
Zeit auch Herr von Bremer nad Berlin gereift ſei, jo habe 
unſer Geſandter in Wien, Bert von Könmritz, der nad) dem 
Abgange Beuſts Die miniſteriellen Gejchäfte bejorgte, deshalb 
nicht an mich telegrapbirt, jondern ohne Wiſſen des Königs 
bei Dem öſterreichiſchen Miniſterium mündlich beantragt, dab 
Herr von Bremer angewiejen werden möge, dieſen Auftrag 
mir zu überbringen, day nun letzterer dies nicht gethan, ſon— 
dern Herrn von Fabrice Telbft bei dem Grafen Bismard „an: 
gemeldet“ babe, berube auf einem vollitändigen Mißverſtänd— 
niſſe jeiner, Des Königs, Anordnung, doch jei nicht mehr zu 
ermittelt, wen dieſelbe zur Laſt falle. 

Bald darauf erhielt id) aus Dresden die Nachricht, daß 
der Nreisdirestor (Regierungs-Präſident) von Leipzig, Hert 
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Nebenzimmer, verſicherte mir ſeine lebhafte perſönliche Theil- 
nahme für Sachſen, indem er das preußiſche Verfahren gegen 
ums enſchieden verurtbeilte und ſagte mir unter Anderem: 
„Ter König von Sachſen fünne die preußischen Forderungen 
nicht zugeſtehen, dies jet ja ganz unmöglich.“ Er lieg 
aber dabei nicht die geringite Andeutung über das fallen, was 
eventuell gejcheben könne und werde, ob Frankreich überhaupt 
etwas und was cs thun wolle, wenn Preußen auf jeinen 
Forderungen bebarren und alfo der Frieden mit Sachſen 
nicht zu Stande komme. Als ich darauf der Anjicht Bene 
dettis inſoweit beiitimmte, daß Die jeßigen Forderungen 
Preußens für uns ganz unannehmbar ſeien, aber beifügte, 
dan ich, obgleich die momentane Situation für uns jehr 
ſchwierig und unginitig ſei, dennoch die Hoffnung noch nicht 
aufgegeben habe, day wir endlich zu einem billigen und 
annchmbaren Frieden gelangen würden, zudte er mit den 
Achteln und brach das Geſpräch ab. Turch diejes Gejpräd 
wurde ich in meiner bereits feſtſtehenden Anſicht, dab von 
diefer Seite ber irgend eine Unterftüßung für uns, Die über 
leere Worte binausgebe, nicht zu erwarten jei, nur noch mehr 
beitärft. Die Bolitif des Kaiſers ging damals offenbar dahın, 
in Folge der Ungeltaltungen in Dentjchland auch einen or: 
theil für Frankreich, eine Compenſation, zu erlangen, ohne 
doc, mit Preußen zu brechen. Er ſah c& daher wohl nidt 
ungern, daß die Nerbandlungen mit Sachjen ſich in die Länge 
zogen und die Tifferenz offen blieb, konnte er ſie doch mög: 
licher Weije als Anbaltpunkt benugen, um daran die Hebel 
jeiner Politik in einem gegebenen Falle anzujegen, oder aud, 
wenn er ums Jchliehlidy Fallen Taffen wollte, um dies als cine 
Gegenleiſtung gegen den von ihm gejuchten Vortheil in Red 
mung zu bringen. Ich war überhaupt nicht in Zweifel dar: 
über, day der Kaiſer mit Allem, was er damals für und 
that oder zu thun vorgab, nicht lediglich in unjerm Intereſſe 
handle, Jondern in erjter Linie jeine eigenen politifchen Zweck 
verfolgen wollte. Wir wurden dadurd), davon war ich feit 
überzeugt, nicht gefördert; wir fonnten für Sachſen nur dann 
etwas erreichen, wenn wir der preußiſchen Regierung die Ueber: 
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eugung beibracdhten, daß der König die ernſte und feite Abs 
icht habe, mit feiner bisherigen Politik in der deutſchen Frage 
u brechen und ſich dem norddeutjchen Bunde für die Zukunft 
eft und treu anzufchliegen und daß wir, feine Bevollmäch— 
igten, durchaus in diefem Sinne handeln wollten. 

Während diefer Tage gingen auch die Arbeiten wegen 
er Anlegung neuer Schanzen auf dem rechten Elbufer bei 
Dresden und die Verwüſtung des dortigen großen und ſchönen 
Baldes ununterbrochen fort. Ich correjpondirte darüber mit 
em Miniſter von Falkenſtein, dem Geheimen Rathe von 
Broizem und dem Oberbürgermeiſter Pfotenhauer, die mir 
ämmtlich die große Aufregung Jchilderten, welche darüber in 
Dresden berriche, und mic dringend baten, die Einftellung 
tefer Maßregel zu beantragen und alleg zu thun, was mir 
nöglich Jei, um ſie abzuwenden Aber alle meine mündlichen 
ind jchriftlichen Verhandlungen darüber mit Herrn von Sa: 
iigny führten zu nichts, als zu höchſt unfreundlichen und 
ütteren Bemerkungen desfelben über Sachen, und zwar nicht 
los über den König und die Regierung, ſondern insbeſondere 
uch über die Geſinnung des Volkes und deſſen feindliche 
Stimmung gegen Preußen, während er fortwährend ablehnte, 
gend etwas für uns zu thun. Herr von Savigny war aber 
er einzige Vertreter der preußischen Regierung, mit dem id) 
amals überhaupt über Gejchäfte Iprechen fonıte. 

Bei einem dieſer Geſpräche jagte er mir einmal: Die 
Erbauung jener Schanzen ſei ganz nothwendig und nur eine 
Zorbereitung für weitere Mapregeln, denn die Verwan— 
elung der Stadt Dresden in cine große Feftung 
nit preußiſcher Garniſon werde don der preußijchen 
Regierung für unbedingt nothwendig erachtet. Ich 
rwiderte hierauf, daß, wie mir von Dresden gejchrieben werde, 
te mit dem Echanzenbau bejchäftigten preußischen Ingenteur: 
Sffiziere jelbjt ganz offen ausjprächen, daß die jept zu bauenden 
Schanzen auf dem rechten Elbufer militäriſch ganz ohne Zweck 
md Nuten jeien, worauf Herr don Savigny, in offenbarem 
Biderjpruche mit jeiner eben referirten Aeußerung, antwortete: 
Der Zweck diejes Schanzenbaues jet auch fein militäriſcher, 
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ĩondern ein politiſcher: der Schanzenban ſei Die unmittelbare 
Folge des Bricies Des Königs von Sachſen an den Miniſter 
ton Beuit. As ich Darauf bemerkte: ic) könne das nicht 
rerichen, denn wenn man auch bier durch jenen Brief unan- 
genetin derührt worden jet, jo ſei Doch die Stadt Dresden 
daran ganz unſchuldig und es Icheine mir völlig ungeredt: 
rertiat, ihr wegen jenes Briefes einen ſolchen Schaden zuzu— 
Fügen. annpertete mir Ser von Savigny: „Sa! an irgend 
Iemand müsten wir uns Dod halten, Jemand muß 
doch Die Folgen tragen! An die eigentlichen Ur— 
deber fünnen wir nicht beran, da halten wir uns 
denn an Die Dauptitadt: das wird ſchon auf den 
König zurückwirken: cs wird ihn doch gewiß aud 
detrüben und jchmerzen, wenn feine Hauptjtadt jo 
acſchädigt wird“. Dieſe Aeußerung verlegte mid tie, 
iben daß überbaupt jener Brief des Königs in Berlin jo 
übel acnormen worden, war mir unbegreiflich, daß man aber 
desbelb. und um den König perſönlich zu kränken und zu ver: 
legen, ĩich entichlofien babe, der Stadt Dresden einen bla 
benden. ganz unberechenbaren Schaden zuzufügen, das war 
doch cin Veriahren, welches mich geradezu empörte. Ich tagte 
daher Herrn von Savigny: „Jetzt wolle id) mid) cinmal an 
ihn, nicht als boben preußiſchen Beamten, jondern an Herm 
von Savigny als Privatmanı, wenden, deſſen rechtliche umd 
chrenhaite Geſinnungen ich ſchon ſeit langer Zeit kenne umd 
achte, und ihn fragen, ob er denn wirklich jenen Brief de 
Königs mubilligen könne? Und ob er es nicht Für edler und 
wirrdiger balte, daß der König einen Mann, der ihm jo lange 
Jahre treu und eifrig gedient babe, in dem Nugenblide, wo 
er Ich, Durch Die Verhältniffe dazu gezwungen, von ibm 
trennen müſſe, noch zum Abſchied ein chrendes Zeugniß jeiner 
treuen Dingebung ausftelle, und ihn nicht wie eine ausge 
preßte Citrone wegwerfe, wie dies unter ähnlichen Umftänden 
von jo vielen güriten gejchehen ſei und noch täglid) geſchähe?“ 

Hierauf erwiderte Herr von Savigny ſofort jehr lebhaft: 
„O nein! mißveriteben Sie mid) nit! Den König trifft 
gar fein Vorwurf, er mußte dieſen Brief fchreiben, 
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stillftandes, den Berr von Zobel am 27. nad, Wien mit- 
genommen hatte, ging Ihon in der Nacht vom 29. zum 
30. Anguſt ein Telegramm ein, nach welchem der König die 
vom Grafen Bismard für den Abſchluß des Waffenſtillſtandes 
gejtellten Präjudictalbedingungen (Uebergabe de3 Königſteins 
und Demobilifirung der Armee bei Wien) zugejtand und ſich 
bereit erklärte, die nöthigen Weiſungen deshalb zu erlafien. 
Graf Hohenthal begab ſich ſofort zu Herrn von Savigny, 
um ihm dies mitzutheilen. — Die Königlich preußiſche Re 
gierung bat daher ſchon am 30. August eine officielle, zunädjit 
mündliche, Mittheilung darüber erhalten, daß der König von 
Sachſen bereit war, den Königſtein zu übergeben und die 
Demobilifirung der Armee bei Wien anzuordnen. Die oft 
cielle Schriftliche Mittheilung folgte zwei Tage darauf nad). 

Bei diefer Gelegenheit hatte ſich Herr von Savigny dem 
Grafen Hohenthal gegenüber wiederum fehr ſchroff und ungünftig 
über die füchfifche Negierung, ihre Haltung und namentlid 
darüber ausgefprochen, daß Sachſen fich nod) immer auf fremde 
Hilfe und Unterjtügung verlaffe und fich fortwährend um 
jolche bewerbe, wovon man in Berlin genau unterrichtet je. 
Wir beiden, Graf Hohenthal und ich, Hatten, wie ic) bereits 
wiederholt bemerkt habe, von Anfang an von einer fremden 
Einmiſchung nichts für uns erwartet, waren vielmehr feit ent: 
jchloffen, uns in Allen, was wir thaten und fprachen, ledig⸗ 
lich an die beſtimmten Weiſungen unferer Inſtructionen zu 
halten und diejelben, ohne jede Rückſicht auf die Rathichläge 
Anderer, nur unſerer eigenen Ueberzeugung gemäß auszu— 
führen. Sollte aber Herr von Beuſt oder ein anderer ſäch— 
fijcher Diplomat während Diefer Zeit wirklich eine ſolche 
Thätigkeit entwickelt haben, wie ſie Herr von Savigny ar 
nahm, jo war dies gewiß, zwar in der beiten und [oyaljten 
Abficht, aber doch ohne Auftrag des Königs und ohne unſer 
Mitwiſſen geſchehen und unter allen Umjtänden ohne den 
allergeringften Einfluß auf unſere Tätigkeit in Berlin ge 
blieben. Indeſſen ſchien es uns doch nad) Allem, was wir 
deshalb hörten, nothwendig, einen jeden, auch den einfachſten, 
geſelligen Verkehr mit der franzöſiſchen Botſchaft, der hier 
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Bismard ſich etwas billiger und verjühnlicher ausſpricht; aud 
jtellt Herr von Savigny den Beginn der Friedensverband- 
[ungen in Ausficht, fobald nur der Waffenitillitand abar- 
jchlofien jet. Vorgeſtern hat Graf Bismard gegen den fran: 
zöſiſchen Botjchafter geäußert: dag Verhältniß zu Sachen 
würde nicht cher beffer werden, als bis cinmal ein eclatanter 
Schritt geichähe, der klar beweiſe, daß Sachfen fünftig mit 
Preußen geben wolle und nicht mehr mit Deiterreich, und auf 
die Frage, welcher Art denn ein ſolcher Schritt etwa jein 
fünne, geantwortet: „nun! zum Beijpiel, wenn die ſächſiſche 
Arınce nad Schlelien geht; dort wird ſie mit Achtung aufge: 
nommen werden, kann ihre Demobilifirung ruhig durchführen 
und nad) abgejchloffenem Frieden nach) Sachjen marjdiren.“ 

„ch erwähne Ew. Majejtät dies Alles, ohne gerade auf 
jede derartige Aeußerung ein entjcheidendes Gewicht zu legen, 
aber ich halte es für unbedingt nothwendig, daß Ew. Waje 
jtät bei dem überaus großen Ernte der Situation von Allem, 
was vorgeht, genau unterrichtet jind. Die Drohung, wegen 
der eventuellen Benutzung der nationalen Ideen gegen Sachen, 
iſt nicht zu unterſchätzen; jedenfall® waren wir hier der An 
Vicht, Daß es gut fein wirde, die auswärtige Iutercefiton 
ruhen zu laſſen und zu verſuchen, ob wir nicht ein letdliches 
Abkommen jetzt ohne diejelbe erreichen fünnten. Meiner An: 
ficht nach wäre dies unbedingt das Belte; überhaupt glaube 
ich nicht, day eine fremde Preſſion, wenn nicht ein tchr 
ernster Nachdruck dabinter ist, ung irgend etwas hilft. Einen 
jolchen Nachdruck kann ich) aber jeßt nirgends vorausſetzen.“ 

„Unter allen Umständen können Ew. Majejtät überzeugt 
jet, da ich Muth und Geduld nicht verlieren und nichts 
unterlaffen werde, was zu einem einigermaßen Leidlichen Aus— 
gang führen kann, aber freilich, die Hoffnungen find gering 
und Die Lage tjt jedenfalls ſehr ernit.“ 

Ueber das oben erwähnte Gefpräd) zwijchen Herrn von 
Savigny und dem Grafen Hohenthal jchrieb der leßtere an 
demſelben Tage nod) einen ausführlichen Brief an Herrn von 
Könnerig in Wien, aus dem ich zur Vervollftändigung meiner 
obigen Angaben nod) folgende Stellen hier wörtlich aufnchme: 


„Nachdem die großen Creigniffe der Testen Monate, 
welche — jo fuhr Herr von Savigny fort — dahin geffibrt 
hätten, daß Sachſen genöthigt werde, deu zeitberigen Anta— 
gonismus gegen Preußen mit dem engſten Anſchluß an das— 
ſelbe zu vertauſchen, ſo könne nicht zwiſchen beiden Regier— 
ungen ohne Weiteres ein ſolches Verhältniß Plauz ergreifen, 
wie dieſes preußiſcher Seits bezüglich der übrigen norddeutſchen 
Staaten, welche ihm in dem überſtandenen Krieg als Genoſſen 
zur Seite gejftauden hätten, in Ausſicht genommen werde. 

Es ſeien vielmehr bei der Anbahnung der mit Suchten 
feſtzuſtellenden Beziehungen gewiſſe Vorſichtsmaßregeln vom 
preußiſchen Standpunkte aus unbedingt geboten. Er wolle 
die Hoffnung nicht aufgeben, daß man ſich darüber verſtän— 
digen werde, aber das Mißtrauen, welches nun einmal vor— 
handen ſei, werde ſich in demſelben Grade ſteigern, die zu 
fordernden Garantien würden für den Beſiegten in demſelben 
Maße drückender werden, als man ſich ſächſiſcher Seits bei 
den bevorſtehenden Verhandlungen auf das Ausland, nament— 
lich auf Frankreich, ſtützen würde. Man möge ja nicht die 
fernerweite Intervention des Pariſer Cabinets als einen 
günſtigen Factor für Sachſen betrachten und ja nicht Schritte 
thun, bezichentlich wiederbolen, welche eine Einmiſchung ‚ran 
reichs in rein deutſche Angelegenbeiten beyvedten. Er wolle ein— 
räumen, day Die ſächſiſche Frage zu einem ernſten europätichen 
Conflict Führen könne, aber für das Ztaatsleben Sachſens 
werde derjelbe immer nur ungünſtig verlaufen können. Denn 
entweder werde Preußen ſich dann Direct mit Dem Mailer der 
Franzoſen veritändigen und ihm für das in jenen Händen be 
findliche Streitobject vecht wohl eine angemeſſene Kompematton 
darbieten fünnen, oder man werde bierorts, unter Anurufung 
und Anſpannung aller deutjchenationalen Kräfte, den lebten 
Mann und leiten Thaler auf das Zpiel ſetzend, den Kampf 
mit Frankreich aufnehmen Es werde wohl bei der in 
Deutichland vorherrichenden Strömung fein Zweifel darüber 
fein, daß auch in dieſem Falle, und war unter allen Um— 
ſtänden, die Sache der ſich auf Frankreich ſtütenden ſächſiſchen 
Dynaſtie unrettbar verloren ſein würde. 
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Sc, babe es nicht für meine Aufgabe gehalten, viele 
Auffaſſung zu bejtreiten, vielmehr erwähnt, daß es unſer 
lebhaftejter Wunſch jet, ohne alle fremde Einmiſchung zu 
einem  befriedigenden Abkommen zwiſchen beiden Regierungen 
zu gelangen. „Ich könne nicht wiſſen — fügte ich hinzu — 
vb und inwieweit, ſei es direct, ſei es durch VBermittelung 
des Wiener Cabinets, Schritte in Baris gejchehen jeten, um 
eine Unterjtüßung Frankreichs bei den bevorjtehenden Ber: 
bandlungen für ung zu bewirken. Nachdem aber einmal, um 
mic eines Ausdruds des Grafen Bismard zu bedienen, in 
Nickolsburg Sachſen durch Oeſterreich und dieſes wicderum 
durch Frankreich gedeckt geweſen ſei, ſo liege es doch auf der 
Hand, daß der Kaiſer Napoleon es ſich ſelbſt ſchuldig ſei, 
dafür zu wirken, daß die uns zugeſicherte Integrität nicht 
geradezu durch exorbitante Schmälerung der Sonveränetät 
illuſoriſch gemacht werde und trotz der Präliminarbedingungen 
Sachſen das Schickſal Hannovers erfahre; dein es ſei ab 
jolut unmöglich, daß der König die Kegierung wieder über: 
nehmen könne, wenn man Ihm die Verfügung über jeine 
Armee innerhalb des Landes nehme und Ihm Rechte vorent- 
halten wolle, die nicht allem überhaupt zum Wejen de 
fürſtlichen Anſehens gehörten, jondern die man auch jümmt: 
lichen Genoſſen des norddeutichen Bundes, von dem Groß— 
berzoge von Mecklenburg. Schwerin bis zum Senat der Stadt 
Yübef herab, unverkümmert zugejtche. Dagegen werde der 
König von Sachfen neben den moralijchen Garantien für jen 
Beharren bei Dem morddeutjchen Bünduiß aud) gern in den 
materiellen Zugeltändniffen bis an die Grenzen des Möglicen 
gehen und bei gegenjettigem guten Willen fünne id nidt 
bezwetfeln, daß eine Einigung zu Stande fommen werde. 

Unſere Unterredung erlangte im Wejentlichen biermit 
ihren Abſchluß und geht meine dicsfüllige, aud) von dem 
Miniſter Frieſen getheilte Anjicht dahin, dag, jo unerläßlich 
es auch war, die preußische Regierung über das Intereſſe, 
welches Frankreich an unſerem Schickſal nimmt, nidt ın 
Zweifel zu laffen, es ebenſo wünjchenswerth gegenwärtig it, 
daß wir bei den nun hoffentlich) alsbald beginnenden Ver— 
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bandlungen zunächſt nur auf eignen Füßen Ttehen amd zu 
einen leidlichen Abkommen (ein gänzlich befriedigendes it eben 
unmöglich) zu gelangen fuchen ꝛc. ꝛc.“ 

Am Abende des 31. Auguft überbrachte der Geheime 
Legationsrath von Zobel uns auch die offietellen und jchrifte 
lichen Weiſungen des Königs in Betreff der Waffeninllitands: 
frage. In Gemäßheit derfelben vichteten wir ſofort am fol: 
genden Tage das nachHtchende Schreiben und zwar wiederum 
an den Grafen Bismard, da immer noch Niemand bevoll: 
mächtigt war, mit ung zu verhandelt. 

„Die unterzeichneten Königlich ſächſiſchen Bevollmäch— 
tigten bechren Jich, Sr. Excellenz dem Königlich preußiſchen 
Minitter- Bräfidenten Herrn Grafen von Vismard, hierdurch 
mitzutheilen, daß ſie Durch einen ihnen geitern Abend zuge— 
gangenen Erlaß von Er. Majettät dem Könige von Sachſen 
angewieſen worden ſind, einen Waffenſtillſtand zwiſchen Preußen 
und Sachſen unter den dafür Königlich preußiſcher Seits ge— 
ſtellten Bedingungen: „Räumung des Königſteins und Te: 
mobiliſirung der ſächſiſchen Armee“ abzuſchließen. Es wird 
jedoch hierbei vorausgeſeßt, day die Uebergabe des Königĩteins 
zunächſt nur für die Dauer des Waffenſtillſtandes, gleichſam 
als Pfand, und vorbehältlich der demnächſt bei den Friedens— 
verhandlungen in Bezug auf dieſen Plaßz zu treffenden ander— 
weiten Beſtimmungen erfolgt und der Garniſon und den 
Feſtungsbeamten freier Abzug nach einem von der ſächſiſchen 
Regierung zu beſtimmenden Orte gewährt wird, auch das 
ſämmtliche auf der Feſtung befindliche Kriegsmaterial, ſowie 
ſonſtige Staatseigenthum, von der Uebergabe ausgeſchloſſen 
und der freien Dispoſition Der ſächſiſchen Regierung über— 
laſſen bleibt. 

Kenn Übrigens Ze. Majeſtät der König von Sachſen 
durch die Uebergabe des Königſteins, als des einzigen Punktes 
in Sachſen, welcher ſich noch in ſeinen Bänden befindet, einen 
unzweidentigen Verweis der rückhaltloſen Offenheit, mit welcher 
Er im die neuen Verhältniſſe eintritt und zugleich Seiues 
vollen Vertrauens in die großmüthigen Geſinnuungen ST. 
Majeſtät des Königs von Preußen zu geben glaubt, von 
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welchen Er cine demnächſtige, definitive Regulirung der 
Stellung Sachſens im norddeutichen Bunde in einem der 
Würde feiner Krone angemefjenen und Dauer verjpredjenden 
Sinne erhoffen darf, to glaubt Allerhöchſtderſelbe mit diejem 
Zugeſtändniſſe doch im Intereſſe Seineg, von dem legten 
Kriege und deſſen Folgen fo hart betroffenen Landes den 
doppelten Antrag verbinden zu müffen, dag zunächſt für die 
Dauer des Waffenjtillftandes mit weiteren, dem Lande nad 
theiligen militärischen Maßregeln, alſo namentlidy mit der 
Fortſetzung des Schanzenbaues bei Dresden, Anjtand ge 
nommen, Die Beſtimmung wegen etwaiger Befeſtigung dieler 
Stadt vielmehr den Friedengverhandlungen vorbehalten werde, 
und das jodann bimfichtlich der Verpflegung und Unterhaltung 
der in Sadjfen befindlichen und durchmarjchirenden Köntglid 
preußiſchen Truppen erleichternde Bejtimmungen, wie in dem 
preußiſch-öſterreichiſchen Waffenjtillftandsvertrage, getroffen, 
insbeſondere Die in Sadjjen verlangten und bisher geleifteten 
tüglichen Zahlungen aus der Staatskaſſe vom Tage de 
Eintritts des Waffenſtillſtands an in Wegfall gebracht wer: 
den. Die verlangte Demobilifirung der Königlich ſächſiſchen 
Armee wird, Jobald der Waffenjtillitand abgejchloffen worden 
tt, begimmen und im thunlich weitelten Umfange durchge 
führt werden, Doc) iſt zu bemerfen, daß dieſelbe vor der Hand 
und jo lange die Armee ſich im Auslande befindet, ſich kaum 
viel über die Entlafjung eines großen Theiles der Infanterie 
mannſchaften, namentlich der Kriegsreſerviſten, wird erjtreden 
fünnen, deren unbehinderte Nüdfehr und Aufenthalt in Sachſen 
dabei dorausgejegt werden müßte. Die Dauer des Waffenitill- 
ſtands könnte vielleicht auf vier Wochen oder auf den Monat 
September beſtimmt werden. Die Unterzeichneten haben zu 
erwarten, ob dieſe Angelegenheit ohne Weiteres durch einen 
Austauſch ſchriftlicher Erklärungen erledigt werden fan, 
vder ob noch eine mündliche Verhandlung erforderlich wird, 
deren Ergebniß dann protofollariich feitgejtellt werden könnte. 
Tie ſpecielle Ausführung der Mafregel, insbefondere wegen 
der Uebergabe des Königſteins und der Behandlung der in 
das Land zurücfchrenden beurlaubten Mannſchaften u. |. w., 
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könnte dann wohl am Leichteſten in Dresden zwiſchen 
dem Königlich preußiſchen Militärgouverneur von Sachſen, 
Herrn General der Infanterie von Schach, Excellenz, und der 
diesſeitigen Landescommiſſion, beziehentlich dem Commandanten 
des Königſteins, Generallieutenant von Noſtitz, verabredet 
werden. 

Die Unterzeichneten beehren ſich, mit der Bitte um eine 
baldgefällige Rückäußerung die erneuerte Verſicherung ihrer 
vorzüglichſten Hochachtung zu verbinden. 

Berlin, am 1. September 1866. 

Frieſen. Hohenthal.“ 

Am 3. September theilte mir Graf Hohenthal mit, daß 
er den ihm perſönlich genau bekannten preußiſchen Botſchafter 
in Paris, Grafen von der Golz, der auf kurze Zeit nach 
Berlin gekommen war, geſprochen und dieſer ihm vertraulich 
mitgetheilt habe, daß er an maßgebender Stelle in Berlin 
eine glimpflichere und rückſichtsvollere Behandlung Sachſens 
dringend empfohlen habe und zwar mit Rückſicht auf die Lage 
des Kaiſers Napoleon, deſſen Stellung dem eignen Lande 
gegenüber bei einer zu weit gehenden Unterdrückung Sachſens 
leicht unhaltbar werden könne. Die Frage Hohenthals, ob er 
glaube, mit dieſer Empfehlung hier Eindruck gemacht zu haben, 
hatte er freilich nicht beantworten können. Ich kann mir auch 
nach der damaligen Lage der Verhältniſſe nicht denken, daß 
die unverkennbare Wendung zum Beſſern, die wir wenige Tage 
darauf in der That bemerken konnten, eine Folge jener Vor— 
ſtellungen des Grafen Golz geweſen ſei; viel wahrſcheinlicher 
iſt es mir, daß Graf Bismarck ſelbſt bei näherer Erwägung 
und nach Vernehmung mit den höchſten militäriſchen Autori— 
täten ſich von den Schwierigkeiten, auf welche die Ausführung 
ſeiner erſten Forderung geſtoßen ſein würde, ebenſo wie davon 
überzeugt hatte, daß ſich auch bei Erhaltung der Kriegs— 
herrlichkeit des Königs von Sachſen und bei Conſtituirung der 
ſächſiſchen Armee als eines ſelbſtändigen Gontingentes Des nord— 
deutſchen Bundesheeres ein zweckmäßiges, nach beiden Seiten 
hin befriedigendes Verhältniß werde herſtellen laſſen. Jeden— 
falls iſt eine ſolche Wendung in den erſten Tagen des Sep— 
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tember eingetreten. Denn als wir, Graf Hohenthal und ic, am 
>. September von Herrn von Sadigny zu einer Beſprechung 
eingeladen worden waren, eröffnete derjelbe uns, daB er beauf- 
tragt jet, mit uns wegen eines Waffenſtillſtands- und Friedens⸗— 
vertrags in Verhandlung zu treten und einen jolchen abzu: 
ichliegen. Nachdem wir Ttebenzehn Tage vergeblich in Berlin 
gewartet hatten, waren wir aljo num endlich Jo weit gefommen, 
zu eriahren, daß Jemand und wer beauftragt jei, mit uns zu 
verbandeln. Ueber den Verlauf dieſes Geſprächs telegrapfirten 
wir tofort an Herrn von Könneritz in Wien und richteten 
zugleich ein erläuterndes Schreiben an denjelben, weldes id, 
unter Weglaſſung Des Eingangs und eimiger nebenſächlicher 
Stelle, bier aufnehme. 

„x. Wir wurden beute Nachmittags zu einer Beſprechung 
mit Herrn von Savigny eingeladen, bei welcher derjelbe uns 
eröffnete, Day das Königlich preußiſche Gouvernement mit den 
in unſerer Note vom 1. September in Betreff des Abſchluſſes 
eines Waffenſtillſtands ausgejprochenen Bedingungen und Vor: 
ausſetzungen gan, einverstanden jet und man insbeſondere nie 
die Absicht gebabt habe, den Königſtein auf Grund dieer 
Waffenſtillſtandsverhandlungen bleibend zu behalten oder ſich 
des dort bermmdlichen Kriegsmaterials und Staatseigenthums 
zu bemächtigen. Es jet daher in diefer Beziehung nur nod) 
Die Jpectelle, von milttärifchen Bevollmächtigten vorzunchmenk 
Nerabredung wegen der Räumung des Königſteins und de 
erfabrens bet der Nüdfehr der Beurlaubten nöthig, um 
dieſe Zache als abgemacht zu betrachten. Nur glaube man, 
daß dieſe militärischen Verhandlungen leichter und rascher hier 
in Berlin geführt werden fünnten, als in Dresden, und wünjde 
daher, daß der von uns ſchon früher dazu vorgeſchlagene Ge 
neral von Fabrice ſo bald als möglich hierher fomme. Wir 
erklärten uns ſofort bereit, deshalb nad) Wien zu telegraphiren, 
und haben Dies auch an demſelben Tage noch gethan x. 

In Bezug auf den weiteren Gang der Verhand— 
lungen bemertte Herr von Savigny, daß es, der wünſchens⸗ 
werthen Beſchleunigung des Friedensabſchluſſes halber, zwed- 
mäßiger erſcheine, nicht erſt einen beſonderen Waffenſtillſtand 
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auf längere Zeit abzufchliegen und dann wieder über den 
Frieden zu verhandeln, Jondern lieber jofort zu den leßteren 
Berhandlungen überzugehen, jobald nur die Räumung des 
Königſteins und die theihveife Temobilifirung der ſächſiſchen 
Armee vertragsmäßig  feltgeftellt je. Dann würden dieſe 
beiden leßteren Punkte nicht ſowohl fir Waffenſtillſtands— 
bedingungen, als vielmehr für Diejenigen Präjudicialpunkte 
zu gelten haben, auf deren vorgängiger Erledigung Preußen 
beſtehen müſſe, che es zu Den Friedensverhandlungen über: 
geben fünne Wir konnten nicht darüber in Zweifel fein, day; 
dieſe Auffaſſung wicht nur zur Beſchleunigung der Verband: 
lungen führen werde, jondern auch ein ganz weſentliches Zu— 
rückgehn von den, in dem erſten Gejpräch mit Graf Bismark 
aufgejtellten Präjudicial-Bedingungen enthalte, denn don den 
wichtigjten derjelben (Aufgehen der ſächſiſchen Armee in die 
preußiſche, Verlegung derjelben außerhalb des Yandes und 
Fahneneid für den König don Preußen) war jegt nicht mehr 
die Rede. Freilich iſt damit nicht ausgeſchloſſen, daß dieſelben 
Punkte bei den Verhandlungen ſelbſt wieder zum Vorſchein 
kommen, aber ſie können dies doch nunmehr nur als Gegenſtände 
der Verhandlung, nicht mehr als im Voraus zu entſcheidende 
Präjudicialpunkte, und damit iſt Doch ſchon viel gewonnen. 
Wir ſtimmten daher ohne Weiteres zu und erhielten das 
Berjprechen, daß Die Friedensverhandlungen ſofort bes 
ginnen jollten, nachdem die milttärtjche Convention abge: 
ſchloſſen jet. 

Ueber das, was in den Friedensverhandlungen ſelbſt 
hinjichtlich der künftigen Stellung Sachſens im norddeutichen 
Bunde und der Stellung der Armee zu erreichen jein werde, 
war ungeachtet verfchiedener Verſuche eine Andeutung von 
Herrn von Savigny zu erlangen: doch wiederbolte er zweimal 
mit bejonderer Betonung: „er könne Tich, ohne damit zu ſan— 
guinifche Hoffnungen anregen zu wollen, doch nicht von der 
Anficht trennen, daß cs möglich ſein werde, einen Ausweg zu 
finden, der beide Iheile befriedigen könne; cs ſähen eben 
manche Tinge, von Weiten betrachtet, viel gefährlicher aus, 
ald wenn man ihnen näher auf den Leib rüde!“ 
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Auf die fremde Intervention ſpielte Herr von Savigny 
nur durch Die Bemerkung an, es werde doch auch für uns 
angenehmer iein, die Sache „en famille“ zu reguliren, aß 
unter Mitwirkung Fremder: worauf wir jofort erwiderten, 
dat wir nichts mehr wünſchten, als uns mit Preußen ohne 
iremde Dilfe zu verständigen, Daß dies auch gewiß gelingen 
werde, Sobald uns nur Preußen mit einigem Vertrauen und 
billiger Berückſichtigung Der Verhältniſſe entgegen käme, da 
wir Doch nichts Anderes verlangten, als was im Intereſſe des 
Landes und zur Erhaltung der Würde der Krone unbedingt 
nothwendig Tel. 

Am Ganzen documentirte dieſes Gejpräc), ſelbſt in Xer: 
aleich mit früberen Gejprächen mit Herrn von Saviguy, cine 
underfennbare Wendung zum Beſſeren ꝛc. E83 jcheint auch 
bier der Wunſch einer baldigen Erledigung der ganzen Ange: 
legenbeit lebbafter zu werden und die Ueberzeugung ſich feſt⸗ 
zuſtellen, daß dies in der anfünglid) verjuchten ſchroffen und 
unbilligen Weiſe nicht zu erreichen tft. 

Berlm, den 5. September 1866. 

Frieſen. Hohenthal.“ 

Inzwiſchen war der Commandant der Feſtung Königſtein, 
Generallientenant von Noſtitz, nach Schönbrunn berufen und 
ihm dort, wie Die Inſtruction für den Commandanten aus— 
drücklich vorschreibt, von Er. Majeſtät dem Könige im Beiſein 
Des Kriegsminiſters mündlich anberohlen worden, die Beſetzung 
der Feſtung Durch preußifche Truppen gefcheben zu laſſen. 

Am 6. September Jagte mir Herr von Savigny: er had 
noch einen wichtigen Gegenftand zur Sprache zu bringen, dr 
erledtat werden müſſe, che die Verhandlungen beginnen könnten. 
Es ſei, bemerkte er, bet allen Friedensverhandlungen gebräud- 
lich, eine allgememe Anmejtie für alle während des Krieges 
vorgekommenen politiſchen Vergehen und Verbrechen gegen: 
jeitig zu vereinbaren. Sp werde es aud) diesmal gehalten 
werden müſſen. Nun Liege aber der Königlich preußiſchen 
Regierung ſehr viel daran, ſchon jetzt Die unbedingte Gewiß— 
heit zu erlangen, daß der König von Sachſen bei dem künf— 
tigen Friedensſchluſſe eine ſolche, ganz allgemeine Amneſtie 
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für alle und jede, gegen ſeine Perſon und die ſächſiſche Staats— 
verfaſſuug begangenen Vergehen und Verbrechen ertheilen 
werde. Es ſei daher nothwendig, daß ſchon jetzt und vor 
Beginn der Verhandlungen cine unbedingt bindende Erklärung 
in diefem Sinne von uns abgegeben werde Meine Be: 
merfung, daß auch ich nicht daran zweifle, daß in dem fünf: 
tigen Friedensvertrage cine ſolche Amneſtie werde auszu— 
jprechen jein, Daß aber diefer Punkt doch füglich bis zu den 
Verhandlungen über den Friedensſchluß ſelbſt werde aufge- 
ſchoben werden fünnen, wies Herr don Savigny mit der bes 
ſtimmten Erklärung jurüd, die preußiſche Regierung verlange 
unbedingt, daß Die Yuficherung einer Jolchen Amneſtie ſchon 
jetzt jchriftlichb und in bindender Form von uns abgegeben 
werde. Ehe dies gefchehen ſei, Fünnten die Verhandlungen 
nicht begonnen werden. Es blieb uns daher nichts übrig, 
ale dieſe Erfläruna, wie fie von Herru von Savigny vers 
langt wurde und jpäter in Artikel 19 des ‚griedensvertrags 
wörtlid) aufgenommen worden tjt, Schon jegt und vor Be: 
ginn der Verhandlungen fchriftlich abzugeben. 

Am 7. Ecptember erfuhr ich, daß Graf Bismarck er— 
krankt ſei umd in den nächjten Tagen Sich für längere Zeit 
auf Das Land Degeben werde. Wenige Tage vorher hatte er 
noch mit dem franzöſiſchen Geſchäftsträger, Lefebre, eine hef— 
tige Scene gehabt umd ihm wegen angeblicher franzöfiicher 
Intriguen zu Gunſten Sachſens Vorwürfe gemacht. 

An demjelben Tage bejuchte mich der, mir von früher 
ber perjönlich bekannte Freiherr Anton von Gablenz, defjen 
Beiprehung mit Miniſter von Bent vor Anusbruch Des 
Krieges ich ſchon oben ausführlich erwähnt habe. Er jprad) 
jept viel und ausführlich von den großen Schwierigkeiten, Die 
und Hier entgegenjtünden und Die wir faum würden über: 
winden fünnen. Der Brief des Königs an Beuſt habe, jagte 
er, in Berlin befonders um deswillen jo großes Mißtrauen 
erregt, weil er gleichzeitig mit dem begütigenden Erlafie des 
Königs an die Landescommiſſion gejehrieben worden ſei und 
daher mit demjelben in Verbindung gebradıt werde. Man 
nehme nämlich hier an, daß jener Brief an Beuſt den ganz 
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vertraulichen Musdrud der eigentlichen wahren Meinung des 
Königs enthalte und gar nicht zur Veröffentlichung bejtunmt 
geweſen, jondern nur in Folge eines Bertrauensbruchs gegen 
den Willen des Königs und Beuſts veröffentlicht worden ſei, 
dat Dagegen der Erlaß an die Landescommiſſion allein für die 
Deffentlichkeit berechnet und dazu beſtimmt geweſen je, die 
preußiſche Negierung über die eigentlichen Abfichten und An- 
ſichten des Königs zu täuſchen. Da mir die Beziehungen, 
in welchen Herr von Gablenz damals zum Grafen Bismard 
jtand, bekannt waren, jo benußte ich Diele Gelegenheit, um 
jener eigenthümlichen Auffaffung ganz entichteden zu wider: 
ſprechen, indem ich ihm auseinanderjehte, daß der Erlaß an die 
Landescommiſſion den wahren und volljtändigen Ausdrud 
der Abfichten des Königs in Bezug auf die künftig zu be 
folgende Politik Sachſens enthalte und mit dem Inhalte 
unſerer Inſtruction volljtändig übereinftimme, während der 
Brief an Beuſt weiter nichts ſei, als ein Wort des Troſtes 
und Der Anerfenmung bei dem Abjchiede von einem Miniſter, 
der dem Könige jo lange Zeit treu gedient und ich jo vice 
Verdienjte um den König und um Sachſen erworben habe. 
Ter Brief ſei auch nicht Durch einen Vertrauensmißbrauch, 
jondern Durch Beuſt jelbjt veröffentlicht worden, der dabei 
gewiß nicht tm Entfernteſten daran gedacht habe, zu welchen 
Mißdeutungen und faljchen Befchuldigungen er dadırd) Anlaß 
gebe. Weber Legteres war Herr von Gablenz ehr überrajdt 
und wollte es faum für möglich halten, daß Beujt jelbit den 
Brief habe veröffentlichen laſſen. 

Am 8. September früh traf Generalmajor von Fabrice mit 
dem Hauptmann Winkler imd dem Hauptmann Grafen Bigthum 
von Eckſtädt in Berlin ein. Noch an demfelben Tage begleitete 
ich denfelben zu Herrn von Savigny, der auch mit ihm ſchon 
von Tresden ber perJönlich befannt war und ung jehr freund: 
lich empfing, aber im unendlich weitfchweifiger, ſtundenlanger 
Auseinanderſetzung ſeine Anfichten über die ſächſiſche Politik 
ſeit der Napolconiſchen Zeit, über die momentane Lage und 
die uns zunächſt bevorſtehenden Aufgaben zu entwickeln und 
klar zu machen verſuchte. Von praktiſcher Bedeutung war 


— 2383 — 


dabei nur Folgendes: ES ſei nicht zweckmäßig, zunächſt nur 
über einen Waffenſtillſtand zu verhandeln und dann erſt eine 
zweite Verhandlung über den Friedensſchluß zu beginnen; es 
ſcheine vielmehr beſſer, ſofort mit den Verhandlungen über 
letzteren anzufangen. Dabei werde die militäriſche Frage, 
d. h. die über die künftige Stellung der ſächſiſchen Armee, als 
die wichtigſte entſchieden in den Vordergrund treten; ſie ſei 
auch die ſchwierigſte und müſſe daher auch durch die Ver— 
handlungen zwiſchen den beiderſeitigen militäriſchen Bevoll— 
mächtigten zuerſt erledigt werden. Wenn dieſe mit einander 
einig geworden ſeien, werde das Uebrige zwiſchen uns, d. h. ihm 
und mir und dem Grafen Hohenthal, leicht zu erledigen ſein; 
wir könnten dann in acht Tagen fertig werden. Demnächſt 
bemerkte er, daß für die militäriſchen Verhandlungen der 
Director des allgemeinen Kriegsdepartements im Kriegs— 
miniſterium, Generalmajor von Podbielski, zum preußiſchen 
Commiſſar ernannt ſei, mit welchem alſo Herr von Fabrice 
werde zu verhandeln haben. Hierbei würden nun zwar Die 
beiden Präjudicialpunkte, Uebergabe des Königſteins und De— 
mobiliſirung der Armee, jedenfalls zuerſt und vor Beginn 
der eigentlichen Verhandlungen zu erledigen ſein, die Com— 
miſſare würden ſich aber hieranf nicht zu beſchränken, ſondern 
eine vollſtändige Militärconvention zu bearbeiten haben und 
zwar gleich jo, dat ſie in das künftige Friedens-Inſtrument, 
als integrivender Theil Desjelben, wörtlich  aufgeneinmen 
werden könne. Er bielt daber für zweckmäßig, alle anderen 
Berhandlungen zwiſchen uns bis zur Erledigung der mili— 
tärischen Punkte auszuſetzen, was auch für uns beſſer ſei, 
da die Auffaſſungen und Anfichten in den militäriſchen reifen 
für Sachſen im Allgemeinen viel günſtiger ſeien, als in den 
politischen. 

Die militärischen Verbandlungen jelbtt, zu denen General: 
major von Fabrice fofort bereit war, konnten wegen einer 
dazwiſchen fallenden Dienſtreiſe des Generalmajor von Pod: 
bielaft erſt am 12. September begimmen. Per denjelben yetgte 
fih nun aber zunächſt, daß der Bevollmächtigte des preu— 
Biichen Kriegsminifteriums in einer der wichtigjten ragen 


von einer ganz wejentlid) anderen Auffaſſung als das Mi 
niterium Der auswärtigen Angelegenheiten ausging. Denn 
und die Temobilvirung der Armee in ihren Standquartieren 
bei Wien, insbeſondere die Entlajfung der Kriegsreſewiſten, 
als prüjudiciell für alle weiteren Verhandlungen bezeichnet 
hatte, erklärte der Commiſſar des Kriegsminiſteriums dieſe 
beiden Punkte für ganz unbedeutend und weigerte jid je 
gar, über dietelben cher zu verhandeln, als Dis man jic über 
alle anderen militärischen ;zragen geeinigt habe. Der Grund 
war leicht einzujeben, aucd machte man gar fein Hehl dar 
aus. Der Beſitz des Königſteins war bei der damaligen 
Yage für Prenußen militäriſch ganz gleichgiltig; die Erhaltung 
der Armee "auf dem Kriegsfuße war aber für Sachſen nicht 
nur mit ſehr großen Koſten verbunden, jondern auch deshalb 
ſehr nachtheilig und drüdend, weil die Kriegsreſewiſten, die 
größtentheils verbeirathet und Familienväter waren, dadurd 
von ihren Familien entfernt blieben und für die Erhaltung 
derjelben nicht ſorgen fonnten, letztere aljo in jehr vielen 
Fällen cine Laſt für die Gemeinden wurden. Die längere 
Anfrechterhaltung dieſes Zuſtandes war daher für Preuken 
ein vortreffliches Mittel, um einen Drud auf uns be den 
Verbandlungen auszuüben. Das preußifche Kriegsminiſterium 
war alſo gar nicht damit einderjtanden, daß Graf Bismard 
Diefes Preſſiousmittel hatte jo ſchuell aus der Hand geben 
wollen und fehrte ich aud) gar nicht daran. Es war de 
ber für uns ganz unmöglich, zu Verhandlungen über die 
Ausführung der von ums zugeltandenen PBräjudicialpunfte zu 
gelangen. 

Am 13. erhielt ich einen von Hietzing am 9. Scptember 
datirten Brief Er. Majeität des Königs, aus dem ich fol- 
gende Stelle hier wörtlich aufnehme: „ꝛc. 2. Aus meinen 
beiden Briefen an den König von Preußen und an Minijter 
Beuſt scheint man in Berlin herausgeleten zu haben, daß id 
mit meiner politifchen Vergangenheit nicht aufrichtig brechen 
und den Erforderniffen der veränderten VBerhältniffe nicht mit 
Redlichkeit Rechnung tragen werde. Sc glaube, daß Jeder, 
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der mic) kennt — und dazu darf ich den König von Preußen 
rechnen — cite folche Auslegung meiner Worte verwerfen 
wird. Wenn ich mir irgend einer Eigenthümlichkeit bewußt 
bin, jo iſt es strenge Offenheit und Mabrbaftigfeit, Die oft 
an Aengſtlichkeit in dieſer Beziehung ſtreift. Gerade deshalb 
war es mir unmöglich, meiner Ueberzeugung entgegen meine 
polttiiche Vergangenheit zu verdammen, oder die Berantivort: 
lichkeit für meine Handlungsweiſe, Die ich mir bewußt war 
nad) eigner Prüfung beobachtet zu haben, auf einen Anderen 
zu wälzen. Sch hoffe daher, daß man ſich um jo mehr auf 
die Wahrheit meiner Worte, ſoweit fie ſich auf die Zukunft 
beziehen, verlajjen wird.“ 

Ich hebe dieſe edlen Worte des Königs bier um des— 
willen bejonders hervor, weil ſie in feiner Weiſe für Die 
Teffentlichkeit, ja nicht einmal für einen größeren Leſerkreis 
beitimmt, jondern in einem vertranlichen, Lediglich an mid) 
perjönlich gerichteten Privatbriefe enthalten waren und daher 
für den König gar fein denfbarer Grund vorlag, jich anders 
zu zeigen als er war, und mir gegenüber jeine wahren Ge: 
danken und Geſinnungen zu verbergen. Wenn man Dieje 
Borte zufammenhält mit dent Grundſaßze, den er, wie Ich 
oben erwähnt habe, bei den Conferenzen in Dteging in Bes 
zug auf die bevoritchenden Friedensverhandlungen ausſprach, 
und an die Spige ftellte, daß er feit entjchloffen ſei, Alles 
unbedingt und genan zu halten, was ev jebt deripreche, 
dies aber nur dann thun könne, wenn er nichts veripreche 
was mit jeiner eignen Ehre und Würde, vder mit dem 
Wohle de3 Landes unvereinbar jet, dann zeigt fein ganzes 
Verhalten tm jener ernjten und gefabvvollen Zeit eine klare, 
auf einer feiten Sittlichen Grundlage berubende Conſequenz; 
dann wird cs aber auch erflärlich, wie er tn einem Momente 
der höchſten Noth, wo jede Ausjicht auf eine billige und 
ehrenhafte Verſtändigung mit Preußen geſchwunden ſchien, 
che er etwas verſprach, was mit jenem Grundſatze under: 
einbar war, es vorziehen konnte, eine Fremde Unterftügung zu 
juchen. Wer die religiöfen, moraliichen umd rechtlichen Ueber: 
zeugungen und Grundjüge Des Königs, wer überhaupt feinen 
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Charakter kennt, wird nicht daran zweifeln, daß der Mo: 
ment, in dem er dies that, für ihn einer der jchiveriten umd 
bitteriien jeines ganzen Lebens war. Daß ihn dabei fein 
undenttichen, feine antinattonalen Gefühle und Beitrebungen 
leiteten, das bat fein ganzes Leben, insbeſondere aber aud 
fein Ipäteres Verhalten dem norddeutichen Bunde und dem 
Deutichen Reiche gegenüber, klar bewieſen. Er gab uud) jenen 
Verſuch ſofort auf, als die Nachrichten von Berlin wieder 
einen eriten Ztrabl der Hoffnung auf eine Verſtäudigung mit 
Preußen dDurchbliden liegen. 
Aus einem Briefe des Minifters von Falkenſtein am 
3. Zeptember nehme ich hier folgende Stellen auf, die ji 
auf Die Damalige innere Lage Sachſens beziehen. „ze. x. Was 
umern theuern König betrifft und umjere Armee, jo würde 
ich es für ſehr wünſchenswerth Halten, wenn er recht bald 
ich entichlöffe, Wien zu verlaffen und der Grenze über 
Bayern näber zu fommen Der Aufenthalt in Wien giebt 
gar zu viel Aulaß zu Verdächtigungen aller Art. Die Wiener 
Zeitungen tragen ſelbſt dazu bei, zumal leider ihre Mittheil- 
ungen obne Tementis bleiben x. Vielleicht finden Sie es doch 
an der Zeit, Den König darauf aufmerkſam zu machen, ernitlid 
am Das Weggehen aus Ueterreich zu denfen ꝛc. Somit geht 
bier Alles ziemlich vubtg, und namentlich läßt Wurmb gar 
Nichts von ſich ſehen und hören ſeit ſchon acht Tagen; cr 
ſoll ziemlich verſtimmt ſein. Die Stimmung im Lande fängt 
freilich an, hier und da ängſtlich zu werden; iſt aber doch im 
Durchſchnitt noch gut, obwohl die Annexionsbroſchüren fan 
Mittel unverſucht laſſen, zu hetzen und zu beängſtigen. Eine 
Angelegenheit macht mir einige Sorge. Es haben ſich nämlich 
in Dresden, zum Contrecoup gegen die Leipziger ſogenannte 
Landesverſammtung, die Conſervativen und die Demokratie 
bereinigt, um cine Adreſſe oder Erklärung zu geben, für welche 
ſie allerdings ohne alle öffentliche Bekanntmachung eine ſehr 
große Zahl von Unterjchriften erlangen und Durch welche fir, 
wie ſie meinen, ebenſowohl der Muthloſigkeit oder vielmehr 
Entmuthigung, als dem Aımerionsgedanfen Vieler entgegen: 
wirken würden. Bis jet habe ich, privatijfine darum be 
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fragt, Immer gerathen, Nichts zu thun. Jet ſcheint aber 
immer mehr gedrängt zu werden, jo daß man nur zwiſchen 
einem direkten „Beto“ und dem „Gehenlaſſen“, ohne ſich darum 
zu kümmern, die Wahl haben wird. Sie wollen nämlich etwa 
Folgendes ſagen: Wir erſtreben bundesſtaatliche Einigung, 
möglichſt auf Grund der Reichsverfaſſung, und Mittel und 
Wege, auch Süddeutſchlands Theilnahme zu ermöglichen. 
Wir wollen aber jedenfalls Sachſens Anſchluß an dei nord— 
deutjchen Bund, als Anfang der Einigung u. ſ. w. Wir ſind 
entichieden gegen eine Einverleibung Sachſens in Preußen. 
Wir wollen nicht, daß Zachjen von jeiner Selbſtändigkeit 
mehr opfere, als Die Reichsverfaſſung von 1849 zu Gunſten 
der Central-Gewalt von den einzelnen Staaten fordert. In 
Sachſen wollen wir die Wahl und Einberufung einer wahren 
Rollsvertretung an Stelle der jeßigen Kammern, die mir 
einzelne Stände vertreten u. 1. w. 

Ties ut ohngefähr die Skizze. Es fragt ſich nun: ſoll 
man cine jolche Adreſſe zu verhindern juchen, oder ſoll man fie 
rnhig geben lafjen; kann Ste möglicherweife irgend einen Rüch— 
ſchlag auf die Friedensverhandlungen haben?  Yesteres na: 
mentlich hat mich veranlaßt, den Herren zu ratben, noch zu 
warten, damit nicht etwa Conflicte entitehen. Es würde mir 
erwünſcht ſein, Ihre Anſicht zu vernehmen, nur mit ein paar 
Worten; Sie allein ſind im Stande zu beurtheilen, ob und 
welchen Einfluß auf die Friedensverhandlungen eine derartige 
Auslaſſung etwa haben könne.“ 

Ich antwortete darauf am 15. September Folgendes: 
„x. Ihre gefällige Zuſchrift vom 13. dieſes Monats ver— 
langt in einem einzigen Punkte eine raſche Antwort, und ich 
beſchränke mich daher jetzt um ſo mehr hierauf, als mir in 
dieſem Augenblick zu einer ausführlicheren Mittheilung, Die 
ich mir für die nächſien Tage vorbehalte, die Jeit gänzlich 
jehlt. Es betrifft Dies die in Dresden eirculirende Erklärung 
gegen die Annexionstendenzen, über die Sie meine Anlichten, 
namentlich wegen einer envaigen Rückwirkung auf Die Friedens— 
verhandlungen, zu erfahren wünschen, und ich ſtehe nicht an, 
diefelben dahin ausjujprechen, daß ich nur ratben kann, Der 
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Sache nicht entgegenzutreten, ſie vielmehr ruhig gehen zu 
laſſen. Ich habe aber hierbei weniger die Friedensverhand— 
lungen im Auge, als unſere innere Lage. Meine Ueberzeugung 
iſt nämlich, daß unſer Eintritt in den norddeutſchen Bund 
auch auf unſere Verfaſſungsverhältniſſe den entſcheidendſten 
Einfluß ausüben muß; neben einem, aus dem allgemeinen 
Wahlrechte hervorgegangenen Bundes-Parlamente kann ein 
auf dem Stände-Prinzipe beruhender Landtag nicht beſtehn, 
ganz abgeſehen noch von der demokratiſchen Oppoſition gegen 
die Wieder-Einberufung von 1850. Die erſte Parlaments: 
gung würde ung, wahrjcheinlic auf Antrag ſächſiſcher Ab: 
geordneter jelbit, einen Beſchluß gegen die Competenz unjerer 
Kammern bringen. Ich bin nun aber feineswegs der Anlidt, 
day im Diefer Hinficht irgend etwas übereilt werden dürfe, & 
wird vielmehr jedenfall® abgewartet werden müffen, wie jid) 
die Verhältniſſe im norddeutichen Bunde, namentlich die des 
Parlaments, geitalten werden, was ſich noch durchaus nicht 
überjehen läßt; aber unbedingt wird die Regierung das, was 
fie deshalb thun will, aus eigner Initiative thun müſſen und 
Jich nichts dürfen abdrangen laffen. Es würde mir daher 
doch bedenklich erſcheinen, jetzt auch nur indirect durchbliden 
zu laſſen, daß man gegen eine ſolche Abänderung ſei und 
auch ſchon cine Anregung derjelben, wie fie in der frag 
lichen Erflärung enthalten, ungern ſehe. Eine joldhe Ber: 
muthung wirde aber jofort entjtchen, wenn man der Unter 
jchreibung und Circulation derjelben entgegen wirken wollte. 

Die Verhandlungen über die militärischen Fragen find 
ihrem Abjchluffe nahe, Doch wird zunächſt noch eine Weiſung 
aus Wien erwartet. Dann erſt wird zu den jonjtigen Ber: 
handlungen übergegangen werden, die hoffentlich bald voll 
endet ſein können ꝛc.“ 

Die militäriſchen Verhandlungen zwiſchen den Generalen 
von Fabrice und von Podbielsky führten nach einigen Con— 
ferenzen, die am 12. und 13. September ſtattfanden, ſchon 
am letzteren Tage zu einer Punktation, welche Generalmajor 
von Fabrice für ſeine Perſon annahm und von der wir — 
nach der uns damals beiwohnenden Kenntniß der Verhältniſſe — 
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glauben mußten, daß ſie auch preußiſcher Seits gebilligt 
werde, da ſie nicht nur von dem preußiſchen Commiſſar theils 
ſelbſt vorgeſchlagen und entworfen, theils wenigſtens aus— 
drücklich gebilligt worden war, ſondern auch dem Kriegs— 
miniſterium vorgelegen hatte, ohne daß von dieſem ein Ein— 
wand dagegen erhoben worden war. Die Vereinbarung war 
in der Form einer Convention redigirt, mit Angabe der beiden 
Commiſſare im Eingange, als von ihren Souveränen dazu 
beauftragt. Dies entjprad) der formalen Sachlage nicht ganz, 
da die beiden Herren nur den Muftrag hatten, jich über die 
militärischen Fragen materiell! zu verftändigen, das Ergebniß 
aber an die Friedensbevollmächtigten zur Aufnahme in den 
Friedensvertrag abzugeben. Da ich mich aber ſtreng hütete, 
den ohnedies jo langjamen Gang der Verhandlungen durch 
formelle Bedenken noch weiter aufzuhalten, jo beſchränkte ich 
mic) darauf, Herrn von Savigny auf diefen Umſtand auf 
merfjam zu machen und ihm zur Envägung zu geben, ob 
nicht durch cine ſolche, ohne jede Rückſicht auf die einſchla— 
genden politifchen Fragen abgeſchloſſene, rein militäriſche Con— 
vention uns für die künftigen Friedensverhandlungen Ver— 
legenheiten entſtehen könnten. Herr von Savigny bat mich 
jedoch, die Sache ruhig gehen zu laſſen, in Berlin ſei es 
jedenfalls für die Verhandlungen förderlicher, wenn eine billige 
und gemäßigte Anſchauung von militäriſcher Seite ausgehe, 
als wenn er ſie geltend machen müſſe, und die formelle Un— 
richtigkeit könne man ja ſehr leicht wieder in Ordnung bringen. 
Es wurde daher mit Vorwiſſen des preußiſchen Commiſſars 
und im Einverſtändniſſe mit demſelben der Hauptmann Winkler 
am 13. Abends nach Wien geſendet, um dieſe vorläufige 
Punktation Er. Majeſtät dem Könige jur Genehmigung vor: 
zulegen. Zur näheren Erläuterung diefer Angelegenbeit ſchrieb 
ih an demſelben Tage auf Wunſch des Generalmajor von 
Fabrice einen Brief an Se. Majeſtät den König, aus 
welchem ich folgende Stelle hier aufnehme: 

„Eure Majeſtät werden aus Den don dem Hauptmann 
Winkler überbrachten Schriftſtücken allergnädigit erfeben baben, 
dab es den Bemühungen des Generalmajor von Fabrice ges 
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lungen ijt, fowohl über die künftige definitive Gejtaltung der 
Militärverhältniffe, ala über den während der Demobilifirung 
eintretenden Zwijchenzuftand eine Vereinbarung herbeizuführen, 
wie wir jie nad) dem, was vorhergegangen und jelbit nad 
der erſten Beſprechung der beiden Militärbevollmächtigten 
faum noch erwarten fonnten. Von den drei jchiwierigiten 
Punkten it der eine, die dauernde Beſetzung von Dresden 
durd) preußische Truppen, gänzlid) befeitigt, während die beiden 
anderen, die Verpflichtung der Armee dem Oberfeldheren gegen: 
über und die Ernennung der höheren Offiziere, vom Br: 
gadier aufwärts, wenn auch nicht ganz nad) dem Wortlaute 
unſerer Inſtruction, dod) wenigſtens ſo geordnet jind, daR 
man, vorausgeſetzt, daß fünftig überhaupt ein freundliches 
Berhältnig zwijchen beiden Regierungen bejteht, dabei wohl 
wird ausfommen fünnen. Sc) habe daher, da zu einer jchrift: 
lichen Borftellung die Zeit zu furz war, den Hauptmann 
Winfler gebeten, Ew. Majeftät in meinem Namen zu jagen, 
daß aud) ich von meinem Standpunkte aus die Genehmigung 
der vorliegenden Verabredung nur empfehlen fünne. Mehr 
zu erreichen tft, nad) der Ueberzeugung, die General von 
Fabrice bei den Verhandlungen gewonnen hat, entjchieden 
unmöglich, und ich muß ihm, jo wie die Sachen bier einmal 
jtehen, darin vollitändig beipflichten. Auch Graf Hohenthal 
iſt derjelben Anjicht. 

Erhält die Vorlage Ew. Majeſtät Genehmigung, jo hoffe 
ich, day wir in wenigen Tagen mit den Berhandlungen über 
den Frieden zu Stande fommen werden. Ueber die Fünftige 
Verfaſſung des norddeutichen Bundes werden die Verhand— 
lungen wohl erjt gegen Ende des Jahres beginnen fünnen, 
da Die Vorarbeiten dazu noch weit zurüd find; doc) wird der 
Friedensſchluß ſelbſt dadurch nicht aufgehalten ꝛc. 

Mit einem unmittelbaren Schritte Ew. Majeſtät bei 
Sr. Majeſtät dem Könige von Preußen würde meiner un— 
maßgeblichen Anſicht nach vielleicht beſſer bis nach Abſchluß 
des Friedens Anſtand zu nehmen ſein. Dann giebt dieſer 
letztere ſelbſt einen natürlichen Anlaß zu einer unmittelbaren 
ſchriftlichen Mittheilung, wobei ſich dic Gelegenheit leicht dar 
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preußische Commiſſar jelbit mehrfache Bedenken gegen ſeine 
eigenen früheren Vorjchläge und Erflärungen erhob, die ganze 
Bereinbarung für eine durchaus nur vorläufige und unver: 
bündliche erklärte und verjchiedene Abänderungen derjelben 
verlangte. In Folge diefer ganz unerwarteten Wendung 
ging ich am 16. Mittags zu Herrn von Savigny, um mid 
über dieſes Verfahren zu bejchweren. Diejer erklärte mtr, 
daß er von den neu entitandenen Bedenken durchaus nichts 
wiffe, die Sache vielmehr auch als abgemacht betrachtet habe, 
ſich aber im Kriegsminiſterium erkundigen und verjuden 
wolle, die Sache wieder in Ordnung zu bringen. Ber den 
höchhten Militärbehörden war feine Abhilfe zu finden, da 
General von Moltke, wie er beſtimmt erklärte, das Detail 
der Verhandlungen nicht kannte und ſich daher auch nidt 
einmiſchen wollte, der Kriegsminiſter von Roon aber abweſend 
war. Graf Bismard war franf, jo daß auch mit ihm nıdt 
geiprochen werden fonnte. Es mußte daher zwijchen den 
beiden Gommiffaren von Neuem verhandelt werden und die: 
jelben vereinigten ſich auch fchon am 17. über eine neue 
Faſſung. 

Unter dem 18. September richtete ich ein Schreiben an 
Se. Majeftät den König und unter dem 19. cin Jolches an 
den Miniſter von Falkenſtein, welche beide eine volljtändige 
Darſtellung der damaligen Lage enthalten, beffer, als ich ſie 
jet nach langer Zeit zu geben im Stande wäre. Sch ichalte 
daher Die wichtigiten, Hierauf bezüglichen Stellen derjelben 
hier ein: 

„Ev. Königliche Majeftät gehn, wie ich aus dem durd) 
den Hauptmann Winkler mir überbrachten Allerhöchſten 
Schreiben vom 16. dieſes Monats erjche, von der Anficht aus, 
dal es mir möglich fein werde, in den nächjten Tagen ſchon 
nad) Wien zu kommen. Leider wird dies nicht möglich fein. 
Bon den Schwierigkeiten, die in der Militärfrage wieder von 
Neuem entjtanden waren und geftern erſt durch einige neue 
Conceſſionen bejeitigt worden, find Ew. Majeſtät durd) 
Öeneralmajor von Fabrice unmittelbar unterrichtet. Hiernach 
dürfte einer definitiven Erledigung der Militärfrage zwar fein 
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lich vor den ernten Tagen im Tectober zum Abſchluſſe ge: 
langen, ich daher auch nicht eher von hier werde abreiſen 
konnen x. 

ꝛc. Bei dieſer Gelegenheit erlaube ich mir, Ew. Majeſtät 
noch die Frage zur Erwägung vorzulegen, ob es nicht viel— 
leicht zweckmäßig ſein und im eignen Intereſſe Ew. Majeſtät 
liegen möchte, ſobald als möglich die unmittelbare Nähe 
Wiens zu verlaſſen und einen Aufenthaltsort in größerer 
Nähe Sachſens, wenn auch einſtweilen noch auf öſterreichiſchem 
Gebiete, zu nehmen. Leider haben die perſönlichen Bezieh— 
ungen zwiſchen Wien und Berlin in den letzten Tagen noch 
einen äußerſt bittern Charafter angenonmen. Die in Wien 
getroffenen Maßregeln wegen der öſterreichiſchen Regimenter, 
welche den Namen preußiſcher Prinzen führen, und die Ver— 
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Erleichterung der hieſigen Verhandlungen, wie zur Ver— 
einfachung der Geſchäfte überhaupt dienen, wenn dies bald, 
womöglich noch vor Abmarſch der Truppen aus der Gegend 
von Wien, geſchehen könnte. Es würde dies gewiß auch im 
Lande einen ſehr guten Eindruck machen und die Hoffnungen 
neu beleben“ 

Der Brief an Miniſter von Falkenſtein lautete in ſeinem 
weientlichen Theile folgendermaßen: 

„x. x. Um Sie, lieber College, über den Stand unſerer 
Verbandlungen vollitindig au courant zu erhalten, würd 
ich Ihnen ſchon vor einigen Tagen wieder geichrieben haben, 
wenn ich nicht jo viel mit Berichten nad) Wien und häufigen 
Beſprechnngen zu thun gehabt hätte, day ich nicht dazu 
kommen fonnte. Heute knüpfe ih nun an ıneine Mittheilung 
vom 11. diefes Monats an. Am 12. hatte Generalmajor von 
Fabrice jene erſte Beſprechung mit dem preußijchen Com: 
miſſar Generalmajor von Podbielski, der im Weſentlichen 
denjelben Standpunft einbielt, wie die Generale von Roon 
ud von Moltke Fabrice gegenüber gethan hatten, aber dod) 
über einige wichtige Punkte (Eidesleiſtung, Beſetzung und 
Befeſtigung von Tresden u. ſ. w.) noch große Schwierig: 
fetten machte. Aber ſchon am 15., nachdem Podbielsf in: 
mitteljt mit Roon und Moltke gejprochen, fam eine Verab— 
redung zu Stande, von der Generalmajor von Fabrice an: 
nahm, daß Tie, bis auf Genehmigung des Königs, preußijcher 
Seits feſtſtehe. Noch am 13. Abends wurde diefelbe dur 
Hauptmann Winkler nach Wien gejendet, mit der von mit, 
Hohenthal und Fabrice ausgeſprochenen dringenden Em: 
pjeblung, Diejelbe anzımehmen. Am 15. Nachmittags fam 
auch ſchon ein Telegramm von Wien, welches die unbedingte 
Genehmigung und zugleich die Befriedigung des Königs über 
das Erlangte ausſprach; als aber an demfelben Abende 
Fabrice noch zu Generalmajor von Podbielski ging, um ihm 
dies mitzutheilen, hatte ſich die ganze Sachlage geändert. 
Letzterer erflärte, preußischer Seit8 ftehe die Convention nod 
gar nicht Feit, vielmehr müſſe man noch auf wejentlichen Ab- 
änderungen  beftchen und verlangte nun, abgejehen von 
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mehreren, verfchärfenden Faſſungsänderungen, drei wefentliche 
Acnderungen: Eid der ganzen Armee anf Gehorjfam für den 
König von Preußen, den Königſtein bleibend als Bundes: 
fejtung und den allgemeinen Vorbehalt, daß die jegige Con— 
vention nur ſoweit gelte, als nicht die fünftige Bundesver— 
fafjung dem Könige von Preußen höhere Rechte beilege. Sie 
fönnen denfen, welchen Eindruck diefes neue Verlangen auf 
ung machte, nachdem wir zum erjten Male wieder Hoffnung 
gejchöpft Hatten. Generalmajor von Podbielski hatte feine 
eigene Unzufriedenheit mit diefer Wendung nicht ganz ver: 
bergen fünnen, aber zugleich angedentet, daß von militärischer 
Seite wenig zu hoffen wäre und nur durch politische Gründe 
noch etwas zu erreichen jein möchte. Letzteres war Jchwierig, 
da Graf Bismard ſeit einigen Tagen ernftlich krank iſt und 
Niemand Iprechen kann. Ich juchte daher am 16. Savigny 
auf und bat ihn dringend, ſich unſerer anzunchmen und Die 
Sache wieder in Ordnung zu bringen, indem ich ihm zugleich) 
auf das Beſtimmteſte erklärte, daß, wenn der König ſich 
allenfalls aud) mit der Erklärung des Königſteins zur Bundes— 
feitung einverjtehen, vielleicht auch wegen der Eidesleiftung 
eine annehmbare Form gefunden werden fünnte, er doch nie— 
mals einen Vorbehalt zugeben werde, durch welchen die jeßige 
Berabredung ganz illuſoriſch und der König den Beſchlüſſen 
des fünftigen Barlaments volljtändig preisgegeben werde. 
Savigny war damit völlig einverſtanden und verſprach mir, 
es war Sonntag, am andern Tage felbit ins Kriegsminiſte— 
rium zu geben, ſich zu erkundigen, woher die neuen Bedenken 
fümen und, wenn irgend möglich, die Sache wieder in Ord— 
nung zu bringen. Zugleich deutete er mir an, daß die neuen 


Bedenken — die wahrjcheinlid aus dem Militärecabinet ge: 
fommen — durch die neuejten Nachrichten aus Wien (da); 


Die öſterreichiſchen Regimenter, Die den Namen preutiicher 
Brinzen führen, dieſe Namen verlieren jollen und daß die 
Öjterreichiichen Erzherzöge auf ihre preußiſchen Regimenter 
verzichtet haben) veranlaßt worden ſeien, Die hier aufs 
Acußerſte erbittert hätten und nun auch auf die Jüchtifche 
Frage eine ungünjtige Wirkung äußerten, weil man immer 
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noch und ſo lange, als der König und die Armee bei Wien 
wären, eine gewiſſe Solidarität zwiſchen Oeſterreich und 
Sachſen annähme. Savigny hat mir auch Wort gehalten, 
it im Kriegsminiſterium geweſen, und ſchon am 17. Abends 
hatten ſich die beiden Milttärs ſoweit veritändigt, dar jet 
nur noch Die Definitive Redaction, die Podbielsfi entwirft, 
von ums zu prüfen mt und dann Zr. Majeſtät dem König 
von Preupen vorgelegt werden joll. Genehmigt legterer die 
jelbe, Jo unterzeichnet ;zubrice, da die Abweichungen der neuen 
Faſſung von Dem in Wien genehmigten Exemplare theils 
unweſentliche, tbeils zwar wejentliche find, aber doch nod 
innerhalb der Grenzen fallen, bis zu welchen zu gehen wir 
durch unſere ertte Inſtruction bereits ermächtigt waren x. 

Hiernach kann alſo die ſächſiſche Armee ſofort und un 
erwartet des Friedensſchluſſes zurückkommen, ſobald nur die 
Militär Convention unterſchrieben iſt, was hoffentlich jofort 
nach Beendigung der Militärieſte erfolgen kann, die für die 
nächiten Tage bier Alles ausſchließlich beichäftigen. Ueber 
die Rückkehr Des Königs wırd in dem Friedensſchluſſe feit- 
gettellt werden, daß fie ſofort nad) Auswechjelung der Rati— 
ficationen erfolgen farm. Ich babe jedoch Sr. Majeſtät vor: 
geichlagen, auch Die hoffentlich nur furze Zeit bis dahın nicht 
in Wien zu bleiben, Jondern in einem dem Lande nahen Orte 
Böhmens vorübergehend Aufenthalt zu nehmen ꝛc. 

x. Graf Bismard iſt ernitlich Frank, beſorgt feine Ge: 
jhäfte und nimmt feine Beſuche an. Da er aber die Ge 
jchäfte noch nicht abgegeben, jo ftodt momentan alles, was 
jeiner perjöntichen Entichetdung bedarf. Sollte diefer Zuitand 
längere Zeit dauern, jo fünnte dadurch eine neue Zögerung 
in unjere Sache kommen.“ 

Ta mun aber auch die neue Faſſung der Militär-Con- 
vention, welche in ?yolge der Beiprechung vom 17. September 
entiworfen worden war, um damit Die gegen die erite Faſſung 
aufgetauchten Bedenken zu bejeitigen, abermals auf neue Ein: 
wendungen und Echwicrigfeiten von preußiſcher Seite jtich, 
jo übernahm es General von Podbielski, noch eine neue, die 
dritte Faſſung zu entwerfen, welche aud) nach wiederholten 
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Beſprechungen der beiden Gommiffare am Abend des 19. Sep: 
tember fejtgejtellt und unterzeichnet wurde. 

Am 18. Scptember hatte Herr von Savigny dem Grafen 
Hohenthal bei einer zufälligen perjönlichen Begegnung gefagt, 
in dieſer Woche jet, wegen des feierlichen Einzugs der Trup— 
pen in Berlin und Potsdam, wodurd alle Bebörden in An— 
jpruch genommen würden, im unſerer Angelegenheit nichts 
vorzunehmen. Die Deilttär Convention jolle aber dennoch) 
dem Könige vorgetragen werden und er, Herr von Savigny, 
hoffe, am Sonnabend mit uns Über die weiteren Verhand— 
lungen fprechen zu können. 

Am 19. September erhielt ich einen Brief aus Hietzing, 
in weldhem Se. Majeſtät der König den Wunſch ausjprad), 
ſich möglichſt bald aus der Nähe von Wien zu entfernen 
und jich, um Sachjen näher zu jein, nach Teplig zu begeben, 
vor Ausführung dieſes Wunſches aber mich beauftragte, in 
vorjichtiger Weiſe darüber Erfundigung einzuziehen, wie diejer 
Schritt in Berlin aufgefaßt werden und welchen Einfluß er 
eva auf die zzriedensverhandlungen ausüben könne? Ich 
ſprach darüber mit Herrn von Savigny, der mir verjprac), 
dies Zr. Majeftät vorzutragen, was er auch am folgenden 
Tage that. Die Antwort erfolgte in der rüdjicht2volliten 
Weiſe, indem fie nur zu bedenken gab, ob nicht der Aufent- 
halt St. Majeſtät in Teplig, Dei der geringen Entfernung 
Diejes Ortes von Dresden, vielleicht zu Demonstrationen Ans 
laß geben könne, die dann wieder Gegendemonftrationen ber: 
vorrufen würden, woraus mancherlet Unannehmlichkeiten ent- 
ſtehen fünnten. Ich schrieb deshalb ſofort an Se. Majeſtät 
den König und ſtellte anheim, ob nicht für den beabſichtigten 
Aufenthalt in der Nähe der ſächſiſchen Grenze vielleicht 
Carlsbad oder das Schloß von Schlackenwertha gewählt 
werden könne. 

In den ſpäteren Nachmittagsſtunden des 21. September 
beſuchte mich Herr von Savigny; er kam eben aus der Sitzung 
des Staatsminiſteriums, an welcher er Antheil genommen 
hatte, und theilte mir mit großer Befriedigung mit, daß die 
letzte Faſſung der Militärconvention in dieſer Sitzung von 
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dem Kriegsminiſter von Roon vorgetragen und von dem ge— 
ſammten Staatsminiſterium einſtimmig gebilligt worden ſei. 
Die Genehmigung des Königs, dem dieſelbe nunmehr noch 
vorgetragen werden müſſe, ſei — ſo nahm wenigſtens Herr 
von Savigny an — unter dieſen Umſtänden außer Zweifel 
und mit Beſtimmtheit ım den nächſten Tagen zu erwarten. 
Wir, fuhr Herr von Savigm dann fort, fünnten daher unjere 
Verhandlungen über den Abſchluß des Friedens ſelbſt nun: 
mehr beginnen, jie würden nicht viel Zeit in Anſpruch nehmen. 
Ta er aber gerade jegt jehr viel zu thun habe, jo bat er 
mich, zur Abkürzung der Sache den Friedensvertrag zu ent— 
werfen und verjprach, Die verjchiedenen Deſiderien der cin: 
zelnen preußiſchen Miniſterien mir zu dieſem Behufe bafdigit 
mitzuthetlen. Das Leptere erfolgte aber nicht und zwar ein 
ach aus dem Grunde, weil Herr von Savigny diefe Deſi— 
derien ſelbſt nod) nicht fannte, fie überhaupt noch nicht feſt⸗ 
gejtellt waren. Sch war daher auch nicht im Stande, den 
derjprochenen Entwurf zu fertigen, der unter dieſen Umständen 
nur ein rem formelles Schema Hätte werden fünnen. Nur 
eine Forderung, Die einer bedeutenden Kriegskoſten-Entſchä— 
digung, mußte ich ſchon damals als Jicher vorausjeken, da 
ſie bereits in dem Nidolsburger Präliminavvertrage envähnt 
war. Sch bielt es daher für zweckmäßig, Herrn von Savigny 
meine Anfichten über Diefe Frage und einige Bemerkungen 
über Die ungeheuern Beläftigungen, welche der Strieg bis jegt 
ſchon für Sachſen mit jich gebracht hatte, mitzutheilen umd 
übergab ihm Daher am 22. September den nachjtehenden 
Aufſatz. 
„Berlin, im September 1866. 

Bei Beantwortung der Frage, ob und in welcher Höhe 
dem Königreich Sachſen bei Abſchluß des Friedens noch die 
Zahlung einer beſonderen Kriegscontribution von Preußen 
aufzuerlegen ſei, ſind insbeſondere folgende Punkte in Er 
wägung zu ziehen. 

Sachſen iſt, ſo viel bekannt, das einzige von Preußen 
occupirte Land, von welchem während der Dauer des Krieges 
jelbft, neben den gefammten Naturalleiftungen für die Unter: 


haltung und Berpflegung der Königlich preußischen Truppen, 
auch noch cine wirfliche Sriegscontribution, und zwar in 
Höhe von täglid) 10000 Thaler verlangt und vom 18. Juni 
dieſes Jahres an auch wirklich alltäglich gezahlt worden if. 
Der Betrag diefer baaren Zahlungen wird mit dem 25. Sep— 
tember diejes Jahres die Summe von 1 Miillion Thaler er: 
reichen und leßtere für jeden Tag, den ſie länger dauert, um 
10,000 Thaler überjteigen. 

Tas Königreich Sachſen iſt in natürlicher Folge feiner 
geographijchen Lage durch die Laſten des Krieges in größerem 
Umfange und auf längere Zeit betroffen worden, als irgend 
ein anderes der bei dem Kriege betheiligten Länder. Selbſt 
Delterreic) Tann biervon nicht ausgenommen werden, denn 
wenn auch die Gegenden, welche der eigentliche Kriegsſchau— 
plat waren, unendlich mehr gelitten haben, als Sachſen, To 
bilden jie doch nur einen kleinen Theil des geſammten öfters 
reichiſchen Staats, wogegen Sachſen während der ganzen 
Dauer des Kriegs faſt in Jeiner ganzen Ausdehnung von 
preußifchen Truppen, wenn auch in wechjelnder Stärfe, belegt 
gewejen iſt. Die hierdurch nöthig gewordenen Leiſtungen er— 
reichten aber ingbejondere dadurch eine augerordentliche Höbe, 
daß ſie nicht auf die in Sachſen ſtehenden oder durchmar— 
Ichirenden Truppen bejchränft blieben, jondern zu einem 
grogen Theile aud) auf die in Böhmen befindlichen ausge— 
dehnt werden mußten, weil c& dort in bobem Grade an dem 
Nöthigen fehlte. So nahm z. B. das unter den Befehle des 
Generals von der Mülbe ſtehende Armeecorps bet ſeinem Ab: 
marjche nad) Böhmen den geſammten, auf acht bis zehn Tage 
berechneten Inhalt der ſächſiſchen Magazine an Yebensmitteln, 
Fourage u. ſ. w., das vorhandene Schlachtvieh und Die menten 
Utenjilien und Inventariengegenftände der Yazaretbe mit Nic) 
fort, weil es in Böhmen daran fehlte, woraus für Sachſen 
die Nothwendigkeit folgte, für das nachrüdende Armeccorps 
dies Alles noch einmal anzuschaffen. Auch die Noten, Die 
dem Lande in Folge jeiner Yage zu dem eigentlichen Kriegs— 
Ichauplage durch die Einrichtung und Unterhaltung zahlreicher 
Lazarethe erwachſen, jind jehr beträchtlich, und auch für die 
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böhmischen Lazarethe Haben jehr erhebliche Lieferungen aus 
Sachſen gemacht werden müſſen. 

Die für dieſe Leiſtungen, ſowie für den Schanzenbau auf 
dem linfen Elbufer bei Dresden aus der Staatöfaffe bereits ge: 
leiiteten baaren Zahlungen Haben bis zum 11. September — 
weitere Notizen liegen hier nocd) nicht vor — in runder Summe 
951000 Thaler betragen. Hierunter iſt jedoch alles das nicht 
begriffen, was wegen Mangel an disponiblen Geldmitteln 
einitiveilen durch Ausgabe von Bons oder Auzitellung von 
Scyuldverjchreibungen Seiten der Amtshauptleute, Etappen: 
commiſſionen oder Magazinverwaltungen vorläufig gededt, 
und cbenjo wenig das, was von den einzelnen Städten und 
Yandgemeinden verlagsweiſe bejtritten worden und ihnen aus 
der Staatsfaffe zu rejtituiren it. Ebenſo find Hierunter die 
Yerftungen, welche aus dem Staatsceigentdum unmittelbar er: 
folgt find, 3. 8. von Holzvorräthen aller Art, von Wein aus 
der Staatskellerei u. |. w., ſowie die Entjchädigungen nicht 
begriffen, welche noc) an Brivatperfonen für das zum Schanzen: 
bau verwendete Örundeigenthum (legteres allein in Höhe von 
mehr als 100000 Thaler) und ſonſt weggenommene oder 
zerftörte Eigentbumsgegenftände zu zahlen fein werden. 

Hierzu kommen die durch den neuerlid) unternommenen 
Schanzenbau auf dem rechten Elbufer erwachſenden Kojten, 
Die zwar noch nicht genau anzugeben, im Verhältniß zu den 
Koſten des Schanzenbaues auf dem linfen Elbufer aber auf 
mindeitens 500000 Thaler zu veranjchlagen find. 

Tie Höbe diefer gefammten, aus der Staatskaſſe nod 
zu leiftenden Zahlungen läßt ſich zur Zeit nicht mit Genauig— 
feit angeben, doch wird man jedenfall unter der Wahrheit 
bleiben, wenn man fie in runder Summe auf 1500000 bi! 
1800000 Thaler annimmt, jo daß ſich dann, außer den an 
den Königlich preußischen Givilcommifjar geleisteten baaren 
Zahlungen, der Betrag der die ſächſiſche Staatskaſſe treffenden 
Leiſtungen für töniglich preußiiche Truppen in runder Summe 
auf mindeſtens 2500000 Thaler jtellen wird. 

Dabei iſt ausdrüclic) zu bemerfen, daß die gejammte 
Einquartirungslaft, welche von dem Einzelnen und beziehentlid) 
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n den Gemeinden zu tragen iſt und wahrfcheinlicd) vom 
taate nicht wird entjchädigt werden können, hierunter nicht 
t inbegriffen iſt. 

Eine Analogie zwijchen den ſüddeutſchen Staaten und 
m Königreiche Sachſen erjcheint hiernächſt in Betreff der 
age wegen der Kriegskoſten-Entſchädigung in feiner Weife 
läſſig. Jene Staaten erhalten durch die Friedensabjchlüffe 
re völlige Unabhängigkeit, und, wenn man von den geringen 
rritorialabtretungen von Bayern und Heſſen-Darmſtadt ab— 
bt, jo it die von ihnen zu zahlende Kriegskoſten-Entſchä— 
jung die einzige materielle Leiſtung, die ihnen von Preußen 
deſſen eigenem Nutzen und für dejjen eigene Jwede aufer: 
t wird. Wollen die ſüddeutſchen Staaten außerdem noch ihre 
ilitärmadht vermehren und ihre Heere vergrößern, jo geichieht 
% lediglih aus eigenem Antriebe und im eigenen Intereffe. 

Sachſen dagegen tritt dem norddeutjchen Bunde bet und 
durch in eine unbedingte militärische Abhängigkeit von diefem 
teren, oder was dasjelbe iſt, von Preußen; die ſehr weſent— 
he Vergrößerung der Armee, zu welcher Sachjen hierdurd) 
tpjlichtet wird, und die höchjt bedeutende Vermehrung der 
durch erwachjenden Koſten dienen aber nicht einem ſpeciell 
chſiſchen Intereſſe, jondern dem gemeinſamen Intereſſe des 
Tddeutſchen Bundes und ſtehen daher in Kriegszeiten zur 
ibedingten Verfügung des Oberfeldherrn des letzteren, Sr. 
ajeftät des Königs von Preußen. Die in der nächſten Zeit 
n etwa ſechs Monaten erforderliche Vermehrung der In— 
nterie von 20 auf 28 Bataillone, der Kavallerie von 4 auf 
Regimenter und der Artillerie von 60 auf 90 Kanonen 
rd cinen einmaligen jofortigen Aufwand von etwa 1a 
illionen Thaler verurjachen, während ſich das Militärbudget, 
mentlih) aud) in Folge des weſentlich höheren Präſenz— 
indes, nach einem mäßigen Voranſchlage um etwa 22 Mil: 
men jährlid) erhöhen wird. 

Es Icheint nun aber ſchon vom Geſichtspunkte der Se: 
Htigkeit und Billigkeit aus, daß man dieſe großen pecuniären 
iſtungen, die Sachſen tm Intereſſe der Machtitellung Preu— 
n® durch dem Friedensſchluß auferlegt worden, bei der 
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stage, ob von demjelben auch, wie von den jüddentichen 
Staaten, noch eine erhebliche Kriegskoſten-Entſchädigung zu 
verlangen jet, nicht außer Berüdhichtigung laſſen dürfe. Hierzu 
kommt aber noch ein anderer Geſichtspunkt, deſſen Gewicht 
gewiß auch von der Nöniglich preußischen Regierung anerkannt 
werden wird. Unter allen Opfern und Leiftungen, die in 
Folge Des Krieges und des Friedensſchluſſes auferlegt werden, 
ind es Die finanziellen allem, welche die geſammte Bevöl- 
ferung, alle Steuerpflichtigen, unmittelbar und direkt berühren; 
mögen Die Tpfer an Souveränetäts-Befugniſſen, die Ze. 
Majeltät der Nöntg von Sachſen zu Dringen bat, noch je cr: 
beblich fein, Tte werden von der Geſammtheit der Bevölkerung 
weniger empfunden werden, als eine erhebliche Steuer: Er: 
böbung, die bei jeden Termine eine Vergleichung mit früheren 
Zuſtänden hervorrufen und dadurch die Abneigung gegen die 
neuen Verhältniſſe verjtärken muß, die bei der Bevölferung 
Sachſens unter allen Umſtänden und ganz naturgemäß an- 
fünglich noch eine Zeit lang beitehen wird. Nun it es aber 
das entſchiedenſte und cifrigite Beſtreben der jüchjischen Re: 
gierung, Dielen Zujtand jo viel als möglich abzufürzen und 
jtatt deſſen ein gegenjeitiges gutes und vertranensvolles Ein: 
vernehmen, ein freundliches Zuſammenwirken für diejelben 
Zwede baldigit berbeizuführen. Das Verhältniß zwiſchen 
Preußen und Sachſen wird, mögen die Verträge noch jo klar 
und beſtimmt je, ein ſehr jchwiertges und nur dann haltbar 
werden, wenn es nicht nur von den beiden Regierungen mit 
gutem Willen, offen und rüdbaltlos eingegangen wird, jondern 
ſich auch unter den beiderfettigen Bevölferungen ein Gefühl der 
Inſammengehörigkeit und der Gemeinſchaftlichkeit der Inter: 
eſſen, ein gegenfeitiges Vertrauen ausbildet, welches allen 
über viele Schwierigkeiten himvegbelfen fann. Bildet ſich 
ein Jolches Verhältniß nicht, bleibt das Mißtrauen bejteben, 
als vb 08 Preußen nur darauf anfomme, die Kräfte Sach— 
jens für preußiſche Zwecke zu verwerthen, jo wird auch das 
loyalſte Verhalten, der beſte Wille der Regierung nicht m 
Stande ein, das ſächſiſche Volk mit den neuen Berhältniffen 
auszuſöhnen. 
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Erhaltung der Wehrkraft Deutihlands in höherem Maße bei- 
tragen könne, als bisher. Ich beſchränkte mich dagegen auf 
die Bemerkung, daß es mir ſehr zweifelhaft jei, ob viele Steuer: 
zahler in Sachjen in diefer Ehre einen genügenden Troft für 
eine wejentliche Erhöhung der Steuerlajt erbliden würden. 
Es iſt hier der Ort, eine Zwiſchenfalls zu erwähnen, 
der auf den Fortgang der Verhandlungen den nachtheiligjten 
Einfluß ausübte. Der erite Entwurf der Militärconvention, 
den Hauptmann Winkler am 13. September nad) Hieting 
überbracht hatte, war in Bezug auf feine formale Bedeutung 
allerdings weiter nichts, als der Entwurf einer Convention, 
über welchen zur Zeit offiziel nur die beiden Commiſſare 
unter jich einig geworden waren. Indeſſen hatte er dem 
preußifchen Kriegsminiſter vorläufig vorgelegen und dieſer 
hatte feine Eimvendungen dagegen erhoben, die beiden Com— 
miffare nahmen daher an, dar in Bezug auf jeinen materiellen 
Inhalt preußischer Seitz keine Bedenken vorlägen und deshalb 
hatten jie denjelben im gemeinjchaftlichen Einverjtändniffe nad 
Wien gefchidt, um St. Majejtät dem König von Sachſen zu 
etwaigen Bemerkungen noch Zeit und Gelegenheit zu geben, 
dabei aber wegen der noch fehlenden Genchmigung St. Ma: 
jejtät des Königs von Preußen um Geheimhaltung des In 
halts des Conventions-Entwurfs gebeten. Dieſer letztere iſt 
wohl auch geheim gehalten worden; ſo viel ich wenigſtens 
weiß, hat außer dem König ſelbſt und den von Ihm zur Be— 
rathung über den Entwurf zugezogenen Perſonen von dem 
Inhalt desſelben Niemand Kenntniß erhalten. Die Thatſache 
dagegen, daß die Commiſſare ſich über den Entwurf einer 
ſolchen Convention vereinigt hätten und der König bereit ſei, 
denſelben zu genehmigen, war in Hietzing ſehr bald bekannt 
worden. Die Herren, die davon Kenntniß bekamen, hatten 
dieſe Thatſache als einen Beweis, daß die Verhandlungen 
fortſchritenn und eine beſſere Wendung genommen hätten, 
freudig begrüßt und kein Bedenken gefunden, dies Andern 
mitzutheilen. So war in kurzer Zeit die Sache in der ganzen 
ſächſiſchen Armee bekannt, und da die baldige Rückkehr nach 
Sachſen und der Abſchluß des Friedens allgemein und dringend 
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sen Generat von Fabrice erſtatteten Bericht nicht richtig ver: 
Tai und die Eonvdention als definitiv feſtſtehend angeſehen, 
In; Zugrtrt davon geiproechen und darüber, als von einer ab: 
sourachter Sache. nach Dresden geichrieben. Das hat hier wieder 
mu Söchten Grade aufgeregt und verlegt; der König hat ſich 
zer Saviam tadelnd darüber ausgeſprochen, daß der Inhalt 
amer to wichtigen Berabredung, von der er amtlid) noch gar 
achte wie und Die er noch gar nicht genehmigt habe, durch 
ale Zeitungen gebe. Savigny, der an dieſer vorzeitigen Ber: 
erentichung ganz unschuldig tit, bat die Schuld natürlich) 
aur uns aetbeben, Damit aber auch die Unzufriedenheit des 
Kong auf ums gelenft. Tie große und einflupreiche Barteı, 
Me rür eine ſtrengere Behandlung Sachſens geitimmt und mit 
dem Conventionsentwurj durchaus nicht einveritanden it, 
nimmt aber von Der Befriedigung, Die Jich in diefer Beziehung 
in Wien und in Sachien ausjpricht, Anlaß zu der Auffafjung, 
daß man Zuchten zu viel bewilligt habe und mit viel weniger 
durchkommen were. In dieſer Weiſe wird jetzt auf den König 
gewirkt und namentlich die legte Notiz des Dresdner Sour: 
nals benugt, welches ganz officiös das jekige Stadium der 
Verhandlungen als ein „Schr günſtiges“ bezeichnet. Das 
letztere vr uns allerdings, das fann ich nicht verſchweigen, 
auch tchr unerwünſcht geweſen; wenn wir hier die größten 
Anttrenaungen machen, um jo viel als möglich zu erreichen, 
kann es nur büchtt ungünttig wirken, wenn das officöje 
Journal der ſächſiſchen Regierung ſich in jolcher Weife aus 
Ipricht. Savigny war gerade darüber ſehr empfindlich und 
jprach den Wunſch einer Erläuterung und Berichtigung aus. 
sch balte eine Joldhe, und zwar jobald als irgend möglid, 
auch Für unbedingt nötbig ꝛc. 2.“ 

Fine ſolche Berichtigung iſt darauf auch im Dresdner 
‚Journal aufgenommen worden; an demjelben Tage, den 23, 
ſchrieb ih noch an Se. Majeſtät den König einen Brief, den 
ich bier, weil er eine Ueberſicht über die damalige Sachlage 
gewährt, mit Hinweglaſſung einiger nebenjächlicher Stellen, 
ebenfalls aufnehmen will. 

„Ew. Königliche Majeſtät habe ich über ein ausführliches 
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gebracht hätten, daß cine Vereinigung abgejchloffen wäre, jo 
das; an der Wahrheit nicht zu zweifeln jei, und er fich dabei 
darüber bejchwerte, day die Landescommiſſion davon gar nichts 
erfahren habe, erſt dann habe id) ihm den Sadjverhalt mit: 
getbeilt. Jetzt iſt num freilich nichts mehr zu ändern, und 
abzuwarten, welcher Einfluß jcjlieglich) hier den Sieg davon- 
tragen wird. 

Inzwilchen wollen wir immer die übrigen Verhandlungen 
joweit thunlich beginnen. Herr von Savigny wird mir heute 
einige Punkte mitthetlen, die hier von anderen Minijterien 
verlangt werden und über die ich viclleicht vorher noch einmal 
in Tresden anfragen muß, fo 3. B. über das Verhältniß 
der Univerfität Leipzig zu den Thüring'ſchen Stiftern, über 
einige Eifenbahnfragen u. |. w. Dice Kriegskojtenfrage haben 
wir augführlich discutirt, doc) it nocd) gar feine Summe ge: 
nannt worden. 

Hinfichtlich des norddeutichen Bundes wird wahrſcheinlich 
in dem Friedensvertrage nur über den Zutritt Sachjens an 
fi), umd über die Annahme des in Preußen angenommenen 
Wahlgeſetzes Beltimmung getroffen, alles Andere aber den 
weiteren Berhandlungen vorbehalten werden. 

Ueber die Fünftige Gejtaltung des norddeutichen Bundes 
liegt mir auch jekt noch nicht? Beſtimmtes vor. Herr von 
Savigny ſcheint mit der Entwerfung der Bundesverfaſſung 
bejchäftigt, und nad) dem Gange der Kammerverhandlungen 
über das Wahlgeſetz iſt anzunchmen, dat die Regierung ernſtlich 
beabjichtigt, den Bund bald ins Leben zu rufen.“ 

In dieſe Zeit fielen aud) die Verhandlungen wegen der 
Entlaffung des Minifters von Rabenhorft. Ich hatte, wie 
ich Schon früher bemerkt, in Hieging Sr. Majejtät dem König 
verjprochen, dieſe Sache wieder anzuregen, wenn ich den Zeit: 
punkt dazu für gefommen erachte. In Berlin war diefer 
Gegenſtand ung gegenüber zwar noch nicht berührt worden, 
indeffen konnten wir doch nad) Allem, was wir jahen und 
erfuhren, nicht im Zweifel darüber fein, daß hier noch ein 
Ichr großes Mißtrauen gegen die künftige ſächſiſche Militär: 
verwaltung bejtehe und nur durch eine baldige Entlaffung 
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Bild gemacht und, um nur die Sache in Gang zu bringen, 
ih vorläufig auf die Erledigung der befannten, von dem 
Graien PBismard an die Spige geitellten Präjudictalpunfte 
beichränfen wollen. Zu dieſem Zwede babe man die Ab— 
jendung eines ſächſiſchen Militärcommiſſars verlangt und zu: 
gleich bei dem preußiſchen Kriegsminiiterium die Emmennung 
eines ſolchen beantragt. Ta es ſich hierbei nicht um dic Er— 
nennung cine Königlichen Commtjjars für die militäriſchen 
Funfte der Friedensverhandlungen, jondern nur um die Be 
zeichnung eines milttärtichen Sachverſtändigen gehandelt habe, 
dejien Aufgabe allein darın beſtehen jollte, mit dem ſächſiſchen 
Milttärbevollmächtigten in Bezug auf die Ausführung jener 
beiden Präjudictaltorderungen ſich zu verjtändigen und den 
Erfolg ibm, Herrn von Savigny, mitzutbeilen, jo jei aud) 
zur Beauftragung des ÖGencralmajors von Podbielski eine 
Königliche Genehmigung nicht eingeholt worden, diejelbe vicl- 
mehr nur durch einen einfachen Beſchluß de Kriegsminiſte⸗ 
riums erfolgt. Als ſich jedoch er, Herr von Savigny, bei 
den hierauf bezüglichen Vernehmungen von den verhältnig- 
mäßig billigen Antichten über die fünftige Stellung der ſäch— 
ſiſchen Armee, Die im Kriegsminiſterium berrichte, überzeugt 
hätte, babe er geglaubt, daß es möglid) ſein werde, durd) die 
Verhandlungen Der beiden militäriſchen Commiſſare jofort zu 
einer definitiven Einigung in der Milttärfrage überhaupt zu 
gelangen und Daher dem Öeneralmajer von ;yabrice jelbit 
empfohlen, ſich nicht auf jene Präjudicialpunkte zu bejchränten, 
jondern zugleich aud) von dem Definitivum ſoviel als mög: 
lich fertig zu machen, diefen Wunſch aud) dem General Pod: 
bielsfi ausgeſprochen. Dabei jet ſelbſtverſtändlich jeine Abſicht 
nicht dahin gegangen, daß die Militärbevollmächtigten eine 
förmliche und definitive Convention verhandeln und abſchließen 
ſollten, für welche ja, ehe der Frieden geſchloſſen und die 
Verhandlungen deshalb auch nur begonnen wären, gar feine 
Baſis vorhanden geweſen je. Er habe vielmehr als gan; 
jelbitverftändlich angeſehen, daß die Militärbevollmächtigten 
dasjenige, was ſie über jene Präjudicialpunkte hinaus ver— 
einbaren würden, ihm, Herrn von Savigny, mitzutheilen 
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an dem ganzen Unglück Schuld jet, vergaß aber dabei gänz- 
lich, daß er ſelbſt von der Ablicht des Kriegsminiſteriums, 
die militärischen VBerabredungen in der unrichtigen Form 
einer jelbjtändigen Convention und ohne alle Rücficht auf die 
noch nicht geregelten politiichen ragen Sr. Majeität dem 
König zur Genchmigung vorzulegen, vorher genau unterrid; 
tet geweſen war, daß er jogar an der zur Vorbereitung dieſes 
Verfahrens bejtimmten Sigung des Staatsminiſteriums jelbit 
Theil genommen und daher nicht nur ausreichende Gelcgen- 
heit, ſondern jogar die Pflicht gehabt hätte, auf das formelle 
Mißverſtändniß des Kriegsminiſteriums aufmerkſam zu machen 
und die Abgabe der militäriſchen Verabredungen an das Mi- 
niſterium der auswärtigen Angelegenheiten zu verlangen. 
Jetzt freilich, nachdem der König die Convention verworfen 
hatte und diejelbe, wie Savigny ſich augdrüdte, „ganz todt 
und abgethan“ war, jo daß „von ihr gar nicht mehr 
die Rede fein“ könne, war er jeiner Verficherung nad 
ohne jede Schuld und dieſe traf nur das Kriegsminiſterium 
allein. 

Auf meine Frage, was denn aber nun, nachdem die 
Militärconvention vollitändig verworfen ſei, weiter werden 
jolle? antwortete mir Savigny: „Das jei Schwierig zu 
jagen, man müjfe wieder ganz von Born anfangen 
und eine neue Bafıs für die Verhandlungen fuden, 
denn auf der bisherigen fer nit fortzufommen.“ 
Ehe man aber daran denken könne, müffe erjt für die weitere 
formelle Behandlung der Sache eine neue Einrichtung ge 
troffen werden. Nach dem, was in den legten Tagen vor: 
gekommen fer, fünne er mit dem Kriegsminiſterium oder einem 
Commiſſar desjelben nicht weiter zuſammenwirken. Er werde 
heute noch den König bitten, ihn ſeines Auftrags zu ent: 
heben und einen andern Commiſſar für dic Verhandlungen 
mit uns zu ernennen. Wolle der König dies nicht thun, jo 
werde er, Savigny, den Auftrag nur unter der Vorausſetzung 
und Bedingung beibehalten, daß die Militärs von den er: 
handlungen ganz entfernt blieben und er allein und aus 
ſchließlich dazu beauftragt werde. Für die wichtigen mili— 
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Rteram bunten wir u Verhandlungen überhaupt noch 
zer Sr grlangen fünnen, wußten wir nicht einmal, was 
om Tor uns mrlangen werde. 

‚sör uns, den Grafen Hohenthal und mid), blich freilid 
rızıe Its, als ımmer wieder zu warten und zu warten. Ob 
se von Zavignn gelingen werde, eine ganz neue Balis 
tz Mi Ierbundlungen zu finden und Allerhöchiten Ortes an: 
zemier zu machen, erſchien mir deshalb jehr zweifelhaft, 

Soviand beitimmt cerflärte, ſich den weiteren Verhand— 
lurqgen nor unter der Bedingung unterziehen zu wollen, daß 
ters Wilitérs daran Antheil nähmen, nun aber die „auf 
eur neuen Batıs tortiuführenden Berhandlungen“ fich ledig: 
lich aur Me militäriſchen Punkte bezichen fonnten, da von 
anderen Tingen überbaupt noch gar nicht geſprochen wor: 
den war. 

Jedenialls war. wie Herr von Savigny mir erklärte, 
in den nächiſten Tagen der Wiederbeginn der Verhandlungen 
nicht zu erwarten und daher auch für mich in Berlin nichts 
zu thun. Ich beſchloß daher, dieſe Zeit zu einer kurzen Reiſe 
zu Sr. Majeſtät dem König, welcher am 27. September 
Abends in Prag eintreffen wollte, zu benutzen, um ihm über 
die Ereigniſſe der letzten Tage, welche den König, wie ich 
überzeugt war, ſehr beunruhigen mußten, mündlich Vortrag 
zu erttatten. 

Die Nachricht von der totalen Stockung, die in den 
Verhandlungen eingetreten, war durch die preußiſche officiöfe 
Preſſe nad allen Seiten bin verbreitet worden; natürlich 
aber batte man Die wahre Urjache derjelben nicht angegeben, 
jondern, wie gewöhnlich, die Schuld auf Sachſen gefchoben. 
Die „Jeidler'ſche Correſpondenz“, welche damals in den engiten 
Beziehungen zur Negierung jtand, jagte: Der König von 
Sachſen zeige immer noch eine entjchiedene Abneigung, die 
Gonjequenzen Des Krieges anzuerkennen; die Friedensverhand— 
lungen ſtockten daher gänzlich; und die Dresdner „Eonititus 
tionelle Zeitung“ wiederholte am 24. September diefen Artikel. 
Als ich daher am 26, Abends in Dresden eintraf, fand id 
Alles in großer Aufregung und Beſorgniß; ſelbſt von jehr 
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fait dreijtündige Unterredung mit ihm hatte. Hierbei jehte 
er mir noch einmal ausführlid) auseinander, dab an ker 
neuejten unglüdlichen Wendung der Berhandlungen zivei Tinge 
Schuld jeien. Zunächſt das gänzlich unberechtigte und ebenjo 
ungejchidte Verfahren des Kriegsminiſteriums, was er wiederum 
mit den grelliten Farben jchilderte, und ſodann die große 
Aufregung, Die hier neuerdings wieder gegen Sachſen herrſche. 
Dieſe letztere fer zum Theil durch das verfrühte „ſächſiſche 
Triumphgejchrei“ über die günjtige Militärconventton, zum 
Theil aber durd) Nachrichten hervorgerufen worden, welche über 
das Auftreten des Grafen Vitzthum in London und des Herr 
von Beuſt an den Berliner Hof gelangt ſeien. Der Erſtere 
jolle in London cine für Preußen höchſt nachtheilige Politik 
treiben und eine verlegende Sprache führen; Herr von Beuft 
aber bereife jept Die ſüddeutſchen Höfe und verjuche überall 
gegen Preußen anfzuregen und zu hegen. In Berlin glaube 
man nun, daß dieje beiden Herren im Einverjtändnig und im 
Auftrag des Königs von Sachſen handelten und die Partei, 
welche eine völlige Annexion Sachſens an Preußen wolle 
und — wie Herr von Savigny mir gegenüber zum erjten 
Male ausjpradd — auch jetzt noch Fehr mächtig und einjlup- 
reich jet, benutze dieſe Nachrichten, um in den Allerhöchiten 
Kreifen das Miptrauen gegen Sadjjen immer von Neuen 
anzuregen und ingbefondere den Verdacht zu begründen, als 
ob die beiden Herren, von Beuft und Graf Vitzthum, nod 
immer die eigentlichen Vertrauten des Könige von Sachſen 
und Die wahren Interpreten feiner Geſinnungen, wir in Berlin 
aber nur vorgeſchobene, vielleicht ſelbſt getäufchte Figuren 
jeten, Die man zur paffenden Zeit desavoniren und fallen 
laffen fünne. „Ste glauben gar nicht“ — fügte mir Her 
von Savigny — „was diefer Mann (Beunjt) Ihnen jchadet! 
Warum kann er aber auch nicht einmal ein paar Wochen 
ruhig jein umd still ſitzen.“ Graf Vitzthum hat ſich wegen 
des ihm DVorgeworfenen jpäter volljtändig gerechtfertigt; 
Alles, was er gethan hatte, beſchränkte fich darauf, daß er, 
ohne irgend eine Äußere Veranlaffung dazu und ganz auf 
feine eigene Verantwortlichkeit hin einige Gedanken über die 
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lich und beitimmt ausſprechen, daß ich, wenn das nicht ge— 
ichehe. Dann überhaupt feine Erklärung über irgend welche 
militariſche Tinge abgeben fönne, ohne vorher dejjen Ein 
veritandniß dazu erlangt zu haben. Schlüßlich jtellte Savigny 
mir für morgen oder übermorgen cine Jchriftliche Mittheilung 
ın Aussicht. empfahl aber mir und Hohenthal dringend dic 
unbedingte Gcheimbaltung alles deſſen, was zwijchen uns 
beiprochen worden, ſowie die größte Vorficht in allen unſeren 
Aeußerungen und jonit überhaupt, da alles, was wir vor: 
nehmen, tbäten und Iprächen, genau beobachtet und weiter 
berichtet werde. 

Rei derſelben Gelegenheit theilte mir Savigny noch mit, 
daß deinnäcit in Frankfurt cine Commiſſion zur Liquidirung 
des Nundescigentbums zwilchen den deutjchen Staaten zu: 
Jammentreten Werde, daß die ſämmtlichen norddeutichen Staaten 
Die preußiſche Regierung bevollmächtigt hätten, in ihren Namen 
zu verbandeln und daß dieſelbe eine ſolche Vollmacht aud) 
von Sachſen wünſche. So eigentbümlid) nun aud) die der 
war, daß cin Staat Die Vertretung jeiner Interefjen bet einer 
Verhandlung mit anderen Staaten einer Regierung übertragen 
jolle, mit welcher er ſich nach deren eigener Auffaſſung nod 
im Kriegszuſtande befand, jo bielt ich c& doch für Beffer, über 
dieſe untergeordneten Dinge feine Schwierigkeiten zu erheben 
und jchrieb daher Deshalb noch an demſelben Tage nad 
Karlsbad. 

Während Des 3, 4. und 5. October lich Savigny nichts 
von ſich bören, doch erhielten wir don verſchiedenen Seiten 
ber die Nachricht, das die Suche vorwärts gehe und am 4. 
deshalb eine Conferenz im Minijterium der auswärtigen An: 
gelegenheiten ttattgefunden habe. Am 4. brachte dag Wolff'ſche 
Telegrapben-Bürcan zu meiner großen Ueberraſchung die Nach— 
richt, daß Beuſt öſterreichiſcher Minifter werden ſolle. Alje 
war auch dieſes Geheimniß verrathen, die gute Abjicht des 
Kaiſers von Oeſterreich, dieſe Nachricht big zum Abſchluſſe 
unſerer Friedensverhandlungen geheim zu halten, vereitelt 
worden! 

Am 5. Abends befam ic) von Carlsbad die telegraphijce 
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Ermächtigung, die Vertretung Sachjens bei den Frankfurter 
Verhandlungen durch Preußen zu beantragen, und als id) 
dies Savigny am 6. mittheilte, lud er mich und den Grafen 
Hohenthal zu einer Beiprechung mit ihm für denjelben Nad)- 
mittag ein. 

Ueber den wejentlichen Inhalt meines Gejprächs mit Sa— 
vigny am 2. October hatte ich am 4. Notizen niedergejchrieben, 
in welchen ich alles das zuſammengeſtellt hatte, was ſich auf Die 
vorgejchlagene neue Bafis der Verhandlungen bezog. Da dieſe 
Notizen cin flares Bild der damaligen Sachlage geben, fo will 
ich Sir, unter Weglaffung der ausführlichen Darftellung, welche 
Herr von Savigny mir auch bei diefer Unterredung wieder 
über den bisherigen Gang der Verbandlungen und die Urjache 
ihres Abbruchs gab, da diejelben mit dem genan übereinftimmten, 
was er mir Deshalb bei einem früheren Gejpräche gejagt 
hatte und ich oben ausführlich veferirt habe, in ?yolgendem 
hier wörtlich einschalten: 

„ec. Tiefe neue Baſis der Berhandlungen ſoll nun, wie mir 
Herr von Savigny weiter mittheilte, darin beſtehen, daß 
Jich Die letzteren jept lediglich auf den eigentlichen Friedens— 
ſchluß und was damit zujammenbängt, insbeſondere Die Kriegs— 
kojten - Entjchädigung, den Eintritt in den norddentjchen 
Bund u. ſ. w., ſowie die Heritellung eines interimiſtiſchen 
Zuſtandes bis zur definitiven Bildung des norddeutſchen 
Bundesſtaats beſchränken ſollen, der Seiner Majeſtät die Rück— 
kehr in das Land und die Wiederergreifung der vollen Re— 
gierungsgewalt möglich macht. Das Verhältniß der ſächſiſchen 
Armee zu dem künftigen norddeutſchen Bundesheere ſoll jetzt 
gar nicht in das Bereich der Verhandlungen gezogen, ſondern 
als ein Theil der Militärverfaſſung des norddeutſchen Bundes 
erſt dann feſtgeſtellt werden, wenn über die Verfaſſung dieſes 
letzteren von den betheiligten Regierungen überhaupt ver: 
handelt wird. 

Ich Habe dieſe Idee mit Herrn von Savigny auf das Gründ-⸗ 
lichſte nach allen Seiten hin durchgeſprochen und ſodann mit 
dem Herrn Grafen von Hohenthal und dem Herrn Generalmajor 
von Fabrice in eingehende Erwägung gezogen und bin dabei, 
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auf die Vorſchläge vom 10. Juni mit der Bemerkung zurück— 
gewieſen, daß man Vorſchläge, die man vor dem Kriege ge— 
macht, nach der Niederlage des Gegners nicht mehr für bindend 
erachten und ebenſowenig ſich dazu verſtehen könne, dem be— 
ſiegten Feinde dieſelben Vortheile zu gewähren, die man den 
eigenen Bundesgenoſſen eingeräumt habe. Indeſſen hat man 
neuerdings in dem, mit dem Großherzogthum Heſſen ab— 
geſchloſſenen Vertrage auf die Vorſchläge vom 10. Juni Bezug 
genommen, und es iſt nicht recht abzuſehen, wie man uns 
dann dasſelbe verweigern könnte. Ber dem Eingangs gedachten 
Geſpräche mit Herrn von Savigny Ichnte legterer ein ſolches 
Berlangen, auf welches ich hindeutete, nicht geradezu ab, es 
Ihien ihm aber die Erwähnung dieſes Punktes unangenehm 
zu jein, umd er wiederholte mir mehrmals den Rath, mit 
einem gewiſſen Bertrauen und ohne zu große PBräcautionen 
auf jeine Borjchläge einzugeben, damit nicht wieder etwa don 
anderer Seite her Mißtrauen und Bedenken erregt würden. 
Denn wenn auch) auf Diefer Baſis wieder nichts erreicht würde, 
jo wiſſe er nicht mehr, wie cin Weg zum Frieden gefunden 
werden könne. 

Es iſt mir auch Har, daß, wenn wir mit Entjchtedenheit 
jet cin joldyes Verlangen jtellen und es ums nicht gewährt 
wird, wir bei den künftigen Berhandlungen jchlechter ſtehen, 
als wenn dieſer Punkt jet gar nicht erwähnt worden Wäre; 
wir werden daher in dieſer Beziehung mit großer Vorſicht zu 
Werke gehen müfjen. Aber ich bin auch der beſtimmten Leber: 
zeugung, und die Herren Graf Hohenthal und Generalmajor 
von ;zabrice theilen dieſelbe vollftändig, dar wir auch ohne 
eine jolche Bezugnahme auf die nene Baſis eingehen müßten, 
da wir jelbjt dann bei einer Verhandlung, die vorausjichtlid) 
erjt nad) Ablauf von drei bis vier Monaten oder nod) |püter 
erfolgen wird, nicht fehlechter, ſondern bejjer ſtehen werden, 
als wenn diejelbe jetzt ſtattfände. 

Zunächſt iſt nämlich nicht ywerfelbaft, daß, wenn Der 
fünftige norddeutjche Bund als ein lebensfähiges Ganzes auf 
treten joll, innerhalb desjelben cine verhältnißmäßige Gleich— 
heit der Rechte der einzelnen Mitglieder unbedingt feitgehalten 
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werden muß, mit anderen Worten, daß man ber der Goniti- 
tuirung des Bundes Sachjen nicht deshalb, weil es im Kriege 
gegen Preußen gejtanden hat, jchlechter ſtellen kann, als dic 
übrigen Staaten, welche ſchon im Kriege Bundesgenofjen 
Preußens waren. Dieſer Geſichtspunkt, der jegt bei Scparat: 
Verhandlungen zwiſchen Sadjjen und Preußen nicht maßgebend 
fein kann, wird ſich bei einer Verhandlung aller Bundes 
Itaaten über die Verfaflung des Bundes ganz von jelbit 
Geltung verichaffen. Nun bat aber Preußen allen übrigen 
Bundesſtaaten die Vorjchläge vom 10. Juni als Bajiz zu— 
gefichert und legtere würden daher bet relativer Gleichheit der 
Stellung ſchließlich auch für und maßgebend werden; wollte 
aber Preußen fein, den übrigen Staaten gegebenes Wort nicht 
halten und ihnen fünftig eine ungünjtigere Stellung ein: 
räumen, jo würde darin doch nur ein Beweis liegen, daß cine 
gleiche Zufiherung aud) uns gegenüber von jehr geringem 
Werthe geweſen wäre. Für die Verhandlungen jelbjt ıt aber 
dann, wenn nad) Verlauf einiger Monate ſich neue Berhält- 
niſſe gebildet haben, Seine Majeität wieder nach Dresden 
zurücgefehrt find, Die Armee ſich wieder im Lande befindet 
und inzwiſchen vielleicht auch gute perſönliche Beziehungen 
zwijchen den beiden Allerhöchſten Negentenhäujern wieder au 
geknüpft worden, die Stellung Sachſens jelbjt wenn em 
Theil des Landes von Preußen bejegßt bleibt — cine um 
bedingt günftigere, als in diefem Nugenblide, wo die Rüd: 
jichtönabme auf die Notwendigkeit einer baldigen Rückkehr 
Einer Majettät, auf die enormen Koften der Unterhaltung 
Der ganzen Armee auf dem Kriegsfuß im Auslande und auf 
die Laſten, Die durch den Drud der fremden Occupation auf 
dem Lande liegen, cine derartige Preſſion auf uns ausübt, 
daß wir doc) eigentlich gezwungen find, Alles zuzugeitchen, 
was don uns verlangt wird. Endlich iſt auch nicht ganz 
außer Acht zu lafjen, dar alle Opfer an den Friegsherrlichen 
Rechten Seiner Majeſtät — und dieſe werden freilid) bei 
ſpäteren Verhandlungen ebenfowenig zu bermeiden fein, als 
wenn der Vertrag jegt abgefchloffen würde — doch einen viel 
weniger Drüdenden und verlegenden Charakter annehmen, wenn 
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ſie bei Gelegenheit der Gründung, des norddeutſchen Bundes 
von Sr. Majeſtät, als Mitglied dieſes letzteren, der Geſammt— 
heit desſelben gebracht werden, wogegen Se. Majeſtät doch 
auch wieder einen verhältnißmäßigen Antheil an der Regierung 
des letzteren erhalten, als wenn alle dieſe Opfer jetzt, wo der 
Bund noch gar nicht exiſtirt, in einem Specialvertrage mit 
Preußen gebracht werden müſſen und daher auch ihrer Form 
nach mehr oder weniger den Charakter einer Unterordnung 
unter die Krone Preußen annehmen. 

Aus dieſen Gründen erſcheint daher die Annahme der 
vorgeſchlagenen neuen Baſis und der Abſchluß des Friedens 
auf derſelben unter den obwaltenden Umſtänden empfehlens— 
werth. von Frieſen.“ 

Ueber die Eröffnungen, welche Herr von Savigny am 
6. October mir und dem Grafen Hohenthal machte, erjtatteten 
wir, nad) vorheriger Bejprechung mit Generalmajor von Fa— 
brice und im Emwverjtändniffe mit demfelben, unter dem 
7. Ictober einen Bericht an Se. Majeſtät den König, den 
ich, nur mit Weglaffung einiger Stellen, welche Tich auf Die 
damals nur flüchtig erwähnten militärischen Uebergangsbe— 
ſtimmungen bezichen, in Folgendem wörtlich aufnchme. 

„Aus dem beiliegenden Auflage, d. d. Berlin am 4. Oe— 
tober 1866, wollen Ew. Königliche Meajeität die Ergebniffe 
eines Geſprächs allergnädigtt erjehen, welches ic, der Staats: 
miniſter Freiherr von riefen, am 2. dieſes Monats mit 
Herrn Geheimen Nat) von Savigny gehabt habe, umd bet 
welchen letterer ich zum erſten Male etwas beitinunter über 
die von ihm vdorgejchlagene neue Baſis ausgeiprochen bat. 
Als ich nun, der chrerbietigtt unterzeichnete von Frieſen, 
wegen eier mit Der gegemvärtigen Verhandlung nicht zus 
ſammenhängenden Angelegenheit, der Bertretung Zachjens 
bei den Frankfurter Liquidations- Verhandlungen, mich gejtern 
zu Herrn von Savigny begab, lud er mich und den Grafen 
Hohenthal Für denjelben Nachmittag zu einer Beiprechung ein, 
bei welcher er auf die Friedensverhandlungen einging und bes 
merkte, dat; er den Entwurf des Vertrags vollendet habe, ihn 
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rentgeltirte Abtretung des Eigenthums an der 
Strecke det Erientahn wiſchen Gorlis und der ſächſiſchen 
Grenze, und 

Verzichtleiſtung der Univerſität Leipzig auf die 
ihr an den Stiitern Merſeburg, Naumburg und Zeitz zu— 
ſtehenden Rechte und Uebernahme der Entſchädigung dafür 
auf die ſächſiſche Staatskaſſe; eine an ſich höchſt ungercchte 
Forderung, die aber, da es ſich dabei nur um eine Leiſtung 
von jährlich etwa 2000 Thaler handelt, keine ernſte Schwierig— 
keit bieten kann. 

Alle dieſe Punkte, zu denen, nach einer Bemerkung Sa— 
vignys, vielleicht noch einige minder erhebliche hinzutreten 
können, werden, wenn ſie in beſtimmter Faſſung vorliegen, 
näher zu discutiren ſein; es dürfte ſich aber keiner darunter 
befinden, der nicht ſchließlich in der einen oder andern Form 
zugeſtanden werden müßte, da der Friedensſchluß ſelbſt daran 
unmöglich Scheitern kann. 
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Was dagegen die militärischen Berbältniffe anlangt, jo 
war der betreffende Paſſus, ſoweit er bei einmaligem rafchen 
und ſehr leiſen Vorleſen verstanden werden fonnte, etwa jo 
gefaßt: 

Sachſen tritt dem norddeutjchen Bunde auf Grund der 
Reformvorichläge vom 10. Juni 1866 bei. Die hiernach 
erforderliche Revrganifation der Königlich Jächjischen Armee 
auf Grund der Neformorjchläge vom 10. Juni erfolgt nad 
Eonjtituirung des norddentichen Bundesſtaats.“ 

In dem beiliegenden Aufſaßtze, auf welchen die ehrerbietigſt 
Unterzeichneten ſich beziehen zu dürfen bitten, ſind die Gründe 
ausführlich entwidelt, aus denen die Aufſchiebung der defini— 
tiven Regulirung der militärischen Berbältniffe bis zur Gone 
ſtituirung des norddeutſchen Bundes ‚nicht als nachtheilig 
für Sachſen anzuſehen ſein dürfte. Iſt nun aber in dem 
Entwurfe, was nach dem Geſpräche mit Herrn von Savigny 
am 2. October kaum noch zu hoffen war, die Bezugnahme 
auf die Rorjchläge vom 10. Inni ausdrücklich aufgenommen 
worden, jo glauben die chrerbietigtt Unterzeichueten Ew. Ma: 
jeität die Annahme dieses Punktes um jo mehr anrathen zu 
jollen, als die Vorſchläge vom 10. Sun, wenn ſie getreu— 
lich achalten und in loyaler Weiſe ausgeführt wer— 
den, Ew. Majejtät Friegsherrliche Rechte bejfer wahren und 
der Armee eine günjtigere Stellung gewähren, als dies ſelbſt 
nad) der vorläufig derabredeten Militärconvention der Fall 
gewejen jein würde ꝛc. X. 

Berlin, am 7. October 1866. 

riefen. Hohenthal.“ 

Der übrige Theil jenes Schreibens, den ich hier weglaſſe, 
bezog ſich auf die, uns ebenfalls nur mündlich in ganz kurzen 
allgemeinen Umriſſen mitgetheilten Vorſchläge über die Art 
und Weiſe, in welcher die Uebergabe des Königſteins, ſowie 
die Rückkehr und Demobiliſirung der ſächſiſchen Truppen er— 
folgen ſolle, ferner auf die Verhältniſſe, welche hinſichtlich 
der Beſetzung von Dresden und einiger anderen Orte des 
Landes durch preußiſche, und hinſichtlich der Garniſonsver— 
hältniſſe der ſächſiſchen Truppen in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
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Ih mußte dieſer Aufiaſſung entichieden widerjprechen, da ich 
überzeugt war, daß cin jolches gewaltjames Zujammenbringen 
gerade den entgegengdiesten Erfolg haben und zahlreiche Rei— 
bereien und Differenzen veranlafjen werde, Die dann leicht in 
ihren Gonjequenzen zu ſehr erniten Schwierigfeiten führen 
fünnten. Uebrigens Ichien mir Die eigentliche Abjicht, welche 
die preußiiche Regierung damals bei dieſem Vorſchlage hatte, 
eine ganz andere, als die von Savigny angegebene zu jein; 
man wollte vielmehr, wie mir jchien, die bis dahin nod) wenig 
ſympathiſch für Preußen geitimmte ſächſiſche Bevölferung, 
gegen welche man noch jchr mißtrauiſch war, durch preußiſche 
Gurnijonen im Zaum balten und glaubte auch, die Jächitiche 
Armee, wenn ie in Schlelien oder in der Provinz Poſen in 
Garniton liege, bejjer und leichter beauflichtigen und in der 
Hand behalten zu fünnen, als wenn ſie in Sachjen verbliche. 
Dadurch hätte ſich aber ein jolches Mißtrauen gegen den Getit 
der jüdischen Armes, gegen ihre Tisciplin und Zubordination 
gezeigt, dar ſie in ihrem gerechten Ehrgerühle dadurd) hätte 
tief verlegt werden müſſen, die gewünjchte Annäherung an 
die preußiiche Armee aber gewiß nicht gefördert, ſondern 
weſentlich erſchwert worden wäre. 

Am 3. Abends erhielt ich cin Telegramm aus Carlsbad vom 
Geheimen Rath von Boje, wonach Ee. Majeſtät die in unjerem 
Berichte vom 7. October geitellten Anträge genehmigt hatte. 

Am 9. Vormittags begab ſich Graf Hohenthal zu Sau: 
vigny, um mit ihm über die Entlaſſung der nod) bei der 
Armee ber Wien befindlichen Kriegsrejerviiten zu ſprechen. 
Seit dem Tage, an welchem diefe, von Herr von Savigny 
im Auftrage des Grafen Bismard in den letzten Tagen des 
Auguft verlangte Maßregel von Sr. Majejtät dem König zu: 
geitanden worden war und wir Dies der preupifchen Regierung 
offtciell mitgetheilt hatten, waren ſechs Wochen vergangen 
und wir hatten, umansgeießter Bemühungen ungeadtet, es 
nicht einmal dahin bringen können, daß wegen der Ausführung 
derfelben auch nur mit uns gejprochen wurde. 

Ta nun aber die Beibehaltung der zahlreichen Kriegs: 
rejervijten bei der Armee immer drüdender und läſtiger 
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punkt dazu gekommen jet, ſich ohne Verzug perfünlich nad) 
Carlsbad zu begeben. 

Am 12. October hatte ich wieder cine lange Unterredung 
mit Herrn don Savigny, bei welcher derfelbe mir gegenüber 
zum eriten Male die Idee einer partiellen Yandabtretung an 
Preußen ausſprach. Sch hatte mich nämlich über die enormen 
pecuniären Forderungen beklagt, welche man an ung jtellte, dabei 
einen Vergleich mit der Art gezogen, wie man die ſüddeutſchen 
Staaten behandelt habe und hervorgehoben, daß Sachſen, da es 
dem norddeutjchen Bunde beitrete und für die Zukunft Jette ganze 
Kraft diejem, alſo eigentlidy Preußen, zur Verfügung jtelle, 
eine jchonendere Behandlung hätte erwarten können. Herr 
don Savigny Ichnte hierauf jeden Vergleich zwiichen Sachen 
und den jüddeutjchen Staaten ab; Baden und Württemberg 
lägen außerhalb der preußiſchen „Machtſphäre“, man habe 
fie abtichtlich Jchonen wollen; Bayern und Helfen aber hätten 
Yandabtretungen gemacht, deren finanzieller Werth bedeutend 
je. Dann fuhr er fort: „Sachen aber, das dürfen Sie 
nicht vergejjen, haben wir anneetiren wollen und jet dürfen 
wir micht einmal eine kleine Yandabtretung von ihm ver: 
langen. Ta müſſen wir ums freilich auf andere Weiſe ent- 
Ihädigen umd in anderen Nichtungen deſto mehr verlangen. 
Wollen Sie jtatt deſſen lieber Yand abtreten, dann werde ich 
alle meine Forderungen ſehr wejentlich ermäßigen oder gan; 
zurücknehmen, dann Werden wir uns über alles Andere jehr 
bald einigen.” Ich enwiderte darauf, daß ich allerdings ge— 
glaubt hätte, Day dieſe Frage durch den Nidolsburger Ber: 
trag volljtändig bejeitigt jei, worauf Herr von Savigny ante 
wortete: „Der Nidoleburger Vertrag hindert uns nur, eine 
Landabtretung zu verlangen umd zur Friedensbedingung zu 
machen, nicht aber darüber zu verhandeln und fie anzu— 
nchmen, wenn Sie uns eine Jolche, um dadurch andere, 
härtere Tpfer zu vermeiden, freiwillig anbieten.“ 
Sch brach das Geſpräch bierauf mit der Bemerkung ab, dal; 
ich nicht ermächtigt ſei, dieſe Frage weiter zu bejprechen. 

Hiernächſt theilte mir Herr von Savigny noch mit, dal 
der Friedensvertrag hinſichtlich der diplomatischen Vertre— 
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tung wahrjcheinlih nur die Bertimmung enthalten werde, 
daß die Frage wegen der internationalen Bertretung des 
norddeutfchen Bundes bei der fünftigen Wereinbarung über 
die Verfajfung des legteren definitiv regulirt werden jolle, 
daß es Sich aber auch dann nur um Die Vertretung des 
norddeutichen Bundes, als ſolchen, handeln werde, da man 
das Recht des Königs von Sachſen, Geſandte zu fchiden und 
anzunehmen, gar nicht in Frage ſtellen wolle und zwar ſchon 
um deswillen nicht, weil man Differenzen mit den Groß: 
mächten vermeiden wolle, die ihre Geſandten in Dresden 
lafjen würden. Dabei ſprach Herr von Savigny zugleich den 
dringenden Wunjc aus, daß Seiten Sachjens jchon jet und 
für die Zwiſchenzeit bis zur Gonjtituirung des norddeutſchen 
Bundes etwas gefchehen möge, um dad Mißtrauen zu bejci- 
tigen, welches in Berlin gegen einzelne ſächſiſche Geſandte 
obwalte, und den guten Willen der ſächſiſchen Regierung zu 
beweiten, ſich aud) in diefer Richtung Preußen anzujchliegen. 
Anfänglich deutete er auf eine allgemeine Beurlaubung der 
ſächſiſchen Geſandten und Lebertragung der Gejchäfte an die 
preußischen Mifjionen hin, was ich als unthunlich ablehnte, 
und endlid erklärte er ſich mit einem Vorſchlage von mir 
einderjtanden, wonach Sachſen ſich bereit erklären würde, an 
den Höfen, wo es jet Feine diplomatische Vertretung babe, 
diejelbe den betreffenden preußischen Geſandten zu übertragen 
und dasſelbe aud) an den Höfen, wo ſächſiſche Miſſionen 
beitehn, für den Fall cintretender Vacanzen temporär zu 
thun. Ich behielt mir damals weitere Erwägung vor. Wer 
mige Tage nad) diefer Beſprechung ſagte aber Herr von Sa: 
vigny dem Grafen Hohenthal, daß er dringend wünſche, dak 
der Entwurf eines bezüglichen Protokolls von uns ausgeht 
und ihm noch an demjelben Abend zufomme, um dies nod) 
zu rechter Zeit an geeigneter Stelle verwerthen zu fünnen, 
und Graf Hohenthal hatte ihn dies zugejagt. 

Wir legten daher Herrn von Savigny den Entwurf eines 
Scparatprotofolls vor, mit welchem er einverjtanden war uud 
welches ſpäter zugleich mit dem Friedensſchluſſe unterzeichnet 
und mit demſelben veröffentlicht worden iſt (Geſetz- und 
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morgen noh von beiden Theilen verbindlich parapfırt 
werden könne, mürten die Zerhandlungen abgebrodyen und 
auf unbeitimmte Seit vertagt werden, denn der Slönig wolle 
übermorgen aut längere Zeit verreifen, er jelbit, Her 
von Zuvignn, braudye aber nothiwendig cine Erholung, Yo 
daß er nicht länger in Berlin bleiben fönne. Dann werde 
aber Der jetzige Inſtand Sachſens auf cine ganz unbejtimmte 
Zeit verlängert, der König könne nicht in jein Land zurüd, 
die Armee mürte bei Wien und die ſämmtlichen Reſerve— 
mannticaften müßten, dem dringenden Wunſche des Landes 
entgegen, im Tienite bleiben, die preußiſchen Truppen ver: 
blicben in Sachſen und müßten auf ſächſiſche Koſten unter: 
halten werden, die Zahlung von täglich 10000 Thalern 
Daucre aut ganz unbeitimmtc Zeit fort u. ſ. w. Was blich 
uns du übrig? Tie uns vorgelegten Bunfte waren überaus 
hart und drüdend, aber cs war — wie wir jchon beim eriten 
Ueberblick zu erfennen glaubten — feiner darunter, der un: 
vereinbar geweſen wäre mit der Ehre und Würde des Königs 
oder mit der Möglichkeit, dem Lande eine haltbare und cr 
trägliche Stellung im norddeutichen Bunde zu gewähren. 
Wir übernahmen daher die große Verantwortung und erflärten 
uns ohne Inſtruction zu den einzelnen Punkten definitiv, 
theils zuſtimmend, theils ablchnend oder Modificationen ver: 
langend. Tagegen gelang es ung, in Bezug auf die Militär: 
convention wenigſtens jo viel zu erreichen, dag Herr von Savigny 
uns geſtattete, noch mit Herm don Fabrice zu jprechen, aber 
unbedingt verlangte, daß wir ihm noch an demſelben 
Abend umjere definitive Erflärung abgeben jollten. 

Es war bereit? gegen acht Uhr Abends, als dieje VBerhand: 
lung beendet wurde. Wir, Graf Hohenthal und ich, eilten 
daher ſofort zu Herrn General von Fabrice, um demielben 
die gemachten Vorſchläge mitzutheilen, welche von dem, was 
uns am 6. vorläufig und nur in ganz allgemeinen Umrifjen 
mitgeteilt worden war, in den meiſten Punkten wejentlic 
abwichen und daher auch ihm groptentheil® ganz neu waren. 
Er ſprach auch mehrfache Zweifel und Bedenfen dagegen aus, 
die wir nicht zu löſen, nicht zu bejeitigen vermochten; er wies 
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jo konnten wir doch nicht verfennen, day in diefer Richtung 
nichts weiter zu erreichen jet und bejchloffen daher, zumal 
auch unſere erbeblichjten Einwendungen gegen die frühere 
Faſſung durch die neue Redaction erledigt waren, Ddiefelbe 
nunmehr Sr. Majejtät dem König zur Genehmigung zu em 
pfehlen. Zu dieſem Behufe reiste Herr von Fabrice mit 
Hauptmanu Winkler am 17. nach Carlsbad ab, nachdem id), 
der getroffenen Verabredung gemäß, Se. Königliche Hoheit 
den Nronprinzen und den Miniſter von Falkenſtein tele 
graphiſch erjucht hatte, ſich ebenfalls ſofort nad) Garlsbad 
zu begeben. Herr General von Fabrice nahm dabei ein aus: 
führliches amtliches Schreiben an Geheimen Rath von Boſe 
mit, im welchem wir uns dringend für Die Aunahme dieſer 
Couvention verwendeten, indem wir darauf hinwieſen, Daß, 
möge man auch die Nachtheile und Uebelſtände der jetzt frag— 
lichen Uebereinkunft noch ſo hoch anſchlagen, die Nachtheile, 
die aus einer Ablehnung derſelben entſtehen müßten und 
aus einer Verzögerung der Zuſtimmung wenigſtens entſtehen 
könnten, ſehr viel bedeutender und von ganz unberechenbaren 
Conſequenzen ſein würden. Nur in Bezug auf zwei Punkte, 
aus welchen möglicher Weiſe eine Zuſtimmung des Königs dazu 
hätte gefolgert werden können, daß Dresden Feſtung werden 
ſolle, erklärten wir, daß wir bei der endlichen Redaction noch 
verſuchen würden, eine Aenderung der Faſſung zu erlangen, 
eventitell aber eine Verwahrung dagegen zu Protokoll geben 
wirden, day im jenen Worten cin Anerkenntniß, day Dres: 
den Feſtung ſei oder werden Jolle, enthalten jet. 

In jenen Tagen hatte mir auch Herr von Savigny mit— 
getheilt, daß man bLeabfichtige, ſofort nach Abſchluß des Frie— 
densvertrags wiederum einen Geſandten nach Dresden zu 
ſchicken und wünſche, daß dann auch ſofort ein neuer ſäch— 
ſiſcher Geſandter nach Berlin komme. Da wir beide darin 
übereinſtimmten, daß es ſich nicht empfehle, daß die beiden 
früheren Geſandten, Graf Hohenthal und Herr von Schulen— 
burg-Primern, nach dem Kriege wieder in ihre früheren 
Stellungen einträten, erſterer dies auch bereits entſchieden ab— 
gelehnt hatte, ſo wurden wir auch bald darüber einig, daß 
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in dem Geſetz- und Verordinungsblatte für das Königreich 
Eadjjen vom Sabre 1866, ©. 218 fg. abgedrndt worden. 

Am 19. Tetober früh jchrieb ich Deshalb an Deren don 
Savigny und ſchickte ihm zugleich) meinen Aufſatz über die 
Poſt ımd die vorbehaltenen neuen Faſſungs-Vorſchläge. Da 
er jedoch an diefem Tage durch einen Vortrag beim König 
abgehalten war, jo Ind er mich für den folgenden Tag zu 
einer Beſprechung darüber ein. 

Hier empfing mich Herr von Savigny mit einer ehr 
anfallenden, erniten Zurückhaltung und begann die Verband: 
lungen mit der feierlichen Gröffnung, daß er mir heute eine 
legte Offerte zu machen babe, und daß, went ich diefelbe nicht 
jofort und unbedingt aunnehme, er in Folge beſtimmten per: 
Jönlichen Befehles Er. Majeftät des Königs genöthigt ſei, Die 
Verhandlungen abzubrechen. Ob cs dann gelingen werde, 
eine andere Baſis für eine Verständigung mit uns zu finden, 
jet ſehr zweifelhaft; jedenfalls werde Preußen dann nichts 
mehr dafür thun, jondern abwarten, wie lange wir den jegigen 
Zuſtand aushalten Fünnten und ob wir micht in einigen 
Monaten uns glücklich jchägen würden, noch diejelben Be: 
dingungen zu erhalten, die wir jept ablehnten. Dabei wies 
er mid) auf die Stimmung des ſächſiſchen Volkes bin, wie ſie 
ſich in den öffentlichen Blättern und in den Beſchlüſſen zahl— 
reicher Volks- und anderer Verſammlungen entjchieden aus— 
geiprocdhen Habe und noch täglich austpreche, aus welchen Kar 
und deutlid) hHervorgebe, daß das ſächſiſche Wolf zu noch viel 
größeren Opfern, als Preußen von uns verlange, bereit je, 
um nur den Frieden zu erhalten. Dabei gab er mir in ſehr 
feierlicher Werje zu bedenken, in welche falſche Stellung ich 
mich bringen und welche große VBerantwortlichfett ich über: 
nehmen würde, wenn ich dieſem jo beitimmt und Deutlich aus— 
geiprochenen Willen des ſächſiſchen Volkes gegenüber feine 
Borichläge ablehnen wollte. Ich bat ihn jedoch, dieſe ſchon 
jo oft angewendeten Preſſionsverſuche doch nun endlid) ein— 
mal ruhen zu laſſen und jtatt deſſen mir zu glauben, dat 
die Partei, auf deren Kundgebungen er ſich berufe, anfänglich 
die unbedingte Annexion Sachſens an Preußen und die Ent— 
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thronung des Königs von Sachſen angettrebt habe, jegt aber, 
da fie dies zu erreichen nicht vermocdht, zur Annahme der 
härtejten und nachtbeiligiten Bedingungen nur deshalb drängt, 
um das Volk unzufrieden zu machen und den König in eine 
ganz umwürdige und unhaltbare Lage zu bringen, dadurch 
aber auf einem Umwege nad) und nad) doch noch die völlige 
Annerion zu erlangen, daß aber dieſe Partei nur eine 
verichwindend Fleine Minorität im Lande bilde und nur des— 
halb jest fo vielen und großen Lärm mache, weil ſie unter 
dem Schuße des preußiſchen Civilcommiſſars in der Preſſe 
und in den öffentlichen VBerfammlungen allein reden dürfe, 
während die überwiegende Mehrheit des Volkes, welche ganz 
andere Anfichten und Wünfche habe, geradezu mundtodt ge 
macht werde. Dabei verficherte ich ihm wiederholt, dat wir 
beide, Graf Hohenthal und ich, jelbit das Bedürfniß nad 
Frieden im böchiten Grade fühlten und gewiß feine unbe 
gründeten und kleinlichen Schwierigfeiten machen würden, 
ſolche auch, wie er felbit recht gut wiſſe, niemals ge: 
macht, vielmehr allen Forderungen zugeitimmt hätten 
und auc weiterhin aujtimmen würden, die nurirgend 
annchmbar wären, ohne geradezu das Land zu rul: 
niven und cine würdige und chrenvolle Stellung des 
Königs unmöglich au machen. Herr von Savigny nahm 
Dies, wie in früheren Fällen — denn es war nicht das erite 
Deal, daß ich mich fo gegen ihn ausſprach — and) jest ſtill— 
Ihweigend hin und trat nach mehrfachen Umſchweifen endlich 
nit folgendem Ultimatum hervor: er verzichtete auf die Ab: 
tretung der Poſt und verſprach, für die abzutretende Eijen: 
bahnytrede cine Million Thaler zu gewähren, blieb aber bei 
der Forderung von zchn Millionen Thaler Kriegsentſchädigung 
und der Abtretung des Telegraphemvefens unbedingt jtchen. 
Einige Eleine Zugeftändniffe in Nebenpunften waren von ganz 
untergeordnetev Bedeutung. Zugleich theilte mir Herr von 
Savigny mit, dal; die von Cr. Majejtät dem Könige von Sachſen 
noch gewünjchten Faſſungsveränderungen in der Militärcon: 
vention, bis auf eine ganz unerhebliche, genehmigt worden feien. 

Hieran knüpfte ſich eine längere Unterredung, in welder 
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ich insbeſondere noch einmal verſuchte, die Höhe der Kriegs— 
koſten-Entſchädigung etwas zu ermäßigen, vder wenigftens Die 
Abrechnung der während des Kriegszuſtandes an den preußi— 
Ichen Civilcommiſſar täglich geleiteten Zahlungen zu erlangen ; 
es war das jedoch ganz vergeblich und ich mußte mich damit 
begnügen, daß wenigjtens die von mir gewünſchten günstigen 
Zahlungstermine zugeſtanden wurden. 

Auch bei dieſer Bejprechung — alſo zum zweiten 
Male — richtete Herr don Savigny Die Frage an mic, 
ob ich nicht geneigt und ermächtigt jei, einer Landabtretung 
an Preußen zuzuſtimmen, indem er in diefem Falle in der 
Lage ſei, Die Höhe der geforderten Geldentjchädigung für 
die Kriegskoſten wejentlid) zu ermäßigen. Dabei betonte 
er abermals ſehr jcharf, daß Preußen durch die Nickols— 
burger und Prager Verträge nur gebunden jet, feine Terri— 
torialabtretung von uns zu verlangen, aber durchaus nicht 
behindert fer, eine jolche anzunehmen, wenn wir fie, um 
größere Nachtheile zu vermeiden, alſo — wie er fi aus: 
drüdte — „freiwillig“ anböten. Da ich diefe Zumuthung 
ſofort und ganz entſchieden ablehnte, Fam es auch nicht zu 
einer genaueren Angabe des Umfangs, in welchem eine ſolche 
Abtretung gevünjcht wurde, Doch gung aus den Andeutungen 
Savignys ziemlicd) bejtimmt hervor, day man dabei entweder 
Leipzig mit feinen Umgebungen oder den jidlichen Theil der 
Lauſitz mit Zittau und Löbau tim Auge batte. 

Ta num jene Borjchläge, die mir Herr von Savigny Im 
Ganzen als Ultimatum bezeichnete, nach Wegfall der an: 
fünglich verlangten Abtretung der Poſt*) und bei Gewährung 
einer Entſchädigung für die abzutretende Erfenbahnitrede, wenn 
jie auch an Sic) immer noch ſehr bart und für Sachen 
drüdend waren, doch nicht das erreichten, was wir im Anfang 
und während des größten Iherles der Verhandlungen Des 
fürchten mußten, da ferner der König und das ganze Yand 


*) Tiejelbe it, ebenſo wie die preupiiche und Die Thurn und 
taris’ihe Pojt bei der Gründung des norddeutſchen Bundes auf Dielen 
übertragen worden. 
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diefer Gelegenheit zu einem geradezu überwältigenden Aus: 
drud gelangte. Ten höchſten Gipfel erreichte der allgemeine 
Enthufiasmus auf der legten Strede von der Eifenbahn- 
Station Niederjedlig an bis Billnig. Hier harrten viele Tau: 
ende theil® von der benachbarten ländlichen Bevölferung, 
theil® von Dresdner Einwohnern, und drängten ſich im 
lauten Jubel herbei, um das geliebte Königspaar, wenn auch 
nur don Weiten, zu chen. Auch ſehr vicle Preußen, der 
Gouverneur an der Spike, waren erſchienen und tief ergriffen 
von diefem Empfange, der alle ihre Erwartungen übertraf. 
Hatte Doch Die annexioniſtiſche Preſſe alles, was irgend mög: 
lich war, aufgeboten, um dag Bolf in feiner Anhänglichkeit an 
den König und die Dynastie zu erjchüttern, und dennoch hatte 
dies Alles nichts gefruchtet; mit Ausnahme der fleinen an: 
nerioniftischen Partei, auf deren Treiben während dieſer Zeit 
id) noch zurüdtommen werde, war die Haltung des Volkes 
während der ganzen Occupationszeit eine mufterhafte geweſen; 
jeßt feterte man in der langerfehnten Rückkehr des gelichten 
Königs zugleich die Befreiung von einem ſchweren, von einem 
faſt unerträglich gewordenen Drude, feierte man die Rückkehr 
zu jicheven, gejeglichen Zuſtänden. Faſt in nod) jtärferer und 
erhebenderer Weiſe trat die allgemeine Freude hervor, als der 
König und die Königin, der Brinz und die Prinzejjin Georg 
einige Tage darauf zum erjten Male wieder nach Dresden 
famen. Da war nicht? künſtlich Gemachtes, da war alles der 
wahre Ausdruck der Freude des Volkes. 

Es müſſen hierüber auch ganz unparteiiſche, wahrheits— 
getreue Berichte nach Berlin gekommen ſein, denn einige 
Wochen ſpäter, als ich dort einmal Herrn von Savigny 
meine Freude darüber ausſprach, daß ich jetzt in den höheren 
und höchſten Kreiſen Berlins ganz andere und gerechtere An— 
ſichten und Geſinnungen über den König von Sachſen und 
das ſächſiſche Volk vorfände, als früher, antwortete er mir: 
„Ja! ſeit der Rückkehr Ihres Königs hat ſich in dieſer Be— 
ziehung hier vieles geändert; ein ſolcher Empfang, wie 
ihn Ihr König bei der Rückkehr in ſein Land gefunden hat, 
konnte auch hier ſeinen Eindruck nicht verfehlen: man hat 

o 
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entgegengebracht wurden, will ich hier nur einen einzigen, ſo— 
viel ich weiß von dem Rector der Fürſtenſchule in Grimma 
verfaßten Gruß erwähnen, der' ſeiner geiſt- und ſinnvollen 
Kürze und Präciſion wegen wohl verdient, der Vergeſſenheit 
entriſſen zu werden. Er hieß: 

Salvete reduces 

Optime milites! 

Vieti, vietoria 

Digni et gloria! 

Der König hatte unmittelbar nad) jeiner Rückkehr die 
Landescommijlion aufgelöjt und die Regierung wieder jelbit 
in die Hand genommen, die Mitglieder der erfteren aber 
durch bejondere Gnadenbeweife ausgezeichnet, indem er dem 
Miniſter von Falkenſtein und mir den Hausorden der Rauten— 
frone und dem Miniſter Schneider das Großfreuz des Ber: 
dienjtordeng gab, den Generallieutenant von Engel aber zum 
General der Eavallerie ernannte. 

In der nächſten Zeit nad) der Rückkehr des Könige 
waren es zunächſt zwei Gegenjtände, Die meine Thätigkeit 
vorzugsweiſe in Anfpruch nahmen: zunächſt die Bejchaffung 
- der Seldmittel, um die vertraggmäßige Kriegskoſten-Entſchä— 
digung bezahlen zu fünnen, und jodann die Entiwerfung eines 
neuen Budget zur Ordnung unferer Finanzverhältniſſe, die 
dringend nothiwendig war, weil mit dem 1. Januar 1867 eine 
neue Finanzperiode begann und Deshalb mit dem 31. December 
1866 alle bisherigen ſtändiſchen Bewilligungen der Steuern 
und Abgaben jowohl, als die der Ausgaben, außer Wirk— 
ſamkeit traten. Für beide Zwecke, cbenjo wie für die nad) 
trägliche Zuſtimmung zu der, in dem Friedensvertrage cr: 
folgten Abtretung verfchiedener Souveränetätsrechte, war der 
baldige Zujammentritt der Ständeverjanmlung nöthig. Sie 
wurde ſchon am 27. October, einen Tag nad) der Rücktkehr 
des Königs, für den 12. November zuſammenberufen. 

Bon den zchn Millionen Thalern der Kriegskoſten-Ent— 
Ihädigung war eine Million für die abzutretende Eifenbahn: 
Ierede abzuzichen. Für die Zahlung der hiernach noch 
nötigen neun Millionen Thaler hatte ich noch in den legten 
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Zeit eine Zahlung von fünf Millionen erfolgen, ſo war noch 
ein Reſt von vier Millionen zu decken, der, bis es gelang, 
das dazu nöthige Geld durch eine Anleihe zu beſchaffen, durch 
Deponirung ſächſiſcher Staatspapiere ſicher gejtellt werden 
mußte. Dieje befanden ſich aber in München unter der Chhut 
des Geheimen Rathes von Weiſſenbach. Es war daher meine 
Aufgabe, von Berlin aus im Wege der Correſpondenz alles 
fo zu dirigiren, daß dic Silberjendungen von Paris um 
Dresden, fowie die nöthigen Staat3papiere von München aus 
fo bald als möglidy und an demjelben Tage in Berlin ein 
trafen. Ich beichleumigte die hierzu nöthigen Maßregeln }o 
Sehr, dat die Zahlung von fünf Millionen, unter Abrechnung 
de8 vertragsmäßigen Disconto, ſowie die Depojition von 
Staatspapieren im Werthe von vier Millionen jchon am 
1. November, alſo ſechs Tage nad) Auswechſelung der Ratı- 
ficationen, erfolgen konnte. Der Reit von vier Millionen 
wurde durch eine, mit jtändischer Genehmigung abgejchloffene 
Anleihe beichafft und am 7. December in Berlin gegen Rüd: 
gabe der deponirten Staatspapiere bezahlt. 

Am 15. November wurde der Yandtag mit ciner Thron: 
rede eröffnet, im welcher der König in Bezug auf die allge: 
meine politifche Lage Folgendes aus)prad): 

„Ein blutiger Krieg hat in Deutichlands Fluren ge 
wüthet und Mich zur Monate langen Trennung von der 
theuren Heimath genöthigt. Zwar mit tiefem Kummer über 
die ſchweren Opfer, welche das Yand hat bringen müſſen, bin 
ich in Ihre Mitte zurücgefehrt, aber doch geſtärkt von dem 
Bewußtſein, nur das Gute gewollt zu haben und gehoben 
durch die Ueberzeugung, day Sachſens Ehre allenthalben un- 
gejchmälert geblieben it, und vor Allem durch den Blid nad) 
oben, von wo die rechte Hilfe niemals feblt. 

Ehrenvoll und tapfer, ſelbſt bei ſchwerem Deiggejchid, 
bat das ſächſiſche Heer gekämpft und mit Ergebung und 
Pflichttreue die jchweren Aufgaben gelöft, die ihm bei feinem 
Ausmarjche aus dem Lande umd bei feiner Rückkehr in das- 
jelbe gejtellt waren. Unerſchütterlich treu und mit weijer 
Beſonnenheit hat jich die jächfische Bevölkerung aller Claſſen 
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bewieſen und der Welt gezeigt, day die Anhänglichkeit an ein 
angeltammtes Fürſtenhaus immer noch mehr it, als ein 
lceres Wort. 

Sowie es mein fejter Entſchluß it, dem norddeutichen 
Bunde, der ſich unter Preußens Leitung bildet und allen ein— 
gegangenen Berpflichtungen diejelbe Treue zu bewahren, die 
ich dem alten Bunde, ſo lange er bejtand, gehalten habe, jo 
wird es auch nunmehr unſere gemeinjame Aufgabe ſein, dieſem 
nen ſich bildenden Verhältniſſe mit friſchem Muthe, mit Offen: 
heit und aller Nedlichkeit entgegen zu fommen und für feine 
günſtige Geſtaltung auch anderweite Opfer nicht zu scheuen.“ 

Der übrige Theil der Thronrede enthielt einen Hinweis 
auf Die zu erwartenden einzelnen Vorlagen, fowie die Be- 
merfung, daß in Folge der veränderten Bundescinrichtungen 
auch Umänderungen der Jüchliichen Verfaſſung und des ſäch— 
ſiſchen Wahlgeſetzes nothiwendig werden würden, hierüber aber 
nicht cher als nach Feſtſtellung der Verfaſſung des nord- 
deutichen Bundes cine definitive Entjchliegung gefaßt werden 
könne. 

Der Friedensvertrag wurde nach langen und ſehr leb— 
haften Debatten, in welchen ich in der zweiten Kammer ge— 
nöthigt war, den Standpunkt der Regierung und die Gründe 
ausführlich darzulegen, aus welchen ſie denſelben ohne Vor— 
behalt der ſtändiſchen Genehmigung abſchließen mußte, von 
beiden Kammern genehmigt. 

sn der Sitzung der zweiten Kammer am 28. November 
ſprach ich in einer längeren Rede unter Anderen folgende 
Worte: 

„Bir jtehen am Schlufje einer großen, verhängnißvollen 
Kriiis! Wir ſtehen Hinfichtlich der ganzen ſächſiſchen Politik 
an einem Scheidepunfte, wo cine Vergangenheit abjchliekt, 
eine neue Zeit beginnt. Wir haben treu und fett an dem 
deutſchen Bunde gehalten, wie er bisher bejtanden bat; wir 
haben viel dafür getban, alles, was wir thun fonnten, um 
diefen Bund geachtet und aufrecht zu erhalten. Ich will mich 
in diefem Augenblicke nicht in eine Vertheidigung unjerer bis— 
herigen Politik einlajfen; Mancher von Ihnen, meine Herren, 
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Hair fc viecicht für ialich. tür unrichtig! Mag das ſein! ich 

war Diez unſere Bolitif der Ber: 
ic Tr dahin! dahin mit dem Bunde, 
dcr lie berobre! Wir trchen heute an dem Anfange 
arır zeum dt. in Der wir uns gar micht zurccht finden 
förzn. wern mir nicht mit friſchem Muthe, nicht mit dem 
sten Entichluſſe in Die neuen Werhältnifje eintreten, 
eartt und ofen an dentelben feit zu halten und das Ber: 
gungind Su vergelien.“ 

Tie Werte, welche Sc. Majeſtät der König in Begleitung 
Zr. Rönigliben Hoheit des Aronprinzen am 16. November 
zum Beĩiuche Sr. Majcttät Des Königs von Preußen unter- 
rabm. war ron dem gäünſtigſten Erfolge begleitet. Die 
Geiüble der Hochachtung und ‚sreundichaft, welche beide 
Monarchen ſeit langer Zeit ſchon zu einander hegten, be: 
rubten zu far aut Dem Grunde gegenſeitiger, genauer 
Kenntniß ibrer Cbaraftere, als daß fie durch die Ereigniffe 
Der legten Jahre mehr als vorübergehend hätten getrübt 
werden fennen: tie waren ım Wefentlichen unverändert und 
uncrichüttert achlieben und führten daher auch bald über 
Vergangenes hinweg, wiederum zu einem vertraulichen und 
wahrbatt Meundschaftlichen, perjönlichen Verhältniß, welches 
auch bis zum Tode Des Königs Johann ungejchwächt fort: 
gedauert hat. Der König von Preußen war dem König 
Johann bis Jüterbogk entgegen gefahren und dort in dejien 
Wagen eingelttegen, von dem richtigen Gefühle geleitet, dab 
der immerhin etwas peinliche Moment des eriten Wieder: 
jebens better und Leichter im engſten reife der beiden 
Monarchen verlaufen werde, als im Beiſein der vielen, auf 
dem Berliner Rabnbofe verfammelten Perjonen. 

Die Bedeutung, welche dieſem Beſuche auch von der 
Nöntglich preußischen Regierung beigelegt wurde, ergiebt ſich 
deutlich ans einem Arttfel der „Provinzial: Eorrefporiden;“, 
welcher tich in Folgender Weiſe ausiprad): 

„ꝛc. Der Empfang, welcher dem ſächſiſchen Monarchen am 
preußiſchen Hofe zu Theil worden iſt, wird ihm zunächft einen 
neuen Beweis der hohen, perfünlichen Achtung gegeben haben, 
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welche ihm nicht nur ſeiten des Königs Wilhelm und des 
Königlichen Hanſes, ſondern in allen hieſigen Kreiſen von 
jeher gewidmet worden iſt. Nicht minder werden die hohen 
Gäſte durch ihren Aufenthalt in Berlin den beſtimmten Ein— 
druck und die Ueberzeugung erhalten haben, daß es der preu— 
ßiſchen Politik fern liegt, dem ſächſiſchen Fürſtenhauſe und 
dem ſächſiſchen Volke andere und ſchwerere Opfer zuzumuthen, 
als das gemeinſame große Werk, zu welchem die Fürſten und 
Völker Deutſchlands jetzt verbündet ſind, im Intereſſe Deutſch— 
lands erfordert, und daß an maßgebender Stelle in Preußen 
die klare Auffaſſung vorhanden iſt, wie dies nationale Werk 
um ſo ſicherer gelingen wird, je mehr alle Betheiligten aus 
eigener, freier Ueberzeugung und Hingebung daran mitwirken. 
Daß dies ſeiten des Königs Johann in vollem Maße der 
Fall ſein werde, daran laſſen ſeine offenen und beſtimmten 
Aeußerungen keinen Zweifel zu; ebenſo hat der Kronprinz 
von Sachſen durch ſein ganzes Auftreten den Eindrud hinter: 
lajjen, daß er mit klarem und entjchtedenem Bewußtſein die 
neue Stellung und Aufgabe Sachſens an der Seite Preußens 
erfaßt hat und an feinem Theile durchzuführen bereit tt. 
So darf denn der Beſuch der ſächſiſchen Fürſten gerade beim 
Beginn der Verbandlungen über den norddeutſchen Bund, 
deſſen hervorragendfte Glieder nächſt Preußen fie ſein werden, 
als ein glücliches Vorzeichen für eine echte und er: 
folgreihe Bundesgemeinjchaft gelten.“ 

War ſonach ſehr bald zwiſchen den beiden Allerhöchiten 
Regentenhäuſern und den beiden Regiernngen wieder ein gutes, 
auf gegenſeitigem Vertrauen begründetes Verhältniß bergeftellt 
worden, jo fand ſich auch Die Bevölkerung Sachſens im All 
gemeinen jehr bald in die neue Yage der Dinge. Die allgemein 
entmuthigende Unſicherheit aller Verhältniſſe umd der ſchwere 
Druck, welcher mehrere Monate hindurch auf dem Lande gelaſtet 
hatte, die oft jo verletzende Schroffheit und Willkür, mit welcher 
die preußifchen Behörden, namentlich in der legten Zeit ihrer 
Thätigkeit in Sachjen, mehrfach vorgegangen waren, und tits: 
befondere die auffallende Unterſtützung, Die ſie allen denen 
gewährten, welche in öffentlichen Berjammlungen oder in der 
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itand für die Anhänger dieter Richtung in zweiter Linie, war 
ihnen jedenfallä weniger wichtig, als die jtraffe Einheit des 
von ihnen zunächtt angeltrebten Staates. Der durd die da: 
mals neue Militärorganilattion im Innern Preußens hewor— 
gerutene Conflict und die Art und Were, in welcher Graf 
Rismard zu jener Yet dem Abgeordnetenhauje gegenüber 
aufgetreten war, hatten das Verhältniß des liberalen Theil 
jener Partei zu der preußiichen Regierung wohl erfältet und 
gelodert, im Wejentlichen aber an den politischen Beſtrebungen 
Desjelben und an jeiner Geſammtauffaſſung der Verhältniſſe 
nichts geändert. Als Daher in den eriten Monaten des 
Sahres 1866 ſich immer deutlicher herausstellte, dat die Abjicht 
der preußiſchen Regierung wirklich dabin gehe, den Ddeutichen 
Bund mit Waffengewalt zu }prengen ımd jeine Trümmer 
zur Vergrößerung Preußens zu benutzen, Da wurde es and) 
jenem Tiberalen Theile der Eleindentjchen Partei nicht jchwer, 
feine vollftändige Uebereinſtimmung mit diefer Wendung der 
preußiſchen Politik offen umd unumwunden anszujprecen. 
Die vollftändige Scheidung desfelben von dem großdentichen 
Theile der liberalen Partei erfolgte in Sachſen bald nad) 
dem Ausbruche des Krieges: die Anhänger jener Richtung 
vereinigten ſich zu einer lebbaften Unteritügung Der de: 
maligen prenußiſchen Politik, nannten ſich aber, um das nidt 
jo offen auszuſprechen, erſt „Deutjcheliberal“, dann „national: 
Itberal“: während der andere Theil der liberalen Partei in 
Sachſen, der ſich ſpäter der deutjchen ortjchrittspartei an: 
ſchloß, gegen die gewaltjame Zerreigung Teutjchlands pre: 
teſtirte und ein allgemeines Parlament für ganz Deutſchland, 
wer irgend möglich mit Einſchluß Oeſterreichs, verlangte. 
Tiefe letztere Partei mußte Sich der Natur der Sache nad) 
in Sachjen während des Kriegs ſehr zurüdhalten: fie würde 
bei offener Aussprache ihrer Geſinnungen jofort mit der 
preußiſchen Verwaltung in den beftigiten Conflict gekommen 
fein. Teito offener und freier fonnte die eritgenannte, Die 
Vergrößerung Preußens bezwedende Partei aud) in Sachien 
ihre Thätigfeit entfalten. 

Es war damals allgemein bekannt, daß man in Preußen 
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beim Beginn des Krieges des Erfolges nicht völlig Jicher ges 
wejen war, day es viele und einflußreiche Perſonen gegeben 
hatte, welche mit der friegerifchen Politik Bismarcks nicht 
einverjtanden waren und dem Ausgange des Krieges anfänglich) 
mit Beſorgniß entgegenjahen. Darüber aber, dat dann, wenn 
der Krieg Jiegreich für Preußen endige, die Annexion von 
Sachſen der Preis des Sieger fein mülje, darüber waren in 
Preußen damals wohl alle Parteien, und zwar nicht blos die 
liberale, Jondern auch die conſervative Bartei, wentgjtens in 
ihrer großen Mehrheit, einig. Preußen war nun ſiegreich, 
über alle Erwartung ſiegreich geweſen; nach der Schlacht von 
Königgrätz zweifelte daher wohl fein Preuße mehr an Der 
Annerion Sachjens — ımd es fam dennoch anders! Während 
Holftein und Schleswig, Hannover, Helfen, Naſſau und Frank— 
furt ohne Weiteres annectirt wurden, erfannte der König don 
Preußen in dem Nickolsburger Yräliminar » Vertrage Die 
Integrität des Territorialbeitandes von Sachſen an und be: 
hielt Jich nur vor, „die finftige Stellung Sachſens in dem 
norddeutjchen Wunde Durch einen mit Seiner Majeſtät dem 
Könige von Zachjen abzujchliegenden, befonderen Vertrag zu 
regeln“. Die Enttäuſchung, Die Unzufriedenheit darüber war 
im Preußen groß und weit verbreitet; dem Grafen Bismarck 
wurden deshalb vielfach Vorwürfe gemacht. Er jelbjt fühlte 
ſich wohl dadurch verlegt und verſtimmt, daß er tn Diefer 
Beziehung einen fremden Verlangen, gewiß nicht gern, aber 
dennoch hatte nachgeben müſſen, weil er bei der damaligen 
Sachlage nicht anders Handeln konnte. Wie tief er dies da— 
mals und noch lange Zeit nachher gefühlt bat, das beweitt 
am beiten der Umſtand, dat; er zwölf Sabre ſpäter, im Jahre 
1878, in einer Rede im Neichstage, durch welche ev die Nicht: 
einmiſchung Deutſchlands in die orientaliſche Frage vechtferttgte, 
auf die Einmiſchung Napoleons in die Nickolsburger Ver— 
handlungen zurückkam und dabei wörtlich ausſprach: „jene 
Einmiſchung, die er, Bismarck, dem Kaiſer nie verziehen 
habe, ſei demſelben ſchlecht bekommen; es wäre beſſer 
für ihn geweſen, wenn er ſich nicht eingemiſcht hätte.“ Bei 
einem Manne von des Grafen Bismarck Charakter und der 
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LCCcceaa Energe, mit welcher er cin Biel, welches er 
77 Neuem Sege niot zu erreichen vermag, auf indirectem 
Si: 2 maben Imcht. war es daher nur ſehr natürlich, 

or :r Ne Arncnon Zachtens, die nicht zu verlangen cr 
mw Nifsizrırı venpreben hatte, nunmchr auf indirectem 
Su: :2 :riangen tube. Ta nun auch weder in Nidols- 
Fırz 202 Vreg irgend eine Zuſicherung in Bezug auf 
dee Eiege Stelung Sachſens im norddeutſchen Bunde von 
gaorden und erteilt worden war, jo crjcheint es vom 
Ziardrictee ieinet., der preußiſchen, Folitif aus aud) voll 
fernen srärlid, wenn cr, wie er Dies ja ſelbſt als feine Ab: 
ur Nmzle mebrrach often ausgeſprochen hat, dem Künige 
rer Sachien ſolche Bedingungen ſtellen wollte, Die dieſer 
cbrerbartter Bette gar nicht annehmen fünne“, um 
dadurch doch ned Dabın zu gelangen hoffte, day der König, 
ebe ir ſid ſolchen Forderungen unterwerfe, lieber dem Throne 
entiagen und fein Yand frewillig an Preußen abtreten werde. 
Er hatte auch bei er eniten und einzigen Bejprechung, die wir, 
Grai Hohenthal und ich, während der ganzen Friedensver— 
bandlungen mit ihm batten, cine ſolche Forderung wirflid an 
uns geteilt. War Dies aber der Wlan des Grafen Biömard 
— und rad alle dem, was ich Damals in Berlin gehört, kann 
ich nicht Daran zmwetteln — je läßt es ſich auch wegreifen und 
erflären, daß er Die Unterftügung der annexioniſtiſchen Barteı 
in Sachſen, Die ja von ihrem politiichen Standpunkte aus 
ganz auf Dasselbe Ziel losſtenerte, nicht zurückwies, jon- 
dein annahm und benutzte. Wenn daher diefe Partei wäh: 
rend Der Friedensverhandlungen durch ihre Preſſe, durch 
Parteiverlammlungen und Petitionen, welche im Lande in 
Umlauf gejegt wurden, Die Meinung zu verbreiten juchte, 
day es der König Johann jet, der Durch die Hartnädigkeit, 
mit welcher er ſich in dynaſtiſchem Intereſſe weigere, jelbji 
den billigjten und nothwendigjten Forderungen Preußens 
nachzugeben, den Abſchluß des Friedens verhindere, und er 
allein daher durch dieſe einfeitige Voranftellung und Xer: 
folgung dynaſtiſcher Intereffen das Unglüd und die Not 
des Landes verjchulde, und wenn die Partei hoffte, daß es 
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bisherige antipreußiſche Politik verlangte, und jich dabei, 
obgleich jelbit ein geborner Sachſe und Sohn eines hochver— 
dienten jächtiichen Generals, nicht entblödete, den edlen Künig 
Johann und jeinen Sobn, den Kronprinzen und jegigen König 
Albert, mit Schmähungen und gröblichen Beleidigungen zu 
überbänfen. Tie Schrift muß auf einen Jeden, der noch nich 
in blinder Parteiwuth die Fähigkeit zu einer gerechten Beurthei- 
lung, zur Achtung anderer Antichten und anderer Standpunlte 
vollttändig verloren bat, einen widerlichen Eindrud madıen. 
Als die Beſchlagnahme derjelben wegen Hochverraths und 
Majeſtätsbeleidigung von dem Staatsanwalte zu Leipzig ans 
geordnet worden war, befahl Herr von Wurmb, indem cr 
dem Ztuatsanmalte für den Fall der Weigerung jofortige 
Abjegung und Verhaftung androbte, die unverweilte Frei— 
gebung der Schrift, und als der Staatsanwalt auf Grund 
jeiner gewiſſenhaften Ueberzeugung ſich hierzu außer Stand 
erklärte, wendete fi Herr von Wurmb unter gleicher An: 
drohung an den Oberſtaatsanwalt, der endlich aud, um 
grögeres Unbeil zu verhüten, die Zurücknahme des Straf: 
antrags und Die Freigebung der Schrift anordnen mußte. 
Herr von Wurmb ging hierbei von der Anſicht aus, daß 
während der Occupation Zachjens durch preußiſche Truppen 
das Unterthanenverhältniß der Sachſen zu ihrem König aufge: 
hört habe oder wenigſtens ruhe, und daher ein Hochverrath 
oder cine Meajettätsbeleidigung gegen den fegteren gar nicht 
denfbar ſei. Dieſe Anficht ſtand nun zwar im direeten Wider: 
\pruch mit dem ganzen übrigen Auftreten des preußiſchen 
Commiſſars, der die Verwaltung des Landes und die Beſorg— 
ung Der Negterungsgefchäfte durc) die von dem Könige ein— 
geſetzte Landescommiſſion im dejfen Namen und Auftrag und 
die fortdauernde Geltung der ſächſiſchen Geſetze ausdrücklich 
anerkannt hatte, wäre übrigens auch jeden Falls der Beur— 
theilung des entſcheidenden Richters anheim zu ſtellen ge— 
weſen, — indeſſen, Herr von Wurmb hatte die materielle 
Macht in Händen, um die Zurückziehung der Beſchlagnahme 
zu erzwingen, und fand ſich nicht veranlaßt, von dieſer Macht 
keinen Gebrauch zu machen. Daß freilich durch einen ſolchen 
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Eingriff in die Juſtizpflege, durch die offene Parteinahme für 
eine ſolche Schrift die öffentliche Meinung Sachſens, die 
Stimmung des Volks nicht für Preußen gewonnen werden 
konnte, vielmehr gerade das Gegentheil ſtattfinden mußte, das 
hätte auch den damals in Sachſen herrſchenden preußiſchen 
Beamten klar ſein müſſen, wenn ſie von der wirklichen Stim— 
mung des Volks unterrichtet geweſen wären oder ſie hätten 
beachten wollen. 

Für den 26. Augnſt hatten die Führer der deutſch-libe— 
ralen Partei eine ſogenannte, Landesverſammlung“ nach Leipzig 
ausgeſchrieben. Als der Kreisdirector — Regierungs-Präſi— 
dent — in Leipzig, Herr von Burgsdorff, weil der Zweck der 
Verſammlung, die Annexion des Landes an Preußen zu ver— 
langen, bekannt worden war, die zur Veranſtaltung derſelben 
nöthige polizeiliche Erlanbniß verweigerte, wurde er von Herrn 
von Wurmb, bei welchem Herr Profeſſor Biedermann, einer 
der Veranftalter jener Berfammlung, deshalb Beſchwerde er: 
hoben batte, ſeiner Stellung als Kreisdirector ohne Weiteres 
enthoben, die Verſammlung von jenem geitattet und unter 
Vorſitz Biedermanns, der auch das Referat übernommen hatte, 
abgehalten. Dieſelbe faßte natürlich den von dem Referenten 
dorgejchlagenen Bejchluß: „day die deutschen und ſächſiſchen 
Intereſſen durch die völlige Einverleibung Sachjens in Preußen 
am Beiten gewahrt werden würden, daß aber wenigjtens. die 
Militärhoheit und diplomatische Vertretung Sachſens an die 
Krone Preußen völlig und bedingungslos abgetreten wer- 
den müßten“ Nur 20 Anweſende ftimmten dagegen. Man 
licht, Diefer am 26. Auguſt gefaßte Beſchluß ſtimmte genau 
mit dem überein, was Graf Bismard am 20. mündlich von ung 
verlangt hatte; auch in diefer Leipziger ſogenannten „Landes— 
verſammlung“ wurde die Abtretung der wichtigsten Hoheitsrechte 
des Königs don Sachſen nicht an eine zu errichtende deutjche 
Central: oder Bundesgewalt, jondern an die „Krone Preußen“ 
verlangt. Der Erfolg dieſes Beſchluſſes war freilich nicht der 
gewünschte. Die Erklärung wurde in Sachjen ganz allgemein 
gemigbilligt und entjchieden verurtbeilt; dies trat ungeachtet der 
großen Schwierigkeiten, mit denen die Ausſprache anderer Ge— 
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Gemüthe führte, der ih mich ausjeße, wenn id) cin Zu: 
geſtändniß ablehne, durch welches der Frieden jorort herbei: 
geführt werden könne. Aehnlich wie die „Gonjtitutionelle Zei: 
tung“ in Dresden, nur vielleicht in etwas anjtändigerer Form 
und maßvollerer Weile, wirkte die „Deutfche Allgemeine Zei— 
tung“ in Leipzig. Schon zu Anfang des Octobers hatte fie 
einmal gejagt: „Was ſoll aber werden, wenn .der ſäch— 
ſiſche Hof‘ fein non possumus fejthält “; bald darauf ent— 
hielt jie aber auch einen directen Angriff gegen den Kron- 
prinzen. Ste ſprach anfänglich in ziemlich unbeltimmter 
Weiſe von Soldatenbriefen, die aus der Umgegend von Wien 
angekonmen wären, nach welchen der Kronprinz bei einer Revue 
der jüchlischen Armee eine Rede gehalten und der Ichteren 
darin eröffnet haben jollte, daß er fie nun bald mit Hilfe 
einer großen franzöjischen Armee wieder nad) Sachſen zurüd- 
führen werde. Dieſe Angaben wurden mehrfach und immer 
beitimmter wiederholt, bis endlich geſagt wurde, es ſei bei 
der großen Zahl von Briefen, die deshalb in der Nähe von 
Leipzig angefommen ſeien, durchaus nicht mehr z1 bezweifeln, 
day der Kronprinz wirklich eine ſolche Rede gehalten habe. 
Obſchon kein ehrlicher und vernünftiger Menſch daran zweifeln 
fonnte, daß bier eine grobe, nur auf die Unwiſſenheit leicht: 
Jinniger Mafjen berechnete Unwahrheit vorliege, hatte man 
doch eine ausdrückliche Widerlegung für angezeigt gehalten, 
und der Adjutant des Kronprinzen erklärte mit feiner Namens— 
unterjchrift, daß leßterer niemals die ihm beigemeſſene, oder aud) 
nur eine äbnliche Neuerung gethan, day eine größere Revue 
der ſächſiſchen Armee oder eines Theiles derjelben ſeit längerer 
Zeit gar nicht ſtattgefunden und der Kronprinz überhaupt eine 
Anrede an Truppen im der legten Zeit gar nicht gehalten 
babe. Die „Deutſche Allgemeine Zeitung“ nahm dieſe Er: 
Härung zwar auf, fügte aber die Bemerkung bei, daß dieſelbe 
jelbftverftändfich nicht deshalb, weil ſie von einem Adelichen 
und Officier umterfchrieben jet, mehr Glauben verdiene, als 
die Briefe einfacher Soldaten, die das Gegentheil bezeugten. 
Als hierauf der Staatsanwalt einjchritt und die Vorlegung 
der angeblichen Briefe verlangte, deshalb auch eine Haus— 
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ſuchung ſtattfand, wurde auch nicht ein einziger Brief dieſer 
Art beigebracht oder aufgefunden. Die deshalb eingeleitete 
Unterſuchung wurde nach der bald hierauf erfolgten Rückkehr 
des Königs niedergeſchlagen, weil der König alles, was wäh— 
rend ſeiner Abweſenheit gegen ihn und ſeine Familie ver— 
brochen worden war, ein für allemal vergeben und vergeſſen 
wollte, und daher die Amneſtie, welche er in Bezug auf Ver— 
brechen gegen ſeine Perſon und gegen die Landesverfaſſung 
in dem Friedensvertrage verſprochen hatte, aus eigener freier 
Bewegung auch auf alle Vergehen gegen die Mitglieder der 
Königlichen Familie ausgedehnt hatte. 

Nach dem ganz plötzlich erfolgten Tode des Generals 
von Schack war der Generallieutenant von Tümpling 
interimiſtiſch an deſſen Stelle getreten und hatte ſofort 
eine Bekanntmachung erlaſſen, durch welche mit Rüchkſicht 
auf die bevorſtehenden Wahlen zum norddeutſchen Parla— 
mente und zum ſächſiſchen Landtage die Abhaltung öffent— 
licher Verſammlungen in Sachſen im Allgemeinen wieder 
geſtattet wurde. Selbſtverſtändlich war dadurch nur das 
militäriſche, auf dem Kriegsſtande beruhende allgemeine Verbot 
in Wegfall gebracht, zur wirklichen Abhaltung einer Verſamm— 
lung gehörte immer noch die polizeiliche Erlaubniß und dieſe 
hing von dem Ermeſſen des preußiſchen Civilcommiſſars ab, 
der ſie ertheilte oder verweigerte, wie er dies der damaligen 
Politik der preußiſchen Verwaltung in Sachſen für entſprechend 
fand. Demgemäß wurde am 12. October, alſo drei Tage nach— 
dem Herr von Savigny unjern wiederholten, diesmal von 
Grafen Hohenthal ihm perjönlich überbrachten Antrag auf 
Geſtattung der Rückkehr der Reſerviſten uach Sachſen — wie 
ich oben referirt habe — in entſchiedener Weiſe abgelehnt 
hatte, unter Vorſitz des Profeſſors Biedermann eine ſoge— 
nannte „vertrauliche Beiprechung“ der Führer und Anhänger 
der nationaleliberalen Partei abgebalten, deren Beſchlüſſe aber 
ebenjo, wie die dabei gehaltenen Neden, veröffentlicht wurden. 
In dieſer VBerfammlung wurde folgender Beſchluß gefaßt: 
„Wir fordern wiederholt die jofortige Entlafjung der ſäch— 
jüichen Soldaten in ihre Heimat und fünnen nicht aner— 
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fennen, daß andere, als dynaſtiſche Rüdjichten den Auf 
ſchub diejer Entlafjung rechtfertigen.“ Im diefer Berfammlung 
waren übrigens einige Neuerungen des Dr. Joſeph von be 
ſonderem Sntereffe; er nannte die „Sachjentreue“, d. h. die 
Treue der Sachſen zu ihrem Könige, cin „bewußtlojes, lediglich 
animalisches Gefühl“, und als Herr Brofeffor Biedermann in 
derfelben Berfammlung aud einen Antrag auf „Herjtellung 
verfaffungsmäßiger Zujtände in Sachſen“, d. H. auf Wieder: 
heritellung der proviforischen Gejege von 1848 jtellte, unter: 
jtügte Dr. Sojeph zwar diefen Antrag, bezeichnete aber dabei 
in einer für Die damalige Bewegung und namentlich für den 
Widerſtand gegen den angeblichen „Staatsjtreich” von 1850 
überaus charakteriſtiſchen Weiſe die Wiedereinführung der Ber: 
faffung von 1848 nur als „einen llebergangspunft, den man 
ofort wieder aufgeben werde, wenn die volle Einverletbung 
des Landes in Preußen zu erreichen jet” (vergl. Leipziger 
Zeitung von 1866, Nr. 245, S. 5345). 

Ganz im derjelben Weiſe, wie die Nichtentlafjung der 
Kriegsreſerviſten, wurde auch der Umitand, daß die Uebergabe 
des Königſteins noch nicht erfolgt war, benußt, um durch 
unwahre Angaben und Belchuldigungen Unzufriedenheit umd 
Erbitterung gegen den König in Sachjen zu erregen. Daß 
Graf Bismard ſchon im Auguſt bald nad) unſerer Ankunft 
in Berlin die Uebergabe des Königjteins ebenſo, wie die Ent 
lafjung der Kriegsreſerviſten und die Demobilijirung der ſäch— 
jijchen Armee ung als Bräjudicialforderungen bezeichnet, umd, 
Jo lange beides nicht zugeftanden und nicht ausgeführt jei, 
jogar den Beginn der Verhandlungen über den Friedensſchluß 
verweigert hatte, davon war in Berlin nad) allen Richtungen 
hin offen gejprochen worden, es war daher allgemein befannt; 
daß aber der König von Sachſen diefe Bedingungen jofort 
und ohne Weiteres zugeftanden, insbefondere den Comman— 
Daten des Königſteins zur Uebergabe der Feftung bereits 
angewiejen hatte, day wir dies auch der Königlich preußiſchen 
Regierung und zwar erjt mündlich dem Herrn von Savigny, 
als damaligem Stellvertreter des beurlaubten Unterjtaats- 
jefretärs der auswärtigen Angelegenheiten, und fodann am 
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1. September dem Grafen Bismard offictell und ſchriftlich 
angezeigt hatten, Davon wurde wicht geiprochen, Dies wurde 
nicht befannt. Day nun aber diefe von dem Grafen Bismard 
aufgejtellten PBräjudictalforderumgen von dem Commiſſar des 
Kriegsminiſteriums, mit welchem bierauf deshalb verhandelt 
werden mußte, nicht als ſolche, d. h. ala Präjudictalpunfte, 
anerkannt, vielmehr theils als ganz zweck- und bedeutungslos, 
theils als dem Intereſſe Preußens geradezu widerſprechend 
erklärt wurden, der preußiſche Commiſſar ſich ſogar entſchieden 
weigerte, über die Ausführung unſerer Zugeſtändniſſe eher zu 
verhandeln, als bis alle anderen Punkte des Friedensſchluſſes 
in Ordnung ſeien, das habe ich oben ausführlich erzählt. Es 
konnte daher weder die Uebergabe des Königſteins noch 
die Entlafjung der Reſerviſten erfolgen, obgleich wir nicht 
nur dazu volljtändig bereit waren, Jondern Die legtere auch 
dringend wünschten. Durch den oben erwähnten Befehl 
des Generals von Zimpling, wonad jeder nad) Sachen 
zurücfehrende jüchjijche Soldat arretirt werden jollte, wurde 
jogar die Entlaffung einzelner Nejervijten, die außerdem nach 
und nach vielleicht hätte Jtattfinden fünnen, unmöglich gemacht. 
Auch alle dieſe Dinge waren nicht allgeme befaunt und von 
unjerer Seite durfte nichts davon veröffentlicht werden. 
Nach Augen Hin war alſo nur bekannt, daß die beiden 
Forderungen an ums gejtellt und daß ſie noch nicht erfüllt 
waren, und diefer Umſtand wurde zunächſt von der Preſſe 
in jchroffiter Weiſe benugt, um die öffentliche Meinung in 
Sachſen gegen den König und uns, jeine Commiſſare, aufzus 
regen und Die maßlojeiten, aber völlig grundloſen Beſchul— 
digungen zu verbreiten. So brachte z. B. die „Norddeutiche 
Allgemeine Zeitung“, deren nahe, ganz Tpectelle Beziehungen 
zur preußifchen Regierung allgemein befannt waren, und Deren 
Mittheilungen daher eine officiöſe Färbung und eine gewiſſe 
Autorität hatten, in den erjten Tagen des October eine Notiz 
über den Stand unjerer Verhandlungen, in welcher gejagt 
war: „daß diejelben noch immer wicht in Bang gekommen 
jeien, weil die ſächſiſchen Commiſſare fortwährend 
und mit großer Hartnädigfeit Die Uebergabe Des 
24* 
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Königfteins verweigerten, ohne Erledigung dieſes Punktes 
aber Preußen die Verhandlungen gar nicht beginnen könne“. 
Dies, und zwar in jo ganz officiöfer und bejtimmter Faſſung, 
in der „Norddeutichen Allgemeinen Zeitung“ leſen zu müſſen, 
ging doc über Alles hinaus, was ich bis dahin für möglid 
gehalten hatte. Ich eilte daher Sofort zu Herrn von Sa— 
vigny und fragte ihn, ob er denn ganz vergeffen oder der 
preußijchen Regierung gar nichts davon mitgetheilt habe, 
dag der König von Sachſen ſchon vor fünf Wochen die 
Uebergabe des Königiteind zugeltanden und den Comman- 
danten angewieſen habe, dieſelbe zu bewirken, und daß daran, 
daß die Uebergabe nod) nicht wirklich erfolgt jei, nicht der 
König von Sachſen oder wir, jondern ganz allein die preußi- 
chen Commiſſare die Schuld trügen? Da ih es nun ge 
radezu für unmöglid) hielt, daß die Verbreitung ciner jo 
offenbaren Unwahrheit von der preußiſchen Regierung aud) nur 
ſtillſchweigend gebilligt werden könne, jo verlangte ich von ihm 
dringend, jo bald ala möglid eine der Wahrheit entjprechende 
Berichtigung derjelben zu veranlaffen. Herr von Savigny 
weigerte ſich jedoch entjchieden, dies zu thun und jagte mir 
wörtlich: „Dieje gemeinen Klatichereien der Breffe müffen 
tief unter umferer Würde bleiben. Laſſen wir dieſe Leute 
reden, was jie wollen und uns dadurch nicht in unjeren Ber: 
bandlungen ſtören.“ Hierbei blieb er aud) unverändert ftchn, 
als ich ihm zu Gemüthe führte, daß durd) feine Weigerung, 
eine der Wahrheit entjprechende Berichtigung zu veranlaſſen, 
die Bermuthung, dab es ſich bier um etwas Anderes, als um 
eine „gemeine latjcherei der Preſſe“ handele, ja fogar der 
Verdacht begründet werden könne, daß die preußifche Regierung 
die Verbreitung jJolcher Umwahrheiten gar nicht ungern jehe 
und nicht mißbillige. Es half aber Alles nicht3 und ich mußte 
unvderrichteter Sache wieder fortgchen. 

Als der König Johann in den erjten Tagen des Octobers 
in Garlöbad angefommen war, nabte ſich ihn, außer mehreren 
anderen Teputationen aus verschiedenen Theilen Sachſens, am 
8. October auch eine jolche von Vertretern der Stadt Zwickau, 
welche den König, unter Ichhafter Schilderung der überaus 
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tranrigen Zuſtände des Landes und namentlich) der auch von 
der Cholera heimgeſuchten erzgebirgijchen Tijtrikte, dringend 
baten, „jenen Widerjtand gegen die preußischen Friedensbe— 
dingungen aufzugeben und Diefelben anzunehmen, um das 
Yand endlich von den unerträglichen Laſten zu befreien, von 
denen 08 faſt erdrüdt werde“. In jolcdher Weite war es alſo 
der Annexionspartei gelingen, durch forhväbhrende Verbreitung 
umvahrer Nachrichten in der Preſſe die öffentliche Meinung 
in Sachſen zu täujchen und irre zu führen, dal; ſelbſt Die 
achtbaren Männer und Magiftratsperjonen, welche dieſe 
Teputation bildeten, alles Ernſtes glaubten, die Ver: 
zögerung Des Friedens erde Durch Dem zu weit gehenden 
Widerſtand des Königs veranlaßt. Tiefer Letztere antivortete 
darauf, daß cs Ihm, den Kundgebungen der Preſſe gegenüber, 
als ob Er die Schuld an der Verzögerung des Friedensſchluſſes 
trage, erwünſcht jet, Sich Deshalb auszuſprechen. Ties ſei 
durchaus nicht der all. Wenn die Verhandlungen bisher 
zu einem Abjchluffe nicht geführt bätten, jo liege dies nicht 
an ihm; er jelbjt kenne Die preußiſchen Forderungen zur Beit 
noch nicht, werde jedoch, ſoviel ihn betreffe, zur Förderung 
des Abjchluffes jedenfalls das Möglichite beitragen, da ihm 
der Frieden ebenſo jehr am Herzen liege, wie dem Volke (Leip— 
ziger Zeitung Nr. 246 vom 15. October, S. 5969). Als 
nun die Deputation nach ihrer Rückkehr diefe Antwort des 
Königs öffentlich befannt machte, folgerten die national-libe— 
ralen Blätter daraus nicht etwa, daß ihre früheren Nach— 
richten über den Widerjtand des Königs „gegen alle, auch die 
gerechtejten und billigjten gorderungen Preußens“ unbegründet 
gewejen jeien, jondern bejchuldigten uns, Die in Berlin an: 
wejenden Commiſſare, den Grafen Hohenthal und mich, dat; 
wir den König nicht vollitändig von dem Gange der Vers 
handlungen in Kenntniß erhalten und die preußiſchen For— 
derungen, ohne fie dem Könige mitzutbeilen, abgelehnt bätten. 
Wir ſelbſt aber hatten erſt am Abende des 6. Oetobers Die eriten 
vorläufigen Andeutungen über Die preußiſchen Forderungen 
von Herrn von Savigny mündlich erhalten, unſer Bericht an 
den König, der deshalb auch noch nichts Beſtimmtes darüber, 
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größern. Denn ob Sachſen einige Millionen Thaler mehr an 
Preußen zahlen mußte. als vielleicht ohne jenen Druck nöthig 
geworden wäre, ob es jogar gezwungen werden fonnte, cine 
particlle Landabtretung an Preußen zu machen, das Alles 
hatte für die künftige Geſtaltung der deutſchen Angelegen— 
heiten jelbjt im Sinne der klein-deutſchen Partei nicht die 
geringite Bedeutung. 

Eine gerechte Beurteilung dieſes Verfahrens der Partei 
und ihrer Preſſe wird freilich nicht cher möglich fein, als bis 
die Trage beantwortet werden kann: Kannten die Redacteure 
jener Blätter, Die Leiter und Redner jener Verſammlungen 
die wahre Sachlage, den wahren Stand der Berliner Ber: 
handlungen, oder kannten ſie ihn nicht? Wußten fie 5. B., 
indem fie die Hartnädigkeit anflagten, mit welcher der König 
die Uebergabe des Königſteins und die Entlaffung der Re: 
jeriften verweigere und den Grund Diefer Hartnäckigkeit 
auf lediglich dynaſtiſche Intereffen zurüdführten, daß der 
König beide Forderungen ſchon längſt zugejtanden hatte und 
die Ausführung ſeines Zugeltändniffes von den preußiſchen 
Unterhändlern verhindert wurde? Schrieben und ſprachen 
jie daher in vollem Bewußtſein, daß das, was Jic jchrieben 
und jJagten, unwahr war? oder hielten fie es für wahr? 
Wollten jie wiſſentlich das ſächſiſche Wolf täujchen oder waren 
fie jelbjt getäuſcht? 

Eine beſtimmte Antwort auf diefe Kragen wird wohl 
Ichwerlich jemals gegeben werden fünnen. Die Idee des 
Parteiweſens, die Auffaſſung jeiner Zwecke und Aufgaben im 
Staate bat in Teutjchland in der neueren Zeit eine Joldye 
einjeitige Musbtldung erfahren, hat ſich von den alten Grund: 
jüßen des Nechts und der Moral jo vielfach gänzlich los— 
gelöft, dag der Gedanke an das Intereſſe der Partei und ihre 
Zwecke jehr oft über viele Gewiſſensbedenken hinwegbilft, und 
Perjonen, deren Privatleben im Uebrigen durchaus anjtändig, 
in chren= und gewiſſenhafter Weiſe verläuft, in politifchen An— 
gelegenheiten nicht jelten dahin führt, Dinge, über welde fie, 
wenn ſie von Anderen gethan werden, in jittliche Entrüftung 
geratben, ohne alles Bedenken jelbjt zu thun und zu verthei- 
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Diefen Drud uns die Erlangung befferer Bedingungen völlig 
unmöglich gemacht wurde. Wir hatten aber auch fein Mittel, 
um die verbreiteten Unwahrheiten zu widerlegen, da weder in 
Sachen noch in Preußen eine Berichtigung gedrudt werden 
durfte. Um nur etwas zu thun, ſchickte ich einmal den nad) 
ftehenden, jehr vorlichtig gehaltenen Artikel an die Nedaction 
des Dresdner Sonrnals, in welchem er auch aufgenommen wurde. 

„Berjchiedene öffentliche Blätter enthalten jeit einiger 
Zeit Nachrichten über die Friedensverhandlungen zwiſchen 
Preußen und Sachſen, die, bei aller ſonſtigen Verſchiedenheit, 
doc) darin übereinkommen, day fie die Schuld an der langen 
Verzögerung des Friedensſchluſſes und die dadurch für Sadyien 
entitchenden Nachtbeile ausſchließlich den ſächſiſchen Bevollmäd)- 
tigten und den ihnen ertheilten Inſtructionen zur Laſt legen. 
Nun haben aber, wie wir erfahren, die beiderjeitigen Bevollmäch— 
tigten ſich das Beriprechen gegeben, über die Verhandlungen, 
welche Lefanntlich erit vor Kurzem wirkflid begonnen haben, 
nad) Außen hin nichts befannt werden zu laffen. 

Hieraus folgt, day die Verfaſſer jener Artikel über den 
wahren Berlauf der Verhandlungen gar nicht unterrichtet 
fein können, zugleich aber auch, day wir nicht in der Page 
find, jene Nachrichten durch Anführung der wahren That: 
jachen zu widerlegen. 

Wir richten daher für jebt nur die dringende Bitte an 
unſere Meitbürger, alle jene Nachrichten ohne Ausnahme wur 
für das anzuſehen, was fie wirklich) ſind, nämlich Per: 
muthungen und zum Theil Erfindungen Einzelner, die nad 
der politischen Tendenz des Blattes eingerichtet werden, in dem 
fie erichemen. Die Verhandlungen werden, nachdem fie ein: 
mal begonnen, hoffentlich bald zu einem Abſchluſſe Führen, 
und davon darf jeder Sachſe feſt überzeugt fein, das Se. 
Majeſtät der König, wenn Er in die Lage fommt, über ihm 
vorgelegte Forderungen eine Entjchliegung zu faſſen, Sic) 
vor allen anderen Nüdjichten von der auf das Wohl des Lan 
des und don dem Wunſche bejtimmen laſſen wird, den Trud, 
der jet auf ihm laftet, möglichſt abzufürzen und zu erleichtern.“ 

Die Folge der Aufnahme diefes Artikels in das „Dresdner 
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Jonrnal“ war, daß Herr von Wurmb dem Redacteur dieſes 
Blattes bedeutete, daß, wenn er noch einmal irgend etwas 
von den ſächſiſchen Commiſſaren in Berlin Eingeſendetes 
ohne ſeine, von Wurmbs, ausdrückliche Erlanbniß aufnehme, 
er das Journal ſofort gänzlich verbieten und unterdrücken 
werde. 

Es iſt uns, dem Grafen Hohenthal und mir, ſpäter, 
als Alles vorüber war und die in Folge des Friedens—⸗ 
Ichluffes neu eingetretenen Verhältniſſe in Sachjen bier und 
da unbequem und Manchem unangenehm wurden, don einigen 
Seiten ber, namentlich auch in der Prefje, der Vorwurf ges 
macht oder Wenigstens ſehr unverblümt angedeutet worden, 
daß wir bei größerer diplomatiſcher Gewandtheit und einem 
fejteren, entſchiedeneren Auftreten bei den Friedensverhand— 
lungen für Sachen noch Manches bätten erbalten und retten 
fönnen. Ich babe gegen diejen Vorwurf fein anderes Mittel 
der Bertheidigung, als die einfache Bezugnahme auf die Dar: 
jtellung der Verhandlungen ſelbſt und dejjen, was während 
derjelben in Sachſen vorging, wie ich fie bier gegeben babe, 
und glaube, dat Jich bei einer vorurtheilsfreien Prüfung ders 
jelben Dieter Vorwurf als ebenſo ungerecht und unbegründet 
ergeben wird, wie der uns damals von dev Annexionspartei 
gemachte, gerade entgegengejeßte, daß wir in Berlin zu hart: 
nädig geweſen wären und uns nur don partifulariitiichen 
und Dymaltischen Rückſichten bätten leiten laflen. Die Männer 
aber, welche während der ganzen Zeit der Occupation und 
bejonders während der Dauer der Friedensverhandlungen ſich 
durch ihre Wirkſamkeit in der Preſſe, in öffentlichen Ver— 
jammlungen und ſonſt in der oben geichilderten Weiſe be: 
merklich machten, und, geſchützt durch die im Voraus zuge: 
Jicherte Amneſtie, jelbit vor der Verbreitung offenbarer Une 
wahrheiten und Berleumdungen nicht zurückſchreckten, um ihren 
Zweck zu erreichen, ſie ſind ſpäter, wentgjtens ihrer großen 
Mehrzahl nach, der nationaleliberalen Partei beigetreten und 
gehörten lange Zeit zu den Führern und bervorragenditen 
Mitgliedern derjelben in Sachſen; cs iſt daher leicht begreiflich, 
daß das ſächſiſche Volk in jeiner großen Mehrzabl die ges 
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rechte Erbitterung, die c8 gegen jene Männer hegte, eine Zeit 
lang auf die ganze nationaleliberale Partei übertrug, indem 
es, zum Theil wohl mit Unrecht, geneigt war, alle Mitglieder 
der letzteren als unbedingte Öejinnungsgenofjen jener Män— 
ner anzuſehen. Hierdurch erklärt ſich das tiefe Mißtrauen 
und die lebhafte Abneigung gegen jene Partei, von welcher 
die überwiegende Mehrheit der in ſolchen Dingen überhaupt 
urtheilsfähigen Theile der Bevölkerung Sachſens noch längere 
Zeit nad) dem Friedensſchluſſe erfüllt war und die natur: 
gemäß immer jtärfer werden mußte, als ſich ergab, daß jene 
Beitrebungen auch nad) der Bildung des norddeutjchen Bun- 
des nicht aufhörten, vielmehr die nationalzliberalen ſächſiſchen 
und zum Theil auch außerſächſiſchen Blätter noch längere 
Beit nachher bemüht waren, durch Verbreitung gänzlich un: 
wahrer Gerüchte und tendenziöje Entjtellungen wahrer That: 
jachen fic) wegen des Miplingens ihrer Pläne von 1866 zu 
rächen, Mißtrauen gegen die Gelinnungen des Volkes und 
gegen die Abfichten der Regierung zu erregen, ingbefondere 
die letztere als unzuverläſſig, ja geradezu al® „reichsfeindlich“ 
darzuitellen, um dadurch auch zwischen der ſächſiſchen und der 
Reichöregierung gegenfeitiges Miptrauen, Verwidlungen und 
Differenzen herbeizuführen. 

Aber alle diefe wiederholten und längere Zeit Dindurd) 
beharrlich fortgejegten, oft überaus Hleinlichen Bemühungen 
eines verbifjenen Barteihaffes blieben ohne den gewünschten 
Einfluß auf die gegenfeitigen Verhältniffe der Regierungen. 
Die jächlifche ließ ſich dadurch von ihrer gleich Anfangs ein- 
genommenen Stellung nicht verdrängen und fuhr unbeirrt 
fort, zur Erreichung gemeinfamer nationaler Zwecke nad) Kräf— 
ten mitzuwirken, dabei aber auch die Rechte und Intereſſen 
Sachſens foweit zu wahren und feſtzuhalten, ala ihre Auf: 
opferung im Intereſſe des großen Ganzen nicht wirklich noth- 
wendig war. Die Bundes, ſpäter Reicheregierung aber nahm, 
ebenjo wie die Königlich preußische, nachdem das erſte, noch 
aus früheren Verhältniffen nachwirkende Mißtrauen gegen 
Sachſen überwunden war, aud) uns gegenüber eine durchaus 
freundliche und vertrauensvolle, den Bundesverhältniffen ent: 
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zuflößen. Ibm gelang es auch, Die nothwendige Reorgani- 
fation der jächlijchen Armee vajch und mit dem beiten Erfolge 
durchzuführen und in dieſer Beziehung eine möglichit voll: 
jtändige Uebereinſtinmung mit den preußiſchen Einrichtungen 
herbeizuführen. 

Sit es in Folge Diefer Wendung der Tinge der ſäch— 
ſiſchen Armee möglid) geworden, an der größten nationalen 
That unſerer Zeit, an dem Nriege von 187U und 1871, einen 
höchſt chremvollen und erfolgreichen Antheil zu nehmen, bat 
insbejondere der damalige Kronprinz — jetzt Er. Majeſtät 
der König von Sachſen — dabei Gelegenheit gefunden, ſich 
als einen hervorragenden Feldherrn, als einen der eriten 
Führer Des deutjchen Heeres, als eine Stüge Des deutjchen 
Reiches zu bewähren, jo haben auch überhaupt Die Verhält— 
niſſe Sachjens zu dem norddeutichen Bunde, wie jpäter zu 
dem deutſchen Reiche in gleich offener und vertrauensdeller 
Weiſe fortbeitanden, wie jie jofort nad) dem Abjchluffe des 
Friedens begonnen hatten. 


Bei Korrectur des Werkes find einige Fehler überjchen worden. In⸗ 
ſoweit dieſelben nicht aus den Zuſammenhange ſofort erkennbar, ſind ſie 
in Folgendem verzeichnet. 


Im erſten Bande: 


Seite 15, 3.19 v. o. muß es heißen „Pandecten“ ſtatt „Pendanten“ 
64, = 2 v. u. „1848“ - „1830“ 


®.Bvın. = =: „ernjtere” = „erniter“ 

18, 109 v. o. „Verfaſſung“ „Auffaſſung“ 
193, 8 v. o. „Bundesacte“ „Bundesacten“ 
193, 9 v. o. „XSchlußacte“ „Schlußacten“ 
212, 13 v. . 2 2 „längere“ „größere“ 


252, 4 v. u. iſt dad Wort „nothwendig“ zu ſtreichen 


278, lv n. muß es heißen „1850“ ſtatt „1851” 
347. 2 v. ° —z„ Commiſſare“ „Commiſſion“ 
371, 9 v. o. „Finſteraarhorn“ „Finſterahorn“ 


Im zweiten Bande: 


Seite 32, 3. 1 v. u. muß das Komma und das Wort „auch“ wegfallen 


52, 9200 —es heißen „Twiſtzölle“ jtatt „Tarifzöfle“ 
: 593, 16 v. u.— „IB83z : „1853* 
: 2%, 1900 =: 002 „doc“ - „Noch“ 
” 12 v. ° 20020 „denjelben“ :  „derjelben“ 
113, 10 v. u. e -  „1865* =:  „1868* 
: 121, . 12v.v. : „Landesvertretung“ -  „Bindesver: 
tretung“ 
: 1330, : 10.0. : =: „eher“ - „ehe“ 
172%, 11v. = - . 0,9. Könnerik“ 0. Boſe“ 
221, - 000. = = = „richtig“ = „nöthig“ 


-: 276, : 70.0. >: =: „don“ = „in“ 




















